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I 


a das Geld als „Wertmeſſer“ für alle anderen Güter dient, 

kann der Wert des Geldes ſelbſt bekanntlich nicht unmittel⸗ 
bar feſtgeſtellt werden. Er kann vielmehr nur durch das be⸗ 
ſtimmt werden, was man für Geld eintauſchen kann. Das ſind 
Waren und fremdes Geld. 

Wenn der Wert eines Geldes in fremdem Geld ausgedrückt 
wird, ſprechen wir von dem Außenwert des Geldes oder der Valuta. 
Der Außenwert kann in ebenſoviel Kursnotierungen zum Ausdruck 
kommen, wie es fremde Währungen gibt. Es iſt die Aufgabe 
der Deviſenarbitrage, aus der urſprünglichen Mannigfaltigkeit der 
örtlichen Bewertungen die Einheitlichkeit des internationalen 


1 Vortrag, gehalten auf der Nordiſchen wahrsten in Lübeck am 


1. September 1921. 
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Marktes für jede einzelne Währung herzuſtellen. Im ſelben Maße, 
wie ihr das gelingt — und es iſt ihr vor dem Kriege gelungen — 
ſtellt der Außenwert des Geldes, trotz ſeiner verſchiedenen Bezeich⸗ 
nungen, etwas Einheitliches dar, daß auch in einer Zahl vollſtändig 
zum Ausdruck gebracht werden kann. Im ſelben Maße, wie eine 
internationale Einheit des Marktes für eine Währung nicht vor⸗ 
handen iſt und ſich auch nicht ohne weiteres herſtellen läßt, fehlt 
auch die Einheitlichkeit in der Außenbewertung einer Währung. 
Eine ganze Reihe von Zahlen iſt dann für den Außenwert eines 
Geldes bezeichnend, und nur künſtlich läßt ſich eine Einheitszahl er⸗ 
rechnen, eine Einheitszahl noch dazu von fragwürdiger Bedeutung. 
Die heute beliebten Verſuche, einen ſogenannten „Valutaindex“ für 
die Bewertung einer Währung im Ausland aufzuſtellen, ſind nur ein 
Beweis dafür, daß der Weltmarkt einſtweilen noch nicht wiederher⸗ 
geſtellt iſt, und daß die Arbitrage ihre weltwirtſchaftliche Aufgabe 
noch nicht wieder zu erfüllen in der Lage iſt. Störungen mannig⸗ 
facher Art verhindern noch ein normales Funktionieren, das vor dem 
Kriege als eine Selbſtverſtändlichkeit galt. 

Wenn der Wert eines Geldes in Waren ausgedrückt wird, 
kann man, gegenüber dem Valutawert, vom Warenwert des Geldes 
ſprechen, und da es regelmäßig inländiſche Waren ſind, an denen 
man den Geldwert mißt, ſo pflegt man dieſen Warenwert als 
Binnenwert des Geldes zu bezeichnen. Wegen der großen Mannig⸗ 
faltigkeit der Waren iſt hier eine Bewertung in einer Ziffer von 
Natur aus ausgeſchloſſen. Hier kann alſo nur künſtlich durch Er⸗ 
rechnung einer Indexzahl eine Einheit hergeſtellt werden. Soweit 
es ſich um das Inland handelt, können zu dieſer Berechnung alle 
Waren herangezogen werden. In ausländiſchen Warenpreiſen kann 
der Wert des Geldes dagegen nur zum Ausdruck gebracht werden, 
ſoweit es ſich um Welthandelsartikel handelt, die nicht infolge ihrer 
unzureichenden Transportfähigkeit auf territorialen Märkten feſt⸗ 
gehalten werden. 

Mit der Bildung eines einheitlichen Weltmarktpreiſes ſchwindet 
ſchnell der Unterſchied in der Bewertung des Geldes nach inlän⸗ 
diſchen und ausländiſchen Waren. Wenn aber auch hier der Welt⸗ 
markt verſagt — wie das heute noch in weitgehendem Maße der 
Fall iſt —, dann iſt die Kaufkraft desſelben Geldes in einem Lande 
größer als im andern. Dann müſſen „Kaufkraftparitäten“, wie 
Profeſſor Caſſel in Stockholm ſich ausgedrückt hat, wiederhergeſtellt 
werden. Das iſt aber nicht durch Währungsmaßnahmen allein 
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nög lich Es müſſen vielmehr die unzureichend verknüpften natio⸗ 
nalen Märkte mit ſelbſtändiger Preisbildung zur Einheit des Welt⸗ 
markte wieder wirkſam zuſammengefaßt werden. Dann verſchwinden 
die Differenzen in der Preisbildung, ſoweit ſie nicht nur vorüber⸗ 
geher de Folgeerſcheinungen einer fortſchreitenden Geldentwertung 
ind. Wie bei unvollkommener Weltmarktbildung die Bewertung 
3 Geldes in verſchiedenen ausländiſchen Währungen notwendig 
Bfäichen it, jo iſt alſo auch bei unvollkommener Weltmarkt: 
bild dung die Bewertung des Geldes in inländiſchen und auslän⸗ 
dischen Waren notwendig voneinander abweichend. 

So iſt es verſtändlich, daß die Forderung nach Wiederherſtellung 
3 Weltmarktes immer ſtärker in den Vordergrund getreten iſt. 
Sie zeigt ſich, noch ziemlich unklar, auf der Brüſſeler Finanzkonferenz 
und iſt ſeitdem immer nachdrücklicher von führenden Männern des 
Wi | irtſchaftslebens, insbeſondere in England und in den Vereinigten 
Staaten, erhoben worden. Auch hier hat der Krieg uns, wie auf 
io vielen Gebieten, auf eine frühere Stufe der Entwicklung zurück⸗ 
ſeworfen. Die Napoleoniſchen Kriege vor einem Jahrhundert kannten 
er nicht ſolche weltwirtſchaftlichen Folgen, wie wir ſie jetzt durch⸗ 
leben. Damals war der Weltmarkt noch in den Anfängen ſeiner 
G ens; heute iſt er der Menſchheit unentbehrlich geworden. 
in der früheren techniſchen Vollkommenheit wiederherzuſtellen, 
gehört zu den eigenartigen Nachkriegsaufgaben unſerer Zeit. Ihre 
en ung kann immer nur unter heftigen ee er⸗ 
4 gen. 

Dieſes die Welt jetzt durchziehende Streben nach Wiederher⸗ 
ſtellung des Weltmarkts liegt heute nicht im Intereſſe ſehr weiter 
$ Rreife des deutſchen Volkes. Aber es gehört in den weiten Be⸗ 
reich deutſcher Illuſionen, zu glauben, man könne dieſer Entwicklung 
auf die Dauer wirkſamen Widerſtand leiſten. Hier ſind ſtärkere 
K räfte wirkſam als der Wille ſchwacher Menſchen. Nicht nur von 
ſeiten der Entente wird die Wiederherſtellung des Weltmarktes 
at ig erſtrebt, ſondern auch wirtſchaftliche Geſetze mit unbezwing⸗ 
licher Macht, die nur Unwiſſende verkennen können, wirken dahin, 
die Kaufkraft des Geldes international auszugleichen. Die Politik 
nuf mit dieſem traurigen, aber unausweichlichen Prozeß rechnen. 
Sie kann ihn zu verlangſamen trachten oder wenigſtens alles ver⸗ 
nn das ihn beſchleunigt. Aber damit iſt's wahrlich nicht getan. 
den dauernd wirkſamen Ausgleichsprozeß, der nur darum 


ll Erfolge noch nicht gezeitigt hat, weil die Geldentwertung noch 
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ſchneller als fie fortgeſchritten ift, zu ignorieren, muß ſie ſich pofitiv 
mit ihren Maßnahmen auf ihn einſtellen. Es iſt eine ebenſo naive 
wie gefährliche Überſchätzung der eigenen Kraft, wenn man der 
Übermacht der hier wirkenden Kräfte den eigenen kleinen Willen 
entgegenſtemmen will. 


II . 


Die eigenartige und ſchwierige Aufgabe der Wiederherſtellung 
des durch den Krieg zerrütteten Weltmarktes wird nun durch ein 


Moment noch beſonders erſchwert. Der Krieg hat nämlich nicht 


etwa nur die nationalen Märkte aus ihrem Zuſammenhang gelöſt, 
ſondern zugleich auch in die Verhältniſſe von Angebot und Nach⸗ 
frage auf dem Weltmarkte tief eingegriffen. Er hat einerſeits 
während ſeines Verlaufes eine gewaltige anormale Nachfrage ge⸗ 
ſchaffen, die heute faſt ganz verſiegt iſt, und er hat zugleich und 
vor allem die große normale Nachfrage, welche von Mittel- und 
Oſteuropa ausging, anfangs durch die Blockade faſt ganz aus⸗ 
geſchaltet und ſpäter mit anderen Mitteln noch niedergehalten. Da⸗ 
bei handelt es ſich weitaus an erſter Stelle um Deutſchland. Die 
Kaufkraft, die Deutſchland in der letzten Zeit vor dem Kriege auf dem 
Weltmarkt betätigt hat, iſt nur von England noch etwas übertroffen 
worden. Sie iſt zum Beiſpiel mehr als viermal ſo groß wie die 
Rußlands, auch viermal fo groß wie die von ganz Oſterreich⸗ 
Ungarn, größer als die Rußlands, Oſterreich⸗Ungarns, aller Balkan⸗ 
länder, Italiens, Spaniens und Portugals zuſammengenommen. 
Solche Kaufkraft kann der Weltmarkt nicht entbehren. Wenn ſie 
verkümmert, dann muß er ſelbſt verkümmern. Dann muß die aus⸗ 
ländiſche Produktion unter dem Druck langwieriger Arbeitsloſigkeit, 
wie ſie heute ſchon insbeſondere in England und in den Vereinigten 
Staaten ſo beunruhigend ſich zeigt, dem ſtark verminderten Bedarfe 


angepaßt werden. Das iſt der Sinn der ſogenannten Weltwirt⸗ 


ſchaftskriſe, die in einem Lande um ſo ſtärker ſich zeigt, je tiefer 
es in die Weltwirtſchaft verflochten iſt. Für ſie gibt es nur ein 
Heilmittel: man darf das Wiederaufleben der ſo lange ausgeſchal⸗ 
teten, ſo ſehr geſchwächten und doch noch immer ſo lebendigen Kauf⸗ 
kraft des kontinentalen Europa nicht länger hemmen. 

Dieſe weltwirtſchaftliche Erkenntnis fängt langſam an, durch 
den dichten Nebel des Vorurteils und der Verblendung hindurchzu⸗ 


brechen. Bei den Führern des den Erdball umſpannenden enge: 
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liſchen Wirtſchaftslebens iſt ſie am früheſten und klarſten zum 
Ausdruck gekommen. Sie durchzieht wie ein leuchtender roter Faden 
die bemerkenswerten Reden, welche die Präſidenten der großen eng⸗ 
liſchen Banken auf ihren Generalverſammlungen gehalten haben. 
MeKenna, der Nachfolger Sir Edward Holdens, hat in der 
London Joint City and Midland Bank gejagt: „Die wirtſchaft⸗ 
liche Wiederherſtellung Europas follte heute unfere erſte Sorge fein. 
Wenn wir ſie vernachläſſigen, wird unſer Außenhandel einſchrumpfen 
und verkümmern. Der Handel der Welt muß als eine Einheit auf⸗ 
gefaßt werden, und wenn ein großer Teil von ihm losgelöſt wird, 
ſo muß das, was übrig bleibt, eine ſchwere Beeinträchtigung er⸗ 
fahren.“ Ahnlich ſagte Lord Inchcape in der National Provincial 
and Union Bank: „Wenn der Krieg uns irgend etwas gelehrt hat, 
iſt es das, daß in der modernen, wirtſchaftlich ſo eng verflochtenen 
Welt kein Volk leiden kann ohne andere mit in ſein Unglück zu 
ziehen, kein Volk reich werden kann an der Armut eines anderen, 

kein Volk kaufen kann, ohne verkaufen zu können; und daß ein 
kranker Punkt wie Rußland und die Mittelmächte und die kürzlich 
geſchaffenen Staaten um ſie herum alle Funktionen des europäiſchen 
Körpers vergiften.“ Ahnlich ſagte Mr. Goodenough in Barclays 
Bank: „Dieſe Anſammlung von Vorräten iſt zum großen Teil 
eine Folge des Mangels an Kaufkraft im Ausland“; und der Vize⸗ 
präfident Sir Herbert Hambling hat mit beſonderem Nachdruck hin⸗ 
zugefügt: „Ich bin tief davon überzeugt, daß ein friedliches und 
glückliches Deutſchland und Oſterreich ebenſo weſentlich für das 
Wohlergehen der Welt find wie vor 10 Jahren. Wir dürfen nicht 
vergeſſen, daß in der Vorkriegszeit unſer zweitbeſter Kunde Deutſch⸗ 

land war.“ 

Auch in den volkswirtſchaftlich gebildeten Kreiſen der Ver⸗ 
einigten Staaten verbreitet ſich — manche Beweiſe könnten dafür 
beigebracht werden — dieſe Einſicht von der weltwirtſchaftlichen 
Solidarität der Kulturvölker. Wieweit ſie aber auch in die maß⸗ 
gebenden politiſchen Kreiſe beider Länder Eingang findet, iſt zweifel⸗ 
haft; und in Frankreich ſind kaum beſcheidene Anſätze ſolcher Er⸗ 
kenntnis vorhanden. Es ſieht heute noch nicht ſo aus, als ob ſie 
ſchnell genug ſich verbreitete, um den Weg vom Worte zur Tat zu 
finden, ehe es zu ſpät iſt. 

Das iſt die erſte große Aufgabe, eine Aufgabe, die nicht, wie 
man fälſchlich oft angenommen hat, dem Währungsweſen angehört, 
ſondern auf dem Gebiete der Marktbildung gelegen iſt. 
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III 


| Sehen wir jetzt von den Störungen des Weltmarkts ab, jo kann 
man ſagen: Die Hauptaufgabe einer jeden Organiſation des Geldweſens 
iſt es, die Schwankungen des Außenwerts und des Binnenwerts des 
Geldes möglichſt zu mildern. Dieſe Aufgabe war vor dem Kriege gelöſt 
worden, und zwar mit Hilfe der Goldwährung. Dabei beſtand das 
Kennzeichnende dieſer Löſung nicht darin, daß Goldgeld für jedes 
einheimiſche Zahlungsmittel leicht zu erlangen war. Das, was die 
Gegenwart von der Zeit vor dem Kriege unterſcheidet, iſt vielmehr 
vor allem, daß vor dem Kriege auf der Grundlage der Goldwährung 
eine mit bewundernswerter Vollkommenheit arbeitende Organiſation 
des internationalen Zahlungsweſens vorhanden war, ans daß fie 
heute zuſammengebrochen fit. 

Dieſe internationale Organiſation beruhte bekanntlich nicht auf 
einer internationalen Einheit des Geldes, nicht auf einem Weltgeld, 
gegen das gleichmäßig alle theoretiſche Erkenntnis und praktiſche Er⸗ 
fahrung ſprechen. Sie beruhte vielmehr auf einer internationalen Einheit 
des Geldſtoffes, die ſich ohne internationale Vereinbarung — darin 
lag ihre Stärke — herausgebildet hatte. Jede Währung hatte ihre 


volle Selbſtändigkeit. Alles Geld galt daher regelmäßig auch nur 


innerhalb der Grenzen des ausgebenden Staates. Nur mit eigenem 
Gelde konnte in der Regel rechtsgültig gezahlt werden. Aber durch 


die Gemeinſamkeit des Geldſtoffes — eine Art Standardiſierung 


oder Typiſierung der verſchiedenen Währungsſyſteme — war die 
Beſchaffung des fremden Geldes aufs äußerſte erleichtert. Trotz der 
nationalen Geldverſchiedenheiten war das, was auch bei inter⸗ 
nationaler Geldeinheit das Wichtigſte ſein würde, erreicht: eine 
große Wertbeſtändigkeit. 

Mit Hilfe der Goldwährung waren erſtens den Schwankungen 
des Außenwerts und denen des Binnenwerts des Geldes und zweitens 
auch ihren Abweichungen voneinander enge Grenzen gezogen. Das 
war bekanntlich auch dadurch geſchehen, daß der Geldwert, der ſich 


an ſich unabhängig vom Geldſtoff bilden kann, dann aber, wie wir 


es heute erleben, unbegrenzten Schwankungen ausgeſetzt iſt, mit dem 
Werte des Goldes aufs engſte verbunden war. Zu einem ein für 
allemal feſtgeſetzten Preiſe — dem einzigen feſten Preiſe der ganzen 
Weltwirtſchaft — konnte jederzeit mit Hilfe des freien Prägerechts 
einerſeits und dank der Einſchmelzbarkeit der Goldmünzen ander⸗ 
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ſeits Gold in Geld und Geld in Gold umgewandelt werden. Aus 
dieſer engen Verknüpfung des Geldwertes und Goldwertes ergab 
ſich die bekannte Tatſache, daß der Außenwert des Geldes nach unten 
und nach oben nicht mehr ſchwankte, als die Verſendungs⸗ und 
Bezugskoſten des Goldes ausmachten. Mit automatiſcher Sicherheit 
ſetzte, ſobald der Geldkurs einen der beiden ſogenannten Goldpunkte 
überſchritt, die Kurskorrektur in der Form der Goldverſendung in 
der einen oder anderen Richtung ein. In dieſer außerordentlichen 
Sicherheit, die gewiſſermaßen die Unzulänglichkeiten der Menſchen 
überwunden zu haben ſchien, liegt der große Hauptvorzug dieſes 
Währungsſyſtems. 

Dieſer Vorzug iſt durch den Krieg abgeſchwächt worden. Die 
Kursregulierung erfolgt nicht mehr mit der alten automatiſchen 
Selbſtverſtändlichkeit. Denn es gibt heute noch nicht wieder einen 
freien Goldhandel. Abgeſehen von den Vereinigten Staaten, beſtehen 
heute noch in allen Ländern Ausfuhrbeſchränkungen für Gold, und 
damit iſt dem Willen des Menſchen noch ein weites Feld für Irr⸗ 
tümer überlaſſen. Erſt wenn die alte Freiheit des Goldhandels und 
damit die frühere Selbſttätigkeit der Regelung wiederhergeſtellt ſind, 
kann die Goldwährung ihre unerſetzlichen Vorzüge in bezug auf den 
Außenwert des Geldes wieder voll entfalten. 

Ahnlich verhält es ſich auch mit dem Binnenwert. Die Fixierung 
des Wertverhältniſſes zwiſchen Gold und Geld bedeutet natürlich 
keineswegs zugleich eine Fixierung des Wertverhältniſſes zwiſchen 
Geld und Gold auf der einen, den übrigen Waren auf der anderen 
Seite. Den übrigen Waren gegenüber kann ſich der Wert des Gold⸗ 
geldes natürlich verändern. Jede Wertminderung muß dann in 
ſteigenden, jede Wertſteigerung in ſinkenden Warenpreiſen zum Aus⸗ 
druck gelangen. 

Aber auch dieſen Schwankungen waren im Rahmen der Gold⸗ 
währung vor dem Kriege wirkſame Schranken gezogen. Denn erſtens 
zeichnet ſich das Gold darum bekanntlich durch eine beſondere Wert⸗ 
beſtändigkeit aus, daß es nicht, wie zum Beiſpiel Weizen oder Kohle, 
durch den Gebrauch verzehrt wird, und daß es wegen ſeiner Koſt⸗ 
barkeit ſtets ſorgſame Aufbewahrung findet, ſo daß die Schwankungen 
in der Goldproduktion nur wenig gegenüber dem angeſammelten 
Goldvorrat der Jahrhunderte ausmachen. Außerdem kam das auf 
dem Weltmarkt verkäufliche Gold für alle Goldwährungsländer mit 
freier Prägung wegen ſeiner hohen Transportfähigkeit als einheit⸗ 
liche Goldreſerve in Betracht. Soweit die volle Goldwährung reichte, 
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war ein einheitliches Angebot vorhanden. Darum war jede Änderung 
im Werte des Goldgeldes nicht auf ein Land beſchränkt, ſondern 
eine internationale Erſcheinung. Auch dadurch erfährt ſie eine wirk⸗ 
ſame Abſchwächung und außerdem inſofern eine bedeutſame Milde⸗ 
rung, als ſie internationale Verſchiebungen nicht mehr hervorrufen 
kann. 

Auch dieſe Vorzüge der Goldwährung ſind durch den Krieg 
ſtark beeinträchtigt worden. Mit dem freien Goldmarkt iſt die dar⸗ 
gelegte Einheitlichkeit des Goldangebotes in der ganzen Welt ge⸗ 
ſchwunden. Vor allem aber iſt die Stetigkeit der Nachfrage, welche 
bisher dem ſtetigen Angebot gegenüberſtand, durch die Aufhebung 
der freien Goldprägung in faſt allen Ländern gemindert worden. 
Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß dadurch das Gold eine zeitweiſe 
Wertverringerung erfahren hat, obwohl die Verhältniſſe des Gold⸗ 
marktes im ganzen mehr auf eine zukünftige Verteuerung hindeuten. 
Auch dieſe Beeinträchtigungen können nur durch volle Wiederher⸗ 
ſtellung der Goldwährung und des freien Goldhandels wieder beſeitigt 
werden. 

Endlich waren auch den Abweichungen des Außenwerts und 
Binnenwerts voneinander enge Grenzen durch die Goldwährung 
gezogen. Denn mit Hilfe des freien Prägerechts kann Gold jeder⸗ 
zeit leicht in Geld jedes Landes, das eine vollkommene Goldwährung 
beſitzt, umgewandelt werden. Man kann mit Gold ebenſo aus⸗ 
ländiſches wie inländiſches Geld ſich beſchaffen, und ebenſo kann man 
jegliches Goldgeld leicht auf dem Metallmarkt verwerten. Dieſe 
Möglichkeit, jederzeit die Menge der einheimiſchen wie ausländiſchen 
Zahlungsmittel vergrößern oder verkleinern zu können, ſchränkt die 
Abweichungen des Binnen⸗ und Außenwerts voneinander auf die 
geringen Koſten der Umwandlung aus Ware in Geld und um⸗ 
gekehrt ein. 

So war nach allen Seiten eine weitgehende Wertbeſtändigkeit 
erreicht, welche für die Volkswirtſchaft wie für die Volksmoral 
gleich wohltätig war. 


IV 


n Alle dieſe Schranken ſind bei uns in Deutſchland mit dem 
Übergang von der Gold⸗ zur Papierwährung gefallen. Heute gibt 
es keine Metallpunkte mehr, welche automatiſch die Kursſchwankungen 
der Valuta einengen. Heute iſt die unbegrenzte Entwicklungsfähigkeit 
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des Binnenwerts durch nichts mehr gehemmt, und keine Umwandlungs⸗ 

möglichkeiten ſetzen den Abweichungen des Außen: und Binnenwerts 
voneinander noch ein Ziel. Es fehlt darum heute an allen natür⸗ 
lichen Grenzen für die Wertänderungen und ſelbſtändig können zu⸗ 
nächſt die verſchiedenen treibenden Kräfte bei Außen⸗ und Binnen⸗ 
wert des Geldes ſich auswirken. Es können daher bei der Papier⸗ 
währung Unterſchiede in der internationalen Bewertung der Valuta 
und der inländiſchen Geldentwertung entſtehen. Ja, es müſſen 
ſogar wechſelnde Differenzen zwiſchen dem Außen und Binnen⸗ 
wert des Geldes eintreten. Da von ihnen der Abſtand zwiſchen 
den Auslandspreiſen und den Produktionskoſten zum großen Teil 
abhängt, ſo erwachſen aus dieſen wechſelnden Differenzen ſchnell 
wechſelnde Konjunkturen. Wächſt die Differenz, ſo wird die Aus⸗ 
fuhr gefördert und die Einfuhr erſchwert, da die in ausländiſcher 
Währung bemeſſenen Preiſe dann größere Beträge in inländiſcher 
Währung ausmachen. Mindert ſich die Differenz, ſo findet die 
umgekehrte Wirkung ſtatt. Wirkt ſinkende Valuta bekanntlich wie 
Ausfuhrprämie und Einfuhrzoll, ſo ſteigende und regelmäßig ſchon 
ſtillſtehende wie Ausfuhrzoll und Einfuhrförderung. Im Wechſel⸗ 
ſpiel dieſer Differenzen vollzieht ſich heute der traurige Prozeß 
der Verarmung unſeres Volkes, der nicht mit einem Schlage vor 
ſich geht, nicht in wenigen Wochen und Monaten, ſondern Jahre 
erfordert. 

Die Rückwirkung, welche die beiden Teilerſcheinungen des ge⸗ 
geſamten Geldentwertungsprozeſſes auf den Handel ausüben, zeigen, 
daß es auch hier an Wechſelwirkungen nicht fehlt. Ihr Träger iſt 
insbeſondere der Ausfuhr⸗ und Einfuhrhandel. Er führt zwar nicht 
unmittelbar und von vornherein, wie die Goldwährung, aber nach⸗ 
träglich und auf Umwegen einen Ausgleich zwiſchen dem Außenwert 
und Binnenwert des Geldes herbei. Denn die Größe der Einfuhr 
und Ausfuhr iſt erſtens von der Differenz zwiſchen Binnenwert und 
Außenwert und damit vom Binnenwert ſelbſt mit abhängig. Und 
ſie beſtimmt zweitens Angebot und Nachfrage in einheimiſchen Zahlungs⸗ 
mitteln auf dem internationalen Geldmarkt. Der Außenhandel ſteht 
alſo zugleich mit den Inlandspreiſen und den Auslandskurſen in 
Verbindung und vermittelt daher zwiſchen beiden ein neues Gleich⸗ 
gewichtsverhältnis. 

Aber dieſer nachträgliche Ausgleichsprozeß erfordert Zeit. Wie⸗ 
viel, iſt zwar nicht anzugeben. Doch läßt ſich zweierlei mit Beſtimmt⸗ 
heit ſagen: Der Ausgleich vollzieht ſich umſo ſchneller, erſtens je 
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freier ſich der Außenhandel entwickeln kann und zweitens, je größer 
und vielſeitiger er iſt. Die Verlängerung der Blockade über den 
Waffenſtillſtand hinaus und die mannigfachen ſonſtigen Einſchränkungen 
des Außenhandels haben den Ausgleich ebenſo verlangſamt und er⸗ 
ſchwert, wie die künſtlichen Eingriffe in die Preisgeſtaltung im Er⸗ 
nährungs⸗, Wohnungs⸗ und Transportweſen. Jede Verringerung 
dieſer Hemmniſſe beſchleunigt dieſen Ausgleich, der niemals, wie 
wir ſchon wiſſen, ganz ausbleiben kann. Freilich iſt er vollſtändig 
und dauernd nur möglich, wenn die Quellen immer neuer Stö⸗ 
rungen beim Außenwert wie beim Binnenwert verſtopft werden. 
Ein allſeitiges Gleichgewicht im Geldwert hat andere Gleichgewichts⸗ 
verhältniſſe zur Vorausſetzung. 

Es muß einmal ein Gleichgewicht im inneren Zahlungsweſen, 
in den Mengenverhältniſſen des Geldes und anderſeits ein inter⸗ 
nationales Gleichgewicht im Wirtſchaftsverkehr der Völker vorhanden 
ſein. Solange immer wieder, um ein Defizit im Reichsbudget zu 
decken, auf der Grundlage von Schatzanweiſungen neue Banknoten 
über den Bedarf des Wirtſchaftslebens hinaus ausgegeben werden 
müſſen, ſolange ferner die ausländiſchen Verpflichtungen unſere 
Forderungen ans Ausland im bisherigen Maß überſteigen, ſolange 
iſt eine Stabiliſierung unſerer Währung ausgeſchloſſen. Was ins⸗ 
beſondere das Gleichgewichtsverhältnis im Wirtſchaftsverkehr der 
Völker anlangt, ſo war es vor dem Kriege in ſolchem Maße vor⸗ 
handen, daß alle Abweichungen jederzeit mit den einfachen Mitteln 
der Goldverſendungen und kurzfriſtigen Kreditierungen ausgeglichen 
werden konnten, die ihrerſeits wieder durch die Diskontpolitik regu⸗ 
liert wurden, welche den Abſchluß des ganzen, auf der Goldwährung 
ſich aufbauenden ſinnvollen Syſtems darſtellt, deſſen hohe Voll⸗ 
kommenheit daraus ſpricht, daß mit Diskontveränderungen von 
ſelten mehr als 1% die Ordnung im ſorgſam ausbalancierten 
Wirtſchaftsverkehr der Völker regelmäßig aufrechterhalten werden 
konnte. | 

Dieſes Gleichgewicht war zweierlei Art: ein Gleichgewicht in 
der Verteilung der Goldbeſtände und vor allem ein Gleichgewicht 
in den wirtſchaftlichen Beziehungen der Völker. Das Gleichgewicht 
in den Goldbeſtänden iſt dadurch geſtört worden, daß der Krieg 
internationale Goldbewegungen hervorgerufen hat, wie die Welt ſie 
noch niemals geſehen hat. Im allgemeinen ſchlagen dieſe Gold⸗ 
bewegungen die Richtung von den kriegführenden Ländern zu den 
neutralen ein, unter denen in der erſten Kriegszeit die Vereinigten 
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Staaten weit voranſtanden. Außer den Vereinigten Staaten, die 
faſt 5 Milliarden Mark an Gold in ihrer Neutralitätszeit erhalten 
haben, find von den am Kriege unmittelbar beteiligten Ländern 
Japan und ſeit dem Waffenſtillſtand vor allem England das Ziel 
der Goldbewegungen geweſen. Der Goldvorrat iſt durch ſie bis 
Zum Beginn dieſes Jahres in Japan auf das 6 fache, in Spanien 
auf das 4½ fache, in England auf das 3 ½ fache, in den ſkandi⸗ 
naviſchen Ländern und der Schweiz auf das Zfache, in Argentinien 
auf das 2 fache angewachſen. Zum Teil iſt der Goldzuſtrom ſogar 
über den Bedarf hinausgegangen, ſo daß man ſich gegen ihn zur 
Wehr ſetzte, um ſtatt Gold Verbrauchsgüter, an denen Mangel vor⸗ 
handen war, zu erlangen. Aber wenn es ſomit auch in den Zufluß- 
ländern des Goldes an Schwierigkeiten nicht gefehlt hat und auch 
heute zum Teil nicht fehlt, im ganzen hat die Goldwährung in 
dieſen Ländern eine außerordentliche, zum Teil bisher nicht zu er- 
wartende Stärkung erfahren. Das iſt der Fall, obwohl heute volle 
Goldwährung allein in den Vereinigten Staaten vorhanden iſt. Aber 
in allen ehemals neutralen Ländern kann ſie, ſobald die weltwirt⸗ 
ſchaftliche Lage es wieder geſtattet, wieder hergeſtellt werden und 
auch in England iſt fie geſichert, wenn auch noch nicht alle Schwierig- 
keiten und Irrungen überwunden ſind. Selbſt von Frankreich, 
deſſen Goldfonds einſchließlich Auslandsgold heute nur um etwa 
10 % hinter der außerordentlichen Höhe ſeines Geſamtgoldvorrats 
vor dem Kriege zurückbleibt, und von Italien, deſſen Goldbeſtände 
denen vor dem Kriege heute gleich ſind, kann man ſagen, daß nicht 
beim Golde Schwierigkeiten liegen. 

Anders natürlich in den eigentlichen Abflußgebieten des Goldes, 
die vor allem durch Rußland und die mitteleuropäiſchen Länder 
gebildet werden. Was insbeſondere Deutſchland anlangt, ſo hat 
die Reichsbank zwar heute noch einen Goldfonds, der nicht viel 
geringer iſt als vor dem Kriege, aber er iſt heute ſein einziger Gold- 
beſitz, während er früher nur ein Drittel des Geſamtvorrats dar— 
ſtellte, der ſich aus Goldumlauf und Goldfonds zuſammenſetzte. 
So ſtehen den Ländern mit im allgemeinen geſtärkter Goldwährung 
ſolche gegenüber, welche eine ſchwere, zum Teil verhängnisvolle Er- 
ſchütterung der Goldwährung erfahren haben. Das alte inter⸗ 
nationale Gleichgewicht, das in Jahrzehnten mühſam aufgebaut 
worden war, iſt dahin; ein neues muß, dem veränderten wirtſchaft⸗ 
lichen Kräftemaß entſprechend, geſchaffen werden. 

Dieſe ſtarke Uneinheitlichkeit in der Kriegsentwicklung ſpiegelt 
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ſich auch in den Anſchauungen. Der Zwieſpältigkeit in den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen entſpricht eine gewiſſe Zwieſpältigkeit der 
Stimmung und des Urteils. Im ganzen iſt allerdings kennzeichnend, 
daß die Brüſſeler Finanzkonferenz, auf der 39 Staaten mit 75 % 
der ganzen Einwohnerſchaft der Erde vertreten waren, ſich einſtimmig 
für die allgemeine Wiederherſtellung der Goldwährung ausgeſprochen 
hat, wie es auch die engliſche Währungskommiſſion für England 
in ihren beiden Berichten mit beſonderem Nachdruck getan hat. 
Auch in den Vereinigten Staaten haben wohl Beſtrebungen zweifel⸗ 
hafter Art, den Golddollar zu „ſtabiliſieren“, Verbreitung gefunden, 
aber an den nicht zu erſetzenden Vorzügen der Goldwährung iſt 
man nicht irre geworden. Demgegenüber bedeutet es im Rahmen 
der Weltwirtſchaft gar wenig, daß in den Ländern des Zuſammen⸗ 
bruchs auch andere Stimmen laut, recht laut geworden ſind. Nie⸗ 
mals iſt ja der Wunſch in ſolchem Umfange Vater des Gedankens 
wie in Zeiten harter Not. Wie jeder lange und ſchwere Krieg die 
Hoffnung auf den ewigen Frieden belebt, wie jedes große Unglück 


eine Fülle unreifer Reformprojekte zeitigt, ſo zeigt ſich, wenn ein 


Land der Papierwährung verfallen iſt, begreiflicherweiſe ein Streben, 
das Papiergeld als ſolches zu rechtfertigen, zu „retten“. Das war 
nach den Napoleoniſchen Kriegen der populäre Hauptinhalt der ver⸗ 
breiteten ſogenannten romantiſchen Geldlehre, die in der ſchillernden 
Journaliſtennatur eines Adam Müller, der mit jeder Strömung 
ſeiner krankhaft bewegten Zeit mitſchwamm, ihren Hauptvertreter 
gefunden hat. Das wiederholt ſich in geſteigertem Maße in der 
Gegenwart, nur daß man ji) heute mehr ein wiſſenſchaftliches 
Mäntelchen umzuhängen trachtet, indem man, unter vielerlei Miß⸗ 
verſtändniſſen und Übertreibungen, eine Glanzleiſtung deutſchen Ge⸗ 
lehrtentums ſich nutzbar zu machen ſucht. Während aber Profeſſor 


Knapp ſich in ſeinem berühmten, viel zitierten und wenig ver⸗ 


ſtandenen Buch keineswegs gegen die Goldwährung ausgeſprochen 
hat, kann man ſagen, daß heute in weiten Kreiſen Deutſchlands 
die Anſicht populär iſt, daß das Gold ſeine Rolle in der Welt aus⸗ 
geſpielt habe. Es dürfte der Wahrheit näher kommen, wenn man 
ſagt, daß in der Welt die Goldwährung noch nie ſo hoch im An⸗ 
ſehen geſtanden hat wie heute. 

Freilich geht es mit der Goldwährung wie mit dem Freihandel: 
nur bei internationaler Anwendung entwickelt ſie ihre unerſetzbaren 
Vorzüge in vollem Maße. Fehlen wichtige Glieder, jo leidet das 
Ganze. Vor dem Kriege wurde eine fühlbare Lücke eigentlich nur 
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durch China gebildet. Die Standardiſierung der Währung, die 


auch auf Japan und die Kolonialgebiete übergegriffen hatte, hatte 
hier gegenüber der altüberkommenen Eigenart haltgemacht. Das 


wurde immer mehr als ſtörend empfunden. Und kennzeichnender⸗ 


weiſe iſt es keineswegs China in erſter Linie geweſen, das eine 
Reform erſtrebte. Es waren vielmehr die führenden Völker der 
alten und neuen Welt, die in eifrigem Wetteifer ſich abmühten, 
dieſes fehlende Glied der internationalen Organiſation einzufügen. 

Ahnliches wiederholt ſich heute in ſtark vergrößertem Maßſtab. 
Die ſchwere Lücke, die der Krieg in Mitteleuropa in die inter⸗ 
nationale Organiſation des Zahlungsweſens geriſſen hat, wird von 
Monat zu Monat in allen Ländern, die mit Mitteleuropa in wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen geſtanden haben, ſtärker empfunden. Dieſe 


Empfindung kommt zwar noch keineswegs allgemein ſo klar zum 


Bewußtſein, wie es vor dem Kriege bei China der Fall war. Aber 
es zeigt ſich deutlich, daß die Logik der Dinge ſich geltend zu 
machen weiß. | | 
Auch in dieſer Organiſation leben Kräfte des Selbſtſchutzes und 
der Selbſthilfe. Wird nicht im betreffenden Lande dem international 
empfundenen Bedürfnis entſprochen, ſo hilft ſich die Weltwirtſchaft 
ſelbſt, indem ſie für ihre Zwecke immer mehr ausländiſche Zahlungs⸗ 
mittel in das kranke Papierwährungsland einführt. Damit ſtehen 
wir vor einer ſchlimmen Alternative. Sie iſt ſicherlich unerwünſcht, 
ja tief bedauerlich. Aber darum darf ſie nicht in ihrem ſchweren 
Ernſt überſehen und einfach geleugnet werden. Im Gegenteil, man 


muß ihr ruhig und klar entgegenblicken. Dieſe Alternative iſt alſo 


die: entweder ſchaffen wir ſelbſt wieder in irgendeiner Form eine 
inländiſche Goldrechnung, die eine ſichere Kalkulation geſtattet, oder 
der Weltverkehr wird ausländiſches Geld — und zwar, da die 
neutralen Länder Europas für Deutſchlands großen Bedarf zu klein 
ſind —, in erſter Linie Dollarnoten, in immer größere Teile des 
deutſchen Wirtſchaftslebens mit automatiſch wirkender Zwangs⸗ 
gewalt einführen, wie es ſchon einſt in Deutſchland mit dem 
Louisdor und Napoleondor und ſpäter in währungskranken ſüd⸗ 
amerikaniſchen Staaten mit dem engliſchen Pfund geſchehen iſt. 
Dabei muß man ſich klar ſein: Was in der Zeit beginnender Welt⸗ 
wirtſchaft nur eine vereinzelte Erſcheinung war, das gewinnt heute 


eine ganz andere Tragweite. Es gibt aber nur zwei Möglichkeiten: 


entweder verlieren wir auch im Geldweſen einen wichtigen Teil 
unſerer Selbſtändigkeit und ſinken auch in dieſer Hinſicht auf die 
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Stufe eines ausgebeuteten Koloniallandes herab, oder wir müſſen 
auf irgendeine Weiſe — vielleicht in der Form einer einheimiſchen 
Parallelwährung — uns ſelbſt einen wieder brauchbaren Wertmaß⸗ 
ſtab neu ſchaffen. Nur durch vorſichtige Wiedereinführung eines 
wieder brauchbaren Wertmaßſtabes — und das muß immer in 
irgendeiner Form eine Goldrechnung ſein — können wir uns der 
heute ſchon ſchnell fortſchreitenden „Überfremdung“ unſeres Geld⸗ 
weſens entziehen. Nur durch ſie können wir auch der heilloſen 
Verwirrung Herr werden, die heute daraus entſteht, daß das Recht 
keinen Unterſchied zwiſchen vollwertigem und entwertetem Geld 
macht. Das Recht kennt nur Mark, ſetzt in volkswirtſchaftlicher 
Blindheit Gold und Papiermark einander gleich. Die Verkehrsſitte 
muß dafür ſorgen, daß die tiefgreifenden Unterſchiede, die das Recht 
nicht zu erfaſſen imſtande iſt, zum gebührenden Ausdruck und zur 
gebührenden Geltung gebracht werden können. Sie muß das Rechnen 
nach dem bloßen Nennwert des Geldes korrigieren, indem ſie Um⸗ 
rechnungen zum Goldmarkkurſe, wie ihn die Reichsbank heute ſchon 
in grober Form feſtzuſetzen begonnen hat, bei langfriſtigen Ver⸗ 
pflichtungen zur Regel macht. Auf die Dauer geht es nicht, daß 
Vermögensverluſte, die der Geldentwertung nicht voll entſprechen, 
kurzer Hand als Gewinne betrachtet und behandelt werden. Wenn 
ziffernmäßig noch ſo hohe Gewinne nicht mehr ausreichen, Waren 
und Arbeitskräfte im gleichen Umfang wie bisher zu beſchaffen, 
dann ſtellen ſie in Wirklichkeit nicht Gewinne, ſondern Kapitalverluſte 
dar. Überträgt man einfach den rechtlichen Standpunkt auf das 
Wirtſchaftsleben, auch wo die Vorausſetzung einer wertbeſtändigen 
Währung nicht gegeben iſt, dann müſſen wirtſchaftliche Unmöglichkeiten 
und Ungerechtigkeiten bis zum Unerträglichen ſich häufen. Das 
geſchieht aber heute. Es iſt geradezu zu einer Lieblingsbeſchäftigung 
im deutſchen Volke geworden, ſich ſelbſt und andere „reich zu 
rechnen“. Immer wieder werden von den Beteiligten, vom Publikum, 
von der Steuerbehörde, Gewinne angenommen, wo in Wahrheit 
Verluſte vorliegen. 

Am deutlichſten zeigt ſich dieſe große Täuſchung, die durch unſer 
Volk zieht, im Aktienweſen. Das in Boden und Bauten, Maſchinen 
und Vorräten beſtehende Erwerbsvermögen ſelbſt nimmt an der 
Inflation teil; es wächſt bei zunehmender Geldentwertung in ſeinen 
ziffernmäßigen Beträgen. Das jiuriſtiſch feſtgelegte Aktienkapital 
wird dagegen auf ſeinem Nennbetrag feſtgehalten. Daraus ergibt 
ſich, daß die Erkrankung unſeres Geldweſens notwendig eine krank⸗ 
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hafte Entkapitaliſierung unſeres Wirſchaftslebens mit ſich bringt. 
Sie ſpiegelt ſich im Kursſtand unſerer Aktien, der — vom Markt 
der nicht notierten Wertpapiere abgeſehen — viel mehr Urſache als 


olge der viel berufenen und viel überſchätzten Spekulationen dar⸗ 
stellt. Sie iſt eine der gefährlichſten Schwächen unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens. Denn ſie erſchwert es in großem und wachſendem Maße, 
die notwendigen Beträge für ausreichende Erneuerungen auszuwerfen. 
Mit Abſchreibungen kann dabei zwar wenig geholfen werden; denn 
fie beziehen ſich auf die Vergangenheit, auf Vermögenswerte, die 
bereits vorhanden find. Die Rücklagen find es, welche die Zukunfts⸗ 
aufgabe haben, Neuanſchaffungen ohne finanzielle Beeinträchtigung 
des Unternehmens und ohne ruckweiſe Steigerung der Selbſtkoſten 
zu ermöglichen. Dazu ſind aber heute ſo hohe Beträge nötig, daß 
es immer ſchwieriger wird, fie herauszuwirtſchaften und gegenüber 
den Aktionären ſowie den Arbeitern und Angeſtellten durchzuſetzen. 
Im ſelben Maße aber, wie die Erneuerungsfonds zu vollem jach- 
lichem Erſatz nicht ausreichen, zehren wir an der Subſtanz, treiben 
wir Raubbau mit unſerem Produktionsvermögen. Nur durch die 
Wiedereinführung eines wieder zuverläſſigen Wertmaßſtabes, einer 
ſicheren Goldrechnung, welche in allen Wirtſchaftsfragen den wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkt gegenüber dem einſeitigen Rechtsgeſichts⸗ 
punkt zur Anwendung bringt, kann wieder Klarheit und Wahrheit 
in unſer wirtſchaftliches Rechnungsweſen hineingebracht werden. 


V 


Noch wichtiger als das Gleichgewicht in den Goldbeſtänden 
das in den Wirtſchaftsbeziehungen der Völker. Überall hat der 
Krieg ſtörend in ſie eingegriffen. Dadurch, daß er für ſeine Zer⸗ 
ſtörungszwecke gewaltige Gütermengen nötig hatte, hat er in Europa 
die an ſich ſchon vorhandene Tendenz zur Paſſivität in der Handels⸗ 
bilanz und gleichzeitig dadurch, daß er dem größten Rohſtoffland 
einen nie zuvor erlebten Anſporn zur Produktionsſteigerung gegeben 
hat, in den Vereinigten Staaten die an ſich ſchon vorhandene 
Tendenz zur Aktivität in der Handelsbilanz außerordentlich geſteigert. 
Und dieſer Mangel an Gleichgewicht, der heute aus entgegengeſetzten 
Gründen diesſeits und jenſeits des Atlantiſchen Ozeans im Waren⸗ 
verkehr vorhanden iſt, wird heute nicht etwa wie früher durch die 
anderen Teile der Zahlungsbilanz ausgeglichen. Im Gegenteil er⸗ 
fährt er durch ſie noch eine Steigerung. Denn der Krieg hat die 
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Vereinigten Staaten aus einem Schuldnerſtaat in einen Gläubiger 
ſtaat verwandelt, ſo daß Europa im Kapitalverkehr wie im Waren⸗ 

verkehr Zahlungen an die Vereinigten Staaten zu leiſten hat. So 
kommt es, daß die Zahlungsbilanz heute in den meiſten Ländern 
ihren Namen mit Unrecht trägt. Die „Balance“ iſt verloren gegangen 
und darum kann ſie auch durch ein Währungsſyſtem heute nicht auf⸗ 
rechterhalten werden. Das Gold kann daher heute als automatiſcher 
Erhalter eines Gleichgewichts ſich nicht betätigen, da ein Gleich⸗ 
gewicht nicht mehr vorhanden iſt. So ſehr ſich das Gold bei der 
Aufrechterhaltung eines vorhandenen Gleichgewichts, ſelbſt unter 
tiefgreifenden Verſchiebungen, bewährt hat, ſo wenig hat es die 
Kraft, aus ſich heraus das fehlende Gleichgewicht ganz neu wieder 
herzuſtellen. Seine Wiederherſtellung iſt vielmehr die Vorausſetzung 
dafür, daß auch das beſte aller erprobten Währungsſyſteme ſeine 
großen Vorzüge entfalten kann. Heute erwachſen aus der außer⸗ 
ordentlichen Paſſivität auf der einen und aus der außerordentlichen 
Aktivität auf der anderen Seite Goldverſendungen in einem Umfang, 
wie ſie früher in den ſchlimmſten Kriſenzeiten nicht vorgekommen 
ſind. Dieſe ſchwere Gleichgewichtsſtörung hat nach dem Kriege eine 
ſo ſtarke Goldnachfrage zur Folge gehabt, daß ſie die Abnahme der 
Nachfrage, die im Kriege mit der Einſtellung der freien Goldprägung 
eingetreten war, nicht nur aufgewogen, ſondern aller Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach noch übertroffen hat. Mit dieſen Kriegsſtörungen des 
internationalen Wirtſchaftsverkehrs fertig zu werden, iſt die ſchwierigſte 
Aufgabe, die der Krieg auf dem Gebiete der Weltwirtſchaft hinter⸗ 
laſſen hat. Ihre Löſung erfährt dadurch eine verhängnisvolle Er⸗ 
ſchwerung, daß der Menſch den natürlichen Geſundungsprozeß ſich 
nicht vollziehen läßt. An ſich iſt der Krieg etwas Vorübergehendes 
und an ſich würde der Organismus der Weltwirtſchaft mit ſeinen 
einmaligen Störungen fertig werden wie ein lebender Körper mit 
einer vorübergehenden Krankheit. Aber der Menſch ſucht dieſe 
Krankheit immer von neuem zu verlängern. Der Krieg wird — wie 
Clemenceau geſagt hat — fortgeführt, nur mit anderen Mitteln. 
Statt durch Zuſammenwirken aller ſich der großen gemeinſamen 
Heilungsaufgabe wirkſam zu widmen, ſinnt man unabläſſig darüber, 
wie ſie einem allein aufgebürdet werden könne. Es laſſen ſich aber 
nicht alle Laſten auf einen abwälzen, ohne die Löſung im ganzen 
nicht nur zu verlangſamen, ſondern zum großen Teil zu verhindern. 
Aus falſcher Diagnoſe kann nie wirkliche Heilung erwachſen. Man 
lähmt nur die ſtarken natürlichen Heilkräfte, die in der Welt⸗ 
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wirtſchaft lebendig find, und vervielfacht und verlängert die 
Störungen. | — 
Das muß im einzelnen noch etwas genauer dargelegt werden. 
Noch ſtärker als im übrigen Europa iſt in Deutſchland die 
Paſſivität der Handelsbilanz durch den langjährigen Raubbau an 
allen ſeinen Kräften, durch den Verluſt ſeiner zweitwichtigſten Roh⸗ 
ſtoffquelle, der lothringiſchen Erzlager, die Kohlenlieferungen und 
vieles andere vergrößert worden. Ich will nicht ſagen, daß dieſe 
Paſſivität, die im letzten Jahr auf 30 —40 % der Einfuhr beziffert 
werden kann, ſich nicht durch Herabdrückung der Einfuhr und Steige⸗ 
rung der Ausfuhr überwinden ließe. Aber ſchon das iſt mit großen 
Schwierigkeiten verbunden, denn eine ſtrenge Beſeitigung jeder Luxus⸗ 
einfuhr widerſpricht einem ſtarken Intereſſe Frankreichs, das ſein 
Wirtſchaftsleben mehr als ein anderes Land auf Luxusproduktion 
zugeſchnitten hat; und eine große Steigerung der Fabrikatausfuhr 
ſteht mit Lebensintereſſen Englands im Widerſpruch, da es, wie 
Keynes jüngſt noch ausgeführt hat, nicht zwei Länder gibt, deren 
Induſtrien ſich im ganzen ſo ähnlich ſind. Aber gelänge es Deutſch⸗ 
land, die Paſſivität in ſeiner Handelsbilanz zu überwinden, ſo wäre 
damit heute wenig gewonnen. Denn weit ſchlimmer iſt die Paſſivität 
in der deutſchen Zahlungsbilanz. Infolge des Diktats von Verſailles 
ſind uns nämlich durch die Fortnahme der Handelsflotte und die Liqui⸗ 
dierung der Auslandsunternehmungen faſt alle anderen Aktivpoſten 
zerſtört worden und doch iſt uns zugleich eine Kriegsentſchädigung 
auferlegt worden, neben der alle bisherigen Kriegsentſchädigungen 
der Weltgeſchichte als kleine Bagatellen erſcheinen. Wir können 
dieſe Rieſenverpflichtungen nur zum geringen Teil mit unſerer Aus⸗ 
fuhr erfüllen; ſolche Erfüllung wünſchen auch unſere Feinde gar nicht. 
Wir können auch mit Arbeit nur verhältnismäßig wenig zahlen; 


auch da find die Schwierigkeiten gewaltig. Beides kam bei der 


Bezahlung unſerer erſten Goldmilliarde kaum in Frage und das 
wird auch in Zukunft nicht von Grund aus anders werden können. 


Wir können daher in der Hauptſache nur mit Marknoten zahlen 


und müſſen das Kunſtſtück fertig bringen, aus dieſen papierenen 
Zahlungsmitteln Gold zu machen. Dieſes Kunſtſtück haben wir 
wirklich vollbracht. Unter dem Eindruck unſerer früheren Leiſtungen 
iſt das Vertrauen in unſere Kraft zur Wiedererhebung in der Welt 
ringsum ſo groß, daß man unſere Mark in einem alle Erwartungen 
überſteigenden Maße im Ausland gekauft hat. Die verkauften 
Markbeträge ſind zum großen Teil unſeren Banken anvertraut 
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worden, die gegen Zahlung des Depoſitenzinſes das Verfügungsrecht 
über ſie gewinnen und ſie zum Ankauf von Deviſen benutzen. So⸗ 
lange dieſer merkwürdige Kreislauf, der ſich unter dem Zwang der 
Verhältniſſe herausgebildet hat, andauert, ſolange ſich noch Käufer 
für unſere Mark im Ausland finden, ſolange, aber auch nur 
ſolange können wir die uns aufgezwungenen ſogenannten Repara⸗ 
tionen leiſten. Unſere Zahlungen hängen alſo vom Ausland ab. 
Sein Vertrauen zu unſerer Kraft iſt von entſcheidender Bedeutung. 
Auch ſolange dieſes Vertrauen beſtehen bleibt, müſſen wir durch 
Verbilligung des Auslandspreiſes unſeres Geldes immer weitere 
Käuferkreiſe in aller Welt heranziehen. Erfährt aber das bisher 
faſt rührende Vertrauen, das uns entgegengebracht wird, eine Er⸗ 
ſchütterung, dann wird der Kreislauf, der ſich herausgebildet hat, 
durchbrochen; die Markkäufer im Ausland werden irre und nur 
durch außerordentliche weitere Verbilligungen können ſie von Mark⸗ 
verkäufen abgehalten und zu Markkäufen weiter veranlaßt werden. 
Unſere ſogenannten Reparationszahlungen bauen ſich alſo auf ſchnell⸗ 
wachſender Inflation auf. Solange dieſer Prozeß, deſſen traurige 
Bedeutung dem oberflächlichen Blick verſchleiert bleibt, andauert, iſt 
es für uns unmöglich, unſere Reichsfinanzen in Ordnung zu bringen, 
da ihr größter und wichtigſter Poſten einen ſchwankenden und zwar 
ſchnell wachſenden Betrag darſtellt. Solange können wir ein Gleich⸗ 
gewicht in unſerem Reichshaushalt nicht herſtellen. 

Trotz dieſer Hoffnungsloſigkeit unſerer finanziellen Lage ſtimme 
ich denen zu, die da meinen, daß die Steuerſchraube bis zum Außerſten 
angezogen werden muß, um unſeren Verpflichtungen, wenn ſie uns 
auch aufgezwungen ſind, mit allen Kräften zu entſprechen. Aber 
da es ſich nicht um einmalige Zahlungen handelt, ſondern um 
Zahlungen, die ſich eine lange Zeit immer wiederholen, ſo müſſen 
wir unſere Leiſtungsfähigkeit zu erhalten trachten. Sie mindern 
wir, wenn wir unſer Produktionskapital ſelbſt angreifen. Das müſſen 
wir mit allen Mitteln zu verhindern ſuchen. Doch das iſt heute 
unendlich ſchwierig. Denn je mehr der Staat in Gefahr gerät, der 


ihm aufgebürdeten Überlaſt zu erliegen, umſo mehr wird ſein Blick 


für die nun einmal vorhandenen Grenzen der Leiſtungsfähigkeit ge⸗ 
trübt. Dann entſteht die Gefahr, daß er die private Wirtſchaft, 


die allein noch die Kraft hat, uns langſam wieder emporzuheben, 


unnötigerweiſe und keineswegs im Einklang mit dem grauſamen 


Friedensdiktat mit in den Abgrund reißt. 


Die Gefahr iſt ſo beſonders ſchwer, weil für die übergroße 
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Mehrzahl unſeres Volkes, unter deren Einfluß die Regierung ſteht, 
der x furchtbare Ernſt der Lage verſchleiert bleibt. Die Inflation iſt 
ſchlimme Gauklerin. Steuern und Anleihen, für welche die 
3 Juflatton einen Noterſatz bildet, würden den Verbrauch einſchränken 
und damit einen Druck auf die Preiſe ausüben. Die Inflation 
wirkt bekanntlich umgekehrt. Durch die immer neuen Zahlungs⸗ 
mittel, die ſie über den Bedarf des Wirtſchaftslebens hinaus zur 
Deckung des Reichsdefizits in den Verkehr bringt, wird die Nach⸗ 
frage geſteigert und damit eine Erhöhung der Preiſe erzielt. So 
en tjteht jene Scheinhauſſe, die immer wieder nicht nur die Aus⸗ 
länder, ſondern auch einen großen Teil der Inländer täuſcht. Unter 
ihrem irreführenden Einfluß verarmt das Volk immer mehr, zum 
großen Teil ohne es zu merken. Es braucht ſeine angeſammelten 
Erſparniſſe immer vollſtändiger auf und treibt auch ſonſt viel⸗ 
fültigen Raubbau. Es muß insbeſondere im großen und im 
kleinen immer mehr Vermögenswerte in die Hände der auslän⸗ 
diſchen Gläubiger übergehen laſſen. Denn die gewaltigen ſchweben⸗ 
den Auslandsſchulden verlangen immer dringender nach lang- 
friſtiger Anlage. Nur unter ſchweren Kämpfen vollzieht ſich ein 
ſolcher Verarmungsprozeß mit allen ſeinen Härten. Er wird die 
Gegenſätze in unſerem Volk noch weiter verſchärfen und damit 
ſchwere politiſche Gefahren für Deutſchland und ſeine Nachbarn 
heraufbeſchwören. 
Aber die ganze Entwicklung hat auch ein Gutes. Wir be⸗ 
halten Gelegenheit zum Arbeiten. Unſere Fabriken bleiben im 
Gange. Unſere Leiſtungsfähigkeit kann nicht verkümmern, ſondern 
beiter entwickelt werden. Arbeitsloſigkeit wird uns nicht jo drücken 
ie das Ausland. Das Ausland wird Vermögensteile von uns 
herben, aber Arbeitsgelegenheiten, die wir ihm einſt im reichen 
1 Maße boten und auch heute wieder bieten könnten, verlieren. 
l Wäh rend wir arbeiten müſſen, um leben zu können, wird man im 
wohlhabenden Ausland ſich vielfach nach Arbeit ſehnen und infolge 
der Arbeitsloſigkeit ähnliche politiſche Schwierigkeiten gewinnen, wie 
wir aus unſerer Verarmung. Dabei wird es noch fraglich ſein, 
5 Armut und Arbeit oder ob Wohlſtand und Arbeitsloſigkeit das 
e lere Teil darſtellen. Glück und Zufriedenheit können nur ge⸗ 
deen wo ſtetige Arbeit ihren vollen Lohn findet. Aber in allen 
Ländern it heute die Einſicht ſchwer und die Verblendung groß. 
Es ſieht heute noch nicht ſo aus, als ob Gründe im voraus einen 


Sieg zu erringen vermöchten. Dann wird die latente Logik der 
* 2 * 
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Dinge in einer Entwicklung ad absurdum ihnen nachträglich An⸗ 
erkennung erzwingen, auf Koſten nicht nur eines Volkes, ſondern 
aller Völker, die an der Weltwirtſchaft ſtark beteiligt ſind. Denn 
mit Recht hat Lord Inchcape geſagt — ich wiederhole es noch ein⸗ 
mal: „In der modernen, wirtſchaftlich ſo eng verflochtenen Welt 
kann kein Volk leiden, ohne andere mit ins Unglück zu ziehen, kein 
Volk reich werden an der Armut eines anderen.“ 
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ie die bisher betrachteten Autoren, nimmt Kaulla in ſeiner 

Schrift „Die Grundlagen des Geldwertes“ gegen die „herrſchende 
Theorie“ eine oppoſitionelle Haltung ein. Schon die übliche, zum 
Beiſpiel von Carl Menger und E. v. Philippovich vertretene 
Auffaſſung von der Entſtehung des Geldes hält Kaulla für reviſions⸗ 
bedürftig. Er wendet ſich insbeſondere gegen die Anſicht, wonach 
unter den Eigenſchaften der Edelmetalle, die ihnen zu einer weit⸗ 
verbreiteten Anerkennung als Geld bzw. als Geldſtoff verholfen 
haben, ihre „allgemeine Wertſchätzung“, ihre „Koſtbarkeit“ und ihre 
„verhältnismäßige Wertbeſtändigkeit“ bedeutungsvoll geweſen ſeien. 
Kaulla erblickt einen Widerſpruch darin, wenn dies Autoren be⸗ 
haupten, welche ſonſt, weil ſie Grenznutzentheoretiker ſind, es für 
unzuläſſig erachten, einer Gütergattung als ſolcher einen beſtimmten 


—— 


1 Rudolf Kaulla, Die Grundlagen des Geldwertes. Stuttgart und 
Berlin 1920, Deutſche Verlagsanſtalt. 96 S. — Arthur Wolfgang Cohn, 
Kann das Geld abgeſchafft werden? Jeua 1920, Guſtav Fiſcher. 142 S. — 
Walter Engel, Geldgeſtaltung und Einkommensgeſtaltung, zugleich ein Bei⸗ 
trag zur Theorie der Gewerkſchaften. Leipzig 1920, C. L. Hirſchfeld. VI u. 
111 S. — Richard Kerſchagl, Die Lehre vom Gelde in der Wirtſchaſt. 
Univerſalismus und Individualismus in der Entwicklung der Geldtheorie. 
Wien 1921, Manzſche Verlags⸗ und Univerſitätsbuchhandlung. 60 S. — 
Herbert Döring, Die Geldtheorien ſeit Knapp. Ein dogmenhiſtoriſcher 
Verfuch. Greifswald 1921, L. Bamberg. VIII u. 239 S. (Greifswalder Staats⸗ 
wiſſenſchaftliche Abhandlungen, herausg. von W. Ed. Biermann und W. Kähler, 
Nr. 7.) 
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Wert beizulegen, und vielmehr verlangen, daß zum Gegenſtand der 
Bewertung ſtets nur beſtimmte Quantitäten irgendwelcher Güter 
unter der Vorausſetzung eines beſtimmten Bedürfnisſtandes des 
Wirtſchaftsſubjekts gemacht würden. In Wirklichkeit beſteht hier 
nicht der geringſte Widerſpruch. Die Grenznutzentheoretiker ver⸗ 
werfen die bei älteren deutſchen Nationalökonomen ſich findende 
Kategorie des Gattungswertes oder das „abſtrakten Wertes“ in dem 
Sinne, daß ſie es für unmöglich halten, quantitative Vergleiche 
zwiſchen dem Wert zweier Gütergattungen, zum Beiſpiel des Eiſens 
und des Goldes (Roſcher), anzuſtellen. Etwas ganz anderes iſt 
es aber, wenn man Gütergattungen danach unterſcheidet, ob weitere 
oder engere Perſonenkreiſe an ihnen ein Intereſſe nehmen. Solch 
eine Unterſcheidung verſtößt in keiner Weiſe gegen die Grenznutzen⸗ 
theorie. Dieſe verbietet es alſo insbeſondere nicht, von einer all⸗ 
gemeinen Wertſchätzung der Edelmetalle zu ſprechen. Was alsdann 
die Ausſage über die „Koſtbarkeit“ der Edelmetalle anlangt, ſo iſt 
damit doch nichts anderes gemeint, als daß ſich beſtimmte Gewichts⸗ 
mengen oder beſtimmte Volumina der Edelmetalle gegen erheblich 
größere Gewichtsmengen oder Volumina der meiſten anderen 
Güter austauſchen. Seit wann iſt es denn dem Grenznutzentheoretiker 
verwehrt, bei ſeinen Deduktionen auf typiſche Erſcheinungen des 
Marktverkehrs, vorausgeſetzt, daß ſie ſich mit ſeiner Werttheorie in 
Einklang bringen laſſen, zu rekurrieren? Endlich bedeutet die Be⸗ 
hauptung von der „relativen Wertbeſtändigkeit“ der Edelmetalle, 
daß die Austauſchverhältniſſe zwiſchen ihnen und den anderen Gütern 
ſich im allgemeinen nur ſelten merklich aus Urſachen ändern, die 
auf ſeiten der Edelmetalle liegen. Wieſo ſoll ſich das mit der 
Grenznutzentheorie nicht vertragen? Zu jedem der drei Punkte 
„allgemeine Wertſchätzung“, „Koſtbarkeit“ und „relative Wert⸗ 


beſtändigkeit“ bringt Kaulla noch faktiſche Einwände vor, die im 


weſentlichen darauf hinauslaufen, daß insbeſondere das Gold, ſofern 
es überhaupt die genannten Eigenſchaften auch heute noch beſitzt, 
dies ſeiner Verwendung als Geldſtoff verdanke. Daran, daß der 
monetäre Gebrauch der Edelmetalle eine wichtige Stütze ihres Wertes 
im Laufe der Zeit geworden iſt, zweifelt aber kein Nationalökonom. 
Nur hat dieſes Moment offenbar nichts zu ſagen, wo es ſich, wie 
hier, um die Entſtehung des Edelmetallgeldes handelt. 

Kaulla geht in ſeiner Bekämpfung der herrſchenden Lehre von 
der Entſtehung des Geldes, insbeſondere des Edelmetallgeldes, ſo 
weit, daß er die ſich hierauf beziehenden Ausführungen Mengers 
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ſchlechtweg für „unrichtig“ erklärt. Dabei beruft er ſich auf den 
bekannten Artikel von W. Lotz, „Die Lehre vom Urſprung des 
Geldes“ (Conrads Jahrbücher, 1894), ohne mit einem Wort auf 
die von verſchiedener Seite, vor allem von Menger ſelbſt, gegen 
Lotz gemachten Einwände einzugehen. Es ſei in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auf die jüngft erſchienene Abhandlung des Anthropologen 
Georg Thilenius, „Primitives Geld“, verwieſen (Archiv für 
Anthropologie, 1920), die als willkommene Ergänzung (und partielle 
Berichtigung) der Darſtellung von Schurtz betrachtet werden kann. 
Das Bild, das Thilenius von der Entſtehungsgeſchichte des Geldes 
entwirft, ſtimmt in ſeinen Grundzügen mit dem Mengerſchen Schema 
durchaus überein, und das iſt um ſo bemerkenswerter, als Thilenius 
von Menger kaum beeinflußt ſein dürfte. Er zitiert von national⸗ 
ökonomiſchen Schriftſtellern nur Jevons, Knapp, Bendixen und 
Alfred Schmidt; auch enthält ſeine Abhandlung einen Paſſus, der 
viel ſtärker als fehlende Zitate für die Unkenntnis des Mengerſchen 
Artikels „Geld“ im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften zeugt. 
In dieſem Paſſus heißt es nämlich, nachdem unmittelbar vorher 
davon die Rede war, daß bei gewiſſen Völkerſchaften der Preis im 
Einzelfall von dem Häuptling und ſeiner Ratsverſammlung beſtimmt 
wird: „Statt des Urteils Dritter kann ... ein Erzeugnis ſelbſt den 
Maßſtab für die zum Tauſch geſtellten Güter abgeben und damit 
zum Wertmeſſer werden.“ Hierin kommt eine Auffaſſung von der 
„Wertmaßfunktion“ des Geldes zum Ausdruck, deren Unhaltbarkeit 
gerade aus den einſchlägigen Ausführungen Mengers jedem ein⸗ 
leuchten muß. Oder ſollte Thilenius ausgerechnet dieſe Ausführungen 
bei Menger überſchlagen haben? Aber ſelbſt in dem unwahrſchein⸗ 
lichen Fall, daß Thilenius Mengers Artikel geleſen hätte, bliebe die 
Tatſache beſtehen, daß beide über die Urgeſchichte des Geldes im 
weſentlichen einer Meinung find. Insbeſondere fügt ſich das von 
Menger ignorierte „Zeichengeld“ inſofern in ſein eigenes Schema 
ein, als es nach Thilenius den Charakter eines „verkümmerten Nutz⸗ 
geldes“ hat (was übrigens in der Hauptſache ſchon Schurtz annahm). 
Auch die Anſichten Wundts über die Anfänge des Geldweſens 
(Völkerpſychologie VIII, 2) ſtehen denjenigen von Menger jedenfalls 
näher als denjenigen von Lotz. Kurz, es kann, Kaulla zum Trotz, 
nicht im entfernteſten davon geſprochen werden, daß der Mengerſche 
Standpunkt (den im Grunde genommen ſchon Adam Smith ver⸗ 
treten hat) durch die Ergebniſſe der neueren ethnographiſchen und 
hiſtoriſchen Forſchung widerlegt worden wäre. 
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Die Erklärung, die Kaulla ſelbſt für die Entſtehung des Metall: 
geldes gibt, knüpft an den Begriff der Güter von „durchſchnittlicher 
Güte“ an. Auf der „Stufe des friedlichen Austauſches von Ge⸗ 
brauchswerten“ ſollen die Menſchen von ſelbſt auf dieſen Begriff 
gekommen ſein: man werde ſich bewußt, daß der Gebrauchswert 
höher oder geringer als durchſchnittlich oder daß er der durchſchnitt⸗ 
liche ſei. „Bei dieſer Gedankenoperation“, leſen wir bei Kaulla, 
„vergleicht alſo der Wertende den konkreten Sklaven, das konkrete 
Rind, den konkreten Getreideertrag mit demjenigen Sklaven oder 
Rind oder Getreideertrag, den er als den durchſchnittlichen zu be⸗ 
trachten vermöge ſeiner Erfahrung gewöhnt iſt. Er vergleicht 
das konkrete Gut mit einem nur gedachten Gut.“ „Mit 
der Zeit“, heißt es dann weiter bei Kaulla, „werden die Eigenſchaften 
der durchſchnittlichen Güte durch das Herkommen unverrückbar außer 
Zweifel geſtellt.“ Und gerade auf derartige Gegenſtände von feſt⸗ 
ſtehender Durchſchnittsqualität ſollen ſich nach Kaulla jene „gewohn⸗ 
heitsrechtlichen Wertgleichungen“ beziehen, denen man auf einer be⸗ 
ſtimmten Kulturſtufe bei allen Völkern begegne. Da aber als Objekte 
des Tauſchverkehrs in Wirklichkeit auch Güter von über⸗ und unter⸗ 
durchſchnittlicher Qualität auftreten, ſo finden, Kaulla zufolge, jene 
Wertgleichungen gegebenfalls mit der Modifikation Anwendung, daß 
die eine der beiden Parteien der anderen eine entſprechende Zugabe 
gewährt. Hierzu bedürfe es „eines langen Hin und Her und der 
genaueſten Unterſuchung ſeitens beider Parteien“. Dieſe mit der 
jeweils auftauchenden Qualitätsfrage verbundene Erſchwerung des 
Tauſchverkehrs mache ſich bei verſchiedenen Gütern nicht in gleichem 
Maße geltend. Sie ſei am geringſten bei den „mineraliſchen 
Gütern auf Kulturſtufen, die weder mit den Feinheiten der Legierung 
noch gar mit der Kunſt, Mineralien täuſchend nachzuahmen, bekannt 
ſind“. Der Stand der Technik auf dieſer primitiven Kulturſtufe 
verbürgt zugleich, daß die aus mineraliſchen Stoffen hergeſtellten 
Güter, wie Ringe, Spangen uſw., ſich auch in der Form nahezu 
völlig gleichen. Die derart durch „Typengleichheit“ ausgezeichneten 
Güter erlangen nun im Tauſchverkehr eine privilegierte Stellung: 
es darf an ihnen nicht gemäkelt werden. „Das Gewohnheitsrecht“, 
führt Kaulla hierzu aus, „beſtimmt alſo nicht nur den Tauſchwert 
einer ideell vorgeſtellten Spange gegenüber einem ideell vorgeſtellten 
Tier, ſondern es gewährleiſtet auch — auf dieſer Entwicklungsſtufe — 
allen konkreten Spangen vermöge ihrer feſt beſtimmten äußeren Form 
die Anerkennung, daß ſie der ideellen, typiſchen Spange an Wert 
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gleich, daß fie alſo vollwertig! find. Dieſer rechtlich anerkannte, 
ſagen wir ‚formelle: Wert der offenſichtlich typengleichen Güter 
zeigt ſich alſo nicht in dem Verhältnis einer Warengattung zu einer 
anderen Warengattung, ſondern in dem internen Verhältnis der 
konkreten Warenſpezies zur eigenen Gattung, genauer 
zu derjenigen Einheit, welche als Typus ihrer Gattung in der 
Wertvergleichung der Gattungen figuriert.“ Kaulla tut des weiteren 
dar, daß Güter der gekennzeichneten Art, die als „Träger eines be⸗ 
ſtimmten, rechtlich geſchützten Wertes“ erſcheinen, eine beſondere 
Anziehungskraft auf denjenigen ausüben müſſen, der tauſcht, „um 
das Ertauſchte in ſeinem Vermögen zu keinem anderen Zweck zu 
gebrauchen als zu dem, mit dem ertauſchten Gut nachher wieder 
ein anderes Gut ertauſchen zu können“. So verfahre gewerbsmäßig 
der Kaufmann. Er vor allem, für den die Güter, die er im Handel 
erhält, nur eine „proviſoriſche Bedeutung, ähnlich einem Fauſt⸗ 
pfand, als Wertobjekte ſchlechthin beſitzen“, gewöhne ſich jene 
rechtlich privilegierten typengleichen Güter „als Entgelt bei ſeinen 
Tauſchgeſchäften zu bevorzugen, weil deren Wert ihm unver⸗ 
änderlich erſcheint“. „In ihnen ſammelt er ſich ſein Vermögen.“ 
Hand in Hand damit vollziehe ſich „eine große Umwälzung im Wert⸗ 
maßſtab“: aus der Kette der gewohnheitsrechtlichen Wertgleichungen 
behaupten ſich im Geſichtskreis des Kaufmanns nur diejenigen, die 
auf der einen ihrer beiden Seiten eben jene privilegierten typen⸗ 
gleichen Güter aufweiſen, und dies finde Anerkennung in der Recht⸗ 
ſprechung, indem der Richter das von dem Kaufmann oder an den 
Kaufmann zu Leiſtende jeweils in einer entſprechenden Stückzahl 
ſolcher Güter bemißt. Dieſe werden dadurch zum Gelde: zunächſt 
allerdings „nur im engen Kreiſe derer, für die die kaufmänniſche 
Gewohnheit gilt“; von hier aus dringt aber die in Frage ſtehende 
begriffliche Unterſcheidung zwiſchen Gegenſtänden, die Geld, und 
zwar „Warengeld“, ſind, und der ganzen übrigen Warenwelt in 
andere Schichten ein, bis ſie ſchließlich Allgemeingut des Volkes wird. 

Kaulla bezeichnet ſelbſt ſeine im vorſtehenden wiedergegebene 
Herleitung des Geldes, in specie des Metallgeldes, als Hypotheſe. 
Dafür, daß der naturale Tauſch urſprünglich ganz allgemein an der 
Vorſtellung durchſchnittlicher Güterqualitäten orientiert war, bringt 
er keine faktiſchen Beweiſe. Die innere Wahrſcheinlichkeit dieſer An⸗ 
nahme iſt nicht ſehr groß. Wenn uns von Reiſenden immer wieder 
berichtet wird, daß bei den primitiven Völkern jedem Tauſchabſchluß 
lange Verhandlungen vorauszugehen pflegen (K. Bücher), ſo iſt 
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es ſchwer zu glauben, daß es ſich dabei bloß um Feſtſtellung dieſer 
oder jener Abweichungen von einem Normaltypus handeln ſollte. 
Es ſtimmt auch nicht, daß die bewußten Wertgleichungen (von denen 
es übrigens durchaus nicht ſeſtſteht, ob ſie auch für den Tauſch⸗ 
verkehr oder nicht vielmehr bloß für Abgaben und Strafen maß⸗ 
gebend ſeien) ſich ausnahmslos auf Güter durchſchnittlicher Qualität 
beziehen. Nach Thilenius gelten zum Beiſpiel auf der Yſabel⸗Inſel 
die Wertgleichungen: 1 Marmorring = 1 ſehr gutes Schwein 
== 1 mittelgroßer junger Mann. Nicht gerade überzeugend find 
ferner die Gründe, die Kaulla für die entſcheidende Rolle des Kauf⸗ 
manns bei Entſtehung des Geldes anführt. Man möchte meinen, 
daß Vertreter anderer Berufe ebenfalls ein ſtarkes Intereſſe an dem 
Beſitz typengleicher Güter haben mußten. Ja, man wäre geneigt, 
der Behauptung Kaullas, daß es für den Kaufmann charakteriſtiſch 
ſei, gerade ſolche Güter, ohne daß er ihrer zum perſönlichen Ge⸗ 
brauch bedürfen würde, zu „ſammeln“, entgegenzuhalten, daß um⸗ 
gekehrt der Kaufmann es iſt, der kraft ſeines Berufes ſich Vorräte 
auch anderer, d. h. nicht typengleicher Güter anlegt, für die er 
als Konſument keine Verwendung hat. Zudem klärt uns Kaulla 
darüber nicht auf, wie ſich der Kaufmann unter dem Regime feſter 
Wertgleichungen über Waſſer halten kann. Soll er wirklich ſeinen 
Vorteil ausſchließlich aus jenen „Zugaben“ ziehen, die nach dem 
vorſtehenden bei über⸗ oder unterdurchſchnittlicher Beſchaffenheit der 
betreffenden Handelsobjekte in Frage kommen? Von Kaullas Be⸗ 
trachtungen über die Entſtehung des Geldes bleibt ſchließlich nach 
kritiſcher Sichtung faſt nur der eine Gedanke übrig, daß die von 
ihm als „Typengleichheit“ bezeichnete Eigenſchaft ein Erfordernis 
der Güter ſei, die Tauſchmittel und Wertmeſſer ſein ſollen, und 
daß dieſe Eigenſchaft ſich namentlich bei Metallen und aus Metall 
hergeſtellten Gegenſtänden finde. Aber dieſer Gedanke iſt an ſich 
nicht neu. Nur daß es ſonſt üblich iſt, die in Frage ſtehende Eigen⸗ 
ſchaft der Metalle, die zum Beiſpiel Jevons als „Homogenität“ 
bezeichnet, neben anderen Eigenſchaften (Unzerſtörbarkeit, Teilbar⸗ 
keit uſw.) zu nennen, welche die Metalle zum Geldſtoff prädeſtinieren. 
Galiani und Turgot geben ſogar dieſer Eigenſchaft den Vor⸗ 
rang, ohne jedoch, wie es Kaulla tut, die Bedeutung der anderen 
mit ins Gewicht fallenden Eigenſchaften der Metalle zu kurz kommen 
zu laſſen. Auch darüber, daß, ſolange die Metalle nicht in Barren⸗ 
form, ſondern ſtets in Form irgendwelcher Gebrauchsgegenſtände im 
Verkehr auftreten, die Fungibilität der letzteren für deren Verwendung 
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als Geld von weſentlicher Bedeutung iſt, iſt man ſich ſeit jeher im 
klaren geweſen. So viel ſteht jedenfalls feſt, daß Kaulla ſeine Theorie 
von der Entſtehung des Geldes auf eine viel zu ſchmale Baſis ge⸗ 
ſtellt hat. Nähme man aber eine entſprechende Erweiterung der 
Baſis vor, ſo würde die Theorie ihre Originalität einbüßen. 

Vom „Warengeld“ geht die weitere Entwicklung über das „Ge— 
wichtsgeld“ zum „Münzgeld“. Bei letzterem ſei, meint Kaulla, 
zwiſchen der einſtigen und der jetzigen Bedeutung des ſtaatlichen 
Stempels ſcharf zu unterſcheiden. Ehemals hatte der Stempel einen 
„rein deklaratoriſchen Sinn“: er diente zur Beſtätigung der 
Tatſache, daß das betreffende Stück ſoundſo ſchwer iſt. Nachdem man 
ſich aber im Vertrauen auf den ſtaatlichen Stempel entwöhnt hatte, 
die Münzen auf ihr wirkliches Gewicht nachzuprüfen, kam letzteres 
allmählich aus dem Gedächtnis des Volkes, und dieſe veränderte 
Denkweiſe fand ihren Niederſchlag in der Rechtſprechung: dieſe 
ging dazu über, die Annahme der Münzen zu ihrem Nominalwert 
zu erzwingen, auch wenn ihr Gewicht im einzelnen Fall nicht ganz 
genau das richtige war. „So verwandelt ſich unter der Hand der 
deklaratoriſche Charakter des Stempels in einen konſtitutiven 
Charakter“, behauptet Kaulla. Im Unterſchied von ihm iſt zum 
Beiſpiel Martin Wolff (V. Ehrenbergs Handbuch des geſamten 
Handelsrechts, IV 1) der Meinung, daß die Prägung heute zugleich 
deklaratoriſche und konſtitutive Bedeutung habe. „Für die allgemeine 
Geldtheorie“, fügt er aber hinzu, „iſt jedenfalls das wahr, daß die 
Geltung der Münze nicht begriffsnotwendig von der Richtigkeit der 
ſtaatlichen Beglaubigung des Metallgehalts abhängt.“ Wolff gibt 
alſo nur die Möglichkeit zu, daß der deklaratoriſche Charakter des 
Stempels ſich gänzlich verliert, während Kaulla dies als ausnahms⸗ 
loſe hiſtoriſche Tatſache hinſtellt. Gleichſam zum Beleg ſeiner Auf— 
faſſung weiſt er auf die allgemein verbreitet geweſene Praxis der 
Münzverſchlechterungen hin. „Dieſe Verwandlung des dekla— 
ratoriſchen Charakters des Münzſtempels in einen 
konſtitutiven Charakter“, heißt es dann weiter bei Kaulla, 
„iſt gleichbedeutend mit der Verwandlung des Geldes 
aus einer körperlichen Ware in eine unkörperliche 
Forderung — eine Staatsſchuld. Der Münzſtempel beſagte 
jetzt nicht mehr, der Stoff der vorliegenden Münze ſei ſo viel wert, 
als die Prägung anzeigt (es müßte heißen: der Stoff der vorliegenden 
Münze ſei, was Menge und Beſchaffenheit anlangt, ſo, wie die 
Prägung anzeigt), ſondern ſie ſei eine Urkunde über einen An⸗ 
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ſpruch auf den bezeichneten Betrag gegenüber dem die Münze aus⸗ 
gebenden Staatsweſen. Dieſer Anſpruch wurde dem Staat gegen⸗ 
über realiſiert, indem die Münze zur Schuldenzahlung an ihn ver⸗ 
wendet und von ihm angenommen wurde.“ So bildete ſich nach 


Kaulla in den modernen Kulturländern ein Zuſtand aus, bei welchem 


alles Geld, ob Münzgeld oder Papiergeld, „ſeinem eigentlichen Weſen 
nach eine öffentliche Schuld, eine Art Anleihe, ein Guthaben bei 
dem Staat iſt“. „Der Schlüſſel zum Verſtändnis des Weſens des 
Geldes“, bemerkt Kaulla, „liegt nicht in den Beziehungen zwiſchen 
Privatperſonen, nicht in der Funktion des Geldes als Zahlungs⸗ 
mittel im allgemeinen Tauſchverkehr, ſondern in dem Verhältnis 
des Geldbeſitzers zum Emittenten des Geldes. Dieſes 
Verhältnis iſt das primäre, in dem der Wert des Geldes ſeine 
Grundlage beſitzt; die Umlaufsfähigkeit und der tatſächliche Um⸗ 


lauf des Geldes find nur eine natürliche Folgewirkung (sich. 


Und dieſe Folgewirkung würde ſich . .. einſtellen auch ohne autoritären 
Annahmezwang im Privatverkehr und ohne Spezialſicherheit, ſolange 
es an Kompenſationsmöglichkeit mit dem Staat nicht fehlt. Sie 
müßte aber trotz eines Zwangskurſes und aller Rechtsvorſchriften 
ausbleiben, ſoweit dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft und nicht 
etwa noch eine andere Deckung durch Fauſtpfand oder ſonſt vor⸗ 
handen iſt.“ Eine „Deckung durch Fauſtpfand“ liegt Kaulla zufolge 
bei den Währungsmünzen und in abgeſchwächtem Maße auch bei 
den Scheidemünzen vor: das Münzmetall habe hier „Pfandcharakter“ 0 
Der Metallwert der Münzen ſei aber „praktiſch völlig belanglos“, 

ſolange die Sicherheit beſteht, daß der Staat, der ſie ausgegeben 
hat, fie auch zu ihrem Nennwert bei allen den unendlich vielartigen. 
Zahlungen zurücknimmt, die „alltäglich und ſozuſagen von jedermann 


an die öffentlichen Kaſſen zu leiſten ſind“. 


Kaulla bezeichnet ſeine Auffaſſung von dem Weſen des Geldes 
als „Kompenſationstheorie“, weil ihm eben die Rückkehr des 
Geldes zu dem Emittenten — wobei ſich ſeiner Anſicht nach ſtets 
eine Forderung des Geldbeſitzers an den Emittenten mit einer Gegen⸗ 
forderung des Emittenten an den Geldbeſitzer kompenſiert — als der 
die wahre Natur des Geldes enthüllende Vorgang erſcheint. Im 


Falle des Bankpapiergeldes, d. h. der zum geſetzlichen Zahlungs⸗ 


mittel erklärten uneinlösbaren Banknoten finde bei deren Verwendung. 
zu Zahlungen an den Staat eine ähnliche Kompenſation ſtatt, mit 
dem — nach Kaulla unweſentlichen — Unterſchied, daß die erlöſchende 
Forderung des Geldbeſitzers, d. h. in dieſem Fall des Noteninhabers, 
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nicht gegen den Staat, ſondern gegen die vom Staat vorgeſchobene 
Bank gerichtet iſt. (Kaulla ſucht übrigens nachzuweiſen, daß auch 
„in normalen Zeiten“, wo die Banknoten einlösbar ſind, ihre Um⸗ 
laufsfähigkeit nicht ſowohl auf der „problematiſchen Einlöſungs⸗ 
pflicht“ als vielmehr auf der Möglichkeit beruht, ſie zur Begleichung 
von Schulden — hier der Bank gegenüber — zu verwenden.) Kaullas 
„Kompenſationstheorie“ hat, wie man ſieht, manche Berührungs⸗ 
punkte mit der Geldlehre Knapps, auf die ſich Kaulla auch wieder⸗ 
holt bezieht: hier wie dort finden wir die ſtark betonte prinzipielle 
Gleichſtellung des Papiergeldes mit dem Metallgeld, die rein nomi⸗ 
naliſtiſche Vorſtellung von der Geldeinheit, die Hervorhebung der 
Bedeutung der „ſtaatlichen Akzeptation“, wie Knapp die Verwend⸗ 
barkeit der Geldzeichen zu Zahlungen an den Staat bezeichnet, ja 
ſelbſt den Vergleich des Metallgehaltes der Münzen mit einem Pfand 
(Staatliche Theorie, 3. Aufl., S. 57). Aber die grundlegende Auf⸗ 
faſſung Kaullas, daß jedes Geldzeichen eine Schuldurkunde ſei, wider⸗ 
ſpricht, wenigſtens formell betrachtet, noch mehr dem Standpunkt 
Knapps als demjenigen der „Metalliſten“, da dieſe wenigſtens dem 
Papiergeld, zumal dem Bankpapiergeld, dieſen Charakter zuerkennen, 
während Knapp und ſein nächſter Anhang nicht einmal ſo weit gehen. 
Ja, Franz Gutmann und Alfred Schmidt behaupten aus⸗ 
drücklich, daß uneinlösbare, mit geſetzlicher Zahlungskraft ausgeſtattete 
Banknoten keine Schuldurkunden ſeien. Materiell bedeutet allerdings 
die Charakteriſierung der Geldſcheine als Schuldurkunden bei Kaulla 
etwas ganz anderes als bei den Metalliſten: Gegenſtand der Schuld 
iſt nämlich in dieſem Fall nach Anſicht der Metalliſten eine beſtimmte 
Gewichtsmenge gemünzten Metalls, nach Kaulla hingegen „eine Leiſtung 
des Staates, deren Wert allein beſtimmt iſt“, d. h. eine Leiſtung 
des Staates, die mit einer beſtimmten Anzahl von rein nominell 
aufgefaßten Geldeinheiten bewertet wird. Wohlgemerkt, trifft das 
nach Kaulla auch auf die Münzen zu. Wenn daher die Metall⸗ 
währung der Papierwährung Platz macht und die Münzen, möglicher⸗ 
weiſe auch die Scheidemünzen, ein Agio erlangen, „ſo befindet ſich“, 
meint Kaulla, „der Münzbeſitzer in der Lage des Fauſtpfandgläubigers 
einer jederzeit fälligen Forderung, der die Möglichkeit beſitzt, aus dem 
in ſeinen Händen befindlichen Fauſtpfand mehr als den Betrag zu 
löſen, auf den ſeine Forderung lautet“. „Nach allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen“, fährt Kaulla fort, „hat, wenn nichts anderes vereinbart 


iſt, der Schuldner einen Anſpruch auf dieſen Übererlös. Es kann 


niemals unterſtellt werden, daß die Vertragsabſicht bei einer Ver⸗ 
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pfändung dahin geht, dem Gläubiger mehr als den vollen Betrag 
ſeiner rechtmäßigen Forderung zuzuwenden. Auch der Mehrerlös 
aus dem Münzkörper gebührt billigerweiſe dem Schuldner des in der 
Münze verkörperten Guthabens, nicht dem Münzbeſitzer.“ „Praktiſch“, 
ſchließt Kaulla, „wäre dieſer Anſpruch des Schuldners (des Staates) 
allerdings nur ſchwer durchführbar, weil die Münzen ſich in aller 
Welt Händen befinden und ſehr leicht verborgen werden können.“ 
Bei dieſer Deduktion geht die Pfandtheorie offenbar in die Brüche: 
ein ſchönes Pfand, das dem Gläubiger von Rechts wegen abgenommen 
werden ſoll, gerade wenn es brenzlig wird! Mit der „Kompenſations⸗ 
theorie“ ſteht die Deduktion im Gegenteil durchaus im Einklang; 
aber wird nicht die „Kompenſationstheorie“ gerade durch eine der⸗ 
artige „naturrechtliche“ Forderung, die ſich aus ihr folgerichtig er⸗ 
gibt, ad absurdum geführt? Nun will aber Kaulla mit ſeiner 
neuen Theorie nicht ſowohl der Rechtſprechung neue Wege weiſen 
als vielmehr in erſter Linie auf die nationalökonomiſche Frage von 
den „Grundlagen des Geldwertes“ eine Antwort geben. Und da 
läuft die ganze Konſtruktion, ſofern ſie einen brauchbaren Kern ent⸗ 
hält, darauf hinaus, daß Münzen und Scheine, ſolauge ſie vom 
Staate in Zahlung genommen werden, einen, wenn auch noch ſo 
kleinen, Wert behalten, wobei hier das Wort „Wert“ ſowohl „ſub⸗ 
jektiven“ wie „objektiven“ Wert bedeuten kann: Schätzung durch 
die Bevölkerung und Kaufkraft (auch) im freien Verkehr. Fürwahr 
ein recht mageres theoretiſches Ergebnis, das zumal durch die 
Aufſtellung des Begriffs der „Steuerfundation“ längſt vorweg⸗ 
genommen iſt! 5 

Außer den beiden Problemen von der Entſtehung des Geldes 
und von dem Weſen des Geldes in der modernen Wirtſchaft be⸗ 
handelt Kaulla noch einige „praktiſche Fragen des Geldweſens“. 
Wenn er ſich in dieſem Zuſammenhange namentlich darüber ver⸗ 
breitet, daß Giroguthaben grundſätzlich in der nämlichen Weiſe wie 
Banknoten inflationiſtiſch wirken können, ſo rennt er damit offene 
Türen ein. Die ſich hierauf beziehenden Ausführungen in John 
Stuart Mills „Principles“ ſcheinen ihm ebenſo unbekannt ge⸗ 
blieben zu ſein wie manche der in neueſter Zeit hierzu geäußerten 
Anſichten (vgl. Richard Meyer im Bank-⸗Archiv, 1920, Nr. 16). 
Sonſt würde er nicht bei dieſer Gelegenheit, wie übrigens auch in 
einigen anderen Punkten, welche die „praktiſchen Fragen“ betreffen, 
mit einem ſo deutlichen — aber darum nicht um ſo mehr begründeten — 
Anſpruch auf Originalität auftreten. Den Abſchluß der Schrift 
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bilden ganz kurze Betrachtungen unter dem Titel: „Das Edelmetall 
als internationaler Wertmaßſtab“. Hier befürwortet Kaulla im 
Intereſſe feſter Wechſelkurſe eine Goldwährung ohne Goldumlauf 
im Inland und unterläßt es wiederum, auf das ehrwürdige Alter 
auch dieſer Idee hinzuweiſen. Ebenſowenig geht er auf die Gegen⸗ 
gründe ein. Dabei meint Kaulla, daß eine jo verſtandene Wieder⸗ 
herſtellung der Goldwährung ſich empfehle, „gleichviel ob es möglich 
ſein wird, überall den alten Goldpreis einmal wiedereinzuführen, 
oder ob vielleicht in dieſem oder jenem Land ein neuer, niedrigerer 
wird gewählt werden müſſen“. „Niedrigerer“ ſtatt „höherer“ iſt 
offenbar ein Lapſus. Damit wäre die Devalvation für eine abſeh⸗ 
bare Zukunft in Anregung gebracht. 

Die Zukunft des Geldes oder, genauer: die ſich dem Geld dar⸗ 
bietenden Zukunftsmöglichkeiten behandelt ex professo Arthur 
Wolfgang Cohn in einer Schrift mit dem Titel: „Kann das 
Geld abgeſchafft werden?“ Dem Verfaſſer, der im 27. Lebensjahr 
auf einer Hochtour im Rieſengebirge den Tod fand, hat ſein Lehrer 
Adolf Weber einen anhangsweiſe abgedruckten ehrenden Nachruf 
gewidmet, worin unter anderem darauf hingewieſen wird, daß Cohn 
den erkenntnistheoretiſchen Grundlagen der Wirtſchaftswiſſenſchaften 
beſondere Aufmerkſamkeit geſchenkt habe. Auch in der vorliegenden 
Schrift tritt ein gewiſſes Beſtreben des Verfaſſers, den Dingen 
philoſophiſch beizukommen, zutage. Ehe man an die Frage, ob das 
Geld abgeſchafft werden könne, herantritt, müſſe man, meint Cohn, 
„auf das ſinngebende Bewußtſein, die „originär gebenden 
Akte (Huſſerl) zurückgehen, in denen wir das Geld in feiner Eigen- 
art erſchauen“. Es ſeien insbeſondere „zwei Verhaltungsweiſen, 
welche das Geld zum begrifflichen Korrelat haben, ſich ihm gegen⸗ 
über als ſinngebend erweiſen: das Rechnen und das Zahlen“. 
Von hier aus gelangt Cohn zum Begriff des Geldes „als Werk⸗ 
zeug der zahlenmäßigen Ordnung der geſellſchaftlichen Wertungen in 
der Marktwirtſchaft“ einerſeits und als „konkretes Zahlungsmittel“ 
andererſeits. Indem ſo das Geld einen Maßſtab für den Güter⸗ 
abſatz und die Güterverteilung abgebe und zugleich den Güteraus⸗ 
tauſch vermittele, erfülle es wichtige Aufgaben in der „Geſamt⸗ 
wirtſchaft (ſogenannte Volkswirtſchaft)“. Trotzdem ſpiele es hier 
„nur eine Dienerrolle“; „in der Einzelwirtſchaft aber iſt 
es Herr“, jagt Cohn, „weil fein Beſitz die ideale (?) Möglichkeit 
uneingeſchränkten Umtauſches gegen real nutzbare Wirtſchaftsgüter 
gewährt“. Demnach bedeute Geld für den Einzelwirt ſo viel wie 
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Kaufkraft; das Geld im volkswirtſchaftlichen Verſtande habe dem⸗ 
gegenüber mit Kaufkraft nichts zu tun. „Unter der Einwirkung der 
ſtaatlichen Theorie Knapps, nach der das Geld ‚ein Geſchöpf 
der Rechtsordnung‘ tft, neigt man“, führt Cohn aus, „vielfach dazu, 
die Kaufkraft mit der Währung zu verwechſeln. Die gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſe zeigen deutlich, daß die Kaufkraft von der 
Währung ebenſowenig wie vom Geldſtoff abhängt. Überall iſt 
Währung wie Geldſtoff gleich geblieben (wie in Mitteleuropa das 
Papier ſo in Amerika und den neutralen Ländern das Gold), und 
überall iſt gleichwohl die an der Währungseinheit gemeſſene Kauf⸗ 
kraft geſunken; ſelbſt der Golddollar iſt nur halb fo viel ‚wert‘ wie 
vor dem Weltkrieg. Die Währung bedeutet niemals eine wirtſchaft⸗ 
liche Wertung — weder rein noch privatwirtſchaftlich —, ſondern 
regelt lediglich das Verhältnis der geſellſchaftlichen (heute ſtaatlichen) 
Rechnungseinheit zum Geldſtoff. Es wird geſetzlich beſtimmt, welche 
Menge des Geldſtoffes für die Herſtellung des Zeichens der Währungs⸗ 
einheit aufzuwenden iſt; niemals aber ſagt die Währung etwas über 
die durch die Geldeinheit gemeſſene Gütermenge aus. Die Kauf⸗ 
kraft ergibt ſich vielmehr aus den Preiſen, und deren Höhe regelt 
kein Geſetz — jeder Tag beweiſt es von neuem —, ſondern das 
‚freie Spiel der Kräfte im Wirtſchaftsverkehr, Angebot und Nach⸗ 
frage am Markt.“ | 
Nun meint aber Cohn, daß die letzte Behauptung im ſoeben 
zitierten Paſſus mit Rückſicht auf die Tatſachenwelt erheblich ein 
geſchränkt werden müſſe. „So wie ſie eben gefaßt werde,“ ſagt er, 
„leugnet ſie jeden Einfluß des Geldes auf die Preisbildung. Rein 
wirtſchaftlich trifft das auch zu: rein wirtſchaftlich entſcheidet über 
den Marktwert der Güter nur das naturale Verhältnis des geſell⸗ 
ſchaftlichen Gütervorrats (einſchließlich der wirtſchaftlichen Kräfte) 
und Bedarfs; das Geld iſt inſoweit nur Preisausdruck, nicht Preis⸗ 
faktor, iſt Diener am Markte, nicht Herr. Aber das tatſächliche 
Wirtſchaftsleben, der wirkliche Marktverkehr der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft iſt von der Idealgeſtalt der reinen Wirtſchaft unendlich weit 
entfernt, und zwar gerade dadurch, daß man die Herrenrolle des 
Geldes von der Einzelwirtſchaft auf die Geſamtwirtſchaft (Volks⸗ 
wirtſchaft) übertragen hat. „Die hiſtoriſche Wirklichkeit tritt immer 
nur als Herabſetzung des reinen Geldbegriffs (des bloßen Ausdrucks 
des gegenſeitig gemeſſenen Wertes der Dinge) vermittelſt des 
Eigen wertbegriffes des Geldes auf (Simmel, S. 135). Das Geld 
iſt kein Wirtſchaftsgut, iſt keine Ware — aber man hat es im Laufe 


\ 
969] Neue Schriften über die Natur und die Zukunft des Geldes 33 


der geſchichtlichen Entwicklung immer für eine ſolche gehalten, hat 
es dazu gemacht. Kann es zwar niemals poſitiv auf die Preis⸗ 
bildung, die geſellſchaftliche Bewertung der Tauſchgüter einwirken, 
ſo kann es doch die Marktverhältniſſe durch ſein Nichtfunktionieren 
ſtören und damit einen negativen Einfluß auf die Geſtaltung der 
Preiſe gewinnen: Alle „Geldwerttheorien' find im Grunde 
Geld-Unwert⸗Theorien; denn fie ſollen die Mängel des 
Geldumlaufs klären und Mittel zu ihrer Überwindung finden helfen.“ 

Ein derartiger durch eine gleichſam beſtimmungswidrige Be⸗ 
handlung des Geldes hervorgerufener Mangel des Geldumlaufs 
liegt, Cohn zufolge, namentlich in dem Fall der Schatzbildung vor, 
wo die Menſchen, veranlaßt durch ihre privatwirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen, vielfach das Geld dem Verkehr entziehen, um die in ihm ver⸗ 
körperte Kaufkraft aufzuſpeichern. Den Standpunkt des Schatz⸗ 
bildners glaubt Cohn mit folgenden Worten zu treffen: „Nichts 
zwingt ja am Gelde ſelbſt zur Ausgabe: alſo mindere auch keine 
Aufſpeicherung, ſo folgert man, die Kaufkraft, beeinträchtige den 
Wert des Geldes. Wenn nur das Außerliche, der Geldſtoff, erhalten 
werde (und ſelbſt Papier kann lange lagern), — die Kaufkraft 
brauche ſich dann in Jahrzehnten nicht zu ändern.“ Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſei aber, führt Cohn aus, verkehrt: die Kauftraft der auf⸗ 
geſpeicherten Münzen oder Scheine ſei in Wirklichkeit mehr oder 
weniger erheblichen Veränderungen unterworfen, und, worauf es 
hier vor allem ankommt, rufe die Hortung des Geldes, da ſie ein 
Nachlaſſen der Nachfrage nach Gütern bedeute, ein Sinken der Preiſe 
oder anders eine Erhöhung des Geldwertes hervor. Eine weitere 
Folge der Hortung ſei dann die, daß, ſoweit ſich die Horte nicht 
wieder entleeren, wozu der Preisſturz den Anreiz bilden kann, der 
Träger des Münzrechts zur Ausgabe neuen Geldes greift, um das 
im Umlauf fehlende Geld zu erſetzen. Er ſchafft auf dieſe Weiſe 
eine ſogenannte „zuſätzliche“ Kaufkräft, die zugleich „künſtliche“ Kauf⸗ 
kraft ſei, weil hierbei die geſamte Geldmenge, die umlaufende und 
die aufgeſpeicherte, zunimmt, ohne daß der Gütervorrat entſprechend 
anwachſen würde. Die Schaffung künſtlicher Kaufkraft, die man 
als Inflation zu bezeichnen pflege, ziehe „naturgemäß“ eine „immer 
wachſende Teuerung“, eine Minderung der Kaufkraft der Geldeinheit 
nach ſich. „Die Geldhortung, die Aufſpeicherung ſubjektiver Kauf⸗ 
kraft wird alſo“, leſen wir bei Cohn, „durch die Inflation, die 
Schaffung zuſätzlicher Kaufkraft, nicht nur ausgeglichen, ſondern 
meiſt überkompenſiert. Damit iſt nun aber keineswegs geſagt, daß 
Schmollers Jahrbuch XLV4. | 3 
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eine Inflation nur als Ausgleich einer künſtlichen Einſchränkung 
der Nachfrage zu denken ſei.“ Es könne vielmehr, auch ohne daß 
der Kreislauf der Wirtſchaft, insbeſondere des Geldes, irgendwie 
gehemmt würde, jederzeit „ein über den Stand der geſellſchaftlichen 
Verſorgung hinausgehender Bedarf an Sachgütern oder menſchlichen 
Dienſten“ eintreten, und wird dieſer „Überbedarf“ im Wege über⸗ 
mäßiger „privater oder öffentlicher Geldſchöpfung“ befriedigt, ſo 
führe das ebenfalls zu einer Hebung des allgemeinen Preisniveaus, 
ſomit zu einer Minderung des Geldwertes. Auch hier, wie bei den 
von der Geldhortung ausgehenden Wirkungen, habe man es mit 
„Störungen“ im Geldverkehr, daher mit einer „negativen Be⸗ 
einfluſſung der Preiſe durch das Geld“ zu tun. Der Unterſchied 
zwiſchen den beiden Fällen beſtehe nur darin, daß ein Mißbrauch 
mit dem Gelde dort von Privaten, hier vom Staate getrieben 
würde. Ob ſo oder anders, die „Mängel des Geldes“ erweiſen 
ſich, Cohn zufolge, ſtets als Folgen eines ſolchen Verhaltens zum 
Gelde, welches „im Widerſpruch mit ſeinem reinen Weſen“ ſteht. 
Die im obigen zum Teil wörtlich wiedergegebenen Betrachtungen 
Cohns über die Natur des Geldes, welche in ſeinem Sinne grund⸗ 
legend ſein ſollen für die Beantwortung der Frage, ob das Geld 
abgeſchafft werden könne, geben zu mancherlei Bedenken Anlaß. 
Daß, ſei es auf ſeiten der Theoretiker, ſei es auf ſeiten der Prak⸗ 
tiker, die Neigung beſtände, die Kaufkraft des Geldes mit der 
Währung zu verwechſeln, d. h. anzunehmen, daß durch die Geld⸗ 
ordnung die Preiſe diktiert würden, muß entſchieden in Abrede ge⸗ 
ſtellt werden, und wenn Cohn hierzu insbeſondere auf die Knappſche 
Geldtheorie hinweiſt, welche angeblich ſolch einer Verwechſlung Vor⸗ 
ſchub geleiſtet hätte, ſo könnte es ſich dabei nur um ein gröbliches 
Mißverſtändnis handeln, an welchem Knapp ſelbſt ganz ſchuldlos 
wäre. Cohn geht jedoch über die — unbedingt zutreffende — Be⸗ 
hauptung, daß die Preiſe nicht“ ſchon durch die Währung beſtimmt 
werden, hinaus, indem er für das Gebiet der reinen Wirtſchaft 
(in welcher kein Mißbrauch mit dem Geld getrieben wird) jedwede 
Beziehung zwiſchen Währung und Preiſen in Abrede ſtellt. Er 
konſtruiert da ein ideales, man möchte ſagen: „ätheriſches“, Geld, 
das ein Unding iſt. Von allen Mißbräuchen abgeſehen, kann die 
Ordnung des Geldweſens unmöglich ohne Einfluß auf die Preiſe 
bleiben. Auch in Fichtes Vernunftſtaat würden ſich die Preiſe höher 
oder niedriger ſtellen, je nachdem die, wie Fichte ſagt, „durchaus 
willkürlich“ feſtzuſetzende „Maſſe der Zeichen“, welche in Umlauf 
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gebracht würden, größer oder kleiner wäre. Das Verhältnis, in 
welchem ſich irgendeine Ware gegen eine andere Ware durch die 
Vermittlung des Geldes austauſcht, kann wohl als unabhängig von 
der jeweilig geltenden Währung gedacht werden, die (in Geld aus⸗ 

gedrückten) Preiſe der beiden Waren können es aber nicht! 
Verſtändigerweiſe läßt die Vorſtellung von einem Gelde, das 
keinen Einfluß auf die Preiſe ausübt, nur die Deutung zu, daß 
einmal gegebene Preiſe keine Anderungen erfahren aus Gründen, 
die auf ſeiten des Geldes liegen, wobei es hier dahingeſtellt bleiben 
muß, inwiefern ſich ſolche Gründe in Wirklichkeit iſolieren laſſen. 
Dieſes althergebrachte Poſtulat der „Neutralität des Geldes“ 
dürfte auch Cohn vorgeſchwebt haben; er hat ihm aber eine unhalt⸗ 
bare Formulierung gegeben. Dazu kommt, daß während ſonſt das 
neutral ſich verhaltende Geld als Gegenſtand einer ſchwer erfüll⸗ 
baren, ja problematiſchen Forderung und durchaus als Artefakt 
aufgefaßt wird, es bei Cohn gleichſam als das Gegebene, Natür⸗ 
liche erſcheint. Zuwiderhandlungen gegen die ureigenſte Natur des 
Geldes ſind es, Cohn zufolge, wodurch das Geld aus ſeiner Reſerve 
herauszutreten veranlaßt wird. Was Cohn im einzelnen über ſolcher 
Art Zuwiderhandlungen ausführt, iſt, ſofern es ſich hierbei nicht um 
allgemein Bekanntes und Anerkanntes handelt, wenig überzeugend: 
die Geldhortung kann doch nicht an ſich irgendwie ſtörend wirken, 
ſondern nur dann, wenn ſie in ungewohntem Maße erfolgt. Man 
vermißt außerdem bei Cohn den Nachweis, daß der Erſatz des dem 
Verkehr entzogenen Geldes durch neu in den Verkehr geſetztes Geld 
eine Preisſteigerung hervorrufen müſſe; man möchte meinen, daß 
dieſe Wirkung vermieden werden kann, wenn die Ausgabe neuen 
Geldes ſich in den entſprechenden Grenzen hält; dann gäbe es gegen 
die Geld hortung ein einfaches Gegenmittel ... Es fragt ſich auch 
noch, wo die Geldhortung eigentlich beginnt. Es iſt, als ob Cohn 
zwiſchen „ruhendem“ und „rollendem“ Gelde unterſcheiden würde 
und nur letzteres in der „reinen“ Wirtſchaft gelten laſſen wollte. 
Das Geld kann aber nicht ununterbrochen rollen. So bekommt 
man denn aus Cohns Darlegungen keine klare Vorſtellung von 
demjenigen Verhalten der Privaten zum Gelde, welches er als ein 
mißbräuchliches kennzeichnet. Im allgemeinen iſt aber die Art und 
Weiſe, wie Cohn hier mit der für ihn fundamentalen Vorſtellung 
eines neutralen, d. h. die Preisbildung (nach dem vorſtehenden 
müßte es heißen: die Preis bewegung) nicht beeinfluſſenden Geldes 
operiert — er unterläßt es, dieſe keineswegs ſelbſtveränderliche Vor⸗ 
3 * 
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ſtellung zu präziſieren und deren Realiſierbarkeit zu prüfen — etwas 
unvorſichtig, ja, dem Schein entgegen, ſozuſagen „unphiloſophiſch“, 
namentlich wenn man ſie mit der mehr vorausſetzungsloſen Behand⸗ 
lung vergleicht, die von anderer Seite dem Problem eines jo bes 
ſchaffenen, idealen Geldes ſchon mehrfach zuteil geworden iſt. 

Nach Darlegung ſeiner Anſichten vom Weſen des Geldes und 
von dem „Unweſen, das man mit ihm treibt“, wendet ſich Cohn 
dem eigentlichen Gegenſtand ſeiner Unterſuchung zu. Er meint, man 
müſſe die beiden Fragen der Möglichkeit und der Zweckmäßig⸗ 
keit der Geldabſchaffung ſtreng auseinanderhalten. Zugleich ſei 
darauf zu achten, ob eine völlige oder eine bloß teilweiſe Be⸗ 
ſeitigung des Geldes gefordert wird. Eine völlig geldloſe Wirtſchaft, 
d. h. eine Wirtſchaft, in welcher weder mit Geld gerechnet noch mit 
Geld gezahlt wird (und dementſprechend auch kein Geld aufgeſpeichert 
und kein Geld dargeliehen wird), laſſe ſich auch bei hochſtehender 
Technik und weitgehender Arbeitsteilung widerſpruchsfrei denken. 
Cohn unterſcheidet zwiſchen „Geldwirtſchaft“ und „Naturalwirtſchaft“, 
je nachdem der Güteraustauſch (es müßte hinzugefügt werden: ſowie 
die Güterverteilung oder die Güterzuteilung) durch oder ohne die 
Vermittlung des Geldes erfolgt, und er unterſcheidet zwiſchen „Geld⸗ 
rechnung“ und „Naturalrechnung“, je nachdem man den Bedarf (es 
müßte hinzugefügt werden: ſowie den Verbrauch, das Erzeugnis, 
den Anteil) in Geldbeträgen oder nicht in Geldbeträgen ausdrückt. 
Demnach iſt eine im vorhin angegebenen Sinne „völlig geldloſe“ 
Wirtſchaft, Cohn zufolge, als Naturalwirtſchaft mit Naturalrechnung 
zu charakteriſieren. Unter dieſen Begriff fällt die Neurathſche „Groß⸗ 
naturalwirtſchaft“, da der „Naturalkalkül“ mit ein weſentliches Merk⸗ 
mal derſelben iſt. Cohn macht Otto Neurath gegenüber, an den 
er ſich in dieſem Teil ſeiner Schrift vornehmlich hält, geltend, daß 
als Objekte der Naturalrechnung unter keinen Umſtänden die Luft 
und Unluftgefühle der Konſumenten und Produzenten in Frage 
kommen. Es ſei um ſo überflüſſiger, hier irgendwelche pſychophyſiſchen 
Meſſungen vornehmen zu wollen, als man, wie es Neurath ſelbſt 
zugebe, direkt die verfügbaren Menſchenkräfte auf der einen Seite 
und die benötigten Güter auf der anderen Seite in die Rechnung 
einſetzen könne. Der Bedarf an Gütern verſchiedener Art ſei aller⸗ 
dings nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen. Doch könne man „immer 
noch wichtige Rückſchlüſſe auf die Geſtaltung des Bedarfs aus den 
zahlenmäßig ſehr wohl erfaßbaren Verbrauchs verhältniſſen 
ziehen“. Gerade Neurath hätte die Bedeutung einer umfaſſenden 


973] Neue Schriften über die Natur und die Zukunft des Geldes 37 


und möglichſt genauen Konſumtionsſtatiſtik für die Großnatural⸗ 
wirtſchaft richtig erkannt. Im übrigen müſſe man ſich, meint Cohn, 
die Großnaturalwirtſchaft nicht als Verkehrswirtſchaſt, die ſich mangels 
eines einheitlichen Wirtſchaftsplanes wohl oder übel immer wieder 
des Geldes werde bedienen müſſen, ſondern unbedingt als „Ver⸗ 
waltungswirtſchaft“ vorſtellen, deren Kennzeichen es nach Neurath 
iſt, „daß nicht der einzelne durch ſeine Tauſcherwägungen den Aus⸗ 
ſchlag gibt, ſondern eine Zentralſtelle, welche unter Umſtänden die 
Willensentſchließung aller vereinigen mag“. Ebenſogut kann man 
aber nach Cohn die Großnaturalwirtſchaft als kommuniſtiſche Wirt⸗ 
ſchaft anſprechen. | 

Unter „teilweiſer Ausſchaltung des Geldes“ verſteht Cohn nicht 
etwa ein Nebeneinander von Geld⸗ und Naturalwirtſchaft oder von 
Geld⸗ und Naturalrechnung, ſondern ſozuſagen eine Kürzung der 
Funktionen des Geldes. Eine ſolche liege zunächſt dann vor, wenn 
bloß die Geldrechnung beſeitigt, im übrigen aber dem Geld ſeine 
Funktionen belaſſen werden ſollen. Dahin gehende Vorſchläge werden, 
meint Cohn, hauptſächlich von den „Kollektiviſten“ vertreten. Dieſe 
Bezeichnung wendet er im Anſchluß an Tugan⸗Baranowsky 
auf jene Gruppe von Soztaltheoretifern an, welche „alle nicht der 


unmittelbaren Bedürfnisbefriedigung dienenden Güter vergeſellſchaftet 


wiſſen wollen“, jedoch, wie Tugan es ausdrückt, „volle Freiheit in 
der Wahl von Konſumtionsgegenſtänden und in der Verſügung über 
fie in den vom Einkommen jedes einzelnen geſetzten Grenzen ge⸗ 
währen“. Es gehöre mit zum Weſen der kollektiviſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ordnung, daß die Preiſe von Geſellſchafts wegen feſtgeſetzt werden. 
Und gerade deshalb würde das Geld im kollektiviſtiſchen Syſtem 
keine Wirkung auf die Preiſe auszuüben vermögen. Auf ſeine Grund⸗ 


auffaſſung vom Gelde zurückgreifend, wonach das Geld nur per 


abusum, im Widerſpruch zu ſeinem eigentlichen Weſen, als Preis⸗ 
faktor erſcheine, bemerkt Cohn, daß im Kollektivismus das Geld nicht 
aufgehoben, ſondern nur „weſentlich“ geworden wäre. „Es entſteht 
nun aber die Frage“, leſen wir weiter bei Cohn, „die man paradox 
ſo ſtellen kann: Iſt dieſes weſentliche Geld nicht gänzlich — un⸗ 
weſentlich, d. h. beſteht überhaupt ein Bedürfnis, die „feſten Preiſe 
in beſtimmten Werteinheiten auszudrücken“?“ Dieſes Bedürfnis 
leugnet Cohn, und zwar auf Grund von Überlegungen, die er getrennt 
für die beiden Richtungen des Kollektivismus: die ſubjektiviſtiſche 
und die objektiviſtiſche, anſtellt. Erſtere ſtelle den Bedarf der Ver⸗ 
braucher, das „Recht auf Exiſtenz“, letztere dagegen die Leiſtung 
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der Erzeuger, das „Recht auf den vollen Arbeitsertrag“, in den 
Vordergrund. 

Die Vertreter der ſubjektiviſtiſchen Richtung ſeien der Meinung, 
daß im kollektiviſtiſchen Syſtem das Geld — zunächſt wenigſtens — 
beibehalten werden müſſe, weil es das gegebene Mittel ſei, das 
jedem ermöglicht, innerhalb der Grenzen ſeines Einkommens ſeine 
Bedürfniſſe nach ſeinen individuellen Neigungen zu befriedigen; je⸗ 
doch werde das Geld in dieſem Syſtem keinen „Selbſtwert“, ſondern 
nur noch einen „Zeichenwert“ haben. Die Autoren, die derartiges 
lehren (Anton Menger, Kautsky, Tugan⸗Baranowsky, Becqueur) ſeien, 
meint Cohn, in einem zwiefachen Irrtum befangen: Erſtens begreifen 
fie nicht, daß auch in der Verkehrswirtſchaft das Geld grund ſätzlich 
nicht Preisfaktor, ſondern lediglich Preisausdrucksmittel iſt und höchſtens 
dann, „wenn es als Verkörperung „‚zuſätzlicher“, nur ‚formaler‘ Kauf⸗ 
kraft am Markte erſcheint, dadurch die Preisbildung vorüber⸗ 
gehend beeinfluſſen kann (Adolf Weber)“. „Daß alſo“, behauptet 
Cohn, „das Geld in der freien Marktwirtſchaft durch feinen Eigen⸗ 
wert als Ware die Preiſe ſelbſt weſentlich beſtimme oder auch nur 
mitbeſtimme, in der kollektiviſtiſchen Gemeinwirtſchaft dagegen als 
bloßes „Wertzeichen nur die anderweitig gebildeten „‚feſten Preiſe 
ziffernmäßig ausdrücke, — dieſe Unterſcheidung der kapitaliſtiſchen 
und der kollektiviſtiſchen Geldrechnung iſt vollkommen haltlos und 
beweiſt lediglich mangelndes Verſtändnis für das Weſen der Geld⸗ 
rechnung in der Verkehrswirtſchaft. Zweitens ſei es, meint Cohn, 
ein Fehler der hier zur Diskuſſion ſtehenden Lehrmeinungen, an⸗ 
zunehmen, „daß ſchon mit der bloßen Berückſichtigung der mannig⸗ 
faltigen ſubjektiven Bedürfniſſe eine wirtſchaftlich einwandfreie 
Preisgeſtaltung zu erzielen ſei“. Entſcheidend müſſe vielmehr das 
Verhältnis des Bedarfs zu den vorhandenen Gütern und Produktions⸗ 
möglichkeiten bleiben, und da würde es nicht möglich ſein, die Preiſe 
derart feſtzuſetzen, daß der einzelne, ſofern er nur gewillt und im⸗ 
ſtande iſt, den feſtgeſetzten Preis zu zahlen, jede beliebige Menge 
des betreffenden Gutes erwerben könnte. In Wirklichkeit ziehe die 
Preisfeſtſetzung im Wege der wirtſchaftlichen Verwaltung, wie die 
Kriegserfahrungen gerade erſt wieder gezeigt hätten, die Notwendig⸗ 
keit von Rationierungen nach ſich. Rationierungen ſetzten aber, meint 
Cohn, einen Wirtſchaftsplan voraus, der „ganz und ausſchließlich 
das Ergebnis naturaler Rechnungen“ iſt, und die Anwendung 
der Naturalrechnung in dem hier erforderlichen Umfange mache die 
ganze Preisfeſtſetzung ſowie den Gebrauch eines allgemeinen Um⸗ 
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tauſchmittels überflüſſig, „da die Güter bei der unmittelbar mengen⸗ 
mäßigen Feſtſtellung des Verteilungsplanes ja auch unmittelbar den 
Verbrauchern überwieſen werden könnten“. „Neben einem naturalen 
Geſamtwirtſchaftsplan“, ſo ſchließt Cohn ſeine Ausführungen über 
die ſubjektiviſtiſche Richtung des Kollektivismus, „noch Geld und 
Geldpreiſe — das wäre jo unökonomiſch wie nur möglich, wäre 
glatte Verſchwendung von Sachgütern und Arbeitskräften. Die 
Verwirklichung des Rechts auf Exiſtenz, die Verteilung nach den 
Bedürfniſſen, wie die ſubjektiviſtiſche Richtung der Kollektiviſten ſie 
anſtrebt, führt mit zwingender Notwendigkeit, wenn die Preisbildung 
am Markte ausgeſchaltet werden ſoll, zum Kommunismus, zur Groß⸗ 

naturalwirtſchaft.“ 

Die objektiviſtiſche Richtung des Kollektivismus operiert mit 
dem Begriff des ſogenannten Arbeitsgeldes, welches als Mittel zur 
Verwirklichung des Rechtes auf den vollen Arbeitsertrag dienen ſoll. 
Der Begriff des Arbeitsgeldes ſetzt, Cohn zufolge, voraus, daß die 
durchſchnittliche geſellſchaftliche Arbeitszeit, welche in jedem Gute 
verkörpert iſt, genau ermittelt und daß zugleich jede einzelne Arbeits⸗ 
leiſtung auf eine beſtimmte Zahl von Arbeitszeiteinheiten zurück⸗ 
geführt werden kann. Dem ſtelle ſich aber, meint Cohn, die un⸗ 
geheuere Differenzierung der Arbeit entgegen, und zwar: nach dem 
Opfer, das mit ihr verbunden iſt, und nach dem Erfolg, den ſie 
hat, wobei die Verſchiedenheit des Arbeitserfolges durch die un⸗ 
gleiche Befähigung der Arbeiter, durch die räumlich und zeitlich un⸗ 
gleiche Auswirkung eines gegebenen Kraftaufwandes und durch das 
verſchieden geartete Zuſammenwirken von Arbeitsleiſtungen bedingt 
ſein kann. Dazu komme, daß der ſogenannte Arbeitsertrag in keiner 
Wirtſchaftsform allein das Ergebnis der Arbeitsleiſtung iſt. „Viel⸗ 
mehr ſind“, fügt Cohn erläuternd hinzu, „überall die Unterſchiede 
zu berückſichtigen, die ſich aus der notwendig differenzierten Benutzung 
von Stoffen und Kräften der (außermenſchlichen) Natur ergeben, — 
ſei es, daß dieſe im urſprünglichen oder im bereits erarbeiteten Zu⸗ 
ſtande verwandt werden. Die naturgegebene Güterknappheit kann 
nicht überall und ſtets durch Arbeit überwunden werden, ſondern 
die paſſiven Leiſtungen des Wartens und Wagens‘ (Adolf 
Weber) müſſen hinzutreten; auch ſie dürfen in der Arbeitsgeldrechnung 
nicht überſehen werden, wenn nicht die Geſellſchaftswirtſchaft aufs 
ſchwerſte erſchüttert werden ſoll.“ Der „Haupteinwand gegen jed⸗ 
wede Arbeitsgeldtheorie“ ſei aber der, daß ſie nur auf die Kyſten 
und nicht zugleich auf den Nutzen ſehe. „Wie die Kollektiviſten 
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ſubjektiviſtiſcher Richtung nicht mit der Knappheit der Wirtſchafts⸗ 
güter rechnen, — ſo vergeſſen“, meint Cohn, „die Objektiviſten, daß 
alle Wirtſchaft letzten Endes nur dem Zwecke dient, den Bedarf der 
Wirtſchaftsperſonen zu decken. Um dieſen grundlegenden Mangel 
auszugleichen, gibt es zwei Möglichkeiten, aber auch nur dieſe 
beiden: entweder man gibt den Grundſatz des Rechts auf den vollen 
Arbeitsertrag bei der Lohn⸗ und Preisfeſtſetzung auf und regelt die 
Verteilung nach dem Spiel von Angebot und Nachfrage, — 
oder man ſagt ſich von der Freiheit der Arbeit und des Konſums 
los und geht zum Kommunismus über. Der Kollektivismus iſt 
auch in der objektiviſtiſchen Form wegen ſeiner Einſeitigkeit als 
Wirtſchaftsordnung undenkbar.“ 

Die weiteren eine teilweiſe Abſchaffung des Geldes bezweckenden 
Reformvorſchläge richten ſich nach Cohn entweder nur gegen die 
Geldzahlung, oder nur gegen die Geldhortung, oder nur 
gegen das Gelddarlehen. Cohn ſucht nachzuweiſen, daß dies 
alles ſozuſagen Halbheiten ſeien, die nicht konſequent durchgeführt 
werden können. Obwohl dieſe Kritik, wie auch ſchon die Wieder⸗ 
gabe der einſchlägigen Projekte (Solvay, Silvio Geſell, Johannſen, 
Harburg und andere), einen ziemlich breiten Platz in der Schrift 
einnehmen, ſo haben ſie doch im Rahmen dieſer nur akzeſſoriſche 
Bedeutung und können füglich übergangen werden. Um ſo größere 
Aufmerkſamkeit verdient das Schlußkapitel, das die Überſchrift trägt: 
Die Grenzen des Geldes. 

Die Begrenzung des Geldes ſei gegeben einmal durch ſeinen 
Zweck, zum anderen durch ſeine Zweckmäßigkeit, d. h. durch ſeine 
Eignung, dieſen Zweck zu erfüllen. Da nun der Zweck des Geldes 
darin beſteht, in einer entwickelten geſellſchaftlichen Wirtſchaft die 
Feſtſtellung der geſellſchaftlichen Wertſchätzungen zu ermöglichen und 
den Austauſch der Sachgüter und menſchlichen Dienſte zu erleichtern, 
ſo ſeien dem Geld ohne weiteres gewiſſe Grenzen geſetzt, „allerdings 
nur nach unten“: in dem Sinne nämlich, daß es beſtimmte Wirt⸗ 
ſchaftstypen gibt, wie die iſolierte Wirtſchaft, die Hauswirtſchaft, 
bis zu einem gewiſſen Grade auch die Kundenwirtſchaft, „in denen 
das Geld noch keine Rolle ſpielt“, weil eben hier der angegebene 
Zweck des Geldes nicht in Frage komme. „Er erliſcht indeſſen 
nicht dadurch,“ führt Cohn aus, „daß die Geſellſchaftswirtſchaft . - 
die Form ihrer Organiſation verändert, indem ſie von der Verkehrs⸗ 
zur Verwaltungswirtſchaft übergeht. Folglich kann eine Begrenzung 
des Gelddienſtes in der entwickelten Geſellſchaftswirtſchaft, da ſie 
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nicht durch Fortfall des Zweckes zu begründen iſt, nur dadurch ein⸗ 
treten, daß infolge der organiſatoriſchen Veränderungen das Geld 
nicht mehr das geeignetſte Mittel zu dieſem Zwecke iſt.“ | 
Es taucht aljo die bis hierhin zurückgeſtellt geweſene Frage der 
Zweckmäßigkeit der völligen Beſeitigung des Geldes auf. In 
bezug auf die teilweiſe Ausſchaltung des Geldes kann die Zweck⸗ 
mäßigkeitsfrage nach Cohn gar nicht erſt geſtellt werden, weil dahin 
gehende Vorſchläge ſich als theoretiſch unhaltbar erwieſen hätten 
und daher von jeder weiteren praktiſchen Erörterung auszuſchließen 
ſeien. Die nachfolgenden Darlegungen gelten demnach nur der 
Frage, ob die völlige Beſeitigung des Geldes, und zwar in der Ver⸗ 
waltungswirtſchaft, zweckmäßig ſei. Da heißt es nun einerſeits, daß 
das Geld „ſeinem Weſen nach bezogen und beſchränkt“ iſt auf die 
Verkehrswirtſchaft, ja, noch enger gefaßt: auf die „Marktwirtſchaft“, 
und daß „mit der Aufhebung des Wirtſchaftsverkehrs, ja ſchon mit 
der Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel“ die „Eignung des 
Geldes, ſeinen Zweck zu erfüllen, ſchwindet“. Andererſeits wird 
der „Leitſatz“ aufgeſtellt: „Die Naturalwirtſchaft kann einen einheit⸗ 
lichen rechenmäßigen Ausdruck der geſellſchaftlichen Wertvergleichung 
nicht entbehren“, und es wird im Anſchluß hieran Neurath gegen⸗ 
über bemerkt, daß der Verzicht auf ein einheitliches Maß in der 
Naturalwirtſchaft zwar „phantaſiemäßig vorſtellbar“ ſei, aber „im 
höchſten Maße unpraktiſch“ ſein dürfte. Dabei denkt ſich Cohn die 
Werteinheit, mit der man da zu rechnen hätte, nicht irgendwie ſo 
beſchaffen, daß man ſie nicht als Geldeinheit anzuſprechen berechtigt 
wäre. Soll ſie doch, Cohn zufolge, nicht etwa bloß für den internen 
Gebrauch der Wirtſchaftsbehörden, ſondern namentlich für die „Sozial⸗ 
taxen“ in Frage kommen, welche an Stelle der „Marktpreiſe“ treten 
und den „ſtörenden Einfluß der teilweiſe immer nur formalen Kauf⸗ 
kraft der Geldbeſitzer bei der Feſtſetzung des geſellſchaftswirtſchaft⸗ 
lichen Wertes der Güter und Dienſtleiſtungen“ ausſchalten würden. 
Das Geld in dieſer oder jener Form würde alſo nicht nur als 
„Rechenmittel“, ſondern auch als „allgemeines Umtauſchmittel“ in 
der Verwaltungswirtſchaft eine gewiſſe Rolle ſpielen. „Für den 
Fall,“ ſagt Cohn, „daß die naturale Zuweiſung der Anteile zu um⸗ 
ſtändlich werden ſollte (freie Berufe !), könnten auch körperliche 
Zahlungsmittel ausgegeben werden ... Das Entſcheidende iſt 
auch hier wieder nicht die techniſche Geſtaltung des Umtauſchmittels 
— ſein Stoff, ſeine Stückelung —, ſondern die Eigenſchaften, welche 
es von dem bisherigen Geld unterſcheiden: vor allem, daß es nie⸗ 
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mals nur formale, vorgebliche Kaufkraft verkörpert, ſondern ſtets 
der geſamte Gütervorrat der Geſellſchaftswirtſchaft dahinter ſteht.“ 

Ganz am Schluß ſeiner Schrift ſpricht ſich Cohn noch dahin 
aus, daß das Geld keinesfalls ſchlechthin abgeſchafft, d. h. mit. einem 
Schlage durch Vereinbarung oder obrigkeitliche Anordnung beſeitigt 
werden könne, ſondern daß dazu eine lange Entwicklungszeit erforder⸗ 
lich ſein würde, und daß nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen ſei, „ob 
die gegenwärtig in Oſt⸗ und Mitteleuropa bemerkbare Neigung zur 
Ausbreitung der Naturalwirtſchaft ſich weiter verſtärken oder wieder 
abflauen wird“. 

Will man nunmehr zu Cohns Ausführungen über die Beſeiti⸗ 
gung des Geldes Stellung nehmen, ſo empfiehlt es ſich, die drei 
Fälle der modernen Verkehrswirtſchaft, der kollektiviſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft und der kommuniſtiſchen Wirtſchaft jeden für ſich zu betrachten. 

Daß die moderne Verkehrswirtſchaft des Geldes nicht entraten 
könne, hält Cohn ſozuſagen für ausgemacht. Die Ausbreitung des 
Verrechnungsweſens oder, um mit Elſter zu reden, die Verdrängung 
des Handgeldes durch das Buchgeld bedeutet für Cohn keine Be⸗ 
ſeitigung des Geldes als Zahlungsmittel und fällt daher aus dem 
Rahmen ſeiner Unterſuchung aus. Wohl aber wäre eine eingehende 
Analyſe der Frage, ob nicht der Güteraustauſch ſowie die Güter⸗ 
verteilung, wenn nicht in ihrem ganzen, jo doch in erheblichem Um⸗ 
fange auf eine „naturale Grundlage“ geſtellt werden könnten, in 
Cohns Schrift am Platze geweſen. Dieſe Frage erledigt ſich durch 
den Nachweis, daß eine teilweiſe Beſeitigung des Geldes ſchon 
theoretiſch ausgeſchloſſen ſei, keineswegs. Denn es würde ſich hier⸗ 
bei nicht ſowohl um eine Kürzung der Funktionen des Geldes — 
und dies allein meint Cohn mit ſeiner „teilweiſen“ Beſeitigung des 
Geldes — als vielmehr um eine Einſchränkung des Anwendungs⸗ 
gebiets der Geldrechnung und der Geldzahlung handeln. Hält doch 
Cohn ſelbſt im Fall der Verwaltungswirtſchaft ein Nebeneinander 
von Natural⸗ und Geldrechnung ſowie von Natural⸗ und Geld⸗ 
zahlung nicht nur für möglich, ſondern ſogar für zweckmäßig. Was 
der Verwaltungswirtſchaft recht iſt, iſt der Verkehrswirtſchaft billig. 
Die Verkehrswirtſchaft iſt alſo bei Cohn etwas zu kurz gekommen. 

Die kollektiviſtiſche Wirtſchaft hingegen behandelt er ziemlich 
ausführlich (auf 20 Seiten), jedoch lange nicht ausführlich genug, 
um, wie es ſeine Abſicht iſt, den unvoreingenommenen Leſer davon 
zu überzeugen, daß dieſe Wirtſchaftsform „undenkbar“ ſei. Die 
Spezialfrage von der Stellung des Geldes im Syſtem des Kollek⸗ 
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tivismus wächſt ſich in Cohns Darſtellung unter der Hand zu der 
viel allgemeineren Frage von der Realiſierbarkeit des Kollektivismus 
überhaupt aus. Es iſt erſtaunlich, daß Cohn geglaubt hat, dieſe 
Frage ſo nebenher beantworten zu können. Und wie wenig zu⸗ 
treffend ſind die — nach Cohns eigner Einſchätzung — wichtigſten 
Argumente, die er gegen den Kollektivismus vorbringt! Die Ver⸗ 
treter des Grundſatzes „Jedem nach ſeinem Bedürfnis!“ ſollen die 
„Knappheit der Wirtſchaftsgüter“ außer acht laſſen. Als ob mit 
jener Formel gemeint wäre, daß ſämtliche Bedürfniſſe aller bis zur 
Neige zu befriedigen ſeien! Die anderen aber, welche ſich an den 
Grundſatz „Jedem nach ſeiner Leiſtung!“ halten, ſollen vergeſſen, 
daß alle Wirtſchaft letzten Endes auf den Nutzen eingeſtellt ſein 
müſſe. Auch dieſer Vorwurf iſt unbegründet: im Kollektivismus 
objektiviſtiſcher Richtung würde der Nutzen zunächſt einmal infofern 
zur Geltung kommen, als nur ſolche Güter produziert würden, die 
von Geſellſchafts wegen als nützlich angeſehen werden (während in 
der Verkehrswirtſchaft dieſer Geſichtspunkt völlig zurücktritt, weil 
hier lediglich die Rückſicht auf den Profit über das Was der Pro⸗ 
duktion entſcheidet), ſodann aber auch inſofern, als gerade hier, wo 
im Unterſchied vom Kommunismus die „Freiheit der Bedarfswahl“, 
wie es Michael Hainiſch nennt, vorausſetzungsgemäß beſteht, die 
leitenden Inſtanzen den Wirtſchaftsplan unbedingt den Anſichten 
der Genoſſen über den Nutzen der zu produzierenden Güter anzu⸗ 
paſſen hätten, um die produzierten mit den begehrten Gütermengen 
in Einklang zu bringen. Cohn leugnet freilich die Möglichkeit, im 
kollektiviſtiſchen Syſtem ein derartiges Gleichgewicht zwiſchen Pro⸗ 
duktion und Konſumtion herbeizuführen, und hat hierbei wohl 
ſpeziell den Fall im Auge, wo von einer beſtimmten Güterart zu 
wenig produziert worden wäre, um die Nachfrage nach ihr voll zu 
befriedigen; denn nur von hier aus ſind ſeine Angriffe gegen das 
ſozialiſtiſche Geld, die im weſentlichen darauf hinauslaufen, daß 
dieſes Geld unter Umſtänden ſozuſagen zur Unwirkſamkeit verurteilt 
wäre, verſtändlich. Demgegenüber iſt folgendes zu bemerken: Da 
ſich die Nachfrage durch eine entſprechende Preiserhöhung ſtets in 
dem erwünſchtem Maße herunterſchrauben läßt, ſo kann jenes Zurück⸗ 
bleiben der produzierten hinter der begehrten Menge nur an einer 
„unrichtigen“ Preisfeſtſetzung liegen, die ihrerſeits ihren Grund 
haben muß entweder darin, daß ſich die Leitung (etwa aus Doktrina⸗ 
rismus) an einen beſtimmten Maßſtab hält, der im gegebenen Fall 
eben nicht zum Ziele führt, oder aber darin, daß ſich die Leitung 
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verrechnet, d. h. die Nachfrage nicht zutreffend vorausbeſtimmt hat. 
Nun ſcheidet der erſte dieſer beiden Gründe aus einer Betrachtung, 
die nicht dieſen oder jenen Kollektiviſten, ſondern den Kollektivismus 
als ſolchen zum Gegenſtand hat, von vornherein aus, da es nicht 
geſagt iſt, daß der Kollektivismus auf irgendwelchen ſtarren Wert⸗ 
maßſtab eingeſchworen wäre; und was den zweiten Grund anlangt, 
ſo kann er gewiß nicht aus der Welt geſchafft werden, aber das 
beweiſt nur, daß das kollektiviſtiſche Syſtem nicht immer fehlerfrei 
zu funktionieren imſtande iſt, ohne daß dadurch dieſes Syſtem und 
insbeſondere das Geld in dieſem Syſtem ad absurdum geführt 
würden. Kommt es doch auch im Konkurrenzſyſtem vor, daß dieſe 
oder jene Ware vorübergehend nicht in beliebiger Menge um ihren 
Marktpreis zu haben iſt. An der Behandlung, die bei Cohn dem 
Problem des ſozialiſtiſchen Geldes zuteil geworden iſt, fällt es noch 
auf, das da von einer teilweiſen Ausſchaltung des Geldes, und 
zwar von einer Beſeitigung der Geldrechnung (scilicet: unter Bei⸗ 
behaltung der Geldzahlung), die Rede iſt. Dieſe Formulierung iſt 
ſchlechterdings unverſtändlich: in Wirklichkeit würde es — die Frei⸗ 
heit der Bedarfswahl immer vorausgeſetzt — gar nicht zu vermeiden 
ſein, daß auf der einen Seite die Leitung bei Entwerfung ihres 
Wirtſchaftsplanes alle zu gewährenden Löhne und alle abzuſetzenden 
Güter auf beſtimmte Geldſummen bringt, um ein Gleichgewicht 
zwiſchen Produktion und Konſumtion, wenn auch zunächſt nur auf 
dem Papier, zu erzielen, und daß auf der anderen Seite die Ge⸗ 
noſſen in bezug auf ihre Privathaushaltungspläne ähnlich verfahren 
oder zum mindeſten irgendwie ihre Ausgaben zu ihren Einnahmen 
rechnungsmäßig in Beziehung ſetzen. Mit der Formel „Abſchaffung 
der Geldrechnung“ iſt alſo der Standpunkt der Kollektiviſten in 
puncto Geld nicht getroffen. 

Die kommuniſtiſche Wirtſchaft, alias: die „Großnaturalwirt⸗ 
ſchaft“, findet bei Cohn eine weit günſtigere Beurteilung als die 
kollektiviſtiſche Wirtſchaft. Letztere wird ſchlechterdings für unmög⸗ 
lich, erſtere für möglich erklärt. Hierzu iſt zu bemerken, daß obſchon 
Cohn auf eine ſcharfe Auseinanderhaltung von Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit dringt, er bald mit einem laxeren, bald mit einem 
ſtrengeren Möglichkeitskriterium operiert, wodurch ſich die Grenzen 
zwiſchen Möglichkeit und Zweckmäßigkeit verwiſchen. Vielfach be⸗ 
deutet nämlich „möglich“ bei Cohn ſoviel wie „vorſtellbar“ oder 
„innerlich widerſpruchsfrei“; dann aber wieder nennt er möglich nur 

eine ſolche Wirtſchaftsform, welche der „Grundnorm der Wirtſchaft⸗ 
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lichkeit“, dem ökonomiſchen Prinzip entſpricht. Bezeichnenderweiſe 
wird dieſes ſtrengere Kriterium an die Spitze der Betrachtungen 
über den Kollektivismus geſtellt und auch gelegentlich im Laufe dieſer 
Betrachtungen angewandt, mit dem Ergebnis, daß eine beſtimmte 
Spielart des Kollektivismus das Prädikat „unmöglich“ (weil „un⸗ 
ökonomiſch“) erhält. Wenn Cohn demgegenüber die Möglichkeit der 
Großnaturalwirtſchaft nicht anzweifelt, ſo läßt er ſich dabei wohl 
von dem lareren Kriterium leiten; jedenfalls nimmt er von einer 
Prüfung der Großnaturalwirtſchaft auf ihre Wirtſchaftlichkeit gänzlich 
Abſtand. Eine gewiſſe parteiiſche Bevorzugung des Kommunismus 
durch Cohn zeigt ſich auch darin, daß er die Schwierigkeiten, denen 
eine behördliche Bewertung der Güter und Leiſtungen (wegen der 
„Differenzierung“ der Arbeit und dergleichen mehr) begegnet, beim 
Kollektivismus als unüberwindlich hinſtellt, beim Kommunismus hin⸗ 
gegen, nämlich im Zuſammenhang mit der Frage der Sozialtaxen, 
nicht einmal erwähnt. Im übrigen vertragen ſich Sozialtaxen nicht 
gut mit dem Weſen des Kommunismus bzw. der Großnaturalwirt⸗ 
ſchaft. Das Schlußkapitel, wo von den Sozialtaxen gehandelt und 
auf die ſonſtigen Eigentümlichkeiten der kommuniſtiſchen Wirtſchaft 
näher eingegangen wird, iſt überhaupt wenig durchſichtig, ja nicht 
widerſpruchsfrei gehalten, wie dies wohl ſchon die vorhin zitierten 
Stellen gezeigt haben dürften. Verhält es ſich da mit der kommu⸗ 
niſtiſchen Wirtſchaft nicht ſo, daß das Geld zunächſt aus theoretiſchen 
Gründen von ihr ferngehalten, nachträglich aber aus praktiſchen 
Gründen zurückberufen wird und ſie trotzdem Naturalwirtſchaft 
bleibt? Im Laufe ſeiner Erörterungen über die Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit der Beſeitigung des Geldes im kommuniſtiſchen und 
auch im kollektiviſtiſchen Syſtem nimmt Cohn, wie aus dem vor⸗ 
ſtehenden zu erſehen war, wiederholt auf ſeine rein perſönlichen 
Anſichten vom Gelde und deſſen „Mängeln“ Bezug. Hierauf braucht 
aber die Kritik nicht näher einzugehen, nachdem ſie bereits dieſe 
Anſichten für ſich genommen genauer geprüft und, wie ſie glaubt, 
als unhaltbar erwieſen hat. 

Die Aufgabe, die Engel in ſeiner Schrift „Geldgeſtaltung und 
Einkommensgeſtaltung“ zu löſen unternimmt, iſt die, ob nicht das 
Geld als Einrichtung die Schuld daran trage, daß in der modernen 
Wirtſchaft die Bedürfniſſe der großen Maſſe ihrer ſchwachen Zahlungs⸗ 
fähigkeit wegen unzulänglich befriedigt werden, obgleich die Pro⸗ 
duktion ſehr wohl geſteigert werden könnte. Der Verfaſſer holt aber 
weit aus und findet Veranlaſſung, ſich im Laufe ſeiner Ausführungen 
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zu einer Reihe grundlegender Fragen der theoretiſchen National: 
ökonomie zu äußern, ſo vor allem zum Wertproblem. „Erreicht 
der Grenznutzen eines Gutes den Punkt Null,“ heißt es da zum 
Beiſpiel, „ſo wendet ſich das Begehren anderen Gütern zu, welche 
dem nächſt höheren Bedürfnis auf der Bedürfnisſkala entſprechen, 
und dies gewährt nun wieder einen relativ hohen Nutzen.“ Das 
ſtimmt aber im allgemeinen nicht. Es kann umgekehrt als Regel 
angenommen werden, daß falls zwei Bedürfniſſe von an ſich ver⸗ 
ſchiedener Wichtigkeit in Frage kommen, der Konſument nicht erſt 
dann zur Befriedigung des weniger wichtigen ſchreitet, wenn das 
wichtigere voll, d. h. bis herab zum Grenznutzen Null befriedigt iſt. 
Einige Seiten weiter leſen wir bei Engel: „Die Grenznutzenſchule 
hat in die Doktrin das ſogenannte Prinzip vom Grenznutzen⸗ 
niveau eingeführt, welches den Konſum der Verbraucher regelt. 
Das Grenznutzenniveau beſagt bekanntlich, die Bedürfnisbefriedigung 
werde in jeder Bedürfnisſkala gleichmäßig an der Stelle des gleichen 
Grenznutzens abgebrochen. Hat das zehnte Stück Seife, das dritte 
Stück Fleiſch, das zweite Theaterbillett uſw. den gleichen Grenz⸗ 
nutzen, und genügt die Kaufkraft gerade, um dieſe Güter zu er⸗ 
werben, ſo wird nicht ein viertes Stück Fleiſch gekauft und nur ein 
Theaterbillett genommen, ſelbſt wenn beide den gleichen Preis haben, 
ſondern die Bedürfniſſe werden gerade ſo befriedigt, daß die letzten 
Güter, die noch gekauft werden können, den gleichen Grenznutzen 
haben.“ Es handelt ſich hierbei um einen höchſt wichtigen Lehrſatz 
der Grenznutzentheorie; um den „zweiten Goſſenſchen Satz“ (Lexis) 
oder um den Satz vom „Gleichgewicht des Haushalts“ (Launhardt). 
Engel macht ſich dieſen Satz, den er als „Prinzip des gleichmäßig 
zuſammengepreßten Konſums“ bezeichnet, zu eigen und greift auf 
ihn im weiteren Verlauf ſeiner Darlegungen wiederholt zurück. Er 
hätte alſo allen Grund gehabt, ihn korrekt zu formulieren. Das 
hat er aber nicht getan: Es fehlt nämlich bei Engel der Hinweis 
darauf, daß die letzten zum Verbrauch gelangenden Mengeneinheiten 
der verſchiedenen Güter gleichhoch im Preiſe ſtehen müſſen. Koſtet 


zum Beiſpiel das Theaterbillett 5 Mk. und das Pfund Fleiſch 


20 Mk., ſo iſt unter einem „Stück Fleiſch“ ein Viertelpfund zu 


verſtehen. Sonſt kann nicht behauptet werden, daß der Grenznutzen 


ſich bei allen Gütern auf das gleiche Niveau ſtelle. Nicht beſſer 
wird die Sache durch die Einſchiebung des Nebenſatzes: „ſelbſt wenn 
beide den gleichen Preis haben“. Das Wörtchen „ſelbſt“ verrät 
vielmehr die Unklarheit, in der ſich Engel befindet; denn daß „beide 
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den gleichen Preis haben“, ſtellt im gegebenen Fall eine weſent⸗ 
liche Bedingung dar. Es liegt hier auf ſeiten Engels keineswegs 
bloß eine Nachläſſigkeit des Ausdrucks vor, wie ſonſt bei mancher 
ſeiner Redewendungen, ſondern eben eine verſchwommene Vorſtellung 
von dem in Frage ſtehenden Sachverhalt. Im übrigen braucht kein 
Wort darüber verloren zu werden, daß Engel durch Aufſtellung des 
„Prinzips des gleichmäßig zuſammengepreßten Konſums“ die vorhin 
wiedergegebene und beanſtandete Behauptung, wonach ein beſttmmtes 
Bedürfnis erſt dann an die Reihe kommt, wenn ein anderes voll 
befriedigt iſt, glattweg preisgegeben hat. 

Aber Verteilung und Einkommen läßt ſich Engel wie folgt ver⸗ 
nehmen: „Als Lehre von der Verteilung hat man ſich in der neueren 
Nationalökonomie immer mehr gewöhnt die Lehre von der „Ver⸗ 
teilung des volkswirtſchaftlichen Reinertrags“ zu bezeichnen und dem 
Begriff ‚Neinertrag‘ denſelben Sinn zu geben, den er in der Privat⸗ 
wirtſchaft hat. Den Reinertrag einer Wirtſchaft bildet das Ein⸗ 
kommen des wirtſchaftenden Subjekts, und ſo kommt es, daß heute 
Verteilungstheorie und Einkommenstheorie ſich vollſtändig deckt (sic). 
Zum Zweck der vorliegenden Unterſuchung genügt dieſe Begrenzung 
des Verteilungsproblems auf die Lehre vom Einkommen nicht. Es 
werden Güter verteilt, die nicht als Einkommen auftreten, die auch 
nicht ,‚volkswirtſchaftlichen! Reinertrag im Sinne des privatwirtſchaft⸗ 
lichen Begriffs darſtellen. Die Eiſenhütte, die mit einem Kohlen⸗ 
bergwerk wirtſchaftlich vereinigt iſt, erhält die Kohle ohne tatſächliche 
Gegenleiſtung. Die Grube arbeitet alſo ohne eigentlichen Reinertrag. 
Sie gewährt unmittelbar kein Einkommen, obgleich ſie doch un⸗ 
zweifelhaft Güter erzeugt, die ‚verteilt‘ werden. Der Landwirt, der 
eine Samenwirtſchaft und eine gewöhnliche Gutswirtſchaft beſitzt 
und die Erzeugniſſe der erſten in der Gutswirtſchaft verwendet, 
ſchafft unbedingt techniſch⸗ökonomiſche Werte in der Samenwirtſchaft, 
die ‚verteilt‘ werden, erzielt aus ihr aber kein Einkommen. Daran 
ändert die Tatſache auch nichts, daß das bei der ‚vorgeoröneten‘ 
Wirtſchaft nicht wahrnehmbare Einkommen bei der „nachgeordneten“ 
in die Erſcheinung treten kann. Zwar beſteht dieſe Möglichkeit, 
ſie muß aber nicht notwendig eintreten. Entſteht für Roheiſen 
eine Abſatzſtockung während des Produktionsganges des Eiſens oder 
vernichtet ein Unwetter die Ernte der Gutswirtſchaft, ſo fallen die 
Einkommen aus den „nachgeordneten Betrieben‘ ganz fort und auch 
die ‚vorgeordneten“ Betriebe erzielen keine Einkommen auf dem mög⸗ 
lichen mittelbaren Weg ... Der Begriff der Verteilung muß dem⸗ 
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nach erweitert werden, und dies geſchieht am beſten durch Anlehnung 
an die älteren Definitionen.“ Hierauf führt Engel (in Gänſefüßchen) 
nachſtehende Definition an: „Verteilung iſt derjenige wirtſchaftliche 
Vorgang, durch welchen der Wert der von einer Geſamtheit (dem 
Volke) arbeitsteilig hergeſtellten Gütermenge der an der Produktion 
mit Arbeitsleiſtungen und Beſitzrechten, Eigentums⸗ und Forderungs⸗ 
rechten, oder auf andere Weiſe beteiligten Perſonen und den an 
der Produktion unmittelbar unbeteiligten Perſonen zur Verfügung 
geſtellt wird“, und er verweiſt auf Adolph Wagner, Sozial- 
ökonomiſche Theorie des Geldes und Geldweſens, Leipzig 1909, 
S. 281. 

Auch an dieſem Paſſus fällt zunächſt die nachläſſige Ausdrucks⸗ 
weiſe auf: So wird zum Beiſpiel die Erweiterung des Verteilungs⸗ 
begriffs damit begründet, daß die übliche „Begrenzung des Ver⸗ 
teilungsproblems auf die Lehre vom Einkommen“ zum Zweck der 
vorliegenden Unterſuchung nicht genüge. Eine Begrenzung, die nicht 
genügt, fordert, möchte man meinen, keine Erweiterung, ſondern 
eine noch engere Begrenzung! Oder es wird von einer Möglichkeit 
geſprochen, die nicht notwendig eintritt. Was nicht notwendig ein⸗ 
tritt, iſt doch nicht die Möglichkeit, ſondern die als möglich erkannte 
Erſcheinung. 

Es iſt ſodann, ſachlich betrachtet, ſchon nicht richtig, wenn Engel 
behauptet, daß die Auffaſſung, gegen die er polemiſiert, den Begriff 
des volkswirtſchaftlichen mit dem des privatwirtſchaftlichen Rein⸗ 
ertrags identifiziere. Sie tut es in Wirklichkeit ſo wenig, daß ſie 
die Arbeitslöhne, welche im Sinne der Privatwirtſchaft als Koſten 
gebucht werden und daher aus dem Reinertrag herausfallen, mit 
zum volkswirtſchaftlichen Reinertrag rechnet. Nur dadurch ergibt 
ſich die Möglichkeit, die Verteilung als eine auf der Grundlage des 
Produktionsertrages vor ſich gehende Einkommensbildung zu kon⸗ 
ſtruieren. Es handelt ſich hier eben nicht ſowohl um irgendwelche 
mit dem bloßen Auge wahrnehmbaren Erſcheinungen, wie Engel, 
nach ſeiner Polemik zu urteilen, anzunehmen ſcheint, als vielmehr 
um eine theoretiſche Konſtruktion. Dieſe Konſtruktion gründet ſich 
darauf, daß normaler Weiſe die Produktion zu Reinerträgen (im 
volkswirtſchaftlichen Sinne) führt, aus denen in jeder einzelnen 
Unternehmung, vom Unternehmergewinn abgeſehen, Grundrente, 
Kapitalzins und Arbeitslohn in dem Maße, wie ſie den an der be⸗ 
treffenden Unternehmung Beteiligten zuſtehen, gedeckt werden können. 
Daß dies in Wirklichkeit nicht ausnahmslos zutrifft, iſt natürlich 
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kein Einwand gegen die in Frage ſtehende theoretiſche Konſtruktion. 
Und wenn Engel in ſeinen Beiſpielen die Überführung der Kohle 
aus der Grube in die Eifenhütte und der Erzeugniſſe der Sämerei 
aus dieſer in die Gutswirtſchaft als Verteilungsvorgänge anſpricht, 
ſo ſetzt er ſich einfach über eine Begriffsbeſtimmung der theoretiſchen 
Nationalökonomie hinweg, beweiſt aber damit weder deren Unhaltbar⸗ 
keit noch deren Unzweckmäßigkeit. 

Was ſchließlich das Zitat aus Adolph Wagner anlangt, ſo 
hat es damit eine eigenartige Bewandtnis. An der von Engel an⸗ 
gegebenen Stelle, nämlich auf S. 281 der „Sozialökonomiſchen 
Theorie des Geldes und Geldweſens“ findet ſich kein Wort über 
Verteilung. Wohl aber iſt von dieſer die Rede auf S. 281 der 
Erſten Abteilung von Wagners „Theoretiſcher Sozialökonomik“ (die 
vorhin genannte Schrift bildet den zweiten Band der Zweiten Ab⸗ 
teilung dieſes Werkes). Wagner definiert hier die Verteilung als 
denjenigen wirtſchaftlichen Vorgang, „durch welchen ein von einer 
Arbeits⸗ und Beſitzgemeinſchaft arbeitsteilig gewonnener Geſamt⸗ 
ertrag von Gütern — und zwar der betreffende volks wirtſchaftliche 
Reinertrag, daher nach Abzug bloß der volks wirtſchaftlichen 

Produktionskoſten vom Rohertrag — bzw. der Wert dieſes Rein⸗ 
ertrages — in der einzelnen Unternehmung (Betrieb) wie in der 
ganzen Volkswirtſchaft — den mit Arbeitsleiſtungen und Beſitzrechten 
(Eigentums⸗, Forderungsrechten) an der Gewinnung dieſes Rein⸗ 
ertrages beteiligten Perſonen zu deren Verwendungszwecken zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wird“. Vergleicht man dieſe Formulierung mit dem 
Engelſchen Zitat, ſo wird man finden, daß Engel die ihm er⸗ 
wünſchte — angeblich ſchon von Wagner vorgenommene — „Er⸗ 
weiterung“ des Verteilungsbegriffs durch willkürliche Streichungen, 
Umänderungen des Wortlautes und Zuſätze zu erzielen verſucht hat. 
Wenig wahrſcheinlich iſt es, daß Engel die von ihm zitierte Defi⸗ 
nition aus zweiter Hand hätte — dann wäre ſie von anderer Seite 
gefälſcht worden —; denn ſchon die Wendung „unmittelbar un⸗ 
beteiligt“ ſtatt „nicht unmittelbar beteiligt“ verrät den Stiliſten 
Engel. Wie dem auch ſei, kann keine Rede davon ſein, daß Wagner 
unter Verteilung etwas anderes verſtanden hätte als Einkommens⸗ 
bildung anf der Grundlage des Produktionsertrages. Man ver⸗ 
gleiche dazu ſeine „Grundlegung der politiſchen Okonomie“, 3. Aufl., 
I, S. 670: hier iſt das Wort „Einkommen“ ſchon in der Definition 
des Verteilungsbegriffs enthalten. 

Durch ſeine Ablehnung des en Begriffs der Verteilung | 
Schmollers Jahrbuch XLV 4. 
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bezeugt Engel nur, daß ihm eine klare Einſicht in die Zuſammen⸗ 
hänge abgeht, auf welche dieſer Begriff Bezug nimmt. Gerade auf 
dieſe Zuſammenhänge kommt es aber bei der Aufgabe, die ſich Engel 
geſtellt hat, in erſter Linie an. Einen weiteren Beweis dieſer 
mangelnden Einſicht liefern die ſich in der Schrift Engels findenden 
Auslaſſungen allgemeiner Natur über die einzelnen Einkommens⸗ 
arten. „Unternehmereinkommen und Grundrente“, ſagt er einmal, 
„ſind lediglich Gewinne am Preiſe; es kommt ihnen inſofern nur 
geringe Bedeutung zu. Anders ſteht es mit dem Einkommen als 
Zins. Im Gegenſatz zum Lohn iſt der Zins ein rein wirtſchaftlich 
nicht notwendiges Einkommen, wohl aber ein notwendiger Beſtand⸗ 
teil des Preiſes. Es iſt wirtſchaftlich durchaus denkbar, daß der 
Zins auf 0 Prozent ſinkt. Er hört dann nicht auf zu exiſtieren, 
ſondern wird lediglich praktiſch von unerheblicher Größe. Zu be⸗ 
achten bleibt aber, daß auch ein Zins von 0 Prozent den Zinsgeſetzen 
gehorcht.“ Hier wäre jedes Wort der Kritik überflüſſig. 

Zu den allgemeinen Problemen der theoretiſchen National⸗ 
ökonomie, die Engel berührt, gehört auch das Tauſchproblem. Dieſes 
Problem hat für ihn eine beſondere Bedeutung. Denn er glaubt, 
der Frage, die den eigentlichen Gegenſtand ſeiner Unterſuchung bildet, 
ob nämlich von dem Geld irgendwelche ſelbſtändigen Wirkungen aus⸗ 
gehen (die jene bewußten „Widerſprüche“ der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft hervorrufen), am beſten in der Weiſe beizukommen, daß er 
vorerſt zuſieht, wie ſich die Dinge in einer geldloſen Wirtſchaft ge⸗ 
ſtalten würden, die im übrigen mit der modernen kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft alle weſentlichen Züge gemein hätte. Dieſe hypothetiſche 
Wirtſchaft nennt Engel „Diſtributorwirtſchaft“, weil da eine „dritte 
Stelle“, genannt „Diſtributor“, vorhanden iſt, deren Funktion in 
der Vermittlung des Tauſches beſteht. Dabei könne man ſich den 
Diſtributor als „vernunftbegabten Menſchen“ oder auch als Auto⸗ 
maten vorſtellen. „Die Diſtributorwirtſchaft“, ſagt Engel, „möge 
irgendwelche Titel, Dokumente, Wertpapiere, Anweiſungen, Quittungen 
und dergleichen mehr nicht kennen.“ Tauſchobjekt in der Diſtributor⸗ 
wirtſchaft ſeien vielmehr ausſchließlich Güter und Arbeitsleiſtungen, 
wobei Kapitalgüter auch noch (gegen Zins) vermietet werden können. 
Als „einfachen Tauſch“ bezeichnet Engel den Tauſch von Gütern 
gegen Güter und erledigt dieſen Fall mit folgenden Worten: „Die 
Feſtſtellung der Tauſchrelationen beim einfachen Tauſch für die ein⸗ 
zelnen Güter find (sic) ſehr einfach. Es entſpricht das geſamte 
Angebot, mit welchem ein beſtimmtes Gut nachgefragt wird, dem 
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geſamten Angebot des ſo nachgefragten Gutes. Werden 10 Spindeln 
und 100 Bücher angeboten, dagegen 10 000 Hemden nachgefragt, 
und ſind insbeſondere beim Diſtributor nur 2000 Hemden angeboten, 
deren Eigentümer Spindeln und Bücher wünſchen, ſo können die 
tauſchentſchloſſenen Bücher⸗ und Spindelnbeſitzer nur 2000 Hemden 
erhalten. Das iſt eine ſpezifiſche Erſcheinung der kapitaliſtiſchen 
Verkehrswirtſchaft. Die kapitaliſtiſchen Produzenten haben ſich über 
die Marktlage getäuſcht und ſind nun gezwungen, aus Mangel an 
Abſatz ihre Ware zu ‚verramjchen‘. Umgekehrt wäre es denkbar, daß 
mehr als 10 000 Hemden zum Tauſch gegen Spindeln und Bücher 
angeboten würden, dann wäre eine ſogenannte ‚gute Konjunktur 
für Bücher und Spindeln.“ Wie merkwürdig iſt es doch, daß ein 
Walras auf dieſe Löſung des Tauſchproblems, die an Einfachheit 
fürwahr nichts zu wünſchen übrig läßt, nicht verfallen iſt, und über⸗ 
haupt vom dieſem Problem ſo viel Aufhebens gemacht hat! | 

Aber es kommt noch beſſer. Engel zieht gelegentlich den Fall 
in Betracht, wo die Nachfrage nach Gütern beim Distributor ſich 
aus dem Grunde vermindert, „weil eine ganze Einkommensgattung, 
nämlich der Zins, fortfällt“. „Da das Angebot gleich bleibt,“ ſagt 
Engel in bezug auf dieſen Fall, „müſſen die Tauſchrelationen ſinken.“ 
Er hält alſo ein allgemeines Sinken der Tauſchrelationen für 
möglich; ein anderes Mal ſpricht er von einem allgemeinen Steigen 
der „Preiſe“ in der Distributorwirtſchaft und verſteht natürlich 
unter „Preiſen“ nichts anderes als eben die Tauſchrelationen. Engel 
hat das Motto für ſeine Schrift den „Principles“ von John Stuart 
Mill entnommen; aber die in einem der erſten Paragraphen des 
III. Buches dieſes Werkes enthaltenen Ausführungen darüber, daß 
die Vorſtellung von einem allgemeinen Steigen oder Fallen der 
„Werte“ im Sinne von Tauſchrelationen einen Widerſpruch in ſich 
berge, ſind ihm offenbar entgangen. 

Einen anderen Beleg dafür, wie unſagbar konfus Engels Vor⸗ | 
ſtellungen über die Tauſchrelationen in ſeiner geldloſen Wirtſchaft find, 
bietet folgende Stelle (die ſich gegen Brentano richtet): „In der Textil⸗ 
induſtrie ſei die Lohnſteigerung derart durchgeſetzt worden, daß die 
doppelte Menge Konſumgegenſtände beſtimmter im Arbeitsvertrage 
normierter Art unter die Arbeiter verteilt werden müſſe als bisher. 
Es vermehrt ſich alſo die Nachfrage nach Konſumgütern beim 
Distributor, während das Angebot insgeſamt gleichbleibt. Die 
Textilfabrikanten werden daher notwendig einen größeren Teil ihrer 
Produktion in Konſumgüter umtauſchen müſſen, die für ihre Arbeiter 
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beſtimmt find. Stärkeres Angebot bedingt aber ein Fallen der 
Preiſe für die ſtärker angebotenen Waren. Daran ändert auch 
nichts, daß die Unternehmer beim Verkauf ihrer Produkte zu über⸗ 
wälzen, höhere Preiſe zu erhalten verſuchen werden; denn es iſt 
in der Distributorwirtſchaft jeder Verkauf unter allen Umſtänden 
zugleich eine Nachfrage nach anderen Gütern, ſo daß alſo die Preis⸗ 
mehr forderungen der Textilunternehmer ſich in ſtärkerer Nach⸗ 
frage äußern müſſen. Da das Angebot gleichbleibt, liegt alſo 
gar kein Grund für die Abnehmer der Textilien vor, mehr ihrer 
Waren herzugeben.“ Mit der hier zur Schau getragenen Logik 
könnte man ebenſogut behaupten, daß in einer geldloſen Wirtſchaft 
überhaupt jedwede Verſchiebung von Tauſchrelationen zugunſten 
oder zuungunſten irgendeiner Ware ausgeſchloſſen iſt, da eine 
Erhöhung der Preis forderungen für eine beſtimmte Ware jo viel wie 
geſteigerte Nachfrage nach der „Gegenware“, ſomit ein Steigen 
dieſer im Preis, und eine Ermäßigung der Preisforderungen für 
eine beſtimmte Ware ſo viel wie verminderte Nachfrage nach der 
„Gegenware“, ſomit ein Sinken dieſer im Preis, bedeutet. 

Schon durch die vorſtehend mitgeteilten Exzerpte aus ſeiner 
Schrift iſt Engel, möchte man meinen, als Theoretiker disqualifiziert. 
Es verlohnt der Mühe nicht, ihn auf ſeinen Irrgängen weiter zu 
begleiten. Nur die Hauptergebniſſe ſeiner Deduktionen und der 
praktiſche Vorſchlag, den er hieran knüpft, mögen noch Erwähnung 
finden. Er ſtellt feſt, daß in der Distributorwirtſchaft ſteigender 
Arbeitslohn ſinkenden Zins bedinge. Ungefähr ebenſo wie in der 
Distributorwirtſchaft geſtalte ſich das Verhältnis zwiſchen Lohn und 
Zins in einer Verkehrswirtſchaft mit „extrem ſtarrer Währung“. 
„Extrem⸗ſtarr iſt die Währung dann,“ heißt es bei Engel, „wenn 
irgendwelche Schöpfung neuen Geldes überhaupt unmöglich iſt und 
nur das einmal vorhandene Geld dem Verkehr dient.“ Den Gegen⸗ 
ſatz zur extrem⸗ſtarren Währung ſtellt nach Engel die extrem elaſtiſche 
Währung dar, deren Kennzeichen es iſt, „daß ſie die Schöpfung von 
Geld, ſei es kaufmänniſches Geld oder ſtaatliches Geld, jedermann 
in jedem erwünſchten Ausmaß erwöglicht“. Unter „ſtaatlichem Geld“ 
verſteht Engel die „geſetzlichen Zahlungsmittel, aus denen der Staat 
in irgendeiner Form verpflichtet iſt“ (zum Beiſpiel Banknoten, ſofern 
der Staat verpflichtet iſt, fie in Zahlung zu nehmen), und als „kauf⸗ 
männiſches Geld“ bezeichnet er ſolche Zahlungsmittel, „aus denen die 
Verpflichteten nicht der Staat, ſondern Private ſind“ (zum Beiſpiel 
Wechſel, Schecks, Warrants uſw.). Engel zufolge wirken die beiden 
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ſo unterſchiedenen Geldarten grundſätzlich gleich. Das ſtaatliche Geld 
habe ſozuſagen keinen Vorrang vor dem kaufmänniſchen. „Das 
Geld privater Schöpfung“, behauptet Engel, „entlehnt nur den 
Namen, ſeine Einheit dem Gelde ſtaatlicher Schöpfung; den Wert 
ſeiner Einheit bildet es im Zuſamenwirken mit dem ſtaatlichrn Gelde. 
Der Wert des ſtaatlichen Geldes iſt ebenſowenig ſelbſtändig wie 


der des privaten.“ Es ſei demnach unweſentlich, wie ſich die ge⸗ 


ſamte umlaufende Geldmenge auf die beiden Geldarten verteilt. 
Die eine Geldart könne ohne weiteres für die andere, insbeſondere 
kaufmänniſches für ſtaatliches Geld, ſubſtituiert werden. Nebenbei 
bemerkt, jagt Engel, der von dem Verbum „hſubſtituieren“ reichlichen 
Gebrauch macht, niemals: A für B ſubſtituieren, ſondern entweder 
A durch B oder A in B ſubſtituieren; ja, einmal heißt es ſogar: 
kaufmänniſches Geld ſubſtituiert ſtaatliches Geld! In einer kapitaliſtiſchen 
Verkehrswirtſchaft nun, in welcher eine extrem⸗elaſtiſche Währung 


in Geltung iſt, findet, Engel zufolge, die durch eine Lohnerhöhung 


verurſachte Steigerung der Nachfrage nach Geld ihre Befriedigung 
auf die Weiſe, daß zunächſt entſprechend mehr kaufmänniſches Geld 
geſchaffen wird (welches das ſtaatliche Geld erſetzt und zum Zwecke 
der Lohnzahlung frei macht), ſodann aber, ſofern es als nötig er⸗ 
ſcheint, zu einer Vermehrung auch des ſtaatlichen Geldes geſchritten 
wird. Jedenfalls nimmt hierbei die geſamte umlaufende Geldmenge 
zu; dadurch werden die Preiſe, darunter auch die der Konſumtions⸗ 
mittel der Arbeiterklaſſe, in die Höhe getrieben, und im Endreſultat 
erweiſt ſich die eingetretene Lohnerhöhung als unwirkſam: der Real⸗ 
lohn ſteigt nur vorübergehend, um hernach auf ſeinen urſprünglichen 
Stand zurückzuſinken; demgemäß braucht auch der Zins in dieſem 
Fall, im Unterſchied von den beiden Fällen der geldloſen Wirtſchaft 
und der ſtarren Währung, unter dem Einfluß einer Lohnſteigerung 
keine Ermäßigung zu erfahren. 

Engel meint, daß die tatſächlichen Verhältniſſe der modernen 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft nach dem theoretiſchen Schema nicht der 
extrem⸗ſtarren, ſondern der extrem⸗elaſtiſchen Währung zu be⸗ 
urteilen ſind, und er hält ſich daher zu folgender Ausſage be⸗ 
rechtigt: „Das Geld iſt in ſeiner Geſtalt als Lohnzahlungsmittel die 
Urſache des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftselends, weil es eine Verſchiebung 
der relativen Anteile der einzelnen Einkommensgattungen am Sozial⸗ 
produkt, durch welches die Spannungen beſeitigt werden könnten, 
verhindert.“ Nach dieſer Richtung hin laſſe ſich durch Nominal⸗ 
lohnerhöhungen, mögen ſie vom Staate befohlen oder von irgend⸗ 
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welchen Arbeiterorganiſationen erkämpft werden, nichts ausrichten. 
Nur von einer „vollſtändigen Ausſchaltung des Geldes als Lohn⸗ 
zahlungsmittel“ ſei die Heilung zu erwarten. Die als Lohn feſtzu⸗ 
ſetzenden Naturalien ſollen aber von den Unternehmern nicht direkt 
an die Arbeiter, ſondern an Konſumgenoſſenſchaften von Arbeitern 
geliefert werden. Jeder Arbeiter würde ſeinen Bedarf bei der zu⸗ 
ſtändigen Genoſſenſchaft ohne Gegenleiſtung decken. Er hätte An⸗ 
recht auf die tarifmäßigen Mengen beſtimmter Güter, würde aber 
darum doch nicht gezwungen ſein, gerade dieſe Gütermengen zu ent⸗ 
nehmen. „Die Genoſſenſchaft ihrerſeits kann nämlich in 
ihrer Wirtſchaftsrechnung ſich wieder des Geldes be— 
dienen. Sie kann mit Hilfe des Geldes Preisrelationen 
der Waren feſtſtellen. Denn die Güter behalten bei dieſem Syſtem 
Geldpreiſe ... Koſtet eine Zigarre auf dem Markt 1 Mk. und 
eine Zigarette 50 Pfennig, ſo kann der Arbeiter, für deſſen Gattung 
im Tarifvertrag 2 Zigarren ausgeworfen ſind, wenn er ſie nicht 
mag, auch 4 Zigaretten beziehen.“ „Die Gefahr, daß Ladenhüter 
bei dieſem vollkommen freien Konſum zurückbleiben, iſt nicht 
vorhanden“, verſichert Engel. Denn hier werde das Geſetz der 
großen Zahlen um ſo eher ausgleichend wirken, als der Proletarier⸗ 
Konſum wenig differenziert ſei. Die Unternehmer aber würden bei 
dieſem konſequent durchgeführten Truckſyſtem nicht mehr in der 
Lage ſein, jede Lohnerhöhung durch vermehrte Geldſchöpfung und 
eine ihr nachfolgende Preisſteigerung illuſoriſch zu machen. Es 
ließe ſich alſo eine „in der Geldwirtſchaft ganz unmögliche“ Ver⸗ 
ſchiebung der relativen Anteile der verſchiedenen Klaſſen am Sozial⸗ 
produkt zugunſten der Arbeiter durchſetzen, und die inneren Wider⸗ 
ſprüche des Kapitalismus wären überwunden. 

So naiv auch dieſer Vorſchlag zu einer Löſung der ſozialen 
Frage (mitſamt der ihm beigegebenen theoretiſchen Begründung) iſt, 
ſo verdient er immerhin als Symptom einer mit Lohnkämpfen an⸗ 
gefüllten und an einem Wettlauf von Löhnen und Preiſen laborierenden 
Zeit regiſtriert zu werden. Vor dem Forum der wiſſenſchaftlichen 
Kritik kann aber Engels Schrift nicht beſtehen. Zwiſchen den Prä— 
tentionen des Verfaſſers und dem wahren Wert des von ihm Ge⸗ 
botenen beſteht ein arges Mißverhältnis. Er will durch ſelbſtändige, 
tief und ſcharfſinnig ſein ſollende theoretiſche Konſtruktionen neue 
Erkenntniſſe zutage fördern, beherrſcht aber die Elemente nicht. Wie 
ſagt doch Goethe? „Ich habe ... bei Schauſpielern, jo wie überhaupt, 
keine ſchlimmere Anmaßung gefunden, als wenn jemand Anſprüche 


991] Neue Schriften über die Natur und die Zukunft des Geldes 55 


an Geiſt macht, ſolange ihm der Buchſtabe noch nicht deutlich und 
geläufig iſt“ (Wilhelm Meiſters Lehrjahre, V. Buch, 7. Kapitel). 
Auch Kerſchagl iſt von dem Wunſche beſeelt, zum Geld⸗ 
problem, und ſei es auch nur auf dem Gebiete der Dogmengeſchichte 
und Dogmenkritik, etwas Neues zu ſagen. Er nennt ſein Schriftchen, 
das ſich mit Ricardo, Adam Müller, Knapp, v. Wieſer, Silvio Geſell 
und Bendixen beſchäftigt: „Die Lehre vom Gelde in der Wirtſchaft. 
Univerſalismus und Individualismus in der Entwicklung der Geld⸗ 
theorie“, womit zum Ausdruck gebracht wird, daß für die Beurteilung 
der betreffenden Lehrmeinungen der Gegenſatz zwiſchen Univerſalismus 
und Individualismus richtunggebend ſein ſoll. Solch eine Be⸗ 
trachtungsweiſe iſt dem Verfaſſer von Othmar Spann eingegeben 
worden, demzufolge die nationalökonomiſchen Theorien überhaupt ſich 
nach ihrem Verhalten zu dem genannten Gegenſatz ſcheiden laſſen. 
Während aber Spann nur gelegentlich in die Lage kommt, eine be⸗ 
ſtimmte geldtheoretiſche Auffaſſung als individualiſtiſch oder als 
univerſaliſtiſch zu kennzeichnen, unterzieht Kerſchagl die von ihm er⸗ 
wählten ſechs Autoren einer eingehenden Prüfung darauf, inwiefern 
ſie in der Geldlehre dem Individualismus oder dem Univerſalismus 
huldigen. | 
Das Wort „Univerſalismus“ wurde in der Nationalökonomie 
und in der Sozialphiloſophie zur Kennzeichnung des Gegenſatzes 
zum Individualismus vor Spann kaum gebraucht. (Nicht ganz in 
dieſem Sinne ſpricht vom „nationalökonomiſchen Univerſalismus“ 
Peter von Struve im „Logos“, Bd. I, 1910/1, S. 342 ff.) 
Man ſtellte vielmehr der individualiſtiſchen oder atomiſtiſchen die 
ſoziale oder organiſche Auffaſſung gegenüber. Nun deckt ſich aber 
dieſe Gegenüberſtellung mit der Spannſchen Antitheſe, ſofern es ſich 
um die Einreihung verſchiedener nationalökonomiſcher Schulen ſowie 
einzelner Nationalökonomen in eine der beiden Gruppen handelt, 
faſt vollſtändig. Man kann demnach ſagen, daß in bezug auf ihren 
Umfang die Spannſchen Begriffe „Individualismus“ und „Uni⸗ 
verſalismus“ kaum etwas Neues darſtellen. Was hingegen ihren 
Inhalt anlangt, ſo weicht Spann von der communis opinio 
nicht unerheblich ab. „Der Individualismus“, behauptet er, „denkt 
das Individuum notwendig als abſolutes Individuum, eben 
als ein ſolches, das geiſtig auf ſich ſelbſt geſtellt iſt, ſeinen geiſtigen 
Bedürfniſſen nach für ſich allein leben kann ... Der Univerſalismus 
denkt den Begriff des Individuums mehr auf gegenteilige Weiſe als 
der Individualismus. Nach ihm leitet das Individuum das, was 
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es innerlich iſt, fein geiſtiges Sein und Weſen, nicht aus ſich ſelbſt 
als einzelnes ab, ſondern bildet und baut ſich erſt in dem Zu⸗ 
ſammenſein mit anderen auf, ſchafft und erhält ſich als geiſtiges 
Weſen erſt durch die innigſte und vielfältigſte Verwebung mit anderen 
geiſtigen Weſen. In jeder geiſtigen Gemeinſchaft, ſei es zwiſchen 
Mutter und Kind, Lehrer und Schüler, Mann und Frau, Freund 
und Freund, Denker und Kritiker, findet ein Austauſch von Kennt⸗ 
niſſen, Gefühlen und Kräften ſtatt, der nicht nur mechaniſch zu denken 
iſt, ſondern ſchöpferiſch, lebenſchaffend, auferweckend wirkt. Die 
geiſtige Gemeinſchaft iſt ſo der eigentliche Lebensquell und die Lebens⸗ 
luſt des Einzelnen“ (Die Haupttheorien der Volkswirtſchaftslehre, 
6. Aufl., S. 30). Wenn irgend jemand als Vertreter des Indivi⸗ 
dualismus gelten kann, ſo iſt es Wilhelm von Humboldt. „Das 
höchſte Ideal des Zuſammenexiſtierens menſchlicher Weſen“, ſagt er 
in ſeinen „Ideen zu einem Verſuch, die Grenzen der Wirkſamkeit 
des Staates zu beſtimmen“, „wäre mir dasjenige, in dem jedes nur 
aus ſich ſelbſt und um ſeiner ſelbſt willen ſich entwickelte.“ Aber 
ſoll das heißen, daß Humboldt für die geiſtesbildende Bedeutung des 
Verkehrs zwiſchen Menſchen kein Verſtändnis hätte? Hierzu nur 
zwei Zitate aus den „Ideen“. 1. „Durch Verbindungen, ... die 
aus dem Innern der Weſen entſpringen, muß einer den Reichtum 
des anderen ſich eigen machen. Eine ſolche charakterbildende Ber: 
bindung iſt, nach der Erfahrung aller, auch ſogar der roheſten Na⸗ 
tionen, zum Beiſpiel die Verbindung der beiden Geſchlechter.“ 2. „Ich 
habe mich bis hierher begnügt, die reine Theorie zu entwickeln. 
Überhaupt habe ich verſucht, die vorteilhafteſte Lage für den Menſchen 
im Staat aufzuſuchen. Dieſe ſchien mir nun darin zu beſtehen, 
daß die mannigfaltigſte Individualität, die originellſte Selbſtändig⸗ 
keit mit der gleichfalls mannigfaltigſten und innigſten Vereinigung 
mehrerer Menſchen nebeneinander aufgeſtellt würde — ein Problem, 
welches nur die höchſte Freiheit zu löſen vermag.“ Genug, es iſt 
ein Zerrbild des Individualismus, das Spann vorführt; und der 
Auffaſſung, die er in der angeführten Stelle als ſpezifiſch uni⸗ 
verſaliſtiſch hinſtellt, pflichtet auch der Individualiſt bei. Anderer⸗ 
ſeits wird ein wahrer Univerſaliſt dagegen Einſpruch erheben, daß 
Spann im weiteren behauptet, der Univerſalismus gehe auf „die 
Erhaltung des Ganzen, aber nur, weil er in dieſem den Träger 
und Boden für das Individuum als geiſtig moraliſche Exiſtenz ſieht“. 
Ahnlich heißt es noch, der Univerſalismus ſei eingeſtellt auf „Ver⸗ 
bindung, (geiſtige) Gemeinſchaft, weil dieſe die höchſte geiſtige Pro⸗ 
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duktivität des Ichs verbürgt“. Verwiſchen ſich da nicht in bedenk⸗ 
licher Weiſe die Grenzen zwiſchen Individualismus und Univerſalis⸗ 
mus? Vollends unbrauchbar werden aber dieſe Begriffe dadurch, 
daß Spann nicht ausſchließlich menſchliche Individuen, ſondern auch 
andere Dinge und Erſcheinungen zu jenen Elementen rechnet, auf 
deren gegenſeitiges Verhalten es hierbei ankommen ſoll. Es ſei dem⸗ 
nach eine „individualiſtiſche oder atomiſtiſche Unterſtellung“, wenn 
zum Beiſpiel Preiſe, Kapitalien, Märkte und dergleichen mehr als 
„etwas in ſich Fertiges, in ſich ſelbſt Beruhendes, etwas Au⸗ 
tarkes“ angeſehen werden, wenn jede Erſcheinung „wie ein ſelbſt⸗ 
genugſames Atom, wie eine in ſich ſelbſt beſtimmte Punktalkraft“ 
behandelt wird. „Das Gegenteil einer individualiſtiſchen Annahme“, 
führt Spann aus, „wäre die univerſaliſtiſche. Dieſe würde jede 
Punktalkraft, jede auf dem Markt erſcheinende Perſon, jeden 
Preis uſw. nicht als einen in ſich beſtimmten, ſondern als 
einen durch alle anderen Momente mitbeſtimmten Kraftpunkt an⸗ 
ſehen ... Die univerſaliſtiſche Annahme trachtet, die jeweiligen 
‚Gegebenheiten‘ in ihre Bedingungen und deren Gegenſeitigkeiten 
aufzulöſen“ (Fundament der Volkswirtſchaftslehre, Jena 1918, 
S. 280). | 
Gerade dieſe „ertenfive Interpretation“ der Termini „Indivi⸗ 
dualismus“ und „Univerſalismus“ macht ſich Kerſchagl zu eigen, 
und das zeitigt ſonderbare Blüten. So meint er zum Beiſpiel, daß 
der Merkantilismus in ſeiner Stellung zum Gelde, weil er dieſes 
als „autarkes Gebilde“, als Reichtum, Wohlſtand, Glück ſchlechthin 
betrachtet, die „kraſſeſte Spitze“ des Individualismus darſtelle. In 
hohem Grade individualiſtiſch ſei auch die Quantitätstheorie. Mit 
beſonderer Rückſicht auf Ricardo ſagt Kerſchagl: „Schon das bloße 
Gegenüberſtellen einer abſoluten Geldmenge und eines abſoluten 
Gütervorrats ſcheint mir ſchon im Widerſpruch mit dem Begriff des 
Gutes und dem Begriff des Geldes überhaupt zu ſtehen. Wie kann 
man logiſcherweiſe von einer abſoluten Gütermenge und einer ab⸗ 
ſoluten Geldmenge ſprechen, wenn ſchon einerſeits der bloße Guts⸗ 
begriff ſich aus der Verwendung zur menſchlichen Bedürfnisbefriedigung 
ergibt und anderſeits der Geldbegriff — und ſei er auch in dem 
Sinne Ricardos als der einer Ware aufgefaßt — doch unlöslich 
mit dem Begriffe der menſchlichen Wirtſchaft verbunden erſcheint.“ 
Was hier in unbeholfener Rede (beſonders anmutend iſt das drei⸗ 
malige „ſchon“) gegen die Quantitätstheorie eingewendet wird, kann 
verſtän digerweiſe nur bedeuten, daß ſie den Einfluß der Geldmenge 
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auf den Geldwert behauptet, ohne zu bedenken, auf welche Weiſe 
ſich dieſer Einfluß geltend machen könne — nämlich nicht anders 
als durch geſteigerte Nachfrage nach Gütern. Der Einwand iſt nicht 
gerade neu (und nachgewieſenermaßen unzutreffend); eine Entdeckung 
iſt es aber, daß dieſes angebliche Manko individualiſtiſch ſei. Ker⸗ 
ſchagl verſteigt ſich auch noch zu dem Ausſpruch, daß individualiſtiſch 
an der Quantitätstheorie unter anderem die „Ausſchaltung des In⸗ 
dividuums“ ſei. In der Tat: die Nachfrage geht von menſchlichen 
Individuen aus; wer die Nachfrage nicht berückſichtigt, ſetzt ſich über 
das Individuum hinweg und läßt ſo einen für die Geldlehre weſent⸗ 
lichen Zuſammenhang außer acht. Er iſt alſo dem Individualismus 
verfallen! Nun könne ſich aber die Quantitätstheorie der Erkenntnis 
doch nicht ganz verſchließen, daß es auf dem Gebiete, das für ſie in 
Frage kommt, wenigſtens einen Zuſammenhang gibt. Die Quantitäts⸗ 
theorie ſei, behauptet Kerſchagl, „gewiſſermaßen das Eingeſtändnis, 
daß das Mengenproblem regelmäßig im ſteten Zuſammen⸗ 
hange mit dem Wertproblem ſteht“, und darum ſei nicht zu leugnen, 
daß ſie „in einer Hinſicht doch einen Schritt zum Univerſalismus 
hin bedeutet“. Alſo nur widerwillig, um den Preis der Reinheit 
ihres Stiles, räumt die Quantitätstheorie, Kerſchagl zufolge, das 
Vorhandenſein eines beſtimmten Zuſammenhanges ein. Wie einfältig 
iſt es doch von der Menſchheit geweſen, wenn ſie bisher immer ge⸗ 
glaubt hat, daß alle Theorien ſamt und ſonders ſich zur Aufgabe 
ſtellten, irgendwelche Zuſammenhänge aufzudecken! 

Es iſt Kerſchagls rewrov weüdog, daß er die verworrenen 
Expektorationen Spanns über Individualismus uud Univerſalismus 
zur Grundlage ſeiner Darſtellung gemacht hat. Das Fundament 
iſt eben nicht tragfähig, und ſo ſtürzt das ganze von Kerſchagl 
aufgerichtete dogmenhiſtoriſche Gebäude — ein wackliges Häuschen 
mit rieſigem Aushängeſchild — in ſich zuſammen. Im übrigen kann 
die Schrift nicht einmal als Informationsquelle dienen. Kerſchagl 
bringt es fertig, ſelbſt die Lehren eines ſo peinlich genauen Denkers 
und eines ſo ſorgfältig ſeine Worte wählenden Autors wie Knapp 
nicht immer korrekt wiederzugeben. Da iſt zum Beiſpiel bei Kerſchagl 
zu leſen, daß Knapp das Geld in erſter Linie in „hylogenes“ und 
„notales“ einteile. In Wirklichkeit ſtellt Knapp dem hylogeniſchen 
nicht das notale, ſondern das autogeniſche Geld entgegen, und er 
gibt in ſeinem Klaſſifikationsſchema auch ſolchem hylogeniſchen Geld 
Raum, das notal iſt. Valutariſches Geld ſoll naͤch Knapp ein Geld 
ſein, „das ſtaatlich feſtgeſetzte Kaufkraft beſitzt?? Der von Knapp 
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geprägte Ausdruck „amphitropiſche Stellung der Perſonen im wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehr“ wird von Kerſchagl in die „amphiboliſche Natur 
des Menſchen“ umgewandelt, und aus dieſer heraus ſoll dann Knapp 
das Geld „konſtruiert“ haben ... Aber mit obigen Mitteilungen 
aus dem Inhalte der Kerſchaglſchen Broſchüre iſt beinahe des Guten 
zu viel geſchehen. Von Rechts wegen könnte ſich die Kritik einem ſo 
gearteten literariſchen Erzeugnis gegenüber darauf beſchränken, die 
Intereſſenten davor zu warnen. 
a Ganz anders zu bewerten iſt die — gleichfalls der Dogmen⸗ 
geſchichte und -kritik gewidmete — Schrift Dörings: „Die Geld⸗ 
theorien ſeit Knapp“. Dieſe gewiſſenhafte Studie über den Ideen⸗ 
gehalt der deutſchen Geldliteratur im Zeitabſchnitt 1905/1920 wird 
manchem willkommen ſein, obgleich die Charakteriſierung und Be⸗ 
urteilung der betreffenden Lehrmeinungen durch den Verfaſſer aller⸗ 
dings vielfach Widerſpruch hervorrufen muß. Döring hält ſich an 
die Altmannſche Unterſcheidung zwiſchen einem „ſtatiſch⸗qualitativen“ 
und einem „dynamiſch⸗quantitativen“ Geldproblem (auf Altmanns 
„modales Geldproblem“ geht Döring nur anhangsweiſe kurz ein) 
und behandelt jenes, d. h. die Frage vom Weſen des Geldes, im 
erſten, dieſes, d. h. die Frage vom Geldwert, im zweiten der beiden 
Teile, in welche ſeine Darſtellung zerfällt. Nebenbei bemerkt, iſt es 
nicht klar, warum es nicht außerdem ein dynamiſch⸗qualitatives und 
ein ſtatiſch⸗quantitatives Problem geben ſoll. Erſteres hätte es mit 
etwaigen zeitlichen Anderungen im Weſen des Geldes, letzteres mit 
dem Geldwert in einem ſtationären Zuſtande der Volkswirtſchaft zu 
tun. Abgeſehen davon, fällt bei der von Döring beliebten Zwei⸗ 
teilung die Valutafrage, d. h. die Frage der intervalutariſchen Kurſe, 
unter den Tiſch (da er unter Geldwert nur die Beziehungen 
zwiſchen Geld und Gütern verſteht), obſchon ſie ihrer grundſätzlichen 
Wichtigkeit wegen und mit Rückſicht auf die Rolle, die ſie in den 
geldtheoretiſchen Diskuſſionen der letzten Zeit geſpielt hat, es ſehr 
wohl verdient hätte, mitbehandelt zu werden. 

Im erſten Teil nun gruppiert Döring die Schriftſteller zu⸗ 
nächſt danach, ob ſie 1. die „Warentheorie“ oder 2. die „An⸗ 
weiſungstheorie“ vertreten, und unterſcheidet ſodann innerhalb der 
erſten Abteilung a) Stoffwerttheorien, und b) Funktionswerttheorien 
und innerhalb der zweiten Abteilung: a) akatallaktiſche Theorien 
und b) katallaktiſche Theorien. Mit dieſer Klaſſifikation will Döring 
zum Ausdruck bringen, daß es vor allem anderen darauf ankomme, 
ob man das Geld für eine Ware oder für eine Anweiſung hält, 
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und daß demgegenüber der Gegenſatz zwiſchen denjenigen, welche 


vom Geld „Subſtanzwert“ verlangen, und denen, die es nicht tun, 
zurücktrete. So wird zum Beiſpiel Heyn der Abteilung 1 zu⸗ 
gewieſen; er ſteht demnach, Döring zufolge, einem Diehl näher 
als einem Bendixen. Und wodurch erfüllt Heyn für Döring das 
Kriterium des Warentheoretikers? Nicht etwa dadurch, daß er das 
Geld ausdrücklich für eine Ware erklären würde — er tut das ge⸗ 
rade Gegenteil davon, indem er das Geld in einen „Gegenſatz zu 
allen Waren“ bringt — „ ſondern dadurch, daß feiner Anſicht nach 
das Geld immer ein Ding von Wert und inſofern ſozuſagen 
weſensgleich mit der Ware ſei. Ahnlich verhält es ſich in dieſer 
Beziehung mit Helfferich, der ja an die Spitze ſeines willen 
ſchaftlichen Hauptwerkes Betrachtungen über „das fundamentale 
Unterſcheidungsmerkmal von Geld und Ware“ ſetzt, mit Amonn 
und anderen Autoren, die Döring als Anhänger der Warentheorie 
kennzeichnet. Nun iſt aber der Streit um die Wertgualität des 
Geldes, ſofern er etwas anderes bedeutet als den Streit darüber, 
ob das Geld aus einem wertvollen Stoff hergeſtellt ſein müſſe, ein 
reiner Wortſtreit. Gerade die höchſt unerquickliche Kontroverſe 
Heyn — Bendixen zeigt es deutlich. Zwiſchen den Theoretikern, welche 
jedem Geld Wert beilegen, jedoch mit der Maßgabe, daß dieſer Wert 
kein Stoffwert zu fein brauche, und denjenigen, welche lehren, das 
Geld als ſolches habe überhaupt keinen Wert und brauche (daher) 
kein „ſtoffwertvolles Gut“ zu fein, beſteht quo ad Grundanſchauung. 
kein ſachlicher Gegenſatz. Das ſcheint übrigens bis zu einem gewiſſen 
Grade Döring ſelbſt zu empfinden: er weiſt nämlich wiederholt dar⸗ 
auf hin, daß ſeine Unterabteilung 1 b ſich mit der Abteilung 2 „auf 
das engſte berührt“. 

Freilich ſchließt ſich Döring perſönlich der Unterabteilung 1 b. 
an und nimmt entſchieden gegen Abteilung 2 Stellung. Das Geld 
ſei keine Anweiſung auf Güter, ſondern „auch in ſeinen modernen 
Geſtalten als allgemeines Tauſchmittel ſtets ein wertvolles Gut“. 
„Denn“, fährt Döring fort, „der Tauſch, auch der Geldtauſch, iſt 
ſtets das Ergebnis eines Wertungsprozeſſes. Ein Austauſch von. 
Ware gegen Ware kann nur zuſtande kommen, wenn ſich das be⸗ 
treffende Marktſubjekt vom Austauſch irgendeinen Vorteil, irgend⸗ 
einen Nutzen verſpricht. Dies gilt auch vom Geldtauſch. Hierbei 
ſieht das tauſchende Individuum von den ſtofflichen Eigenſchaften 
des Geldes bei ſeiner Verwendung als allgemeines Tauſchmittel 
völlig ab. Es beſitzt als ein den Austauſch vermittelndes Verkehrs⸗ 
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gut Tauſchwert'; das Geld beſitzt für das tauſchende Individuum 


Wert, weil es dafür andere Güter erhalten kann.“ Aber beſitzt eine 


Anweiſung nicht genau in demſelben Sinne Tauſchwert? Und wenn 
dem fo ift, wo bleibe da der Gegenſatz zwiſchen Anweiſung und wert⸗ 
vollem Gut? Dabei gibt Döring ausdrücklich zu, daß in einer 
ſozialiſtiſchen Geſellſchaft das Geld allerdings Anweiſung wäre. Ein 
für ſeinen Standpunkt gefährliches Zugeſtändnis! Denn die Frei⸗ 
heit der Bedarfswahl vorausgeſetzt, würde das ſozialiſtiſche Geld 
offenbar genau in derſelben Weiſe wie (in der Hand des Konſumenten) 
unſer heutiges Geld einer Bewertung unterliegen, woraus dann mit 
dem gleichen Recht geſchloſſen werden könnte, daß dieſes ſozialiſtiſche 
Geld keine Anweiſung ſei, ſondern ein wertvolles Gut ſein müſſe. 

Die Zerlegung der Abteilung 2 in die beiden Unterabteilungen 
a und b nimmt darauf Bezug, ob eine Geldtheorie ohne oder mit 
Rückſicht auf den Güteraustauſch konzipiert iſt (die Bezeichnung 
akatallaktiſch und katallaktiſch rühren von L. von Miſes her). Knapp 
wird unter a einrangiert, weil er „das Geld nicht innerhalb einer 
„Tauſchtheorie“, einer Wirtſchaftstheorie, ſondern vielmehr völlig los⸗ 
gelöſt von einer ſolchen, juriſtiſch als ein Geſchöpf der Rechtsordnung, 
nicht als Tauſch⸗, ſondern als Zahlungsmittel betrachtet“. Aber um 
einen Gegenſatz zwiſchen Tauſch⸗ und Zahlungsmittel zu konſtruieren, 
müßte das Wort „Zahlung“ im engeren Sinne von einſeitiger 
Leiſtung verſtanden werden, den es bei Knapp nicht hat. Knapp 
ſpricht vielmehr jede Geldleiſtung, auch die beim Kauf, als Zahlung 
an. Und daß Knapp in ſeinem Werk auf eine Reihe von Fragen 
nicht näher eingeht, die ſonſt als zum Gebiet der Geldlehre gehörend 
angeſehen werden, trifft allerdings zu (und iſt ſchon oft genug geſagt 
worden), vermag jedoch, möchte man meinen, an ſich noch nicht ſeine 
Grundanſchauung vom Weſen des Geldes zu charakteriſieren. Auch 
mit der Betonung des juriſtiſchen Moments iſt es nicht getan. Sagt 
doch Döring von Richard Hildebrand, daß ſeine Geldtheorie, 
obſchon ſie ebenfalls auf juriſtiſchem Boden ſteht, den äußerſten 
Gegenſatz zu der Knappſchen bildet. Es liegt Abſicht darin, daß 
Döring es vermeidet, den Standpunkt Knapps, wie es dieſer ſelbſt 


und im Anſchluß an ihn ſeine Anhänger und ſeine Gegner tun, als 


Nominalismus zu bezeichnen. Döring verwirft nämlich die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Metallismus und Nominalismus mit der Be⸗ 
gründung, daß es ein „dogmengeſchichtlicher Irrtum“ von Knapp 
ſei, wenn er der herrſchenden Meinung, dem „Metallismus“, in 
den Sinn legt, die „Werteinheit“ mit einer beſtimmten Metallmenge 
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zu identifizieren. L. von Miſes weiſe mit Recht darauf hin, daß 
es kaum einen Gelehrten gegegeben hat, der ſich die Werteinheit ſo 
vorgeſtellt hätte. Nun bedeutet „Werteinheit“ bei Knapp dasſelbe 
wie „Geldeinheit“ bei anderen, und Autoren, welche die Geldeinheit 
als eine beſtimmte Gewichtsmenge Metall auffaſſen, exiſtieren nicht 
bloß in der Einbildung Knapps. Wenn R. Hildebrand ſagt: 
„natürlich bildet nicht einfach eine beſtimmte Gewichtsmenge Metall, 
ſondern eine ſolche in gemünzter Form die Geld⸗ oder Rechnungs⸗ 
einheit“, ſo iſt der Zuſatz „in gemünzter Form“ an ſich nicht belang⸗ 
los, verliert aber um ſo mehr an Bedeutung, je beſſer für die Über⸗ 
einſtimmung von Nennwert und Metallwert der Münzen geſorgt iſt; 
und gerade dieſe Übereinſtimmung bildet ein Poſtulat jener Doktrin, 
welche Knapp Metallismus nennt. Kurzum, die Bezeichnung „Nomi⸗ 
naliſt“ dürfte jedenfalls beſſer auf Knapp paſſen als die Bezeichnung 
„Anweiſungstheoretiker von der akatallaktiſchen Unterabteilung“. 
Noch weniger trifft dieſe Titulatur auf Bendixen zu, der ſich doch 
gerade um die Zuſammenhänge zwiſchen dem Geld und dem ganzen 
Getriebe der Volkswirtſchaft bemüht hat. Döring ſagt: „Auch die 
Bendixenſche Anweiſungstheorie iſt, wenn ſie auch eine wirtſchaftliche 
Theorie ſein will, im Grunde genommen trotz ihres vielfach eklektiſchen 
Charakters noch eine „akatallaktiſche' Geldlehre. Denn fie kann ſich 
gerade in den Grundfragen noch nicht von einer ‚juriftiihen Auf: 
faſſung des Geldes‘ befreien und vermag das Geld noch nicht 
völlig konſequent im Rahmen einer geſchloſſenen allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftstheorie zu erklären.“ Demnach wäre Bendixen nur wegen 
gewiſſer Unvollkommenheiten ſeiner — im übrigen katallaktiſch ge⸗ 
dachten — Theorie nicht in die Unterabteilung b „verſetzt“ worden, 
ſondern in a „ſitzen geblieben“, wo er als einziger Knapp Geſell⸗ 
ſchaft leiſtet. Liefmann hingegen mit vier anderen iſt für würdig 
befunden worden, in die Unterabteilung b aufgenommen zu werden. 
Hier, unter den Katallaktikern, finden wir auch Elſter, obſchon 
dieſer alles Katallaktiſche, wie Tauſchwirtſchaft, Tauſchgut, Tauſch⸗ 
mittel, geradezu verabſcheut. | 
| Der zweite Teil der Döringſchen Schrift wird eingeleitet mit 
Ausführungen darüber, daß im allgemeinen die Stellung zum dyna⸗ 
miſch⸗ quantitativen Geldproblem durch die zum ſtatiſch⸗qualitativen 
weſentlich bedingt ſei, und daß insbeſondere die Anweiſungstheorie 
zur Leugnung jeden Einfluſſes der Geldmenge auf die Kaufkraft 
des Geldes führe. „Eine Veränderung des Geldwertes im Inlande“, 
meint Döring, „kann für eine Anweiſungstheorie des Geldes logiſcher⸗ 
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weiſe niemals auf Gründen der Geldſeite, niemals auf einer über⸗ 
mäßigen Vermehrung der Geldmenge beruhen. Ihre inneren Ur⸗ 
ſachen müſſen ſtets und allein auf ſeiten der Waren liegen 
Völlig konſequent erkennt deshalb auch Knapp einen Einfluß einer 
Vermehrung der Geldmenge auf den Geldwert nicht an. Ein quanti⸗ 
tativ⸗dynamiſches Geldproblem beſteht für ihn nicht.“ Ja, Döring 
erklärt ſich für völlig einverſtanden mit einer brieflichen Außerung 
von L. v. Miſes, derzufolge man „notwendigerweiſe immer mehr 
Papiergeld drucken“ müſſe, „wenn man einmal die Knappſche Lehre 
als richtig anerkannt hat“. „Es wäre“, heißt es da noch, „von 
einem Finanzminiſter, der von der Richtigkeit dieſer Lehre überzeugt 
iſt, gewiſſenlos, die Staatsausgaben durch Steuern decken zu wollen, 
wenn er es doch einfacher und billiger durch Papiergeldausgabe machen 
kann.“ Iſt damit Knapps Standpunkt wirklich getroffen? Auf 
Seite 444 der zweiten Auflage der „Staatlichen Theorie des Geldes“ 
(an dieſe Auflage hat ſich Döring gehalten) ſagt Knapp (nachdem 
er vorher von den Unklarheiten gehandelt hat, die ſich an den Be⸗ 
griff des Geldwertes anknüpfen): „Die Verwirrung erreicht einen 
| noch höheren Grad durch die eingebürgerte Gewohnheit, immer nur 
auf die Vermehrung des vom Staate oder von ſeiner Bank aus⸗ 
gebenen Papiergeldes hinzuweiſen, als auf den Grund der ein⸗ 
getretenen Preisſteigerungen. Hier liegt allerdings ein Problem vor, 
aber es wird nicht gelöſt durch die einfache Behauptung: Vermehrung 
des Papiergeldes ſteigert an ſich ſchon ‚die Preiſe“.“ Das klingt 
weſentlich anders! Die negative Behauptung, daß die Geld⸗ 
vermehrung nicht „an ſich ſchon“ die Preiſe in die Höhe treibe, 
ſchließt offenbar die poſitive Behauptung in ſich ein, daß die Geld⸗ 
vermehrung doch irgendwie auf die Preiſe einwirken könne, und be⸗ 
deutet im Grunde genommen nur eine Ablehnung jener ſogenannten 
„mechaniſchen“ Auffaſſung von dem Zuſammenhang zwiſchen Geld⸗ 
menge und Preisniveau, die auch Döring im Einklang mit einer 
erdrückenden Mehrheit von Nationalökonomen entſchieden verwirft. 
Ohne ſich mit allen Außerungen Knapps zum Problem des Geld⸗ 
wertes im allgemeinen und der Inflation im beſonderen identifizieren 
zu wollen, wird man jene Döring-Miſesſche Charakteriſtik ſeiner 
Stellung zu dieſem Problem nicht anders als Verzerrung nennen 
können. Daß Döring hier dem Knappſchen Standpunkt ſo wenig 
gerecht geworden iſt, überraſcht um ſo mehr, als er im übrigen 
Knapps große Verdienſte um die Geldtheorie durchaus anerkennt, 
davon nicht zu reden, daß er, was ſchon der Titel ſeiner Schrift 
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bezeugt, den anregenden und befruchtenden Einfluß Knapps auf die 
moderne geldtheoretiſche Forſchung über alle Maßen hoch einſchätzt. 
Hierin pflichte ich ihm durchaus bei, und es iſt mir, nebenbei be⸗ 
merkt, ſchier unbegreiflich, wieſo Pal yi (im laufenden Jahrgang dieſes 
Jahrbuchs, S. 685) ausgerechnet von mir behaupten kann, ich hätte 
gegen Knapps Syſtematik den „Einwand gänzlicher Unfruchtbarkeit“ 
erhoben und bloß eine neue Terminologie, nicht aber neue Begriffe 
darin vorgefunden. In Wirklichkeit habe ich auf die hohe wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bedeutung gerade dieſer Syſtematik ſchon 1906 — alſo 
viele Jahre vor Max Weber, deſſen Urteil über Knapps Werk 
Palyi in einen direkten Gegenſatz zu dem meinigen bringt — hin⸗ 
gewieſen (dieſes Jahrbuch, XXX, S. 1344; vgl. Brauns Annalen, 
VI, S. 93) und in bezug auf Knapps Terminologie ausdrücklich 
bemerkt, daß ſie „die Originalität ſeiner Begriffsbildungen wieder⸗ 
ſpiegelt“ („Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ vom 17. April 1918). 

Im weiteren Verlauf des zweiten Teiles wird der Hauptinhalt 
der mehr oder weniger umfangreichen Beiträge Irving Fiſhers, 
Adolph Wagners, v. Zwiedineck⸗Südenhorſts, v. Wieſers, 
Schumpeters, Caſſels und anderer zur Lehre vom Geldwert 
in gedrängter und geſchickter Faſſung wiedergegeben. Die Aufmerk⸗ 
ſamkeit bleibt immer auf das Weſentliche gerichtet, und die Beſonder⸗ 
heiten der einzelnen Lehrmeinungen ſind ſcharf herausgearbeitet. 
Leider kann der Kritik nicht gleiches Lob wie der Darſtellung ge⸗ 
ſpendet werden. Sie iſt allzu ſummariſch gehalten und einſeitig 
darauf eingeſtellt, ob der betreffende Autor auf dem Boden der 
Grenznutzentheorie ſteht oder nicht. Wer von dieſer keinen Ge⸗ 
brauch macht, iſt ſchon dadurch für Döring gerichtet. Dabei gehört 
Döring zu jenen vielen, welche der falſchen Anſicht ſind, daß ſich 
Grenznutzentheorie und Produktionskoſtentheorie nicht miteinander 
vertragen ... Ich möchte aber um ſo weniger in dieſem Zuſammen⸗ 
hange hierauf näher eingehen, als ich ſchon wiederholt aus anderen 
Anläſſen in die Lage gekommen bin, zumal auch in dieſem Jahrbuch, 
mich über die Grenznutzentheorie im allgemeinen und über ihre Be⸗ 
ziehungen zur Geldlehre im beſonderen auszuſprechen. 
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In einem ſehr intereſſanten Aufſatz des pädagogiſchen Zentral⸗ 

blattes „Die neue deutſche Bildung“ (1921, Heft 5), der ein 
zur Eröffnung der Zweigſtelle des Zentralinſtituts in Eſſen gehaltener 
Vortrag iſt, ſetzt Hermann Nohl die deutſche Bildungskriſis aus⸗ 
einander, die übrigens keine bloß deutſche iſt, wenn auch in dem 


zerſchlagenen Deutſchland die Kriſis viel radikaler und prinzipieller 


empfunden wird als in den Siegerſtaaten, die mehr an eine Art Wieder⸗ 
herſtellung des Normalen denken oder zu denken vorgeben !. Er weiſt 
hier auf die wohlbekannten Nöte hin, welche aus der Überverwicklung 
des modernen geiſtigen Lebens und der Berufsforderungen entſtehen, 
auf die Erſtarrung und Spezialiſierung der akademiſchen Wiſſenſchaft, 
die kein Bildungsideal mehr darſtelle, und aus deren Konſtruktion 
als Zielpunkt der Unter⸗ und Mittelſchulen daher kein lebendiger 
Sinn mehr herausgeholt werden könne, auf die Zerſplitterung der 
üblichen aus allen möglichen hiſtoriſchen Kulturelementen zuſammen⸗ 


geſetzten Bildung, ſoviel von einer ſolchen in der allgemeinen Atmo⸗ 


ſphäre des heutigen geiſtigen Lebens die Rede ſein kann. Es ſind 
die Fragen, mit denen auch ich mich in meinem Vortrag „Dumas 
nismus und Nationalismus in der deutſchen Bildung“ (1917) und 
„Deutſche Bildung“ (1920) auseinandergeſetzt hatte. Er weiſt 


1 Siehe den ſehr lehrreichen Vortrag von E. R. Curtius, Der Syndika⸗ 
lismus der Geiſtesarbeiter Frankreichs. Bonn 1921. 
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zugleich auf die Gärung in der deutſchen Jugend hin, die ſeit langem 
eine geiſtige Revolution, einen der ſtärkſten und markanteſten Gene⸗ 
rationswechſel bedeute, und bezeichnet als tiefſtes Bedürfnis des 
heutigen pädagogiſchen Reformfiebers einen neuen Zuſammenhang 
der Bildung mit einem neuen Bildungsideal. Dieſen ſelben Punkt 
hebt Friſcheiſen⸗Köhler in einer ſoeben erſchienenen, höchſt lehrreichen 
Schrift „Bildung und Weltanſchauung“ (Charlottenburg 1921, 
Mundus ⸗Verlag) hervor, wobei er auf den allgemeinen Zuſammen⸗ 
hang dieſes Ideals mit den allgemeinen Richtungen der Philoſophie 
und Weltanſchauung hinweiſt, begnügt ſich aber mit einer vorläufigen 
bloß hiſtoriſchen Darlegung dieſes Verhältniſſes in den verſchiedenen 
Gruppen der modernen Pädagogik. Nohl drängte nun aber demgegenüber 
ſehr viel heftiger und leidenſchaftlicher mit der modernen Jugend, die 
er mit vielen anderen als die eigentliche Hoffnung der Zukunft anſieht, 
auf ein poſitives, geſchloſſenes und aktuelles Ergebnis, das nur in einem 
neuen „Geſetz“, in einem neuen inhaltlichen Ideal, man kann ruhig 
ſagen in einem neuen Dogma liegen kann. Die heutigen Menſchen 
ſeien der groben Schablonen, die Demokratie und Sozialismus für 
die Bildung zu geben pflegen, überdrüſſig, verachten aber auch die 
Beweglichkeit und Zuſammengeſetztheit, den bloß perſönlichen Idea⸗ 
lismus mühſam errungener Lebenseinheitlichkeit, wie der feinere 
Liberalismus ihn vertrat. Der ſei möglich geweſen, ſolange im 
natürlichen Syſtem des 19. Jahrhunderts noch die chriſtliche Gewöh⸗ 
nung des Dogmas nachwirkte und man den Klaſſizismus als natür⸗ 
liche, mit den Grundgeſetzen der Natur einige Bildung bezeichnete, 
oder ſolange die geſellſchaftlichen Verhältniſſe ſo gefeſtigt waren, 
daß in reinen Bildungsfragen eine frei bewegliche und ſchließlich 
immer perſönliche Syntheſe der Kulturelemente als möglich erſcheinen 
konnte. Das alles ſei heute vorbei. Die Menſchen verlangen wieder 
nach Bindung und Einheit, nach Dogma und Geſetz des geiſtigen 
Lebens. Aber es müſſe ein neues Dogma ſein, kein aus dem ganz 
zerſ chliſſenen Naturalismus abgeleitetes und kein klerikales, ſondern 
ein aus der vollen geiſtigen Freiheit und aus dem tiefſten Trieb 
des Lebens entſpringendes. 

In der Tat auch auf dem Gebiete des Geiſtes und der Wiſſen⸗ 
ſchaft, iſt eine volle Revolution eingetreten, und zwar längſt ſchon vor 
dem Kriege. Heute, wo es ſich darum handelt, die bisher auf das 
Bürgertum weſentlich zugeſchnittenen Bildungsideale einem weiteren 
Kreiſe zugänglich zu machen und ſie für eine nationale Einheits⸗ 
bildung gründlich umzuwandeln, kommt das vor allem in der päd⸗ 
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agogiſchen Revolution zum Ausdruck, bei der dann natürlich noch 
allerhand andere Motive mitſpielen. Auf dem Gebiete der Wiſſen⸗ 
ſchaft und des grundſätzlichen Weltgefühles war ſie bei der Elite 
längſt im Gange. Und nimmt man ſie von dieſer Seite, wo die 
Komplikation mit Standesintereſſen und ⸗idealen des Lehrertums 
ſowie mit politiſch-ſozial begründeten Plänen der nationalen Einheits⸗ 
bildung wegfällt, da erſcheint ſie als eine ganz von innen heraus 
erwachſene Umwälzung des wiſſenſchaftlichen Denkens und des 
Bildungsideals ſelbſt. Los vom Naturalismus und dem damit faſt 
identiſchen Intellektualismus, aber auch los vom Hiſtorismus und dem 
damit identiſchen Spezialiſtentum und Relativismus des verknöcherten 
akademiſchen Wiſſensbetriebes: das ſind die bekannteſten Schlag⸗ 
worte. Die Ziele, worauf dieſes Ganze geht, Vereinfachung und 
Konzentration, Lebendigkeit und Urſprünglichkeit, künſtleriſcher Geiſt 
und Sinn für Symbole, Befreiung von der Konvention und Hin⸗ 
gabe an ſtarke Perſönlichkeiten, zeigen dann nun freilich, daß dieſe 
geiſtige Revolution von der politiſch⸗ſozialen recht verſchieden iſt 
und, wie ſie unabhängig von ihr entſtanden iſt, ſo im Grunde auch 
andere Ziele will. Sie hat einen Zug zu Dogma und Autorität, 
zu perſönlicher Ariſtokratie und künſtleriſcher Vornehmheit. Es ge⸗ 
hört zu der großen Ironie der Zeit, daß, wie der ſogenannte Ex⸗ 
preſſionismus ſich für die Revolutionskunſt der Maſſen hält, ſo 
dieſer Gefühlsumſchwung ſich gern für die Pädagogik einer ſoziali⸗ 
ſtiſchen Maſſen⸗ und Nationalbildung hält. „Das Übermenſchentum 
aller“, jo hörte ich einmal in einer Diskuſſion dieſes Ideal etwas 
naiv bezeichnen. Bei den eigentlichen Trägern des Umſchwungs 
aber iſt von ſolchen Täuſchungen und Aſſoziationen keine Rede. 
Sie ſind ſich des ſtark ariſtokratiſchen, im Grunde von Nietzſche 
angeregten Charakters der Bildungsrevolution ganz bewußt und 
ſehen ihre ſozialen Ideale ganz wo anders als in der modernen 
Maſſendemokratie. Sie ſuchen ſie in Platons Politeia oder im 

ſogenannten Mittelalter. | 
Laſſen wir daher jene pädagogiſchen und politiſch⸗ſozialen Bei⸗ 
miſchungen ganz beiſeite, und halten wir uns an die wiſſenſchaftliche 
Revolution ſelbſt. Da iſt nun vor allem zu bemerken, daß ſie ſich 
nicht auf die Naturwiſſenſchaften, ſondern auf die Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften erſtreckt. Es ſind bekanntlich auch auf dem Gebiete der 
Naturwiſſenſchaften große umwälzende Gedankenbildungen im Gange, 
die aber in ihrer philoſophiſchen und weltanſchaulichen Bedeutung 
heute noch ſehr wenig durchſichtig ſind, die ſich ganz auf dem Ge⸗ 
5 * 
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biete der ſtrengſten Fachwiſſenſchaften vollziehen und jedenfalls keine 
Abſchüttelung des ſtrengſten methodiſchen Wiſſens bedeuten, ſondern 
eher noch eine ungeheure Verfeinerung der mathematiſchen Meſſungs⸗ 
methoden. Auch iſt hier der Zuſammenhang mit der Technik ſo 
eng, daß jede Phantaſtik und philoſophiſche Auflockerung ſich ſofort 
praktiſch aufs ſchwerſte rächen würde. Solange der für unſere ganze 
Exiſtenz entſcheidende Zuſammenhang von Naturwiſſenſchaften und 
Technik beſtehen wird, ſo lange wird die Fachmäßigkeit, der ſtrenge 
Wiſſenscharakter und die ſtrenge Schulung der Naturwiſſenſchaften 
beſtehen bleiben. Ein Rückfall in die ehemalige „Naturphiloſophie“ 
Schellings und anderer iſt hier nicht zu befürchten. Hier iſt allem 
— edlen und unedlen — Dilettantismus ein ſtarker Riegel vor⸗ 
geſchoben. Die Bedürfniſſe der Technik werden überdies dafür ſorgen, 
daß dieſer Riegel auch nicht mittelbar durch Abwendung der Be⸗ 
gabten von den Naturwiſſenſchaften zu anderen Studiengebieten 
vorgeſchoben wird. Freilich hängt dies wieder von der Größe 
unſerer Menſchenmaſſe und der dadurch bedingten Arbeits⸗ und Pro⸗ 
duktionsziele ab. Darin aber wird auf abſehbare Zeit keine Ande⸗ 
rung eintreten. 

Die Revolution bezieht ſich in Wahrheit auf die Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften, auf Philoſophie und Hiſtorie. Hier tut ſich nun in der 
Tat ein weiter und tiefer Hintergrund der heutigen Probleme auf. 
Es wäre nicht richtig, ihn allzu ausſchließlich an die Perſönlichkeit 
Nietzſches zu heften, der ja doch ſchließlich auch nur mit Hilfe des 
erſt jetzt voll wirkſamen Schopenhauer tiefe und allgemeine Be⸗ 
ſchwerden der Zeit zum Ausdruck gebracht hat und ſeinerſeits erſt 
recht in demjenigen ſteckt, wovon die gepeinigte und gequälte Zeit 
los will, im Naturalismus und Poſitivismus. Man braucht nur 
auf die parallelen Entwicklungen in Frankreich zu achten, um zu ſpüren, 
wie überall die Menſchen zu Freiheit, Urſprünglichkeit, Lebendigkeit 
und klarer Bindung an ein Ideal ſtreben. Auch in Italien beleuchtet 
der Kampf Croces gegen den Poſitivismus den gleichen Vorgang. 
In England iſt am wenigſten davon die Rede, weil die Engländer bei 
ihrer weſentlich praktiſchen und unſyſtematiſchen Richtung am wenig⸗ 
ſten darunter leiden. Dort ſtellt ſich das Problem nur erſt unter 
der ſehr viel zahmeren Form dar: „Is Christianity the final reli- 
gion?“ (ſ. St. C. Bouquet, London 1921). Da heißt es auch 
gleich am Anfang ſehr charakteriſtiſch: „The Anglo- Saxon tem- 
perament takes more naturally to missionary enterprise than 
to the examination of the basis of belief.“ Anderſeits hat der 
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bekannte Graham Wells in einer gewaltigen Outline of History 
(London 1920), die von den kosmiſchen Urnebeln bis zum Welt⸗ 
krieg geht, die Notwendigkeit einer demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen 


Völkerverſöhnung begründet und will den engliſchen Geiſt durch 


Hiſtorie neu orientieren. Auf dem Kontinent aber iſt der Kampf 
gegen den Naturalismus, Skeptizismus und Hiſtorismus mit aller 
leidenſchaftlichen Gewalt und Klarheit entbrannt und drängt auf 
eine neue Einverleibung des naturwiſſenſchaftlichen Denkens in das 
philoſophiſche, wobei der alles erſtickende Determinismus und die bloß 
epiphänomenale Stellung und Duldung des Geiſtes überwunden 
werden ſollen. Hier hat vor allem Bergſon, übrigens auch er im engſten 
Zuſammenhang mit dem Schopenhauerſchen Lebens⸗ und Willens⸗ 
begriff, eine in der Tat großartige neue Lehre aufgerichtet, die man 
als die Befreiung des Lebens und Geiſtes von der Allgewalt des 
auf ſeinen Gebieten vollberechtigten Naturalismus bezeichnen kann. 
Das iſt in der Tat der Bruch mit Intellektualismus und Mecha⸗ 
nismus, auch mit den feineren Formen, die der deutſche und fran⸗ 
zöſiſche Neukantianismus der ſchließlich doch immer den Geiſt und 
die Freiheit von ſich abhängig machenden Mathematiſierung der 
Weltanſchauung und des Weltgefühls gegeben hatte. Die bloße 
Apriorität des Formalismus hat ihren Zauber als Rettung von 
Geiſt und Leben verloren. Bergſon lehrt wieder eine urſprüngliche 
und unmittelbare Verſetzung in die innere Bewegung des Lebens, 
der Freiheit und des Geiſtes und unternimmt es von da aus die 
mechaniſtiſche Natur ſamt der ihr zugeordneten mathematiſierenden 
Erkenntnis als ein ſekundäres und innerhalb gewiſſer Grenzen zu 
überwindendes Erzeugnis der Entwicklung von Geiſt und Leben in 
der Welt zu erweiſen. Ein allgemeines Aufatmen folgt faſt hörbar 
der immer ſtärker werdenden Durchſetzung dieſes Syitemd. 
Aber die Schwäche ſeines in Wahrheit doch nur als Korrektur 
des Spencerſchen Evolutionismus entwickelten Syſtems iſt die Rich⸗ 
tungsloſigkeit oder Ideenloſigkeit ſeines ſich in der Welt entwickelnden 
Lebens oder Geiſtes. Er will im Grunde nur Freiheit und Beweg⸗ 


lichkeit und zuletzt Rückkehr in den göttlichen Lebensprozeß. Sein 


Syſtem iſt aus der Biologie hervorgewachſen und nicht aus der 
Analyſe der Geſchichte. Daher erfährt man nichts oder wenig davon, 
welchen Kulturzwecken dieſe Freiheit dienen könne und ſolle. Da 
ſetzt nun eine Reihe von deutſchen Denkern ein. Nietzſche vor allem. 
Aber auch dieſer blieb, theoretiſch wenigſtens, in der Richtungsloſig⸗ 
keit des Schopenhauerſchen Willens zum Leben ſtecken und ergriff nur 
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gewaltſam und mit Schwankungen fein neues Gefeß der Kraft und 
Größe. Das Dogma ſeiner „neueren Werttafeln“ reizte mehr die 
feſſelloſe Lebendigkeit und die Kritik, als daß es den feinen, weſent⸗ 
lich klaſſiſch gebildeten Geiſt Nietzſches mitzuteilen vermöchte. So 
traten andere Einflüſſe auf neben ihm. Die alten engen Beziehungen 
des deutſchen Denkens zur Hiſtorie wurden in neues Licht geſtellt. 
Da wirkte vor allem Dilthey. Er vollzog auf ſeine Weiſe den 
Bruch mit dem in der Hiſtorie als Soziologie ſich auswirkenden 
Naturalismus und lehrte eine rein hiſtoriſche Anſchauung von den 
großen grundlegenden überrationalen Erlebniſſen, in denen als in 
einer Art innerer Schauung die großen Kulturtendenzen der Ge⸗ 
ſchichte empfangen werden, und von denen aus ſie ſich in den großen 
geſchichtlichen Entwicklungen ausbreiten und kreuzen. Die Größe 
und Tiefe des Erlebniſſes entſcheidet über den Kulturgehalt, und 
das Erlebnis kann nicht durch intellektualiſtiſch⸗pſychologiſche Kauſal⸗ 
analyſe, ſondern nur durch ſympathetiſches Verſtehen und Mitfühlen 
erkannt werden. Das ergab eine neue Methode der Hiſtorie, wenn 
auch allerdings kein neues Geſetz und Dogma, ſondern im Gegenteil 
doch nur einen Relativismus, der eben jeden Kulturkreis an ſeine 
Erlebniſſe bindet. Mit Dilthey vielfach verwandt war Simmel. Er 
arbeitete ſich ganz ähnlich von dem naturaliſtiſchen Evolutionismus, 
der ſoziologiſchen und kauſal⸗pſychologiſchen Hiſtorie, los und ver⸗ 
kündete das Weſen aller Hiſtorie als Umformung, Entwirklichung, 
Zuſammenfaſſung und Symboliſierung der erinnerten und erforſchten 
Einzelvorgänge zu hiſtoriſchen „Geſtalten“, zu einem durchſcheinenden 
Bild der metaphyſiſchen Formkraft, das uns Weſen, Sinn und Be⸗ 
deutung der hiſtoriſchen Geſtalten erſt erfaſſen läßt, und das von 
den philologiſchen Moſaikbildern der herkömmlichen Wiſſenſchaft weit 
entfernt iſt. Ein Geſetz und ein Dogma fand freilich auch er nicht. 
Auch er blieb dabei, die verſchiedenen Geſtalten der verſchiedenen 
Kulturkreiſe nebeneinander zu ſtellen und wie Schopenhauer ſich 
zuletzt in die Metaphyſik des richtungslos ſtrömenden Lebens zu 
bergen. Da aber kam die Hilfe von ganz anderer Seite. Die 
Umbildung, die der Neukantianismus in der phänomenologiſchen 
Schule Huſſerls erfuhr, ermöglichte eine „Geſetzes⸗ und Weſens⸗ 
ſchau“, die ſich nicht mehr auf bloße aprioriſche Formen bezog, 
ſondern jedesmal inhaltlich erfüllte Weſensgeſetze der verſchiedenen 
Daſeinsregionen erkennen ließ. Er ſelbſt hat dieſe Methode über die 
allererſten Anfänge nicht hinausgebildet, aber ſeine Schüler haben 
ſie auf die verſchiedenen Gebiete der anorganiſchen Naturwiſſen⸗ 
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ſchaften, der Biologie, des Rechtes, der Religion ausgedehnt, und 
die ſo naheliegende Umbildung dieſer zunächſt nur phänomenologiſch 
erſchauten und für die Erkenntnis ſubjektiv geltende Weſensgeſetze 
in hypoſtaſierte platoniſche Ideen iſt faſt nirgends ausgeblieben. 

Kommt nun alles das zuſammen, die Freiheit vom poſitiviſti⸗ 
ſchen Kauſalismus und Determinismus, die Überwindung des neu⸗ 
kantiſchen Formalismus, der ſich vergebens müht, aus bloßen Formen 
ein ethiſches Bildungsideal zu gewinnen, die Richtung auf Erlebens⸗ 
unmittelbarkeit der nicht zu analyſierenden, ſondern zu verſtehenden 
Kulturtendenzen, die formende und ſymboliſierende Bedeutung aller 
hiſtoriſchen Ausleſe und Sinngebung, die Normen und Weſensgeſetze 
erſchauenden und begründenden Viſionen eines neuen phänomeno⸗ 
logiſchen Platonismus: dann hat man alle Elemente der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Revolution in der Hand, die ihrerſeits natürlich ihren 
eigentlichſten Grund in der Ertötung durch den Schulſack und dem 
Ekel vor dem bloßen Verſtandsweſen hatte. Es iſt eine Neu⸗ 
romantik wie einſt in Sturm und Drang. Aber ihr ſtehen ſehr viel 
durchgebildetere wiſſenſchaftliche Mittel zur Verfügung l. | 

Das, was fehlte, war nur eben ein wirkliches, anſchauliches, 
erlebtes und erneuerndes Geſetz und Dogma, das ja überdies nach der 
ganzen Vorausſetzung nur aus einer ſtark erlebenden und erziehenden 
Perſönlichkeit kommen konnte. Und da verengert ſich nun natürlich 
der Kreis der geiſtigen Revolution. Die Leute ſuchen verſchiedene 
Führer. Je mehr Geſetz und Dogma erſtrebt werden, um ſo mehr nähert 
man ſich einerſeits einem neuen Rationalismus oder einem myſti⸗ 
ſchen Perſonenkult. In erſter Hinſicht entſprechen vielen Gemütern 
Paul Natorp oder Leonhard Nelſon, die aus der formalen Vernunft 
einen antinaturaliſtiſchen geiſtigen Kulturinhalt herauszupreſſen im⸗ 
ſtande ſind. Oder ſie folgen dem Grafen Keyſerling und ſeiner 
Schule der Weisheit. Auch die Triumphe Steiners dürften weſent⸗ 
lich von hier aus erklärt werden. Eine beſondere Gruppe aber 
ſammelt ſich mit größter Wirkung um Stefan George, und aus 
dieſer Schule iſt Form und Sinn der Kampfparole hervorgegangen, 
von der dieſe Zeilen handeln ſollen. 

Stefan George iſt ein großer Dichter, von deſſen poetiſchen 
Wirkungen hier nicht zu reden iſt. Sie erklären nur ſeinen Einfluß. 


1 Ich habe dieſe ganzen Entwicklungen eingehend geſchildert in einer Reihe 
von Aufſätzen in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift 1920—22 über den „hiſtoriſchen 
Entwicklungsbegriff in der modernen Lebens⸗ und ee Für die 


Einzelheiten darf ich darauf verweiſen. 
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* 
Denn jedes Lebensideal wird ſeinen entſcheidenden Einfluß ſtets nur 
durch die poetiſch⸗anſchauliche Verkörperung gewinnen, wie ſie der 
Dichter oder der Religionsſtifter geben kann, aber nicht der Theo⸗ 
retiker und Wiſſenſchaftler, wenn er nicht etwa wie Platon zugleich 
Dichter iſt. Das Weſentliche iſt nur, daß George in ſeinem ganzen 
Weſen Geſetz und Dogma, die Fleiſch gewordene neue Werttafel iſt und 
in einer lauteren und ſtrengen Erziehertätigkeit voll Disziplin und 
faſt aſketiſcher Strenge ſein Ideal ſeinen Schülern einbildet. Hier 
iſt nichts von Schwulſt und Geſchwätz, von Literatentum und 
Feuilleton. Hier iſt alles prophetiſcher Ernſt und heiligſtes Streben. 
Das Wertſyſtem, das er verkörpert, iſt in ſtarker Anlehnung an 
Platon, Dante und Nietzſche auch ſeinerſeits aus dem modernen 
Hiſtorismus herausgebildet und nicht wie etwa bei Natorp aus dem 
Rationalismus. Aber er ſchneidet mit erbarmungsloſer Schärfe alles 
Liberale, Demokratiſche, Sozialiſtiſche, Rationaliſtiſche und Indivi⸗ 
dualiſtiſche aus. Er will wie das ariſtokratiſche, ſpartanophile 
Hellenentum eine ſtrenge, Geiſt und Leib in volle Harmonie ſtellende 
Ariſtokratie ſchaffen, verbunden mit romaniſch⸗germaniſchen Ideen 
der Gefolgſchaft, des Heldentums und mit katholiſchen Ideen des 
myſterienhaften Kommunionbundes. „Helleniſch⸗katholiſch“ nennt es 
einmal Gundolf, wobei unter „katholiſch“ das myſterienhafte, eigent⸗ 
lich antichriſtliche Element des Katholizismus gemeint iſt. Der Geiſt 
des Ganzen iſt religiös, aber durch und durch paganiſtiſch und 
ſchroff ariſtokratiſch, jedenfalls grundſätzlich gegen chriſtlichen Dua⸗ 
lismus, Spiritualismus und die zugeordnete Ethik der Menſchenliebe 
und der reinen Innerlichkeit gerichtet, vollends gegen jede Art von 
Proteſtantismus. Daß dieſes Wertſyſtem allen modernen Lebens⸗ 
gewohnheiten, vor allem der heutigen Maſſenhaftigkeit des menſch⸗ 
lichen Geſchlechtes mit ihren Folgen der induſtriellen Arbeit, des 
Kapitalismus und Sozialismus ſcharf entgegenſteht, das weiß er 
natürlich ſelbſt am beſten. Er verachtet dieſe Welt mit einem gran⸗ 
dioſen Ekel und kennt als Heilmittel gegen ſie nur den „heiligen 
Krieg“ und die „heilige Seuche“. 

Mit dieſem Wertſyſtem hat man endlich wieder ein Dogma, 
eine Norm, eine klare Beſtimmtheit des Ideals und eine klare 
Oppoſition gegen die Greuel der Gegenwart. Er ſelbſt ſtellt es dar 
in ſeiner Perſon und verkörpert es in ſeiner Dichtung. Seine 
Schule aber führt es über in die Wiſſenſchaft; dieſe muß von da 
aus weſentlich eine Grenzbeſtimmung gegen den Intellektualismus der 
Naturwiſſenſchaften ſein, eine Erkenntnistheorie der Normerfaſſung 
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in der Intuition oder Weſensſchau und in unmittelbarem Erlebnis 


und ſchließlich eine von dieſer Norm aus geleitete Entwicklungs⸗ 
geſchichte des Geiſtes und der Kultur, die dann alle Soziologie, 
Okonomik und Politik als Angelegenheiten der Banauſen und viel 
zu vielen, als bloße Peripherie der gemeinen Exiſtenz, beiſeite ſchieben 
darf. Der Gegenſatz gegen die gewöhnliche Routine der philo⸗ 
logiſchen Moſaiziſten und pſychologiſchen Kauſalerklärer iſt dabei 
ſelbſtverſtändlich. Der edle Dilettantismus, der natürlich kenntnis⸗ 
reich ſein muß, aber nicht in Kenntniſſen aufgehen darf, wird 
Trumpf. | 

So hat, um nur die wichtigſten Beiſpiele zu nennen, der 
Nervenarzt Kurt Hildebrandt, zugleich ein ausgezeichneter Kenner 
der Antike, von Biologie und Staatslehre her mit Hilfe Huſſerlſcher 
Begriffe den Begriff der Norm, ihrer methodiſchen Erfaſſung und 
ihres inhaltlichen Sinnes, unterſucht. Methodiſch gilt hier die, 
übrigens ſehr fein begründete, Weſensſchau, ſachlich ein im Sinne 
Georges verſtandener Platonismus der Einheit von Leib und Geiſt 
in der männlich geſunden Ariſtokratie. Mit dem Pöbel der Gegen⸗ 
wart müſſe irgendeine Napoleoniſche oder ſonſtige Weltkriſe auf⸗ 
räumen. Einen Teil der Norm oder des neuen Geſetzes hat 
Bertram in ſeiner ausgezeichneten Nietzſchebiographie beleuchtet, die 
er nach dem Vorgang von Simmels Goethe als Mythos, als das der 
höchſten Hiſtorie allein mögliche Herausſchauen von Form und Sinn 
aus dem bloßen Material bezeichnet. Sachlich wird Nietzſche als 
Höhe⸗ und Endpunkt des deutſchen Idealismus (was ich um Nietzſches 


Atheismus willen nicht für richtig oder nur ſehr bedingt richtig 


halte) und, wie natürlich, aber unausgeſprochen, als Übergang zu 
George bezeichnet. Der Erforſcher der Geiſtesgeſchichte, die hier 
natürlich ganz zur Literaturgeſchichte wird, iſt Gundolf geworden. 
Er iſt auch für v. Kahler der Hauptvertreter der neuen Wiſſenſchaft, 
auf den er als bereits vorliegende Leiſtung hinweiſt. 

Es iſt auch außer Zweifel, daß hier in der Tat eine ſehr be⸗ 
deutende Leiſtung vorliegt, und daß dieſe mit den oben charakteriſierten 
Gedanken von Dilthey, Simmel, Bergſon eng zuſammenhängt und 
von Nietzſche und George her ihnen einen eigentümlichen Zuſtrom 
zubringt. Zunächſt freilich iſt das nur relativ neu, nur als Gegen⸗ 
ſatz gegen die gerade heute herrſchende Zunftphiloſophie im be⸗ 
ſonderen und als Gegenſatz gegen die kauſaliſtiſch⸗pſychologiſche Ge⸗ 
ſamtauffaſſung der Wiſſenſchaft im allgemeinen. Aber im Kerne iſt 
es doch der Rückgang auf die alte romantiſche Entwicklungsidee, 
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wie ſie von Hamann und Herder vor allem verkündigt worden war 
und von Croce und Dilthey heute wieder aufgenommen worden iſt. 
Hier liegen Gundolfs eigentlichſte Talente: ein ungemein ſcharfer, 
tiefdringender, verſtehend⸗pſychologiſcher Blick, eine dialektiſche Ge⸗ 
wandtheit und Feinfühligkeit im Auffaſſen der Übergänge, Kon⸗ 
tinuitäten, Fort⸗ und Umbildungen, ein reiner Sinn für Urſprüng⸗ 
lichkeit und ſchöpferiſche Neuheit in den Knotenpunkten der Ent⸗ 
wicklung; damit verbunden die Fähigkeit der Schau hiſtoriſcher 
Geſtalten und vor allem der Zuſammenſchau heterogener Elemente zu 
einem geiſtigen Ganzen und die Kraft zu einer geiftig = beftimmten 

Periodiſierung. Sein Grundproblem iſt: „Wie entſteht Leben, und 
wie wird es übergeleitet!?“ Daß ihm dabei die Unterlage der dafür 
notwendigen kritiſchen Detailkenntnis und die im engeren Sinn 
wiſſenſchaftliche Methode nicht fehlt, iſt die ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung, ohne die das vor allem von ihm betonte konſtruktive und 
intuitive Streben jeden Wert verlöre. Im ganzen aber entſpricht 
das doch den beſten Überlieferungen des echten Hiſtorismus des 
19. Jahrhunderts und führt es eher zu einem individualiſtiſchen 
Relativismus wie bei Dilthey als zu einem neuen Dogma und 
Geſetz. Es iſt auch offenbar dasjenige Element, das er aus eigenem 
Talent und Vermögen in die Georgeſche Atmoſphäre mitgebracht 
hat. Demgemäß iſt ſein glänzendes Jugendwerk über „Shakeſpeare 
und den deutſchen Geiſt“ unverkennbar eine Leiſtung des echteſten 
und beſten, zugleich philoſophiſch begründeten Hiſtorismus, mit der 
Gefahr, Literaturgeſchichte allzuſehr als Geiſtesgeſchichte zu verſtehen 
und die Entwicklungen allzuſehr zu einer Folge von Tendenzen, zu 
einer histoire sans noms et sans dates werden zu laſſen. Er 
ſucht mit Bergſon das ſtrömende, dem Kauſalismus und der Raum⸗ 
ordnung überlegene Leben, die ſchöpferiſche Entwicklung mit ihren 
Knotenpunkten ſchöpferiſcher Urerlebniſſe, die aus der Tiefe des 
Werdens oder des unbekannten Gottes ſtammen. Er geht wie Hegel 
und Croce den Tendenzen und ihren Übergängen und Wandlungen 
nach. Er faßt wie Simmel, den er vielfach benützt aber nicht liebt, 


1 Shakeſpeare und der deutſche Geiſt. Erſte Auflage, 1911, S. 220. „Für 
die Geſchichte des Geiſtes kommt wenig darauf an, in welchem Umfang jene 
Syntheſe zwiſchen Leib und Geiſt ſtatthat, an wie vielen ſie ſich vollzieht; daß 
fie ſich überhaupt vollzieht, wenn auch nur an einem einzigen und unter welchen 
Umſtänden, das iſt bedeutſam für die Kräftegeſchichte des Geiſtes, die 
wir ſchreiben wollen“, S. 285; der Gegenſatz gegen die „Biographie“ und 
die „heutige Methode“, S. 257. 
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die fo in der Anſchauung und Darſtellung erfaßten und verdichteten 
Tendenzen als „Symbole“, als Umbildungen und Entwirklichungen 
der rohen ſtofflichen Überlieferung auf. Er analyſiert wie Dilthey die 
Urerlebniſſe und konzentriert ſie wie Croce in dem künſtleriſchen Ausdruck 
des jeweils individuellen Lebensgefühls. Er verachtet nun freilich 
demgegenüber die zünftleriſche Motivenforſchung, allen Kauſalismus und 
Mechanismus, die bloße Philologie und Gelehrſamkeit, aber auch die 


Populariſierung und Fruktifizierung des Geiſtes für die Allgemeinheit; 


Allgemeinbildung und Volksbildung find ihm Albernheiten, contra- 
dictio in adjecto. Damit wird dann freilich der ſtarke Einſchuß 
Nietzſcheſchen Ariſtokratentums ſichtbar, das offenbar zur „neuen“ 
Wiſſenſchaft gehört, und die Verachtung alles Soziologiſch⸗Okono⸗ 
miſch⸗Politiſchen, ſobald es eine eigene Rolle in Deutung und Ge⸗ 
ſtaltung der Geſchichte ſpielen will. Noch weiter in neue Elemente, 
in die Georgeſche Atmoſphäre kommen wir, wenn dem bisher allein 
beachteten ſich „ſchöpferiſch“ entwickelnden Geiſte der „Leib“ als 
das ihn vor dem Wahn des Rationalismus bewahrende Prinzip, 


als die Quelle von Leidenſchaft, Blut, Wärme, Phantaſie und 


Zeugung beigeſellt wird. Der Leib iſt geradezu die Seele im Gegen⸗ 
ſatz zum zweckhaften und erklärenden Geiſt; und die volle Einſaugung 
des Geiſtes in den Leib, die volle Verleiblichung des Geiſtes iſt das 
Weſen aller ganz tiefen Urerlebniſſe wie der Shakeſpeareſchen Re⸗ 
naiſſance, eben damit das Weſen aller wahrhaft ariſtokratiſchen 
Kultur. In dieſem Sinne iſt in Gundolfs Auffaſſung Shakeſpeares 
die „Norm“ latent und hoch über dem deutſchen Geiſt. Doch treten 
dieſe Züge in dem Jugendwerk mehr beiläufig hervor. Es iſt meines 
Erachtens eine der bedeutendſten Leiſtungen zur Erfaſſung der deut⸗ 
ſchen Geiſtesgeſchichte, mit einer gewiſſen inneren Diſtanz gegen 
deutſches Weſen geſchrieben, aber voll Schärfe und Tiefe und gerade 
dadurch äußerſt lehrreich. Von augenblicklich ſchaffenden Forſchern 
läßt ſich nur Burdach mit ihm vergleichen, der in der reinen Me⸗ 
thode nicht allzuſehr von ihm abweicht. Bemerkenswert in Über⸗ 
einſtimmung und Gegenſatz iſt die literaturgeſchichtliche Forſchung 
Croces, der ja auch auf den n chen ee ee ent⸗ 
ſchloſſen zurückgeht !. 

Die ſtarke Erhebung Shakeſpeares über Goethe, die enge Ver⸗ 
bindung Shakeſpeares mit der N und die Hervorhebung des 


1 Siehe feinen Goethe, deutſch 1921, wo am Schluß eine wur den Italiener 


und Realiſten charakteriſtiſche Kritik Gundolfs feht 
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jeder ethiſchen Zweckſetzung überlegenen, jenſeits von Gut und Böſe 
nur die eigene Produktionskraft formvoll ausſtrahlenden Charakters 
der Renaiſſance weiſt ſchon auf Geſetz und Norm, die neuen Wert⸗ 
tafeln Nietzſches und Georges hin. Shakeſpeare iſt der „Univerſal⸗ 
dichter“, das „unumgängliche Kompendium der Welt“, die „Syntheſe 
heidniſcher Sinnlichkeit und chriſtlicher Durchſeeltheit“, der überlegene 
Schöpfer, in dem Goethes Hingebung an die Natur und Schillers 
Kampf mit dem Schickſal noch eins ſind, die ungeheure Produktions⸗ 


kraft, die geformte Welten in das Chaos ſchleudert!: kurz, die 


göttliche Einheit von Leib und Geiſt in einer ſonſt gottloſen Welt. 
Eine Linie wird ſichtbar: Dante, Shakeſpeare, der in deutſcher Be⸗ 
ſchränktheit auf das Moraliſche und Selbſtbildneriſche immerhin 
ſtecken bleibende Goethe, ſchließlich Nietzſche und Stefan George, 
die von der letzteren Schranke frei das geformte Schöpfertum an 
ſich bedeuten. Sehr ſichtbar wird infolgedeſſen Norm und Geſetz 
der Schule in dem bekannten Goethebuch Gundolfs ?. Auch es zeigt 
alle Vorzüge der Methode und des Geiſtes des Verfaſſers, un⸗ 
gewöhnlich feine und tiefdringende Pſychologie, Sinn für Kontinuität 
und Zuſammenhang und außerordentliche Schönheiten im einzelnen. 
Als Ganzes iſt es für mein Gefühl eine Meſſung Goethes an 
Idealen, mit deren innerſtem Geiſte er nichts zu tun hat, und als 
Folge dieſer Meſſung zugleich eine gewiſſe Entchriſtlichung und Ent⸗ 
germaniſierung, die an dem wirklichen Goethe vorbeigeht, um ihn. 
doch als Brücke zu jenen Idealen konſtruieren zu können. Das 
Begriffliche, Konſtruktive, Abſtrakte herrſcht jetzt bedeutend vor. 
Doch das iſt hier nicht weiter zu verfolgen, nur das iſt zu er⸗ 
wähnen, daß für dieſe Würdigung Goethes der allgemeine geſchichts⸗ 
philoſophiſche Rahmen gewiſſe Ausarbeitungen erfahren hat, die ſehr 
fein und bedeutend ſind. Es iſt eine nähere Theorie von den Er⸗ 


lebniſſen, in denen die ſchöpferiſche Bewegung des Lebens intuitiv 


und urſprünglich durchbricht, ſo daß ſie die Knotenpunkte und Aus⸗ 
gangspunkte der Entwicklungen und Tendenzen bilden und auch 
ihrerſeits nur in nachfühlenden Erlebniſſen verſtanden werden können, 
welche dann eben dadurch zu Fortleitungen und Neubelebungen der 
Entwicklung werden. Danach bietet die Antike große religiös und 
leibhaft gebundene Traditionen und Typen, innerhalb deren auch 


1 Shakeſpeare uſw. S. 263, 270, 274, 290, 294, 324. Die Auffaſſung. 
Shakeſpeares iſt überhaupt das eigentliche Problem, das das Buch ſtellt. 
| 2 Erfte Auflage 1917. | 
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die gewaltigſten Perſönlichkeiten und Erlebniſſe nur Individualiſa⸗ 
tionen und nicht Ich⸗Perſönlichkeiten im modernen Sinne find. 
Daher ihre unnachahmliche Größe. Die moderne Welt hat in Dante 
und Shakeſpeare die Träger der ungeheuerſten perſönlichen Urerleb⸗ 
niſſe; beide haben aber dabei den Vorzug, in einer einheitlichen, 
geformten und ihnen homogenen Welt zu ſtehen. Goethe, der 
Träger eines an ſich nicht minder tiefen Urerlebniſſes, ſteht einer 
geteilten, verflochtenen, verbürgerlichten, intellektualiſierten, hiſtoriſch 
überſättigten und bewußten Welt der bloßen Bildung gegenüber. 
So führt ſein Erlebnis doch nur zu einer alles das langſam ver⸗ 
arbeitenden und klärenden Miſchung von Urerlebnis und Bildungs⸗ 
erlebniſſen, woher ſein Charakter als des klaſſiſchen Selbſtbildners 
und Selbſtgeſtalters der modernen Welt ſtammt und die Unmöglich⸗ 
keit, ſeinen vollen reifen Lebensgehalt rein poetiſch auszugeſtalten; 
er muß zuletzt zur Allegorie greifen. Damit weiſt er die „Jüngſten“ 
von heute ſeit Nietzſche auf eine Loslöſung von der bloßen Bildungs⸗ 
welt und dem bürgerlichen Intellektualismus, von Liberalismus, Kant 
und Proteſtantismus hin. Eine neue Verleibung des Geiſtes wird 
nötig, eine neue Transſubſtantiation, wo alles Leibliche ſeeliſch und 
alles Seeliſche Leib wird. Damit nähern wir uns dann dem Dogma 
und Geſetz, wie es George gab. Das ſchildert ein drittes Buch 
über Stefan George (1920), eine Literaturgeſchichte der nach⸗ 
goethiſchen Zeit von größter Prägnanz und Feinheit, ganz in der 
bisher charakteriſierten Methode der „Kräftegeſchichte“, und zugleich 
eine Art Stiftermythos, der den Gründer der neuen erlöſenden 
Myſterien den Außenſtehenden deutet. Hier iſt nun alles noch mehr 
abſtrakt und dogmatiſch, begriffshypoſtatiſch und konſtruktiv geworden. 
Insbeſondere herrſcht ein ungeheurer geiſtiger Hochmut in dieſem Buche 
und fehlt alle Güte und Gerechtigkeit, alles Vertrauen zum Menſchen, 
das für jeden, der mit der chriſtlichen Lebenswelt in Zuſammenhang 
geblieben iſt, trotz alles Grauens vor dem empiriſchen Menſchen 
doch ein ſelbſtverſtändlicher Ausfluß ſeines Weltgefühls iſt. Auch 
fehlt mit vollem Bewußtſein jede Rückſicht auf ſoziale, politiſche, 
ökonomiſche Verhältniſſe und Notwendigkeiten, in denen Gundolf nur 
momentane Vordergründe und menſchliche Gemeinheiten ſieht. Wie 
Nietzſche der eigentliche Gegenſpieler von Karl Marx war, ſo iſt 
hier alles ausgetilgt, was an den letzteren irgend erinnern könnte. 
Nur die grundſätzliche Trennung und Antichriſtlichkeit, hier auf 
Schopenhauer⸗Nietzſche, dort auf Feuerbach beruhend, bildet eine 
Gemeinſamkeit, und zwar eine ſolche, die mit dem ganzen deutſchen 


78 Ernſt Troeltſch 1014 


Idealismus und Bildungszeitalter auf beiden Seiten aufräumt. 
Aber innerhalb dieſes Gemeinſamen handelt es ſich um abſolute 
Gegenſätze. 

Näher kann man ſich in den „Blättern für die Kunſt“ und in 
den drei Jahrgängen des „Jahrbuchs für geiſtige Bewegung“ unter⸗ 
richten, welches letztere ein etwas boshafter Kritiker „Jahrbücher für 
Autorotation“ genannt hat. Den Einfluß gerade auf die Begabteſten 
der heutigen Jugend kann man ſich an den bekannten Aufzeichnungen 
von Otto Braun vergegenwärtigen, der, in ſozialiſtiſcher Umgebung 
aufgewachſen, doch die ſtärkſte Anziehung an dieſe ſtrenge und adlige 
Weltauffaſſung verſpürt. Für unſeren Zuſammenhang wichtig iſt 
aber doch die Tatſache, daß die neuen Methoden ſich nicht auf die 
George⸗Schule beſchränken, ſondern mit anderen Ergebniſſen von 
anderen ganz ähnlich gehandhabt werden. Spenglers Untergangs⸗ 
buch verwirft das Georgeſche Wertſyſtem als Aſthetentum und 
fordert eine ganz harte und realiſtiſche Einſtellung auf die ernſten 
Zeiten des geiſtigen Niederganges. Aber ſeine Darſtellung der ver⸗ 
ſchiedenen Kulturgeſtalten ſelbſt ruht ganz und gar auf den bisher 
dargeſtellten Methoden und Gedanken. Sie verbindet damit nur 
noch das beſondere Talent, die Tendenzen oder Kräfte in einer un⸗ 
gewöhnlichen künſtleriſch⸗plaſtiſchen Kraft zuſammenzuſchauen oder zu 
ſymboliſieren. Es iſt die erſte durchgreifende Offenbarung der neuen 
Wiſſenſchaft in der Offentlichkeit, und darauf beruht ein großer Teil 
ſeines hinreißenden Eindruckes. Er übertrifft noch Gundolf in der 
Kraft der Symboliſierung von Tendenzen, hat aber ein freilich ſehr 
viel loſeres Verhältnis zur Spezialforſchung und eine größere Ver⸗ 
achtung für die gemeine Richtigkeit. Neben Spengler geht Graf 
Keyſerling ganz ähnliche Wege, der uns freilich wieder ein anderes 
Wertſyſtem, die Verſöhnung europäiſch⸗aktiviſtiſchen und aſiatiſch⸗ 
metaphyſiſchen Geiſtes verkündigt. Daher hat ihn auch die radikale 
deutſche Jugend zu ihrer Tagung in Hofgeismar eingeladen. Seine 
Schule der Weisheit in Darmſtadt will gerade auf der Grundlage 
ſolchen Weltbildes zum neuen Geſetz und der neuen Konzentration 
praktiſch erziehen. Sein „Reiſetagebuch“, methodiſch die volle 
Parallele Spenglers und Gundolfs, bei eigenen Talenten des 
weltkundigen, ariſtokratiſchen Verfaſſers, war gleichfalls einer der 
großen Durchbrüche der neuen Wiſſenſchaft in die Offentlichkeit. 
Weniger bekannt, aber verwandten Geiſtes iſt das „Paideuma“ be⸗ 
titelte Buch des bekannten und viel umſtrittenen Afrikaforſchers 
Frobenius. Paideuma heißt hier das, was bei Gundolf „Tendenz“, 
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„Kraft“ oder „Bewegung“ heißt, alſo der Kulturgeiſt einer be⸗ 
ſtimmten Periode und Gruppe, der auf eigentümlichem Urerlebnis 
beruht und nur in völlig antikauſaler, intuitiver Weiſe in hiſtoriſchen 
Symbolen erfaßt werden kann. Frobenius hat dieſe Methode auf inner⸗ 
afrikaniſche Stämme angewendet und, wenn ſeine Beobachtungen 
richtig ſind, das Bild des Menſchlichen ungeheuer erweitert, freilich 
auch relativiert. Aber eine Befreiung vom Naturalismus als Welt⸗ 
anſchauung und als Forſchungsmethode will auch dieſes Buch ſein. 
Das Afrikainſtitut in München will grundſätzlich in dieſer Richtung 
weiter arbeiten. Ahnliche Pläne hat das Inſtitut für Geſchichte, das 
Hanslick in Wien eingerichtet hat, und das ſich vor allem auf Dilthey 
bezieht. 

Hier iſt ſchon eine Annäherung an die große, von den Sym⸗ 
boliſten meiſt ſchroff abgeſtoßene Macht der modernen Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften, an die Soziologie vollzogen. Grundſätzlich iſt die Stellung 
zu der letzteren erwogen und mit der neuen Lebens⸗ und Geiſtes⸗ 
philoſophie ausgeglichen in dem höchſt anregenden Aufſatz von Alfred 
Weber: „Prinzipielles zur Kulturſoziologie“. Hier wird der Geſell⸗ 
ſchaftsprozeß mit ſeinen weſentlich ſoziologiſchen Geſetzen unterſchieden 
vom Ziviliſationsprozeß mit ſeiner weſentlich intellektualiſtiſchen und 
daher überallhin übertragbaren Natur und von dieſem ſchließlich 
wieder der Kulturprozeß, der als etwas weſentlich Individuelles nur 
mit den Gundolfſchen und Spenglerſchen Methoden erfaßt werden 
könne 1. Man wird darin den Niederſchlag der Diskuſſionen des 
„Heidelberger ſoziologiſchen Klubs“ ſehen dürfen, der ſeit langem 
unter dieſem zwiefachen Einfluß ſteht und daher lebhaft nach einem 
Ausgleich beider ſtrebte. Ich habe an anderem Ort gezeigt, daß 
ſich dieſe Löſung nahe berührt mit Andeutungen, die längſt bei 
Ranke vorliegen. Mit ganz anderer Wirkung bringt die neue Ge⸗ 
dankenwelt mit der Soziologie in Verbindung der feinfühlige und 
hellhörige Worringer, von dem das inzwiſchen ſo greulich vergröberte 
Schlagwort vom „gotiſchen Menſchen“ ſtammt. In einem Vortrag 
über „Künſtleriſche Zeitfragen“ (München 1921), den er in der 
Münchener Goethe⸗Geſellſchaft hielt, ſtellte er feſt, daß die bildende 
Kunſt ſeit dem Ende des Barocks jeden ſoziologiſchen Halt verloren 
habe und alle Kunſt des 19. Jahrhunderts einſchließlich des Ex⸗ 
preſſionismus eine Anſtrengung ins Leere ſei. Der Kunſtgeiſt 


1 Archiv für Sozialwiſſenſchaften 47, 1920; dazu meine Bemerkungen in 
dieſem Jahrbuch 44, 3. 
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habe ſich heute in das Denken, in die Wiſſenſchaft geflüchtet und 
ſei jetzt dort legitim zu Hauſe. Die neuen viſionären Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften eines Bertram, Gundolf, Scheler, Spengler, Keyſerling 
ſeien eine völlige, aufregende Revolution der Geiſteswiſſenſchaften, 
eine Verſchmelzung von Denken und ſinnlich⸗plaſtiſcher Anſchauung, 
wie ſie der künſtleriſche Expreſſionismus vergeblich und unzulänglich 
mit den Mitteln der Malerei erſtrebt habe. „Die Zwiſchenperiode 
einer unfruchtbaren Intellektualität, die wir anſcheinend überwunden 
haben, war vielleicht nötig, um ſchöpferiſche Geiſtigkeit zu gebären 
Was ſuchen wir nach der ſchöpferiſchen Geiſtigkeit unſerer Zeit in 
den Malbildern, wo fie in unſeren Denkbildern vorliegt? 
Bücher entſtehen, die wiſſenſchaftlich diſziplinierte Viſionen ſind, ge⸗ 
ſpeiſt von einer Sinnlichkeit hiſtoriſchen Schauens, die reinſte Zeit⸗ 
inkarnation iſt ... Der wahre Zeitexpreſſionismus lebt nicht in 
der neuen Optik unſeres Auges, ſondern in der unſeres Geiſtes 
Wo iſt die neue Bilderperſpektive, der Durchbruch in eine neue 
Dimenſion der Daſeinswiedergabe legitimer zu Hauſe: in den ex⸗ 
preſſioniſtiſchen Bildern oder in dem ganzen Umkreis der phäno⸗ 
menologiſchen Forſchung (d. h. der Huſſerlſchen Schule)? ... Ein 
neues Fluidum ſtrahlen dieſe Bücher aus, das erkennen läßt, daß 
ſie in einer neuen Weiſe lebensernährt ſind, daß ſie, kurz geſagt, 
Produkte einer neuen Denkſinnlichkeit ſind ... Exaktviſionen, 
Träume von Überwachen und Überbewußten.“ Solche Worte kenn⸗ 
zeichnen beſſer als irgend etwas anderes die neuen Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften. Sie ſind gegenüber der Zunft und dem Herkömmlichen die 
Proklamation einer geiſtigen Revolution. Freilich über den ſozio⸗ 
logiſchen Halt dieſer neuen Wiſſenſchaft ſelbſt und über deren Ver⸗ 
hältnis zur Soziologie ſagt Worringer nichts. Da aber liegt ihr 
ſchwierigſtes Problem. Übrigens iſt hier daran zu erinnern, daß 
ſchon 1916 Hermann Bahr, dieſer untrügliche Seismograph des 
Geiſtes, in ſeinem Buche „Expreſſionismus“ auf dieſe Zuſammen⸗ 
hänge hingewieſen hat und ſeinerſeits den Vorangang der Franzoſen 
mit Bergſon an der Spitze ſcharf beleuchtet hat, ähnlich wie das 
ſpäter Ernſt Robert Curtius in ſeinen bekannten Büchern getan hat. 
| Dehnt man den Geſichtskreis noch weiter aus, jo bemerkt man 
noch mehr verwandte Erſcheinungen. Auf religiöſem Gebiete arbeitet 
der ſogenannte Antiintellektualismus eines Jatho, Traub, Bonus 
und Johannes Müller ſchon lange in ähnlicher Richtung, auch die 
jetzt ſich rührenden Anhänger Kirkegaards wie Heim und Gogarten. 
Es iſt hier nur nicht zu wiſſenſchaftlichen Werken wie den genannten 
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gekommen. Die Inſtinkte des Diederichsſchen Verlages ſind ſchon 
lange, wenn auch wechſelnd, in dieſe neue Sphäre gerichtet, und das 
Buch von Ernſt Michel: „Der Weg zum Mythus“, 1919, iſt ſchon 
längere Zeit ein etwas groteskes Fanal auf dieſem Wege. Geht 
man aber auf noch weitere Kreiſe zurück, ſo ſtößt man auf Hermann 
Bahrs „Inventur“, auf Walther Rathenaus „Zur Mechanik des 
Geiſtes“ und auf ſo vieles andere, bei dem man die Verwandtſchaft 
der Antriebe und der Kritik über der Verſchiedenheit der Ergebniſſe 
leicht überſieht. Es wird ſchließlich ein recht weiter Kreis, der die 
verſchiedenſten Erſcheinungen und Gruppen umfaßt. Auch des die 
Jugendbewegung ebenſo anregenden als zerſetzenden Wyneken iſt | 
hier zu gedenken. 

Freilich, je weiter man den Kreis zieht, um ſo mehr verſchwindet 
die Richtung auf Dogma und Geſetz, die in der George⸗Schule ſo 
ſtark hervortritt und in ihr ſo ſtarken Eindruck macht. Folgt man 
aber vor allem dieſem Gedanken, ſo ſtößt man natürlich auf die⸗ 
jenige Stelle, wo Ordnung und Geſetz grundſätzlich zu Hauſe ſind, 
und wo ſie ebenſo grundſätzlich mit der Syntheſe der verſchieden⸗ 
artigſten Lebenselemente verbunden ſind, auf den Katholizismus. 
Hier finden wir in der Tat in der Schelerſchen Schule eine Gruppe, 
die der George-Schule eng verwandt iſt. Auch fie begründet auf 


Nietzſche, Bergſon, Dilthey, Simmel eine grundſätzlich antiintellek⸗ 


tualiſtiſche und antibürgerliche Theorie, ſtark äſthetiſch gerichtet, auf 
Intuition und Entwicklungsviſion ausgehend, den modernen Hiſto⸗ 
rismus zu einer Art Platonismus umbildend und mit der katholi⸗ 
ſchen Autorität: und Gemeinſchaftsidee verbindend. Es iſt nur der 
Anſchluß an Huſſerls Phänomenologie hier noch ſtärker betont 


als dort, im übrigen aber die revolutionäre Verachtung der bürger⸗ 


lichen Wiſſenſchaft, der modernen politiſch⸗ſozialen Bildungen, des 
profeſſoralen Spezialiſtentums und der Treitſchke⸗Bismarckſchen Kon⸗ 
ventionen ganz dieſelbe. Die Kunſt der hiſtoriſchen Viſion und 
Symbolſchaffung iſt in Schelers Buch über den „Deutſchenhaß“ und 
über „Aufbau“ ganz ähnlich gerichtet und ähnlich erfolgreich. Auch 
ſteht ihm ein großes und gründliches Wiſſen zur Verfügung. Der 
Einfluß iſt dementſprechend nicht gering, wenn auch vorerſt noch 
etwas verborgen. Von bekannten Namen ſeien nur Sombart und 
E. R. Curtius als bedeutende Gelehrte genannt, die dieſen Einfluß 
ſehr deutlich zeigen und vor allem den Gegenſatz gegen die „weſt⸗ 
liche“, rational-demokratiſche Ideenwelt aufs ſtärkſte betonen, ohne 


dabei irgendwie zu der älteren Wachs konſervativen und nationa⸗ 
Säwoliers Jabrbuch XL 4. 6 
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liſtiſchen Ideenwelt zurückzukehren, freilich auch ohne dem Neu⸗ 
katholizismus ſich anzuſchließen. 

Dieſes letztere iſt dafür um ſo ſtärker der Fall bei Hermann 
Hefele, deſſen „Geſetz der Form“ (1921) und „Dante“ (1921)! als 
geiſtreiche Vertretungen dieſer ganzen Gedankenwelt gelten dürfen und 
mit aller Schärfe in den Gedanken der Notwendigkeit von „Dogma 
und Geſetz“ ausmünden. Das erſte ſind „Briefe an Tote“, d. h. eine 
Muſterung des hiſtoriſchen Kulturbeſitzes. Sie kämpfen überall gegen 
Luther, Kant und Nietzſche, aber auch gegen den Naturalismus der 
üblichen Entwicklungsideen; dafür betonen ſie die aus der Hiſtorie 
ſich ergebenden feſten logiſchen Ordnungen und Formen, alſo 
Humanismus, Klaſſizismus, kleinſtaatliche bürgerliche Bildung, katho⸗ 
liſches Dogma, wobei die Gottesidee ſelbſt in einer gewiſſen ſkep⸗ 
tiſchen Ferne bleibt. „Ich kenne nur eine Sünde, das Subjektive 
und Eigenwillige, das Formloſe und Ungeordnete. Und ich ſpreche 
den härteſten und grauſamſten Zwang heilig, um der Ordnung 
willen, der er dient ... Der Geiſt der Ordnung lebt heute nur 
mehr in der Sittenlehre der katholiſchen Kirche und in ihrer reinſten 
und wradikalſten Ausprägung, der Moral der Jeſuiten, jener höchſten 
Form menſchlicher Weisheit und erzieheriſcher Klugheit.“ Solche 
Autorität und Form zu ſchaffen, iſt das Weſen der Geſchichte. „Es 
hat nichts mit dem blinden Geſetz vegetabiliſchen Wachſens oder dem 
Inſtinkt des Tieres gemein, noch iſt es dem Schema einer allgemeinen 
Vernunft verwandt.“ Sein Ziel iſt bewußt geformter Geiſt, der in 
das Autoritative ausmündet und aller beſtehenden ſachlichen und 
geltenden Ordnungen ſich dazu bedient. Das Dantebuch gleicht 
dann etwas dem Gundolfſchen Georgebuch in der Schärfe und 
Kunſt der hiſtoriſchen Viſion ſowie in der Abſtraktheit und Begriff⸗ 
lichkeit. Es verherrlicht in Dante das Dogma an ſich als den 
Schlüſſelpunkt jeder klaren und bewußten Kulturſyntheſe. Er gehört 


ihm zu den Großen, „die in der Kirche weniger das Werk der erlöſenden 


Gnade als die höchſte und ſtärkſte Form des Geiſtes der Wirklich⸗ 
keit geſehen haben.“ Dieſen Großen ſtrebt jedenfalls auch der Ver⸗ 
faſſer nach, der im übrigen Imperialismus, Nationalismus, Kapita⸗ 
lismus, proteſtantiſche Staatsheiligung tief verachtet. Das iſt jeden⸗ 
falls „neue Wiſſenſchaft, auch von der Geringſchätzung des Zünf⸗ 
tigen und Methodiſchen fühlbar begleitet. 


1 Vgl. dazu die Anzeige von Voßler in „Deutſche Literaturzeitung“ 1921, 
Nr. 36/37, der ich Wort für Wort zuſtimme. 
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Noch intereſſanter ift aber vielleicht das Buch von Nadler über 
die „Berliner Romantik“. Hier wird im größten Stil zunächſt eine 
Theorie der Kulturwanderungen, Verſchiebungen und Renaiſſancen 
in geographiſchem und ethnographiſchem Zuſammenhang gegeben 
und dann die Romantik, die der Verfaſſer von den Theorien der 
Schlegels völlig trennt, als chriſtliche Renaiſſance des ſlawiſch⸗ 
germaniſchen Koloniſationsgebietes konſtruiert. Dort habe der im 
romaniſch⸗germaniſchen Altdeutſchland heimiſche Humanismus nie 
viel zu bedeuten gehabt, ſtatt deſſen habe dort Myſtik und mähriſches 
Brüdertum und Pietismus die Kräfte des Mutterlandes fortgeſetzt. 
Das bedeute die langſame Aneignung und intenſivſte Fortbildung 
der beſten und reinſten Kräfte des alten Urdeutſchland und ſei in⸗ 
ſofern der Neubelebung italieniſchen Volkstums und antiker Kultur 
in der italieniſchen Renaiſſance verwandt. Eine Weile ſei ſie durch 
die fremde Friederizianiſche Aufklärung verdeckt worden, dann aber 
ſei aus dieſer Myſtik mit Hamann und Herder die oſtdeutſche Re⸗ 


naiſſance, die chriſtliche Renaiſſance, die von Humanismus, Klaſſi⸗ 


zismus und Aufklärung gereinigte germaniſch⸗chriſtliche Idee hervor⸗ 
gebrochen, um in Adam Müller ihren geiſtigen Höhepunkt zu erreichen, 
in den romantiſchen märkiſchen Junkern den chriſtlichen Staat neu 
zu begründen und bei Leipzig zu ſiegen. Ein großer Teil dieſer 
Romantiker habe die letzte Konſequenz der Rückkehr zur alten Kirche 
als dem erhabenſten geiſtigen Ordnungsprinzip vollzogen, während 
im darauf folgenden Deutſchland nationaliſtiſches und pangermani⸗ 
ſtiſches Gewaltweſen die Sache wieder verdorben habe und die Ro⸗ 
mantiker ſelbſt aufs rein Perſönliche ſich wieder zurückgezogen hätten. 
Das iſt innerhalb einer verwandten intuitiv⸗konſtruktiven Methode 
das Gegenſtück zu Gundolf, gleichfalls ſehr gelehrt unterbaut und 
voll von leidenſchaftlichem Gegenſatz gegen die Vertrocknung und 
Beſchränktheit der bisherigen Wiſſenſchaft, übrigens in bezug auf die 
Gundolf fern liegenden chriſtlichen und germaniſchen Elemente der 
Romantik wohl kaum ohne einen Kern des Wahren. 

Dieſe Hintergründe zugleich mit der ganzen bitteren Kritik eines 
Teiles der Jugend ſowohl am Wilhelminiſchen Militarismus als 
an der modernen Weltverfaſſung und der parlamentariſchen Demo⸗ 
kratie muß man gegenwärtig haben, wenn man das Buch Erich 
v. Kahlers über den „Beruf der Wiſſenſchaft“, Berlin, Bondi, 1920 
(der Verlag der George⸗Schule), verſtehen will. Es iſt das Kriegs⸗ 
manifeſt einer völlig neuen Wiſſenſchaft gegen die geſamte alte, 
der neuen . des ſchöpferiſchen Lebens gegen die bitter ö 
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Univerſitäten und Fachwiſſenſchaften, des neuen Geſetzes gegen den 
von der alten Wiſſenſchaft gezüchteten Relativismus, der in Demo⸗ 
kratie und allgemeiner Volksbildung nur ſeine natürliche, wenn auch 
ungewollte Auswirkung finde. Der Verfaſſer beruft ſich auf zehn⸗ 
jähriges Studium, in dem er feine Anſichten und Entſchlüſſe ge⸗ 
wonnen habe. Und es iſt in der Tat ein ſehr jugendliches, aber 
durchaus nicht gewöhnliches, menſchlich tief bewegendes Buch. Es 
ſpricht im Namen einer „Jugend, welche, von der unerbittlichen 
Notwendigkeit einer geiſtigen Umwälzung überzeugt, um eine klare 
und methodiſch ſichere univerſale Neubegründung der Wiſſenſchaft 
ſich bemüht“. Dadurch, daß er ſeine Sätze als Gegenſätze gegen 
die Ausführungen, die Max Weber in dem Vortrag über „Die 
Wiſſenſchaft als Beruf“ gegeben hat, durchweg polemiſch formuliert, 
iſt er freilich von vornherein darauf feſtgelegt, die „alte Wiſſen⸗ 
ſchaft“ in Geſtalt eines mit dem Poſitivismus nahe verwandten 
Neukantianismus zu ſehen !. Danach iſt die Wiſſenſchaft eben die 
Reihe der Spezialwiſſenſchaften und von jeder Philoſophie ſtreng 
geſchieden, unabänderlich Schickſal und Weſen der modernen Welt. 
Die Methoden dieſer Fachwiſſenſchaften ſind die der kauſalen Er⸗ 
klärung, Naturkauſalität, pſychophyſiſche, pſychologiſche und ſozio⸗ 
logiſche Kauſalität. Es iſt die endgültige Intellektualiſierung der 
Stellung zur Welt, die Entzauberung der Welt und der Weg einer 
unendlichen Annäherung an ein Geſamtkauſalſyſtem der Dinge. 
Gegen den reinen Naturalismus iſt dieſe Denkweiſe lediglich geſchützt 
durch die Zurückführung der Kauſalitätskategorien auf ein rein for⸗ 
males Apriori der Vernunft, das an einem unbekannten, unerklär⸗ 
lichen und nie für ſich feſtſtellbaren Stoffe arbeitet und formt. Das 
geiſtige Leben und ſeine Gehalte werden unter dieſen Umſtänden zu 
praktiſchen Wertkategorien, zwiſchen denen nur der perſönliche 
Willensentſchluß wählen kann, und denen die Wiſſenſchaft die be⸗ 
rechenbar gemachte Erfahrungs wirklichkeit zur Verfügung ſtellt als 
Feld der Betätigung und Anwendung. Der gefaßte Entſchluß kann 
nur von einer Art Menſurſtandpunkt aus im praktiſchen Kampf ver⸗ 
treten, nicht wiſſenſchaftlich begründet werden. Ein beide Welten, 
die Seinswelt und die Wertwelt des Geſollten, vereinigender Grund 
oder Zuſammenſchluß fehlt. Jede Metaphyſik iſt für Weber Lüge 


1 Bgl. meine Analyſe von Webers Standpunkt in Entwicklungsbegriff uſw. 
Hiſtor. Zeitſchrift 1921. Die eigentlich hiſtoriſchen e und Verfſheungte 
weiſen bei Weber hat R. nicht geſehen. 
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und die Religion zwar nicht geradezu verneint, aber in einen finſteren 
und faſt grimmigen Skeptizismus aufgelöſt. Wiederholt bringt der 
Verfaſſer dieſe Denkweiſe mit der Demokratie und der Hoffart des 
Fortſchrittsglaubens in Verbindung, was ſeinen Ekel vor ſolcher 
Denkweiſe nur vermehrt. Das alſo iſt für v. Kahler die alte 
Wiſſenſchaft. Er weiß, daß er damit vor allem Kant ſelber treffen 
will, den er als den notwendigen Tiefpunkt einer ſeit den großen 
Tagen Platons und des Kirchenglaubens ſich immer mehr ver⸗ 
dünnenden und tragiſch auflöſenden Wiſſenſchaft anſieht. Aus dieſer 
Tragödie des Intellektualismus und dem Satyrſpiel der heutigen 
Univerſitätswiſſenſchaft gebe es nur den Weg heraus durch ein neues 
perſönliches Führertum und eine neue Verbindung der Wiſſenſchaft 
mit dem Leben, alſo gerade durch das, was Weber als den Zeiten 
der Propheten angehörig und heute für unmöglich erklärt hat. 
Dieſe neue Führerſchaft und die neue Berührung mit dem 
Leben hat der Verfaſſer und die von ihm gemeinte Jugend gefunden. 
Sie kommen ganz wo anders her als von den Vorausſetzungen der 
alten Wiſſenſchaft. Sie haben Agonie und Zuſammenbruch der 
militäriſchen Welt und Weltdemokratie, die Verweſung von Kapita⸗ 
lismus und Sozialismus ihrer Meinung nach erlebt., Sie dürften 
nach Einheit der Weltanſchauung und nach Einheit eines lebendigen 
Geſetzes. Ein ſolches hatten die Griechen in ihrem Hellenenglauben 
an ihre eigene, ewige Auserwähltheit, an ihr Zuſammenfallen mit 
dem Gebot der Natur und der Gottheit. In der modernen Welt iſt 
freilich dieſe Ausſchließlichkeit leider nicht mehr möglich. In ihr handelt 
es ſich um das jeweils individuelle Geſetz des Volkstums, dem man 
angehört, um das individuelle Zuſammenfallen von Sein und Wert, 
von Leibhaftigkeit und Sollen. Das beſondere Geſetz des Deutſchen 
müſſe von dem lebendigen Führer gezeigt werden als die Norm und die 
Richtung, während das richtungsloſe Getobe der heutigen Phantaſten 
noch ſchlimmer ſei als die alte Wiſſenſchaft ſelber, die doch noch 
einen Reſt von Richtung gehabt habe. „Lebendig einen Zu⸗ 
ſammenhang und lebendig ein Geſetz zu ſuchen iſt die Auf⸗ 
gabe.“ „Die Vereinigung (von Sein und Sollen) auf unſerem 
heutigen Stand iſt freilich eine andere als jene frühe (griechiſche) 
war; ſie kann ſich nicht mehr vollziehen auf die eindeutig ruhende 
Einheit des Demiurgen, ſondern nur auf die fließend⸗ ruhende 
Einheit des Lebens.“ Dieſer Gedanke der fließend⸗ruhenden, deutſch⸗ 
individuellen Lebens- und Richtungseinheit in ſeinem Verhältnis zu 
der eigentlichen Norm des Hellenentums, die er offenbar weſentlich 
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im „Sympoſion“ Platos findet, iſt der immer neu hin und ber ge 
wendete Gedanke des Verfaſſers, von dem er die Erlöſung hofft. 
Es wird eine neue „organiſche Einheit“ ſein, in der die Einzelperſon 
nicht mehr das Hauptgewicht hat. Von dieſem Organismus aus ent⸗ 
ſteht ihm auch die neue Idee des Wiſſens, die an Stelle der bloßen 
Kenntniſſe der alten ſogenannten Wiſſenſchaft tritt. „Wiſſen iſt der 
Geiſt des Gebildes ſelbſt, ebenſo Geiſt wie Körper; es iſt an den 
beſonderen Platz und die beſondere Stunde gebunden; es kann in 
jedem Augenblick nur jo weit wie fein Träger ſelbſt und alſo für 
jedes organiſche Gebilde in ſeiner beſonderen Lage nur eins ſein; 
es iſt daher ſtets bei ſich und vollendet und ganz, immer neu und 
heutig, immer alt und ewig.“ „Wiſſen ſteigt urſprünglich auf aus 
der ſeeliſchen Mitte, dem Innerſten, dem Urſein des einigen organi⸗ 
ſchen Geſchöpfes und iſt tiefe Beziehung dieſer organiſchen Mitte 
wiederum mit anderen organiſchen Mitten — bis zu der einigen 
einzigen tiefſten Mitte, die ſie alle einzieht.“ „Dieſes Gegenüber von 
Ewigkeit, die mit Heutigkeit und Hieſigkeit tief zuſammenhängt, und 
Unendlichkeit, die mit Allzuendlichkeit und Nirgendheit zuſammen⸗ 
hängt, drückt am knappſten den Unterſchied zwiſchen dem Wiſſen und 
den Kenntniſſen aus.“ Es iſt dieſes Wiſſen, das innerhalb des 
univerſalhiſtoriſchen Prozeſſes mit jedem neuen organiſchen Geſamt⸗ 
gebild ſich wandelt und fortſchreitet. Heute gilt es, dieſes Wiſſen 
auf den Stand des modernen Lebens⸗ und Gemeinſchaftsorganismus 
zu bringen, nachdem das Fach⸗ und Leiſtungsmenſchentum alles zer⸗ 
ſtört hat. Aus dieſer Tragödie heraus erfolgt die Umkehr bei den 
vom Schickſal mißhandelten und von der Wiſſenſchaft am meiſten 
enttäuſchten Deutſchen, nachdem Bergſon der letzte Vorpoſten der 
alten Wiſſenſchaft geweſen iſt. Er hat uns das Organiſche, 
Fließende und Lebendige der Welt gelehrt, aber keine Ruhe⸗ und 
Richtungspunkte gezeigt. Dies muß das Werk der neuen in Deutſch⸗ 
land entſtehenden Wiſſenſchaft ſein, zu der uns „jene hohe Geſtalt 
(Georges) ermutigt, von deren lebendigem Wandel in unſeren Tagen 
wir uns Troſt und Kräftigung zu dieſem unſerem Beginnen ent⸗ 
nehmen“. Es iſt alſo wieder die Idee des Ruhend⸗Fließenden, der 
Totalität aller Gemeinſchaftsorganismen, der individuellen Beſonder⸗ 
heit des eigenen völkiſchen Organismus und die Begründung dieſes 
Wiſſens auf ein Durchſchauen aller dieſer Organismen und auf ihre 
Vereinigung zum Geſamtbilde. Es iſt das Problem der Über⸗ 
windung des Relativismus bei Anerkennung des Individuellen, der 
Gewinnung gültiger Wahrheit bei Anerkennung eines unbegrenz⸗ 
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baren Fluſſes der Wirklichkeit, der Totalanſchauung der Lebens⸗ 
gebilde bei verbleibender Strenge der Forſchung: lauter echte und 
wirkliche und moderne Probleme, nur in viele Nebel und fremde 
Probleme eingehüllt 1. Wie die neue Wiſſenſchaft, die dieſe Probleme 
löſt, im einzelnen ausſehen ſoll, wie ſie es machen ſoll, und warum 
ſie dieſe Probleme ſo gar nicht auf der Baſis der alten angreifen 
kann, das iſt hier unmöglich wiederzugeben. Es iſt, wenigſtens für 
mich, kaum zu verſtehen, und iſt ſo wenig ausgegoren, daß es die 
Wiedergabe kaum lohnen dürfte. Der Verfaſſer verweiſt ſelbſt auf 
ſpätere Ausführungen. Vorläufig findet man nichts als erſchütternde 
Klagen über die Uferloſigkeit des modernen Spezialiſtentums, das 
die Jugend verdrießt und anekelt, und Hinweiſe auf die Bergſonſche 
Intuition, die Huſſerlſche Weſensſchau (allem Anſchein nach in 
Schelerſcher Deutung) und auf das Diltheyſche Erlebnis, in dem 
die „Eingebung“ erfolgt. Theoretiſch iſt ſeine eigentlichſte Beſchwerde 
der moderne Kauſalitätsmonismus, der in der Tat das Kernproblem 
enthält und für die Geiſteswiſſenſchaften unerträglich iſt. Aber, was 
er zu deſſen Überwindung aufbietet, iſt ſehr wenig durchgearbeitet 
und mehr äſthetiſch als logiſch (ſiehe die Zuſammenſtellungen S. 70). 
Man muß ſich alſo ſchon an die Beiſpiele halten. Und da ſind 
außer dem ſtets wiederkehrenden Bergſon für die Biologie Uxküll 
und Oskar Hertwig genannt, für die Geiſteswiſſenſchaften nach den 
„einſam vorantaſtenden Verſuchen Burckhardts und Diltheys“ eine 
etwas bunte Liſte: Caſſirer, Scheler, Alfred Weber, Pannwitz, 
Spengler. „Einen vollkommen ausgeführten erſten Schritt in unſerem 
Sinne können wir nur in dem Bereich der Darſtellung großer Per⸗ 
ſonen finden, wo Gundolf die Geſtalt Goethes aus eigenem Geſetz 
heraus .. . in der neuen, der runden organifchen Übereinſtimmung 
ausgeformt hat — und wir wollen es ſymboliſch nehmen, daß an 
die gerade für unſere Tendenz prophetiſche Perſon Goethes auch 
dies erſte Unternehmen unſerer Art ſich anknüpft?.“ Die kritiſche 
„Unterſuchung fol als Material zurückgehalten und nur die künſt⸗ 
leriſche Darſtellung des individuell organiſchen Gebildes ſoll gegeben 
werden. „Das Volk muß ſich daran gewöhnen, nur vollkommene, 


1 Ich habe mich damit auf meine Weiſe mit dem Problem in dem Auſſatz 
„Über Maßſtäbe zur Beurteilung hiſtoriſcher Dinge“, Hiſtor. Zeitſchrift 1917, 
beſchäftigt. Auch Croce geht dieſem Problem eifrig nach. 

2 S. 79. Freilich iſt S. 41 von einem „hehren, vor dem Allerletzten ſich 
beugenden Ungenügen Goethes“, von einem gefcheiterten „edlen Verſuche, zu einem 
einigen geformten Leben zu gelangen“, die Rede. 
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runde, ganze, mit einer vollen, gegenwärtig abgeſchloſſenen Sicher: 
heit und auf ſich beſtehenden Verantwortung herausgegebene Ge— 
bilde, alſo nur wirkliches Wiſſen aufzunehmen.“ Das heißt: es 
ſollen nur Bücher wie Gundolfs Goethe, Hefeles Dante und 
Spenglers Morphologie geſchrieben werden. Nur find die beiden 
erſt bloß auf die engſten biographiſchen Aufgaben der „individuellen 
Geſtalt“ gerichtet, und endet der letztere im Relativismus. Das 
wahre Ideal iſt, mit dieſer Methode Völker, Kulturkreiſe, biologiſche 
Artkreiſe zu erfaſſen und das Ganze dann „übereinander zuzu⸗ 
wölben“, die „verſchieden geſchichteten, verſchieden gearteten, ver⸗ 
ſchieden geſtellten Ideen in ihren Sphären“ vereinigen „bis zu der 
höchſten Sphäre, Verſammeln unſeres ganzen wirbelnd⸗ ruhenden 
metaphyſiſchen Dauerhimmels der Ideen“! Dann wird die Jugend 
erlöſt ſein von der alten Wiſſenſchaft, unter der ſie ſo grenzenlos 
leidet. Sie wird ihr Deutſchtum zu praktiſchem Handeln aus dieſem 
Ideenhimmel als organiſch⸗körperliches Gebilde zurückempfangen. 
Sie wird vom Intellektualismus, dem Ergebnis der Auflöſung von 
Hellenentum und Kirchentum, befreit ſein und verſtehen: „Der Geiſt 
iſt in der Sphäre des Bewußtſeins der lebendige Körper ſelbſt in 
ſeiner großen natürlichen Ordnung.“ 

Was ſoll man nun dazu ſagen? Einiges liegt auf der Hand. 
Man wird dem an ſich ſympathiſchen Verfaſſer kein Unrecht tun, 
wenn man ſagt, daß ſeine Generaliſation der alten Wiſſenſchaft eine 
verſchwommene Ungeheuerlichkeit iſt und auf ſehr ungenauer Kenntnis 
der poſitiven Wiſſenſchaften beruht. Und daß er dieſe vage Gene⸗ 
raliſation gerade mit dem Namen des ſehr eigenartigen und ſingu⸗ 
lären Max Weber verbindet, iſt ein glatter Mißgriff, der wohl durch 
zufällige und perſönliche Erlebniſſe mitbedingt iſt, nicht bloß durch 
den allerdings etwas erſchreckenden Eindruck des Weberſchen Vor⸗ 
trages. Oder ſollte der Ekel an dem Spezialiſtentum der deutſchen 
Univerſität und der Vortrag Max Webers das einzige ſein, was 
der Verfaſſer von der alten Wiſſenſchaft überhaupt kennt? Viel 
wichtiger und ſymptomatiſcher iſt, daß v. Kahler drei Dinge ver⸗ 
einerleit, die die geiſtige Entwicklung ſcharf getrennt hat, und die 
auch wirklich in der Sache tief verſchieden ſind: die poſitiven, mehr 
oder minder exakten Wiſſenſchaften, die aufs Ganze gehende Philo⸗ 
ſophie und die praktiſch⸗perſönliche Lebenshaltung. Dieſe drei Dinge 
wollen die jungen Herren mit einem Sprunge nehmen, und unter 
ihnen iſt ihnen das dritte in Wahrheit das Entſcheidende. Durch 
dieſe gewaltſame Vereinerleiung kommen ſie zu einer geheimnisvollen 


= — — — 


———ůů— p ů — — ⏑ u ee —-—: 5 


1025 Die Revolution in der Wiſſenſchaft | 89 


Myſtik, die nur auf Viſion und Eingebung beruhen kann und nur 
in einem dieſer Gnadengaben teilhaftigen Kreiſe zunächſt eſoteriſch 
betrieben werden kann. Aber dieſe Eſoterik ſoll zugleich Wiſſenſchaft 
ſein und erſetzen und überdies das ganze deutſche Volk ſchließlich 
praktiſch formen und erlöſen. Das ſind drei abſolute Widerſprüche 
in einem Atem. In Wahrheit müſſen die drei Tendenzen ſorgfältig 
geſondert werden. Die Wiſſenſchaft kann nur poſitive und 
Spezialwiſſenſchaft ſein. Sie braucht darum weder eng noch 
hoffärtig zu ſein, und mit den Univerſitäten hat das gar nichts zu 
tun; bei den engliſchen Privatgelehrten, Akademikern und Colleges 
iſt das geradeſo. Hier bekenne ich mich durchaus zur alten Wiſſen⸗ 
ſchaft, weil es außer ihr überhaupt keine gibt. Was Max Weber 
über ſie ſagt, iſt in ſeiner Klarheit und Männlichkeit das einzig 
Wahre. Darüber iſt für mich gar kein Wort zu verlieren. Etwas 
anderes aber iſt freilich die Philoſophie, die eben überhaupt 
keine exakte und poſitive Wiſſenſchaft iſt, ſondern von irgendeinem 
Punkte aus ſich den Weg zu einer Erfaſſung des Ganzen bahnen 
und ein feſtes Verhältnis zu den Einzelwiſſenſchaften erſt gewinnen 
muß. Hierüber denke ich perſönlich ganz anders als Weber, und 
glaube ich, daß gewiſſe aus der Arbeit v. Kahlers herausfühlbare 
Inſtinkte der Wahrheit näher kommen als Webers auch für mich 
unmöglicher Skeptizismus und die Werte gewaltſam bejahender 
Heroismus. Die Weberſche Lehre iſt wahrlich nicht der Standpunkt 
der heutigen Philoſophie in genere. Und wieder etwas anderes 
iſt die praktiſche Lebenshaltung im privaten und öffentlichen 


Leben. Sie muß bei ernſteren Menſchen auf einem Glauben oder 


einer Weltanſchauung beruhen, aber fie kann die praktiſchen Lebens⸗ 
verhältniſſe nicht einfach mit Ekel und Verachtung beiſeite ſchieben, 


ſondern muß auf ſie eingehen und auf dasjenige ſich einrichten, was 


unabänderlich zu den ökonomiſchen, ſozialen und politiſchen Lebens⸗ 
formen einer Zeit gehört. Das haben die Chriſten aller Zeiten ſtets 
von neuem erfahren müſſen. Das müſſen auch die Myſtiker der 
Kahlerſchen Viſionen erfahren und anerkennen, wenn anders ſie 
wirklich auf das deutſche Volk praktiſch wirken wollen. Max Weber 
pflegte in ſeinen mündlichen Diskuſſionen mit den George⸗Jüngern 
ſtets zu ſagen, daß ihre neue Romantik wie die alte ſtets an dem 
ehernen Felſen der realen ſozialen und ökonomiſchen Verhältniſſe 
zerſtäuben werde. So ſteht es auch ganz einfach in Wirklichkeit, 
wobei es hier gleichgültig iſt, was und wieviel an den gegenwärtigen 
Verhältniſſen als ſolcher eherner Fels zu betrachten ſei. Man kann 
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nur entweder in die Einfiedelei oder den idealiſtiſchen Konventikel 
ziehen oder ſeinen Glauben auf dieſe realen Verhältniſſe beziehen. 
Das Bücherſchreiben und Lamentieren iſt ein unfruchtbarer Mittel⸗ 
weg zwiſchen beiden. 

Das hat auch ein dem George⸗Kreis naheſtehender, mit v. Kahler 
ſachlich und perſönlich verbundener Gelehrter, der Soziologe Artur 
Salz, deutlich empfunden und daher eine freundſchaftliche Streitſchrift 
unter dem Titel „Für die Wiſſenſchaft. Gegen die Gebildeten unter 
ihren Verächtern“ (München, Dreimaskenverlag, 1921) gegen ihn 
gerichtet. Auch dieſe Schrift iſt ſehr lehrreich und ſymptomatiſch, vor 
allem durch die faſt fataliſtiſche Ergebung in die wiſſenſchaftsfeind⸗ 
liche und in dieſem Sinne revolutionäre Strömung der Jugend, die 
er tief bedauert, und worin er die Zerſtörung des letzten Reſtes von 
Reſpekt für etwas Vorhandenes ſieht. Er ſpricht von der „Revo⸗ 
lution der Wiſſenſchaft“ wie von etwas Selbſtverſtändlichem und 
ſcheint ſeine Leute zu kennen. Doch iſt es hier nicht möglich, die 
vielen feinen Bemerkungen über die moderne Wiſſenſchaft, ihr Ver⸗ 
hältnis zu Staat, Geſellſchaft, Berufsteilung, Urteilsfreiheit uſw., 
auch die vielen damit verbundenen Selbſtverſtändlichkeiten, Kriegs⸗ 
betrachtungen und Geſchichtskonſtruktionen wiederzugeben. Ich möchte 
nur das hervorheben, was die Kahlerſchen Theorien und ihr Ver⸗ 
hältnis zur Jugend betrifft, welch letzterer Begriff allmählich mythiſch 
zu werden anfängt, da man über die numeriſche Beſchaffenheit dieſer 
Jugend ſchlechthin nichts weiß!“. Salz ſpricht hier ohne weiteres von 
der „Revolution des Geiſtes“, durch die die Revolutionierung des 
ganzen Lebens erſt ihre eigentliche Sanktion erhalte. „Durch ſie 
tritt die Erſchütterung des äußeren, des geſellſchaftlichen Lebens mit 
dem Anſpruch auf, nur das genaue Gegenbild einer viel tiefer 
gehenden Erſchütterung des inneren, des geiſtigen Lebens zu ſein, 
und verſchafft ſich damit das gute Gewiſſen, das ihr bis dahin 
fehlte.“ Dieſe Revolution gehe auf Erſchütterung der Wiſſenſchaft 
überhaupt und werde nur durch die deutſche Gewöhnung, Wiſſen⸗ 
ſchaft und Univerſität und Schule zu identifizieren, zu dem Angriff 
auf die Univerſitäten. In dieſem Zuſammenhange iſt ihm „die 
Kahlerſche Schrift das Muſter eines, im prägnant geiſtigen Sinne, 
revolutionären Pamphlets“ und „rührt wie kaum eine andere an 


1 Siehe darüber den ſehr intereſſanten Aufſatz von E. Spranger, „die 
drei Motive der Schulreform“, Monatsſchrift für höhere Schulen, 1921. In 
den Ekel der „Jugend“ an der Zeit führt tief hinein das ſeltſame Büchlein des 
jungen Schweizers Max Picard, Der letzte Menſch, Wien und Zürich 1921. 
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die Wurzeln unſeres Seins“. Er ſieht darin die Aufhebung der 


Wiſſenſchaft überhaupt und die Erſetzung des kirchlich⸗ religiöſen 
Glaubens durch einen neuen. Denn Kahlers Wiſſen ſei ein eſote⸗ 
riſcher Glaube und überhaupt keine Wiſſenſchaft. Sie ſei nur aus 
perſönlichem Heils⸗ und Lebensbedürfnis heraus gedacht, eine hedo⸗ 
niſtiſche Lizenz, ſei zugleich aber Gemeinſchaftsſache im Sinne einer 
‚ejoterifhen und hierarchiſchen Sekte, verlange einen Papſt und 
Propheten, Apoſtel und Viſionäre. Seine Intuition in ihrem Unter⸗ 


ſchied gegen Kenntniſſe und Forſchung ſei im Grunde Inſpiration 


und Magie. „Dieſe Art von Wiſſenſchaft als Wiſſen einer Gemein⸗ 
ſchaft, eines beſonderen Standes der Auserwähltheit, appelliert an 


ganz andere geiſtige und ſeeliſche Kräfte wie die bisher ſo genannte 


Wiſſenſchaft, ſie iſt letztlich Offenbarung, Traumwiſſen, Zauberwiſſen 


und müßte, wenn ſie ſich ſelber ganz verſtünde, von ſich behaupten, 
daß ſie zaubern könne, und ſich an der Magie bewähren.“ Die 


Verſuche Kahlers, dieſes ſein Viſionswiſſen, das aus Mitte auf 


Mitte geht, mit der levitiſchen und allgemeinen Wiſſenſchaft des 


gewöhnlichen Denkens dann doch wieder zu verſöhnen, nimmt Salz 
gar nicht ernſt, wie ſie denn auch in der Tat nur guten Willen 
zeigen, aber nicht zu verſtehen find. Die Konſequenzen von alledem 


ſieht Salz ſehr deutlich: entweder Beförderung eines unerträglichen 


Dilettantismus, ſpieleriſchen Virtuoſentums und übelſten Journalis⸗ 
mus oder Rückkehr zum Katholizismus, zu dem bereits Scheler mit 
ganz ähnlichen Geſchichtskonſtruktionen hinleite. Die Wirkung auf 


die Jugend aber, die mit reinem Herzen ſich an die Verheißungen 


dieſes Evangeliums einer neuen Wiſſenſchaft hänge, ſich von ihr die 
Mühe und das Ringen mit der Fülle der Erlebniſſe abnehmen laſſe 
und eine lehrbare Anweiſung für eine alles umgreifende Welt⸗ 
anſchauung zu empfangen meine, könne nur die Bitternis der un⸗ 
ausbleiblichen Enttäuſchung ſein. 


Das iſt deutlich geredet. Und doch! Derſelbe Salz denkt im 


Grunde doch ſehr ähnlich, nur vorſichtiger und gereifter. Auch 


er zieht Wiſſenſchaft und Philoſophie allzueng zuſammen, ignoriert 
völlig Mathematik und Naturwiſſenſchaften, kennt keine immanenten 


Kriterien des Wiſſens, macht die jeweilige Wiſſenſchaft von Lebens⸗ 


gefühlen und Erlebnisgrundlagen in toto abhängig und konſtruiert 
im Anſchluß an Dilthey eine auf die ſich wandelnden Lebensgefühle 


und Erlebniſſe begründete Geſchichte der europäiſchen Wiſſenſchaft 


ſeit der Renaiſſance. Auch er mißt die Geſchichte des deutſchen 
Geiſtes von Luther bis Nietzſche und George, während wir Alteren 


92 Ernſt Troeltſch 1028 


ſie im allgemeinen von Luther bis zu Goethe und Helmholtz zu 
meſſen pflegen. Das aber iſt entſcheidend und führt notwendig 
irgendwie zum neuen Wiſſen und ſeinen philoſophiſchen Konſequenzen. 
Nur bei der praktiſchen Lebenshaltung weiß der Nationalökonom und 
Soziologe, daß man es mit dem oben charakteriſierten ehernen Felſen 
zu tun hat und ihn nicht überfliegen und nicht aufweichen kann. 
In allem übrigen aber zieht es doch auch ihn zur neuen Wiſſenſchaft, 
und urteilt er ziemlich bitter über die Univerſitätswiſſenſchaft. Und 
ſo wird ihm das hart verurteilte Buch doch wieder zu einer Er⸗ 
ſcheinung, „die durch den hohen Ernſt, mit dem ſie an ein Fun⸗ 
damentalproblem unſeres heutigen Lebens rührt, durch den reichen 
Gehalt der wertvollen Gedanken und Richtlinien unter den Er⸗ 
ſcheinungen des nationalen Geiſteslebens ſicherlich einen bedeutenden 
Platz verdient“. Da erinnert man ſich dann, daß eben derſelbe 
Salz im Begriff iſt, eine Neupublikation des übrigens wirklich ſehr 
intereſſanten und lehrreichen Adam Müller zu veranftalten. — 

Die beiden hier beſprochenen Schriften von v. Kahler und Salz 
geben inhaltlich nach meinem Gefühl nicht eben ſehr viel Weſent⸗ 
liches. Aber ſie ſind wichtig um ihrer ſymptomatiſchen Bedeutung 
willen, und deshalb habe ich ihnen auch den Hintergrund der Ana⸗ 
lyſe einiger Gruppen unſerer modernſten wiſſenſchaftlichen Literatur 
gegeben. Die meiſten Alteren ignorieren dieſe Dinge. Andere find 
erſchreckt und werden elegiſch. „Was wollen Sie?“ meinte einer, 
„die Wiſſenſchaft hatte ihre große Zeit, wie Muſik und Religion und 
Kunſt ſie hatten; es iſt eben eine große Periode der Wiſſenſchaft zu 
Ende. Die Jugend will nicht mehr. Es kommt etwas Anderes, und 
das hat ſchließlich ebenſo viel Recht.“ Und der ſo ſprach, war ein 
ſehr guter Kenner und Freund der Jugendbewegung. Ein anderer 
meinte: „Ich kann den Spengler nicht leiden; aber mit Bezug auf 
die Wiſſenſchaft hatte ſeine Untergangsſchrift recht. Dieſe Leute find 
ſelbſt der Untergang.“ Wieder ein anderer meinte, als ich für eine 
Preisarbeit das Thema „Die Wiſſenſchaftstheorien des George⸗ 
Kreiſes“ vorſchlug, ſehr derb: „Mit ſolchem Miſt beſchäftigen wir 
uns nicht.“ Ich perſönlich glaube — und etwas anderes als 
glauben und meinen kann man ja in dieſen Dingen nicht —, daß 
alle dieſe Erſcheinungen ſehr ernſt zu nehmen ſind und ſehr tief 
gehen. Es iſt wirklich ſehr vieles tot und konventionell in unſerem 
Wiſſenſchaftsbetrieb, und der Generationenumſchlag iſt unverkennbar. 
Aber ich glaube und hoffe, daß dieſer Umſchlag die Berührung mit 
der ſtrengen und eigentlich methodiſchen poſitiven Wiſſenſchaft wieder 
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finden wird und finden muß. Dafür werden Mathematik und 
Naturwiſſenſchaften ſorgen und, wenn ſie ihre Aufgabe recht ver⸗ 
ſteht, die heute ſo gehaßte, aber in ihrem Kerne doch das Prinzip 
der wiſſenſchaftlichen Reinlichkeit vertretende Philologie. 

Was nun aber den revolutionären Sinn dieſes allerſeits als 
Revolution empfundenen und mit der politiſch⸗ſozialen Revolution 
ſich ſehr unklar verſchmelzenden Generationenumſchlages betrifft, ſo 
haben im Grunde beide nur eins gemein: die grundſätzliche Reſpekt⸗ 
loſigkeit und das Gefühl großer in der Luft liegender, im Blute 
drängender Veränderungen. Im Kern und tiefſten Sinne aber be⸗ 
ſteht hier der paradoxeſte Gegenſatz. Denn die „Revolution der 
Wiſſenſchaft“ iſt in Wahrheit der Beginn der großen Weltreaktion 
gegen die demokratiſche und ſozialiſtiſche Aufklärung, gegen die 
rationale Selbſtherrlichkeit der das Daſein hemmungslos organiſie⸗ 
renden Vernunft und das dabei vorausgeſetzte Dogma der Gleichheit 
und Verſtändigkeit der Menſchen. Es iſt wie damals, als Novalis 
von Edmund Burke meinte, er habe ein höchſt revolutionäres Buch 
gegen die Revolution geſchrieben. Auch dieſe Bücher alle ſind im 
Grunde „revolutionäre Bücher gegen die Revolution“. Es iſt 
neue Romantik und hängt mit der alten trotz tiefer Unterſchiede 
eng und tatſächlich zuſammen. Auch das Ringen zwiſchen äſthe⸗ 
tiſch paganiſierender Antichriſtlichkeit und katholiſierender, Geſetz 
und Norm fuchender Chriſtlichkeit kehrt in ihr wieder. Das 
Religionsproblem Europas liegt auf ihrem Grund, während die 
Revolutionsaufklärung es überwunden zu haben meint. Wie die 
alte Romantik ein Moment in der großen Weltreaktion gegen die 
Ideologien und praktiſchen Umwälzungen der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution war, ſo iſt die neue ein ſolches in der totſicher bevorſtehenden 
Weltreaktion gegen die heutige Aufklärungsrevolution und ihre 
ſozialiſtiſch⸗rationaliſtiſchen Dogmen. Wie die alte Romantik und 
die aus ihr geborene hiſtoriſche Weltanſchauung ſehr viel geiſtreicher 
war als die Aufklärungsphiloſophie, ſo iſt es auch die neue. Aber 
wie die alte weſentlich kontemplativ und ariſtokratiſch und da⸗ 
durch gegen die Aktivität der Revolution im Nachteil war, ſo wird 
es auch mit der neuen ſein. Sie wird keine bleibende Reſtauration 
herbeiführen, ſondern den ehernen Felſen der ökonomiſch⸗ſozialen 
Verhältniſſe ſtehen laſſen müſſen. Aber ſie wird die herrſchenden 
Ideologien und Lebensgefühle doch tief verändern, und vieles, was 
heute als offizielle Weisheit gilt, wird uns in Bälde ſehr ſchal und 
öde anmuten. Die herkömmliche Wiſſenſchaft der bloßen Routine und 
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der Konventionen aber wird heute wie damals langſam verfinfen 
und mit ihren feſten exakten Gehalten und Methoden in die neue 
Denkweiſe eingehen. 


Wer nicht an die im Schwang befindlichen Marxiſtiſchen oder 


Rouſſeauſchen Doktrinen denkt, ſondern an die gewaltigen Induſtrie⸗ 


konzentrationen und Arbeiterorganiſationen ſowie an die Umbildung 
der politiſchen Weltlage, der wird natürlich nur die Ohnmacht einer 
ſolchen Romantik ſehen. Aber wer die gleichzeitige Bedeutung von 
Doktrinen und Idealen kennt, der wird den geiſtigen Umſchwung. 
trotzdem für nichts Gleichgültiges und Wirkungsloſes anſehen. 
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Lorenz v. Stein und die Frage 
der deutſchen wirtſchaftlichen Einigung 


Von Dr. Ernſt Baaſch⸗Freiburg i. Br. 


Inhaltsverzeichnis: Die „Allg. Zig.“ als Wortführerin in der Zollvereinigungs⸗ 
bewegung S. 96. — Um Hamburgs Anſchluß an den Zollverein S. 98. — 
Kommerzielle und induſtrielle Intereſſen S. 104. — Der Kommiſſionsbericht 
der „Patriotiſchen Geſellſchaft“ S. 106. — Der Hamburger Senat über das 
Differentialzollſyſtem S. 108. — Neue Erörterungen über Freihandel und 
Schutzzoll S. 110. — Zuſammenfaſſung S. 113. 


In dem ſchon bald nach Abſchluß der Befreiungskriege beginnen⸗ 

den Kampf um ein deutſches einheitliches Handelsſyſtem haben 

eine große Reihe tüchtiger Köpfe öffentlich Stellung genommen. Es 

f ſei nur erinnert an Fr. Liſt, Nebenius, Rau, Oſiander, 
Kirchenpauer, Duckwitz, Kühne, Höfken, Hanſſen. Sie 
alle haben, jeder von ſeinem Standpunkt aus, den Gegenſtand be⸗ 
leuchtet, ſind eingetreten entweder für ein einheitliches, ganz Deutſch⸗ 
land umfaſſendes Handelsſyſtem oder haben ein ſolches bekämpft: 
in zahlreichen Einzelſchriften und Zeitſchriftaufſätzen liegen vor uns 
die Zeugniſſe dieſer Erörterungen. | 
Ganz beſonders war es ja das Verhältnis der Hanſeſtädte zu 

der wirtſchaftlichen Einigung, ſpäter ihr Anſchluß an den Zollverein, 
um den mit großem Eifer und nicht ſelten ſtarker Erbitterung ge⸗ 
kämpft wurde. Nachdem dieſer Streit zunächſt von Lift! be: 
gonnen, nach deſſen Verſchwinden namentlich von Nebenius und 
Pütter im Sinne einer gegen die Hanſeſtädte gerichteten Be⸗ 
wegung aufgenommen war, und dann ſeit der Mitte der 1830 er 
Jahre auf ſeiten der Städte, die ſich zuerſt ziemlich in der Defenſive 
gehalten hatten, in Männern wie Wurm, Kirchenpauer, 
Klefeker, Duckwitz Kämpen auf dem Schauplatz erſchienen 
waren, die freilich unter ſich weſentliche Unterſchiede und Schattie⸗ 
rungen in der Auffaſſung zeigen, betrat in der Mitte der 1840 er 
Jahre ein Mann den Boden dieſer Kämpfe, der ohne Zweifel unter 
denjenigen, die ſich an ihnen beteiligt haben, eine der bedeutendſten 
Perſönlichkeiten war. Das war Lorenz Stein?, damals Privat⸗ 


1 Vgl. Baaſch, Die deutſchen wirtſchaftlichen Einheitsbeſtrebungen, die 
Hanſeſtädte und Friedrich Liſt bis zum Jahre 1821. Giſt. Zeitſchr. 122, S. 454 ff.) 

2 Geb. 1815 in Eckernförde, geſt. 1890 in Wien; im Jahre 1846 wurde er 
in Kiel außerordentlicher Profeſſor. 
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dozent in Kiel, ſpäter eine Berühmtheit auf nahezu allen Gebieten 
der Staatswiſſenſchaft. 

Der Beteiligung Steins an dieſen Erörterungen iſt bisher 
keine Beachtung geſchenkt worden . Das rührt wohl zum Teil da⸗ 
her, daß ſeine Darlegungen nicht in Buchform, ſondern in den 
Spalten der „Allgemeinen Zeitung“ erſchienen und auch hier nur 


unter einer Chiffre. In Hamburg, mit dem Stein ſich in erſter 


Linie beſchäftigt, war man ſchon bald über die Perſönlichkeit des 
„Kieler Correſpondenten“ ſich völlig im klaren?. Aber man hat es 
ſpäter ſtets vorſichtig vermieden, Stein mit Namen zu nennen und 
damit ſeinen Artikeln ein größeres Gewicht zu geben; die Namen⸗ 
loſigkeit des Verfaſſers ſchien ſeinen Gegnern nützlich zu ſein. Er 
ſelbſt aber hat ſich ſpäter nie auf jene Aufſätze berufen. Daher er⸗ 
klärt es ſich, daß in der ſtattlichen Literatur über die Zollvereins⸗ 
frage Steins Name bis heute nicht erſcheint und ſeine wertvollen 
Artikel in der „Allg. Zeitung“ von den Zollvereinshiſtorikern nicht 
beachtet wurden. | 
Sie verdienen es aber in vollem Maße, gewürdigt zu werden, 
da ſie nicht nur praktiſch einen nicht unbedeutenden Wert gehabt 
haben, ſondern auch Geſichtspunkte entwickeln, die damals ganz neu 
waren. Die Sachkunde war dem Verfaſſer nicht zu beſtreiten; er 
war ein tüchtiger Staatswirtſchaftler, ein vielſeitig gebildeter Ge⸗ 
lehrter und infolge ſeiner ſchleswig⸗holſteiniſchen Stammesangehörig⸗ 
keit überdies mit den Verhältniſſen der Handelsmetropole Hamburg 
ziemlich vertraut. Doch gibt ſich in den Steinſchen Aufſätzen 
nicht nur des Verfaſſers Anſicht kund, ſondern ſie werfen auch ein 
helles Licht auf die Stellungnahme des Blattes, in dem ſie erſchienen, 
der „Allg. Zeitung“. . 
Die „Augsburger Allg. Zeitung“ war ſchon ſeit dem Beginn 
des Zollvereins, beſonders ſeit dem Frühjahr 1833, die Wort⸗ 
führerin der Preſſe in dem Chor gegen die ſich der Zolleinigung 


1 In dem Artikel über ihn im Handwörterbuch d. Staatswiſſ., 3. Aufl., 
VII, 914 ff., werden mehrere Aufſätze in der „Allg. Zeitung“ aufgeführt, meift, 
aber aus ſpäterer Zeit, die hier uns intereſſierenden des jungen Stein nicht. 
Auch das Verzeichnis von Steins Schriften in Conrads Jahrb. 56, S. 205 ff. 
kennt dieſe Aufſätze nicht. Tuch, Die Sonderſtellung der deutſchen Freihäfen 
(Hamburg 1878), der die einſchlägige Literatur chronologiſch aufzeichnet, erwähnt 
Stein nicht. Heyck, Die „Allg. Zeitung“ 1798—1898 (München 1898) nennt 
Stein nicht unter den Mitarbeitern. 

2 Den Namen nennen zuerſt die „Neuen Hamburger Blätter“ 1844, S. 441. 


an 


rar .. r „„ 


1033] Lorenz v. Stein und die Frage der deutſchen wirtſchaftl. Einigung 97 


abgeneigt verhaltenden Hanſeſtädte. Sie hat mit dem ganzen Auf⸗ 
wande ihres großen Einfluſſes dieſe Frage ſtets im Gegenſatz zu 
den Nordſeeſtaaten behandelt; ſie bildete, getreu der von ihrem 
Gründer Cotta geſchaffenen Tradition den feſten Mittelpunkt der 
journaliſtiſchen und literariſchen Werbearbeit in dem Kampf um die 
wirtſchaftliche Einigung. Dieſer Stellungnahme der „Allg. Zeitung“ 
lagen ja gewiß nicht nur wirtſchaftspolitiſche Erwägungen zugrunde. 
Gleich nach der Julirevolution war in den Schriften von Wirth !, 
Münch?, Jürgens, Schulz! klar die Bewegung zum Ausdruck 
gekommen, die vorzüglich in Südweſt⸗Deutſchland ſich zeigte, eine 
Bewegung, die die handelspolitiſche Einigung in engſte Beziehungen 
zu der deutſchen politiſchen Einheit brachte, die für eine „National⸗ 
macht“ und eine „allgemeine Handelsfreiheit“ nicht nur, ſondern 
auch für eine „deutſche Nationalrepräſentation“ eintrat. Infolge 


der Beſchlüſſe der Regierungen von 1833 mußte freilich dieſe ge⸗ 


fährliche Einheitsbewegung ihren politiſchen Charakter zunächſt auf⸗ 
geben; unangefochten aber blieb das Eintreten für die wirtſchafts⸗ 
politiſche Einigung. Die „Allg. Zeitung“, zu deren eifrigen Mit⸗ 
arbeitern Münch und Schulz längere Zeit gehörten, hatte ſich 
allerdings der ſtrengen Zenſur zu fügen; zwiſchen den Zeilen gar 
mancher ihrer Artikel in dem Kampfe mit den norddeutſchen Sonder⸗ 
beſtrebungen begegnet uns doch der Gedanke der politiſchen Einheit 
als ſtummer Begleiter. So werden wir auch bei Stein auf An⸗ 
ſichten ſtoßen, die über die Grenzen der eigentlichen Wirtſchafts⸗ 


politik weit hinausgehen; freilich war die Zenſur damals in dieſer 


Hinſicht ſchon nicht mehr ſo ſtreng. 

Von ſeinen Vorgängern auf dieſem Kampfgebiet, namentlich 
Liſt und Pütter, unterſcheidet ſich Stein im weſentlichen in 
der Form und der Dialektik; ihre Ziele ſind im weſentlichen die⸗ 
ſelben, doch war Liſt namentlich in ſeiner ſpäteren Zeit keineswegs ſo 
ſchroff; ſchon einen Schiffahrtsbund betrachtete er vorläufig für ein 
erſtrebenswertes Ziel. Pütter“ hingegen trat ſofort ſehr radikal 


1 Die politiſche Reform Deutſchlands. Straßburg 1832, namentlich S. 18. 

2 Deutſchlands Vergangenheit und Zukunft uſw. 2. Aufl. Haag 1831. 
S. 35 f. 

a Über die Notwendigkeit durchgreifender Reformen bei der gegenmärtigen 
Lage Deutſchlands. Braunſchweig 1831. S. 156. 

4 Deutſchlands Einheit durch Nationalrepreſentation. Stuttgart 1832, 
e S. 69 ff., 100. 

5 über den auswärtigen Handel Deutſchlands. Köln 1837, namentlich 

S. 21 fl., 40, 46 ff., 50 ff. 
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auf, drohte mit künſtlicher Ablenkung des Verkehrs über andere 
Häfen und legte mit ſeinen Forderungen die Axt an die Lebens⸗ 
fähigkeit Hamburgs. Stein war ein in wiſſenſchaftlichem, metho⸗ 
diſchem Denken geſchulter Kapf; daher haben ſeine Darlegungen 
auch einen mehr akademiſchen Anſtrich, ohne doch des Temperaments 
zu entbehren; in der feinen Charakteriſtik, die auf ſcharfer Be⸗ 
obachtungsgabe beruhte, iſt er jenen beiden überlegen, und die 
praktiſchen Ziele verliert er nie aus den Augen. 
Als im November 1844 der erſte Stein ſche Aufſatz erſchien !, 
lagen die Dinge, um die es ſich hier handelt, folgendermaßen: 
Größer denn je war in den Hanſeſtädten die Abneigung gegen 
den Zollverein geworden infolge des kurz zuvor zuſtande gekommenen 
Vertrages des Zollvereins mit Belgien, durch den der Durchfuhr der 
von und nach Belgien gehenden Waren eine Zollherabſetzung ge⸗ 
währt und namentlich die Einfuhr belgiſchen Eiſens begünſtigt wurde. 
Durch dieſen Vertrag ſahen ſich die Hanſeſtädte in ihrer Eigenſchaft 
als deutſche Seeſtädte ſchwer geſchädigt; ſie ſahen hier die Abſicht 
des Zollvereins, ſich von der Vermittlung der deutſchen Nordſee⸗ 
häfen freizumachen, verwirklicht, nachdem kurz vorher ein augenſchein⸗ 
lich dieſelbe Tendenz verfolgender Vertrag des Zollvereins mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika von dieſen nicht ratifiziert worden 
war. Dieſes Vorgehen des Zollvereins, durch welches dem Aus⸗ 
lande gegenüber das Beſtehen eines Gegenſatzes zwiſchen dem Zoll⸗ 
verein und den deutſchen Seeſtädten unzweideutig zum Ausdruck kam, 
traf in Hamburg, dem Mittelpunkt der dem Zollverein Widerſtand 
leiſtenden Beſtrebungen der Nordſeeſtaaten, zeitlich zuſammen mit 
einer Reihe von Schwierigkeiten, mit denen die Stadt zu kämpfen 
hatte. Es drohte eine direkte Dampfſchiffahrt zwiſchen Glückſtadt 
und Harwich, ein um ſo bedenklicheres Ereignis, als der Elbſtrom 
immer mehr verſandete; die für Hamburg in Betracht kommenden 
Eiſenbahnverbindungen entwickelten ſich unter dem Widerſtande der 
benachbarten Regierungen überaus langſam u. a. m. In Hamburg 
ſelbſt fanden dieſe Sorgen öffentlichen Ausdruck in der Preſſe, 
namentlich in mehreren Artikeln der „Neuen Hamburger Blätter“ 
von Ende Oktober 1844 ab. Eine weitere Folge dieſer Sorgen war 
es, daß man in Hamburg das Verhältnis zum Zollverein mehr als 
früher erörterte; ein direkter Anſchluß an denſelben galt freilich als 
unmöglich, wohl aber trat man der Frage näher, ob man nicht durch 


1 „Allg. Zeitung“ 1844, November 29 f. Beilage Nr. 334 f. 
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einen Handels⸗ und Schiffahrtsbund der Küſtenſtaaten ſich die Macht 
ſchaffen könne, die der Zollverein durch ſeine auswärtige Handels⸗ 
politik erſtrebte. Gerade jetzt hatte ein Hamburger, Klefeker“!, 
dieſen Gedanken ſeinen Landsleuten von neuem empfehlen zu müſſen 
geglaubt. 

In dieſe Situation fiel der erſte Aufſatz Steins unter dem 
Titel „Hamburg“. Nachdem er ein Stimmungsbild gegeben hat 
über das Leben und den Handel der Stadt, die Gefahren geſchildert, 
vor denen ſie ſich befinde, beantwortet er die Frage nach dem Grunde 
der Abneigung Hamburgs gegen den Zollverein damit, daß es ſich 
nicht um Schaden und Nutzen handle, ſondern der Grund liege in 
dem Hamburgiſchem Staatsbewußtſein, dem „woran man den 
‚Hamburger Bürger““ in und außerhalb Hamburgs erkenne, und 


dieſes Bewußtſein beſtehe in nichts als „wvaterſtädtiſcher Eitelkeit“ ?. 


Dieſe Eitelkeit ſei nun keineswegs aus der Luft gegriffen, „denn 
Hamburg iſt wirklich eine großartige Erſcheinung“. Doch erſchöpfe 
ſich die Bedeutung der Stadt nicht mit der des kommerziellen Mittel⸗ 
punktes von Norddeutſchland; ſeit der Abtrennung der Niederlande 
habe Deutſchland faſt allein durch Hamburgs Handel eine Stelle 
unter den Handelsmarinen eingenommen. Tatſächlich hätte Ham⸗ 
burg mit Bremen dieſen Platz auf würdige Weiſe ausgefüllt. Dies 
Verhältnis nach außen habe nun den Hamburgern eine eigentümliche 
Stellung dem deutſchen Vaterlande gegenüber gegeben; dies große 
Land ſei auf dem Weltmeer dem kleinen Hamburg nicht gewachſen; 
es habe unter den Hanſeſtädten ſtehend geſchienen und ſei auf ſeinen 
Märkten geradezu abhängig von Hamburg. „Daher reichte denn der 
Wille auch des einigen Deutſchland nicht in den eigenen Mittelpunkt 


2 Hamburgs, feinen Handel und jein Verhältnis zu anderen Nationen 


hinein; Hamburg war ſouverän in dem, worin es faſt allein die 
großen materiellen Intereſſen Deutſchlands vertrat, im Handel nach 
außen.“ Andererſeits ſeien alle Handelsverträge und Berechtigungen, 
die man im Auslande erreichte, tatſächlich nicht Hamburg oder 
Bremen zugeſtanden, ſondern ihnen als den Repräſentanten Deutſch⸗ 
lands. Dieſer Repräſentant ſei von Deutſchland ganz unabhängig. 
Daraus habe ſich die Auffaſſung der Verhältniſſe ergeben, in der 
Hamburg ſich zu Deutſchland dachte. „Der Gedanke einer Einheit 


1 Der Zollverein und die Küſtenſtaaten Norddeutſchlands. Hamburg 1844. 

2 Ahnlich ſah Liſt die „Einwendungen der Uferſtaaten und Städte“ gegen 

den Zollverein „nur im ſtädtiſchen Hochmuth oder in falſchen ä un in 
alter Rancüne“ (Häuſſer, N II, 393). 
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des Handels und ſeiner Intereſſen konnte gar nicht entſtehen und 
iſt nie in Hamburg entſtanden; aber es konnte auch, was ebenſo 
wichtig war, in Hamburg gar nicht der Gedanke entſtehen, daß Deutſch⸗ 
land jemals eine ſelbſtändige Handelsmacht werden könne ohne Ham⸗ 


burg; Hamburg war der Handelsvormund und dachte es zu bleiben.” 


Erſt durch den Zollverein, den man anfangs beſpöttelt habe, ſei das 
anders geworden; den inneren Handel überließ man nun dem Zoll⸗ 
verein, im äußeren Handel meinte die Hanſe immer noch die alte 
Großmacht ſein zu können. Erſt jetzt, wo der Zollverein anfange, 
Handelsverträge zu ſchließen und eine Weltmacht zu werden, zeige 
ſich, daß die Souveränität der Handelsmacht der Hanſe ſterblich ſei. 
Jetzt poche plötzlich Hamburg auf ſeine Bedeutung; es möchte gern 
auch weiterhin als gleiche Macht vom Zollverein anerkannt 
werden, ſein Stolz fühlt ſich gedemütigt durch das Bewußtſein, ſeine 
Flagge mit der deutſchen einzutauſchen und in der Welt nicht mehr 
zu gelten als Köln, Antwerpen, Augsburg und Trieſt. Daher ſein 
Streben nach einem eigenen Zollverein, deſſen Haupt Hamburg ſein 
müſſe. Demgegenüber ſchilderte Stein die Vorteile für die Hauſe⸗ 
ſtädte, wenn ſie Glieder eines großen Ganzen würden, in dem nicht 
lange gefragt werde, auch ihnen unter Umſtänden Geſetze vorzu⸗ 
ſchreiben. „Sie werden an ihren Häfen und Schiffbrücken deutſche 
Zollwächter, an ihrem Rathauſe deutſche Verträge und Handelsgeſetze 
ſehen und werden dem gehorchen müſſen, dem ſie ſich jetzt als Gleiche 
entgegenſetzen möchten.“ Dieſe unvermeidliche Zukunft ſei es, die 
den Zollverein in Hamburg ſo unbeliebt mache, dieſe Notwendigkeit, 
den augenblicklichen Schmerz über den Verluſt einer uralten Selb⸗ 
ſtändigkeit mit der Idee des einigen Deutſchlands zudecken zu müſſen, 
eines Deutſchlands, daß ſie bisher nicht gekannt, dieſe Unvermeid⸗ 
lichkeit des Fortſchrittes, der wahrlich an der Hamburger Börſe 
keinen unüberwindlichen Damm finden wird.“ Denn der Zollverein 
werde, wenn er Hamburg erreiche, nicht einzelne Verhältniſſe um⸗ 
geſtalten, er werde das ganze Leben und die ganze innere und 
äußere Geſchichte Hamburgs aus ihrer alten Selbſtgenügſamkeit 
herausreißen; und dieſe innere Umwandlung im Zollverein fürchte 
und haſſe Hamburg; aber „der Hamburger Stolz werde ſein lokales 
Unentbehrlichkeitsbewußtſein endlich einmal an eine höhere, gemein⸗ 
ſame und übergewaltige Idee wirklich aufzugeben haben“. 

Die überlegene Ruhe, mit der hier die Entwicklung Hamburgs 
in ſeinem Verhältnis zum Handel und zum Zollverein geſchildert 
wird, das feine pſychologiſche Verſtändnis für den Werdegang des 
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hamburgiſchen Selbſtbewußtſeins, die pointierte Schärfe des Aus⸗ 
druckes konnten ihre Wirkung nicht verfehlen. Wenn ſich auch in 
dem Aufſatze irrige, übertreibende Angaben finden, vorzüglich über 
die „Elbfrage“, tatſächlich kam dies Stimmungsbild der Wahrheit 
doch recht nahe. Der Aufſatz ſtieß alsbald auf lebhaften Wider⸗ 
ſpruch, der um ſo ſtärker war, als auch in den „Hamburger Neuen 
Blättern“ ſich gleichzeitig eine Bewegung kundgab, die einer ähn⸗ 
lichen Tendenz huldigte !. 

Am ſchärfſten lautete die Ablehnung ſeitens der „Börſenhalle“, die 
ſchon ſeit Jahrzehnten an der Spitze der hamburgiſchen Kaufmanns⸗ 
preſſe ſtand; „die ſo beliebten Declamationen über Nationaleinheit 
und Particularismus“, jo ſchrieb fie?, würden niemals „den intelli- 
genten Theil der Nation überzeugen, daß ihre Nationalität mit dem Be⸗ 
ſtreben vereinbar iſt, irgend einen Theil der Nation, und ſeien es 
auch die Hanſeſtädte, in der freien Entwicklung und dem freien Ge⸗ 
brauch ſeiner Kräfte zu hemmen“. Wenn der Verfaſſer das an⸗ 
erkennenswerte Streben der Hanſeſtädte, in allen Weltteilen Ver⸗ 
bindungen anzuknüpfen, nur aus einer lächerlichen Sucht, gegenüber 
dem Zollverein eine ſouveräne Macht zu ſpielen, erkläre und nament⸗ 
lich in der Eitelkeit das Motiv einer ſelbſtändigen Stellung Ham⸗ 
burgs ſähe, ſo verkenne er völlig das Weſen eines Handelsſtaates. 

Schon bald darauf gab Stein ſeinem Artikel eine Erweiterung 
in einem langen Aufſatz . Hier iſt der Ton noch ſchärfer. Er be⸗ 
ſpricht die Wege, die einzuſchlagen ſeien, um Hamburg für den Zoll⸗ 
verein zu gewinnen; man könne es zwingen durch Elbzölle, Diffe⸗ 
rentialabgaben, die Ablöſung des Sundzolles, Eiſenbahnen. Dann 
werde der Anſchluß Hamburgs kein freiwilliger ſein, es könne ihn 
nicht erkaufen etwa für das Zugeſtändnis, als Freihafen des Zoll⸗ 
vereins beſtehen zu bleiben. Der Zollverein aber könne für die Elbe 
und den Hafen ganz andere Mittel aufwenden, als es Hamburg jetzt 
möglich ſei; nur bei Deutſchland werde Hamburg Schutz und Hilfe 
gegen die Gefahren der Naturgewalten finden. „Alles Pochen auf 
den ſogenannten freien Handel Hamburgs iſt ein bloßes Gerede, das 
nirgends ſeinen wahren Halt hat als in der unklaren Vorſtellung 


1 „Neue Hamburger Blätter“ 1844, Dez. 11, Nr. 53; der Stein ſche Auf: 
ſatz wurde in Nr. 54, 55 abgedruckt mit dem Vermerk, daß man ihm „nicht in 
allen Punkten beipflichte“. | 

2 1844, Dez. 7., Nr. 10091: „Hamburg und der Kieler Correſpondent der 
„Augsburger Allg. Zeitung“.“ 

3 Monatsblätter zur Ergänzung der „Allg. Zeitung“, Februar 1845. 
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der Alt⸗Hamburger.“ Ihr Handel fei gar nicht frei, wenn man die 
Zölle auf der Elbe und in Stade in Betracht ziehe; einen freien 
Handel könnten ſie erſt durch Deutſchland erhalten; „denn die Frei⸗ 
heit der Intereſſen und die Freiheit der Staaten iſt die Baſis des 
deutſchen Handelsbundes“. 

In Hamburg blieben die Wirkungen der Stein ſchen Artikel 
nicht auf die Preſſe beſchränkt. In der „Vaterſtädtiſchen Sektion“ 
der „Patriotiſchen Geſellſchaft“, einer Privatvereinigung von Kauf⸗ 
leuten, Gelehrten, Beamten uſw., kam es zu lebhaften Erörterungen, 
die ſchließlich dahin führten, daß unter dem Widerſpruch Kirchen⸗ 
pauers ein Antrag Wurms Annahme fand, demzufolge eine 
Kommiſſion eingeſetzt wurde, die über den Gegenſtand berichten 
ſollte. 

Das iſt, um es gleich hier vorwegzunehmen, die einzige ſicht⸗ 
bare Wirkung aller Stein ſchen Artikel geweſen; die ſpäteren 
fanden ſchon ein weit gleichgültigeres Publikum. Wie groß aber 
jener Erfolg im Sinne Steins war, und wie ſchwer es in den feſt 
an der Sonderſtellung haltenden Kreiſen Hamburgs empfunden 
wurde, daß dieſe Frage überhaupt hier eine ernſthafte Erörterung 
fand, ergibt ſich aus einem ſehr gereizten Artikel der „Börſenhalle“ !“, in 
dem ſie es „unſerer Behörde und unſerem Handelsſtande überlaſſen“ 
wiſſen wollte, „ſo zu handeln, wie es das wahre Intereſſe unſerer 
Stadt erfordert“; die Anhänger der Annäherung an den Zollverein 
warnte ſie, nicht zu vergeſſen, daß „das Hemd uns näher ſei als 
der Rock“; ſie wies die Anſicht zurück, als ob aus der Behandlung 
der Frage in der „Patriotiſchen Geſellſchaft“ zu ſchließen ſei, daß 
in Hamburg die öffentliche Meinung zugunſten eines Zollanſchluſſes 
„umgeſtimmt ſei“. Hierüber kam es noch zu lebhaften Auseinander⸗ 
ſetzungen hin und her. Bemerkenswert iſt übrigens bei dieſem Vor⸗ 
gang, daß wieder dür Gegenſatz zwiſchen Warenhandel und Reederei 
zutage trat“; der Führer der zollvereins freundlichen Kaufleute in der 
„Patriotiſchen Geſellſchaft“, Hundeiker, war Reeder, der Führer 
der Gegner, Vorwerk, vertrat den Warenhandel und damit den 
im allgemeinen Geſchäftsleben Hamburgs einflußreicheren Teil. 

Außerhalb Hamburgs verfolgte man dieſen Zwiſt im eigenen 
Lager ſehr aufmerkſam. Liſts Zollvereinsblatt? jubelte und ſah 


1 1845, April 21, Nr. 10 206; April 30, Nr. 10 214. 

2 Vgl. in meinem oben erwähnten Auffatz in der „Hiſtor. Zeitſchrift“ 
S. 469. | | | 

3 1845, April 29, Nr. 17. 
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ſchon, wie in Hamburg dem Zollverein ein neuer Frühling tagte. 
Das ſchwerſte Geſchütz fuhr aber wieder Stein auf!. Er ſah die 
Entſcheidung nahe. Dem Zwiſchenhandel Hamburgs ſchrieb er nur 
eine geringe Bedeutung im Verhältnis zu dem Geſamthandel der 
Stadt zu; deshalb ſei ſie keine kosmopolitiſche, ſondern eine deutſche 
Handelsſtadt, die nicht beanſpruchen könne, anders im Zoll behandelt 
zu werden wie jede deutſche Stadt, das heißt dem Zollverein bei⸗ 
treten müſſe. Nur durch den Anſchluß an jenen könne die hanſea⸗ 
tiſche Reederei ihrem Untergange entgehen. Hamburg werde für 
das wenige, was es wirklich oder ſcheinbar aufgäbe, vollen Erſatz 
finden. Der Verfaſſer wies dann hin auf die Bedeutung der Tages⸗ 
preſſe für die Verbreitung der Anſichten im Sinne des Anſchluſſes; 
er bedauerte, daß „die ganze hamburgiſche Frage“ völlig in den 
Händen der hamburgiſchen Zeitungen monopoliſiert ſei; dadurch 
entſtehe eine ganz einſeitige Berichterſtattung, und in Hamburg wiſſe 
man nichts von der Grundlage alles Volkswohlſtandes, dem Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Landwirtſchaft und Fabrikbetrieb, dem Aufſchwung 
des einen durch den anderen, dem Anwachs des Wertes beider durch 
einander uſw. Dringend riet er der Preſſe, ſich dieſer Fragen mehr 
als bisher anzunehmen. 

Auf die Preſſe und die durch ſie zu erfolgende Beeinfluſſung 
der öffentlichen Meinung in den hier zur Erörterung ſtehenden 
Fragen war ſchon mehrfach hingewieſen, ſtets aber nur gelegentlich 
und ohne ſpezielle Angaben. Hier war zum erſtenmal eine ſyſte⸗ 
matiſche Bearbeitung und Organiſation der Preſſe gefordert, von 
höheren Geſichtspunkten ihr Wirken und Einfluß beurteilt. Vielleicht 
überſchätzte Stein dieſe Wirkung, wie er auch das Verhältnis Ham⸗ 
burgs zum Zollverein zu optimiſtiſch betrachtete. Aber ſeine Kritik 
hob die Erörterungen auf eine höhere Stufe, als das bisher ge⸗ 
ſchehen war, und nicht nur in der Form, ſondern auch durch den 
weiteren Geſichtskreis, den er vor der Offentlichkeit ausbreitete. 

Die optimiſtiſche Auffaſſung, die in dieſem Artikel Steins ſich 
kundgibt, teilte man auch nicht überall. Im Zollvereinsblatt? äußerte 
ſich Toegel, Liſts Vertreter, ziemlich ſkeptiſch über das angebliche 
Anwachſen der Zollvereinsidee in Hamburg. Andererſeits ſah ſich 
das Zollvereinsblatt offenbar durch die Stein ſchen Aufſätze in 
ſeinen Angriffen auf Hamburg beſtärkt und ermutigt; der Ton in 


1 „Allg. Zeitung“ 1845, Mai 7, 8, Beilage Nr. 127f. 
2 1845, März 25, Nr. 12. 
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jenem Blatt, von jeher derb und rückſichtslos, erhob ſich zu immer 
drohenderen Formen !. Energiſch wandte ſich die „Börſenhalle“?, 
die nach dem Ausdruck des Zollvereinsblattes „alles Stadthamburgiſche 
Zopftum“ vertrat, gegen den letzten Stein ſchen Artikel; fie gab zu, daß 
der Zollverein durch die Beſeitigung der inneren Zollſchranken ſegens⸗ 
reich gewirkt habe; „aber das, was daraus an Zwang, Beſchränkung 
Bevorzugung und Laſten hervorging, was zur Befehdung des freien 
Außenhandels geſchehen ſoll, das kann keinen erfahrenen Kaufmann, 
keinen Staat, der ſeiner Handelsfreiheit ſeine Handelsgröße ver⸗ 
dankt, anſprechen noch ihm zur Theilnahme einladend erſcheinen“. 

Wie in den Kämpfen innerhalb des Zollvereins damals ſich der 
Gegenſatz zwiſchen Freihandel und Schutzzoll immer mehr verſchärfte, 
ſo tritt auch in dem Kampf um und gegen die Hanſeſtädte dies 
Moment jetzt entſchiedener in den Vordergrund; ſcharf bekämpfte 
vorzüglich das Zollvereinsblatt die Handelsfreiheit, wie ſie von den 
Hanſeſtädten verſtanden wurde, mehr denn je betonte dies Blatt 
den Standpunkt, daß der Zollverein die Intereſſen der Induſtrie 
ſchützen und dies Prinzip bei dem etwaigen Anſchluß der Städte 
wahren müſſe. Dieſe Verſchärfung der ſchutzzöllneriſchen Richtung 
konnte freilich nicht geeignet ſein, dem Zollverein mehr Freunde in 
den Hanſeſtädten zu gewinnen. Nicht nur die „Börſenhalle““, 
ſondern auch die „Hamburger Neuen Blätter“! wieſen auf die 
ſchweren Bedenken hin, die der Ausdehnung des Schutzzollſyſtems 
und ſeiner Übertragung auf die Hanſeſtädte entgegenſtünden; es 
wurde eine Schrift von Glaſer“ angezogen, in der die Handels⸗ 
freiheit in eine Kategorie mit Diebſtahl, Mord und Ehebruch ge⸗ 
ſetzt ſei. Wieder war es Stein, der dem Gegenſtand eigentümliche 
Seiten abzugewinnen verſtand; er legte“ den Gegenſatz zwiſchen den 
rein kommerziellen und den rein induſtriellen Prinzipien dar und 
beleuchtete von dieſem Geſichtspunkt aus Hamburgs Stellung. Ham⸗ 
burg ſei in dem norddeutſchen, lange von England beherrſchten Ge⸗ 
biet der Mittelpunkt; die Pulsader dieſes Gebietes ſei die Elbe. 


1 1845, Mai 20, Nr. 20. 

2 1845, Mai 22, Nr. 10 233. 

3 1845, Juni 4, Nr. 10 244. 

11845, Juli 9, Nr. 29. 

5 Über die Bedeutung der Induſtrie und die Notwendigkeit von Schutzmaß⸗ 
regeln. Berlin 1845. S. 27. 

6 „Allg. Zeitung“ 1845, Juli 2, 3., Nr. 183, 184, 192. Teilweiſe abgedruckt 
in den „Neuen Hamburger Blättern“ 1845, Juli 23, 30, Nr. 31, 32. 
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Dadurch ſei Hamburg das Haupt des deutſch⸗engliſchen Verkehrs; 
es vertrete das Prinzip der Reederei auf der Baſis des überſeeiſchen 
Umſatzes von Induſtrie⸗ und Landwirtſchaftsintereſſen. Jeder ernſt⸗ 
liche Angriff auf die Abſchließung Norddeutſchlands vom Binnen⸗ 
lande richte ſich deshalb zuerſt gegen Hamburg; auf dieſes dränge 
die Frage nach der letzten Entwicklung des induſtriellen Deutſchland 
zuerſt hin. Die Idee der Einheit Deutſchlands aber fordere, daß 
vor dieſer Idee der Einzelne die heilige Pflicht habe, ein mutiges 
Opfer zu bringen. Nun habe ſich allmählich ein Gegenſatz zwiſchen 
den kommerziellen und induſtriellen Intereſſen entwickelt, indem ſich 
der Glaube feſtgeſetzt habe, daß die nördlichen Elbgegenden einen 
von dem Leben des Südens abweichenden Kreislauf des Güterlebens 
hätten, und daß jene Gegenden keine Induſtrie beſäßen, ja ſich für 
eine ſolche nicht eigneten; es habe ſich die Vorſtellung feſtgeſetzt, das 
Handelsgebiet ſei getrennt von dem Induſtriegebiet, und daß es 
deshalb das Beſte ſei, wenn jeder Teil für ſich ſeinen Weg gehe. 
Der Zollverein habe aber notwendig die Vorſtellung einer Einheit 
Deutſchlands erzeugt, und ebenſo notwendig ordne er jeden Teil des 
Volkes dem Ganzen unter. Dieſe Idee der organiſchen Einheit ſei 
in jenen Gegenden Norddeutſchlands noch fremd, eine Tatſache, die 
auf dem alten Gegenſatz von Nord⸗ und Süddeutſchland beruhe; 
dieſer Gegenſatz ſei kein feindlicher, mehr ein gefühlsmäßiger; es ſei 
„das Bewußtſein, daß der Norddeutſche durch die Verſchmelzung 
ſeiner materiellen Intereſſen allmählich gezwungen werden wird, auch 
in ſeine volkliche Individualität eine Menge von Momenten auf⸗ 
zunehmen und auf irgendeine Weiſe zu verarbeiten, die er bis jetzt 
als ein ihm Fremdes betrachtet und faſt immer zur Seite geſchoben 
hat“. Um ſo wichtiger ſei für jedermann die Zollvereinsfrage; noch 
nie habe eine andere in gleichem Maße den Kern des norddeutſchen 
Lebens berührt. Es handle ſich im Grunde um die Zukunft des 
Zollvereins, in deſſen Leben jetzt zum erſten Male die Frage nach 
dem Verhältnis der rein kommerziellen Intereſſen zu den rein in⸗ 
duſtriellen auftrete; es ſei der Zeitpunkt da, daß die beiden Teile 
des deutſchen Handelskörpers, der kommerzielle und der induſtrielle, 
ſich die Arme reichten. 

Nun konnte man freilich den Hamburgern den Zollverein nicht 
mehr verleiden als durch die Ausſicht, ihre Stadt durch ihn zur 
Fabrik⸗ und Induſtrieſtadt werden zu ſehen. Begründete auch der 
Gegenſatz zur Induſtrie und den Induſtriezöllen durchaus nicht allein 
den Widerwillen Hamburgs gegen den Zollverein, ſo fühlte man ſich 
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doch hier als in einer Stadt, deren Induſtrie lediglich dem Export⸗ 


handel diente, recht glücklich. Deshalb hat Stein auch mit dieſem 


Artikel wenig Erfolg gehabt, obwohl er der Schärfen der vorher⸗ 
gegangenen entbehrte. 

Am meiſten Widerſpruch erregte bei Stein der Anſpruch Ham⸗ 
burgs auf eine dauernde Freihafenſtellung. Als Guſtav Kühne 
in der „Allg. Zeitung“! auf die Bemühungen Hamburgs hinwies, 
trotz des Anſchluſſes an Deutſchland ein Freihafen zu bleiben, richtete 
Stein hiergegen einen ſcharfen Angriff; er tadelte auch Lübeck, das 
demſelben veralteten Grundſatz wie Hamburg huldige; dieſe Anſichten 
zu bekämpfen werde er nie aufhören; „denn ſie ſind es, die der 
Entwicklung des deutſchen Handelsbundes entgegenſtehen; durch ſie 
bilden Hamburg und Lübeck die beiden Bollwerke der unſeligen Parti⸗ 
culariſierung des Nordens, durch welche tauſendmal mehr Gutes ver⸗ 
hindert als erzeugt wird“ ?. 

Erneuten Antrieb bot dieſen Auseinanderſetzungen die Veröffent- 
lichung des Kommiſſionsberichts der „Patriotiſchen Geſellſchaft“ über 
die Stellung der Hanſeſtädte zum Zollverein und eine gemeinſame 
deutſche Handelspolitik. Dieſer Bericht, der ganz das Gepräge 
Wurmſcher Eigenart an ſich trug, vermied eine ſcharfe Stellung⸗ 
nahme, ſprach ſich zwar für eine deutſche Schiffahrtsgeſetzgebung aus, 
doch ohne Verſchmelzung der Zolltarife, ohne Einigung in bezug auf 
das Syſtem der Warenzölle, und vermied auch gegenüber der wichtigen 
Frage der Differentialabgaben jede poſitive Erklärung. Wieder war 
es Stein, der von allen Kritikern der Schrift die Sachlage am 
ſchärfſten erfaßte und mit neuen Geſichtspunkten aufzuhellen ver⸗ 
ſtand. Er ſchilderte?, wie in Hamburg „die tiefſten Bewegungen 
unſeres Jahrhunderts“ vorübergegangen ſeien; Handel und Wandel 
nähmen die Kraft und Intelligenz der Beſten in Anſpruch, über der 
Blüte des Wohlſtandes habe man vergeſſen nachzuforſchen, was die 
Zeit fordere. Das laſſe auch der Kommiſſionsbericht erkennen, ſeine 
Darlegung ſei undeutſch und daher unzeitgemäß, da ſie nur die 
Gründe erfaſſe, die Forderung der Wirklichkeit aber nicht anerkenne. 
Der Kaufmannsſtand müſſe einſehen, daß es ſich bei der Frage um 
die Vereinigung des Handels- mit dem Induſtriegebiet um nichts 
weniger handle als um den Beſtand des Zollvereins; dieſer müſſe 


1 1845, Dezember 3 ff., namentlich Nr. 364. 
2 „Allg. Zeitung“ 1846, Januar 19, Beilage Nr. 19. 
3 „Allg. Zeitung“ 1847, März 13 ff., Nr. 72—81. 


un 


er 


1043] Lorenz v. Stein und die Frage der deutſchen wirtſchaftl. Einigung 107 


zum Meere, müſſe eine Flagge, eine Flotte, einen Stapelplatz, eine 
ſelbſtändige Stelle im Welthandel haben; er müſſe vorwärts oder unter⸗ 
gehen; den 28 Millionen Menſchen widerſetzte ſich ein Teil Deutſchlands, 
der nicht den fünften Teil ſeiner Macht und Bedeutung habe. Eine 
einſeitige Schiffahrtsgeſetzgebung lehnte Stein ab, da ſie der In⸗ 
duſtrie nichts nütze; es müſſe ein Gleichgewicht durch Schutzzölle ge⸗ 
ſchaffen werden, und zwar müßten dieſe das Handelsgebiet mit um⸗ 
fafjen. Von der Errichtung mittelalterlicher Freihäfen wollte Stein 
nichts wiſſen. Zum Schutz der Reederei forderte er eine Seemacht, 
die von ganz Deutſchland zu erhalten ſei; den Vorteil habe davon 
in erſter Linie das Küſtengebiet; auch Hamburg müſſe dafür Opfer 
bringen, die über das Maß des Bundeskontingents hinausgingen. 
Es ſei undenkbar, eine deutſche Seemacht zu ſchaffen, ohne daß die 
Nordſeeſtädte dem Zollverein angehörten. Wenn Hamburg auf das 
Angebot des Berichts ſich beſchränke, ſo ſei das „eine ſolche Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit gegen die Urteilsfähigkeit Deutſchlands, daß man ſich 
am Ende gern geſteht, die Commiſſion habe ſelber nicht recht klar 
eingeſehen, was ſie eigentlich verlange“. Schließlich erinnerte der 
Verfaſſer daran, daß Hamburg eine „Gemeinde“ ſei, die durch das 
eigentümliche Geſchick ein „Gemeindeſtaat“ geworden. Die Ent⸗ 
wicklung ſolcher Staaten ſei lehrreich; eine Lehre überrage alle: 
„Immer ſind jene Gemeindeſtaaten über kurz oder lang mit einem 
wirklichen Staat in Kampf gerathen, und immer wiederholt ſich die 
Erſcheinung, daß auch der ſchlechteſte Staat den beſten Gemeinde⸗ 
ſtaat gebrochen hat“; denn der Staat ſei das Edlere, Höhere. „Aus 
der tiefſten Erniedrigung hat die deutſche Einheit ihren Weg zum 
gemeinſamen ſtaatlichen Leben wiedergefunden, und der Zollverein 
iſt die Form, in welcher das Güterleben des ganzen Volkes ſich zu 
dieſer ſtaatlichen Einheit entwickelt“. Die Bedeutung der hambur⸗ 
giſchen Oppoſition beſtehe darin, daß in ihr die Gemeindeintereſſen 
des Güterlebens den Volksintereſſen entgegenträten. „Glaubt Ham⸗ 
burg, das ſich endlich doch als bloßen Stapelplatz des inneren 
Deutſchlands begreifen ſollte, daß ſich vor den hamburgiſchen Thoren 
der Gang der ewigen Geſchichte umkehren wird, weil er ſie bisher 
nicht erreicht hat? Nein; nur ein freies, kühnes, opferbereites Ge⸗ 
müth wird ſeine Stelle in der Zukunft Deutſchlands finden; und 
wenn wirklich hier wie in allen Dingen der Fortſchritt nicht ſchmerz⸗ 
los über Volk und Staat dahin geht, ſo ſoll der Deutſche gerade 
in unſerer Zeit des edlen Glaubens zu leben wiſſen, daß unſere 
Lieben es erben werden, was wir mit ernſter Arbeit errungen. Denn 
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hier, in dieſem feſten und lebendigen Glauben und nicht in enger 
Berechnung oder klugem Staatswitze wohnt der Kern, der Deutſch⸗ 
lands Früchte tragen ſoll.“ | 

Hier wurde um Hamburg geworben mit einer Eindringlichkeit, 
einem Ernſte, einer Wärme vaterländiſcher und ſtaatsmänniſcher 
Empfindung, vor der allerdings die überaus vorſichtige Denkweiſe 
des Kommiſſionsberichtes tief in den Schatten treten mußte. Nie 
wieder, auch als mehrere Jahrzehnte ſpäter die Tage der wirtſchaft⸗ 
lichen Selbſtändigkeit Hamburgs gezählt waren, hat man das in. 
Rede ſtehende Verhältnis in einer ſo engen Verbindung zwiſchen 
Praxis und Idealismus aufgefaßt, wie das hier ſeitens Steins 
geſchah. Ihm handelte es ſich ja nicht um den Bericht einiger ham⸗ 
burgiſcher Kaufleute und Gelehrter; er bekämpfte eine Strömung, 
die ſich nach ſeiner Anſicht mit den Wünſchen und Bedürfniſſen des 
deutſchen Volkes in Widerſpruch ſetzte. 

Viel wichtiger als der Kommiſſionsbericht, der als Privatarbeit 
keine große Wirkung haben konnte und infolge der wenig präziſen 
Angabe ſeiner Ziele und Wünſche lediglich einen akademiſchen Wert 
hat, war die Schrift des Hamburger Senats über das Differential⸗ 
zollſyſtem!, die Mitte 1847 erſchien. Sie konnte freilich bei der 
Sachlichkeit ihrer Sprache, der nüchternen Ablehnung eines Schutz⸗ 
und Differentialſyſtems auf die begeiſterten Anhänger eines natio⸗ 
nalen Handelsſyſtems, das ſich auf Schiffahrtsgeſetze und Differential⸗ 
abgaben gründen ſollte, nur einen ungünſtigen Eindruck machen und 
hat dementſprechend heftige Angriffe erfahren. Die eingehendſte Be⸗ 
trachtung widmete der Schrift Stein? Er bedauerte die völlige 
Verneinung in der Senatsdenkſchrift; ſie berückſichtige nicht den 
Handel, ſondern nur den Markt und ſehe auch in der Reederei 
keinen ſelbſtändigen Teil des Weltverkehrs; die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe ließen einen Schutz und eine Aufmunterung der Reederei 
keineswegs als überflüſſig erſcheinen; dieſe Anſicht von der Über⸗ 
flüſſigkeit deutſchen Schutzes für die deutſche Flagge könne nicht ges 
rechtfertigt werden nur von dem Geſichtspunkt eines bloßen Umſatz⸗ 
und Marktplatzes. In den Verhältniſſen von Schiffahrt und Handel 
zeige ſich am erſten, ob ein Volk wirklich Volk ſei; hier fühle der 
einzelne am deutlichſten, was es heiße, einer geachteten Nation an⸗ 


1 Das Differentialzollſyſtem nach den bei mehreren Nordſeeſtaaten Deutſch⸗ 
lands zur Erörterung gekommenen Vorſchlägen für die Errichtung eines deutſchen 
Schiffahrts⸗ und Handelsvereins. Hamburg 1847. 
| 2 „Allg. Zeitung“ 1847, September 19ff., Beilage Nr. 262 ff. 
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zugehören oder nicht; „nur die kleinlichſte Engherzigkeit und die Ge⸗ 
wohnheit der bittweiſen Anſchmiegung, die mit Brocken vorlieb 
nimmt und ſich zu Füßen der Herren des Weltverkehrs wohlgefällt, 
kann noch weit genug zurück ſein, um dies zu erkennen. Wer nicht 
die Notwendigkeit einer ſtarken nationalen Einigung der deutſchen 
Seefahrt und damit des deutſchen Weltverkehrs begreift, der iſt ge⸗ 
rade um 50 Jahre hinter ſeiner Gegenwart zurück oder hat nicht 
die ſittliche Kraft, ſein Privatintereſſe an das Wohl des Ganzen 
zu wagen“. In ſehr ſcharfen Worten rügte Stein die Undankbar⸗ 
keit, mit der Hamburg „das fürſtliche Geſchenk, das deutſche Staats⸗ 
männer und Fürſten ihren bedrückten Völkern anbieten“, von ſich 
weiſe, tadelte das „engherzige Partikularintereſſe“, das jo hartnäckig 
verteidigt werde; „wir wiſſen ſehr wohl, weſſen Intereſſe es iſt, 
das hier, gewiß unbewußt, durch hamburgiſche Organe vertreten 
wird. Es kann keinem unbekannt ſein, mit wem eigentlich Deutſch⸗ 
land in ſeiner mächtig aufblühenden Reederei und Gewerbtätigkeit 
in Hamburg in Berührung kommt, neben wen wir uns hinſtellen 
wollen“. Deshalb ſei es eine Sache deutſcher Nation; die Zeit ſei 
vorbei, wo ein Volk ſich auf ſich ſelbſt beſchränken könne; es müſſe 
hinaus, um ſeinen Anteil am Ganzen mit eigenen Händen zu er⸗ 
werben. An Hamburg liege es, mit freiem Sinn das Seinige zu 
thun und Dank für das zu gewinnen, was es gethan“. Die Not 
ſei groß. „Zwiſchen 40 Millionen Menſchen, zwiſchen eines der 
erſten Völker der Welt und ſein abſolutes und höchſtes Bedürfnis 
ſollte eine Stadt wie Hamburg ſich ſtellen wollen?“ 8 

Der unzweideutige Hinweis auf den wahren Gegner, mit dem 
man es zu tun hatte, England, war berechtigter, als ſelbſt Stein 
ahnte. Wir willen aus ſpäteren Mitteilungen !, daß der engliſche 
Geſchäftsträger dem Bremer Senat damals ernſthafte Vorſtellungen 
gemacht hat wegen ſeiner Haltung gegenüber einem deutſchen Schiff⸗ 
fahrtsbunde. In dieſer Abwehrſtellung gegen England beruhte der 
am meiſten berechtigte Kern der nationalen Auffaſſung von Fragen, 
die im übrigen durchaus nüchtern zu beurteilen waren, wie Diffe⸗ 
rentialzölle und Schiffahrtsbund. 

Auch dieſer letzte große Artikel Steins hatte nur wenig Er⸗ 
folg gehabt; die Gegner gingen auf die Hauptpunkte der Darlegung 
ſelten ein und behandelten meiſt nur Nebendinge. Nur Aſher! 

1 Duck witz, Denkwürdigkeiten, S. 59. 


2 Nationale Handelspolitik? e Schiffahrtsgeſetz? Berlin 
1847. S. 6. 
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richtete einmal eine unmittelbare Frage an den „Kieler Correſpon⸗ 
denten in der Allg. Zeitung“, an „dieſen gelehrten Thebaner“, und 
wünſchte zu wiſſen, warum er ſeine Lehren nicht einmal an ſeine 
Landsleute richte und ihnen den Anſchluß des holſteiniſchen Elbufers 
an den Zollverein empfehle. Stein hat ſich über dieſen Punkt in 
einer Schrift! geäußert, die außerhalb des Rahmens unſerer Er⸗ 
örterung liegt. 

Übrigens hatte Stein in ſeinen letzten Artikeln wiederholt auf 
Bremen hingewieſen und dieſe Stadt den Hamburgern als nach⸗ 
ahmenswertes Beiſpiel hingeſtellt, namentlich hinſichtlich der größeren 
Berückſichtigung, die es dem Schiffahrtsintereſſe widmete. Doch 
haben dieſe Hinweiſe niemals den demagogiſchen Charakter an⸗ 
genommen wie in anderen Preſſeerzeugniſſen, namentlich im Zoll⸗ 
vereinsblatt?. 

Mit dem Artikel vom September 1847 ſchließen vorläufig dieſe 
ſich mit dem Verhalten namentlich Hamburgs auseinanderſetzenden 
Aufſätze Steins. In einer größeren rein wiſſenſchaftlich gehaltenen 
Darftellung® hat er bald darauf auch einen Teil der in den früheren 
Zeitungsartikeln dargelegten Ideen verbreitet, ohne jener Artikel Er⸗ 
wähnung zu tun. Erſt nachdem dann die Wogen des Revolutions⸗ 
jahres und ſeiner Folgen ſich verlaufen hatten und der frühere Zu⸗ 
ſtand wiederhergeſtellt war, hat im Jahre 1851 Stein wieder ſeine 
Stimme erhoben. Man beſchuldigte damals Hamburg der geheimen 
und offenen Agitation gegen die geplante preußiſch⸗öſterreichiſche Zoll⸗ 
einigung. „Die commerciellen Freihändler“, ſo ſchrieb Andree in 
der „Allg. Zeitung““, „haben ihren Hauptſitz in Hamburg, jener 
Landungsbrücke für die engliſchen Waren. Dort ſind die Fremd⸗ 
warenhändler von großem Einfluſſe, und ſie waren ſtets entſchiedene 
Gegner des Zollvereins. Jetzt durchziehen abermals ihre Sendboten 
und Reiſediener germaniſcher und ſemitiſcher Abkunft das Land und 
predigen die allein ſeligmachende Doktrin des engliſchen Freetrade“. 


1 Denkſchrift über die Zollverhältniſſe der Herzogtümer Schleswig und 
Holſtein. Kiel 1848. 

2 Das Verhältnis Bremens zu Hamburg in den wirtſchaftlichen Einigungs⸗ 
fragen wird demnächſt ein Aufſatz von mir in den „Hanfiichen Geſchichtsblättern“ 
behandeln. 

s Der Begriff des Freihandels und die praktiſche Bedeutung desſelben. 
(Zeitſchr. f. d. geſ. Staatswiſſenſchaft 1848, S. 275 ff.) 
* 1851, Februar 15, Nr. 46. 
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Lorenz Stein aber legte dar!, daß jedesmal, wenn der Gedanke 
einer Zoll⸗ und Handelseinheit ausgeſprochen werde, ſich von Ham⸗ 
burg aus ein gewaltiger Sturm dagegen erhebe. Man ſchreibe dann 
von dort in alle Zeitungen, gründe eigene Zeitungen zur Verteidigung 
des Freihandels?, halte Verſammlungen und Reden, ſchreibe Bücher 
und Berichte, erkläre, daß alles Elend in Deutſchland vom Schutz⸗ 
zoll uſw. herrühre. Er ſchilderte, wie Hamburg ſich allen Reformen 
der Bundesgewalt, die zu einer Zentralgewalt in wirtſchaftlichen 
Dingen führte, widerſetzt habe. In Hamburg herrſche in dieſer Hin⸗ 
ſicht „eine Einmüthigkeit, die in unſerer zerfahrenen Zeit wahrhaft 
Staunen erregt. Wie ſchön wäre es, wenn das übrige Deutſchland 
ſich gleicher Übereinſtimmung der Gemüther rühmen könnte“. Der 
Kern dieſer Abneigung gegen die wirtſchaftliche Einigung ſei aber 
nicht die Zollloſigkeit, ſondern nur das „ſpecifiſch hamburgiſche Inter⸗ 
eſſe“, daß ſich in dem hamburgiſchen Zoll⸗ und im Bankogelde ver⸗ 
körpere; ſchlöſſe ſich Hamburg einem deutſchen Zollſyſtem an, ſo 
könne es nicht mehr jene Million Taler von den nach Deutſchland 
eingeführten Waren als Zoll erheben?, auch nicht mehr durch ſein 
Bankogeld von Deutſchland eine Abgabe erheben; bilde Deutſchland 
eine Wirtſchaftseinheit, und ſchaffe es eine deutſche Bank und 
deutſches Handelsgeld, und gewähre es den Hamburgern nur dann 
Kredit, kaufe nur dann ihre Wechſel, wenn jene den Nicht⸗Ham⸗ 
burgern in ihrer Bank ein Folium einräumten, dann wäre auch 
dies Monopol gebrochen. Danach ſei aber zu verſtehen, weshalb 
man in Hamburg den Schutzzoll als „einen beklagenswerthen Irr⸗ 
tum des deutſchen Geiſtes“ betrachte. Selbſt in dem ſtaatlichen 
Konſum der eigenen Stadt beobachte Hamburg das Freihandels⸗ 
prinzip nicht, wie ſeine Akziſe zeige, mit der es ebenſo wie mit der 
Torſperre auch ſeinerſeits das heimiſche „Proletariat“ ſchwer belaſte. 
Ohne ſich mit einer Widerlegung der nicht mehr neuen Be⸗ 
hauptung, wonach der hamburgiſche Zoll dem Freihandel wider⸗ 
ſprechen ſollte, aufzuhalten, antwortete die „Börſenhalle““: „Ham⸗ 
burg wird nur in eine freihändleriſche und nie in eine protektio⸗ 
1 Allg. Zeitung“ 1851, März 15, Beilage Nr. 74. N 
2 Das iſt ein Hinweis auf die im Jahre 1847 in Hamburg erfolgte Grün⸗ 
dung des „Freihafen“, die damals viel Auſſehen machte. 
3 Stein hatte vergeſſen, daß er einige Jahre vorher den ½ 0j Zoll den 
die Hanſeſtädte erhoben, als „Hafen oder Brückenabgabe“ bezeichnet hatte (Zeitſchr. 


f. d. geſ. Staatswiſſ. 1848, S. 312). 
* 1851, April 5, Nr. 12071. 
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niſtiſche Zollvereinigung einwilligen und dies allerdings nur „„ſpeci⸗ 
ſiſch hamburgiſcher Intereſſen““ willen“; dieſe letzteren ſtänden übri⸗ 
gens mit den ſpezifiſchen Intereſſen aller übrigen Teile des Vater⸗ 
landes im innigſten Einklang. Als dann Stein in auffallend 
mildem Tone einlenkte und meinte“, Hamburg ſtehe und kämpfe 
nicht „abſolut gegen die Einheit“, und ſeine Hochachtung vor ſeinem 
„großartigen Handelsſtande“, ſeine Erkenntnis ausſprach, „daß 
Deutſchland in Hamburg die Krone ſeines Handels beſitzt“, und 
endlich die Überzeugung ausdrückte, „daß Hamburg als Ganzes 
jeder wirklichen Vereinigung deutſcher Intereſſen zur Seite treten, 
ſich ihr im Notfall unterordnen werde“, wies die „Börſenhalle“? auf 
dieſe neue Taktik, die an Stelle der Drohung und des Scheltens 
die Schmeichelei ſetze, hin und rief aus: „Wahrhaftig, mit aller Ge 
walt müſſen wir uns ins Gedächtniß rufen, daß derſelbe Kieler Mit⸗ 
arbeiter der Allg. Z., der heute ſo hell und lieblich uns Loblieder 
ſingt, noch vor 2 Monaten in derſelben A. Z. ſo zu ſagen kein patrio⸗ 
tiſches Haar an uns ließ.“ | 

Allerdings fallen die letzten Artikel Steins gegenüber den 
vormärzlichen bedeutend ab; ſie entbehren der Friſche und Kühnheit, 
die die Artikel aus den 1840 er Jahren auszeichnet. Daß er ſachlich 
noch immer auf demſelben Standpunkt verharrte, zeigte er, als im 
September 1851 Preußen mit Hannover den Vertrag ſchloß, der 
eine Vereinigung mit dem Zollverein am 1. Januar 1854 vereinbarte; 
nun frohlockte Stein“ und gab der Hoffnung Ausdruck, der Zoll⸗ 
verein werde nicht an den Toren Hamburgs und Bremens ſtille⸗ 
halten; nach dem Beitritt Hannovers hänge es nicht mehr von 
Hamburgs freier Wahl ab, ob es beitreten wollte; für Hamburg ſei 
das eine ſehr ernſte Frage; träte es nicht bei, ſo ginge der ganze 
Verkehr nach Harburg, Stade, Emden, Roſtock, Wismar. Wie viele 
andere, ſo erwies ſich auch Stein hier als ſchlechter Prophet. Es 
iſt kaum glaublich, daß ein ſo ernſthafter Volkswirt, der Hamburg 
und ſeine alte Handelsmacht kannte, in Wahrheit gemeint hat, 
Stade und Wismar würden als Konkurrenten der Elbemetropole 
auftreten können. | 

Im Jahre 1851 verlor Stein feine Kieler Profeſſur. Er 
hat dann als Mitarbeiter an dem im Herbſt 1851 begründeten 


1 „Allg. Zeitung“ 1851, Mai 26, Nr. 146. 
2 1851, Juni 7, Nr. 12 125. 
3 „Allg. Zeitung“ 1851, September 24, Nr. 267. 
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„Bremer Handelsblatt“ ſeine Anſichten über die Notwendigkeit eines 
deutſchen Handelsſyſtems vertreten“, freilich nur fo lange, als Andree, 
ein Freund des Zollanſchluſſes, dies Blatt leitete. Eine ſpätere Be⸗ 
teiligung Steins an dieſen Erörterungen hat meines Wiſſens nicht 
ſtattgefunden. 

Unzweifelhaft fällt Stein in dem ein halbes Jahrhundert 
dauernden Kampfe um die deutſche Zolleinheit eine wichtige Rolle 
zu; er hat ihn in ſeinem Verlauf weſentlich beſtimmt. Den Haupt⸗ 
zweck freilich, den er verfolgte, den Anſchluß Hamburgs an den Zoll⸗ 
verein und damit denjenigen ganz Nord weſtdeutſchlands, hat er nicht 
erreicht. Er ging, als er ſeine literariſche Tätigkeit in dieſer Richtung 
begann, von dem damaligen vorübergehenden Not⸗ und Schwächezuſtand 
Hamburgs aus und erblickte in dieſem die geeignete Grundlage für 
den Anſchluß der Stadt. Darin hat er ſich getäuſcht. Hamburg 
hat in richtiger Erkenntnis der Gefahr in jenen Jahren mit ſtaat⸗ 
lichen und privaten Mitteln tatkräftig an den Verbeſſerungen ſeiner 
Handels- und Schiffahrtsverhältniſſe gearbeitet; die allgemeine Blüte 
des Handels und Verkehrs, die ſeit Ende der 1840 er Jahre und 
noch mehr ſeit Beginn der 1850 er Jahre als Folge einer Reihe 
günſtiger Momente ſich bemerkbar machte, ließ hier bald jeden Ge⸗ 
danken eines Anſchluſſes an den Zollverein zurücktreten. Dieſer 
Gang der Dinge zeigt ſich auch in den Stein ſchen Veröffent⸗ 
lichungen und in der Aufnahme, der ſie begegneten. An die Stelle 
der ſelbſtbewußten, abſprechenden Art, in der Stein bis 1847 ſeine 
Auffaſſung von Hamburgs Stellung und Aufgaben äußert, tritt ſeit⸗ 
dem die Beſcheidung auf das Erreichbare, tritt andererſeits auch die 
offene Anerkennung der großen Leiſtungen der Stadt. Zwiſchen den 
Zeilen lieſt man das Eingeſtändnis, daß er ſich doch in der Wider⸗ 
ſtands⸗ und Tatkraft der Hamburger geirrt hatte. Er hat ja ſelbſt 
noch erlebt, wie ſpäter Hamburg unter anderen ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſen zwar gezwungen wurde zum Anſchluß an den Zollverein, 
daß man aber den Bedürfniſſen ſeines Welthandels im Intereſſe der 
Geſamtheit Rechnung trug. Dasſelbe Bild zeigt die Aufnahme ſeiner 
Artikel; an Stelle der hohen Beachtung und Schätzung, die den 
erſten Veröffentlichungen zuteil wurde, trat bald die Gleichgültigeit; 
die blendende Eleganz und Formgewandtheit des Kieler Korreſpon⸗ 
denten konnte auf die Dauer die nüchternen Hamburger Kaufleute 
nicht über die Realitäten, die für ſie auf dem Spiele ſtanden, hin⸗ 


— — — — 


1 „Bremer Handelsblatt“ 1852, Nr. 19—23 (Februar 14 ff.). 
Schmollers Jahrbuch XLV 4. 
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wegtäuſchen. Das Verdienſt der älteren Artikel Steins beruht in 


der erſtmaligen Begründung und Entwicklung des wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Verhältniſſes, in dem Hamburg damals zum Binnenlande 
und zu ſeiner Umgebung ſtand, beruht ferner in der meiſt zutreffen⸗ 
den Charakteriſierung der hamburgiſchen Denkart und endlich in der 
rückſichtsloſen Darlegung der Mittel, mit denen man die Stadt zum 
Aufgeben ihrer Sonderſtellung zwingen könne. Hat Stein auch 
ſeine Angriffe auf Hamburg beſchränkt, ſo wußte er ſehr wohl, daß 
er damit den Stier bei den Hörnern faßte; fiel dies Bollwerk des 
Freihandels und der wirtſchaftlichen Abſonderung, ſo bedeutete 


dies das Ende für alle Zollvereinsausſchlüſſe in Nordweſtdeutſchland. 


So enthalten dieſe Aufſätze einen wertvollen Beitrag für die Erkennt⸗ 
nis der Bewegung, die zur Einheit des deutſchen Wirtſchaftslebens 
führte. 1 
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Zur Würdigung St. Simons 
Von Dr. Walter Eucken 


Privatdozent der Staatswiſſenſchaften an der Univerfität Berlin 


Inhalts verzeichnis: I. Die Stellung St. Simons in der Dogmengeſchichte 

St. 115—119. — II. Die Grundgedanken St. Simons S. 119—127. a) Seine 
Geſchichtsphiloſophie S. 119. b) Seine Beurteilung von Gegenwart und Zu⸗ 
kunft S. 123. — III. Würdigung St. Simons S. 128—130. 


1 
eit langer Zeit wird über die Bedeutung St. Simons in der 
deutſchen Literatur geſtritten. Man hat ihn auf der einen 
Seite einen Scharlatan genannt oder doch ſein Werk als wenig originell 
und bedeutungsvoll bezeichnet; auf der anderen Seite aber iſt er von 
manchem als ein Denker von univerſaler Größe hingeſtellt worden. 
Bereits kurz nach dem Tode St. Simons ſind ſeine Lehren 
nach Deutſchland hereingedrungen. Ebenſo wie die Gedanken ſeiner 
Schüler fanden ſie raſch eine ziemlich weitgehende Verbreitung. Die 
damals in Deutſchland herrſchende Richtung — die Hegelſche Schule — 
mußte ihrem Grundgedanken entſprechend St. Simon durchaus freund⸗ 
lich gegenüberſtehen. Für ſie erſchien er als ein Bundesgenoſſe im 
Kampfe gegen die zerſetzende Kraft der Aufklärung. Vom Hegel⸗ 
ſchen Standpunkt aus hat daher Moritz Veit im Jahre 1834 die 
Gedanken St. Simons dargelegt?. In der Geſchichtsphiloſophie 
St. Simons ſah Veit hauptſächlich ſeine Bedeutung. Wenn St. Simon 
verſuchte, den Geſamtprozeß der geſchichtlichen Entwicklung dadurch 
ju verſtehen, daß er einen einheitlichen Träger des geſchichtlichen 
Werdens aufdeckte, ſo mußte das die völlige Zuſtimmung eines 
Hegelianers finden, wie Veit es war. Ihm erſchien St. Simon als 
ein Mitkämpfer der ſpekulativen Philoſophie gegen den Senſualis⸗ 
mus und Eklektizismus des damaligen Frankreich. Allerdings 
konnte Veit nicht wie St. Simon die Wiſſenſchaft oder die Philo⸗ 
ſophie als Träger der Entwicklung anerkennen ?. Veit war nicht 


1 Der vorliegende Aufſatz ſtellt eine Umarbeitung der Antrittsvorleſung 
dar, die der Verfaſſer unter dem Titel „St. Simon und Marx“ an der Berliner 
Univerſität gehalten hat. 

3 M. Veit, St. Simon und der St. Simonismus. Leipzig 1834, 


s Ebenda S. 75. 
8 * 
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der einzige Vertreter der Hegelſchen Richtung, der ſich für 
St. Simon ausſprach !. Von gleichem Standpunkt aus hat auch 
der „wahre Sozialismus“, der ebenfalls von Hegel herkam, zu 
St. Simon Stellung genommen. „Schelling und Hegel kritiſierten 
den ſubjektiven Idealismus, St. Simon und Fourier ſetzten 
nach ihrer innigſten Überzeugung einen neuen beſſeren Glauben 
an die Stelle des Voltairismus. Es galt ein neues Symbol auf⸗ 
zuſtellen, ein Symbol der Vereinigung aller Menſchen und aller 
menſchlichen Intereſſen.“ In dieſen Worten Karl Grüns? kommt 
die grundſätzliche Stellung zu St. Simon klar zum Ausdruck. 
Am bedeutſamſten aber war die Verwandtſchaft der Ideen 
St. Simons und Hegels für zwei Denker, die beide auf die 
Weiterentwicklung der Geſellſchafslehre einen ſtarken Einfluß aus⸗ 
geübt haben: auf Rodbertus und Lorenz von Stein. Rodbertus, 
der immer ſtark unter Hegelſchem Einfluſſe ſtand, hat ſeine Lehre 
von den Perioden, die die menſchliſche Geſchichte durchläuft, wohl 
mit im Anſchluß an St. Simon entwickelt“. Lorenz von Stein 
aber lernte vor allem von St. Simon, die Geſchichte nicht in erſter 
Linie als ein politiſches, ſondern als ein geſellſchaftliches Werden 
zu betrachten“. 


Im allgemeinen kann man ſagen, daß — ſolange die Hegelſche 
Schule in Deutſchland herrſchte — St. Simons Gedankenarbeit 
weitgehende Schätzung fand und ſogar einen Einfluß ausübte. 
Dem gegenüber hat es an vereinzeltem Widerſpruch nicht gefehlt; 
ſo hat K. G. Bretſchneider von kirchlich⸗proteſtantiſcher Seite aus 
St. Simon bekämpft; er glaubte — und das iſt charakteriſtiſch — 


1 Siehe auch Carové, Der St. Simonismus und die neuere franzöſiſche 
Philoſophie. Leipzig 1831; Anonyme Aufſätze in der neuen Monatsſchrift 
für Deutſchland, herausg. von Buchholz, Bd. 21, 1826, S. 153, 267, 392; 
Bd. 22, 1827, S. 43 ff. Zu der Ahnlichkeit Hegels und St. Simons ſiehe be⸗ 
ſonders Ahrens, Naturrecht, 1852, S. 204; Dietzel, Rodbertus II, 1888. 


2 Zitiert nach Ham macher, Zur Würdigung des „wahren“ Sozialismus. 
Archiv für die Geſchichte des Sozialismus, 1911, S. 59, ſiehe auch S. 74. 

3 Siehe Dietzel, Rodbertus II, 1888, S. 181 ff., Be eine ſehr ſtarke Ab⸗ 
hängigkeit Rodbertus' von St. Simon behauptet. 


4 Siehe Stein, Sozialismus und Kommunismus des heutigen Frank⸗ 
reichs. 2. Aufl. 1848, S. 27, 129; Hammacher, Das philoſophiſch⸗ökonomiſche 
Syſtem des Marxismus 1909, S. 63 ff.; Muckle, H. de St. Simon, 1908, 
S. 325. f 
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in den religiös ausgeſtalteten Organiſationsgedanken St. Simons 
eine nahe Verwandtſchaft mit dem Katholizismus! zu erkennen. 
In ein ganz neues Stadium trat die Stellungnahme der 
deutſchen Sozialphiloſophie zu St. Simon mit dem Aufkommen des 
Marxismus. Marx und Engels ſahen in St. Simon einmal — wie vor 
ihnen ſchon Reybaud es tat — den Utopiſten, der, gleich Fourier und 
Owen, ein vollkommeneres Syſtem der geſellſchaftlichen Ordnung ver⸗ 
nunftmäßig habe erſinnen wollen?. Inſoweit lehnten ſie St. Simon 


vom Standpunkt ihres) „wiſſenſchaftlichen“ Sozialismus ab. Ander⸗ 


ſeits aber betrachteten ſie ihn als Vorläufer ihrer eigenen Theorien. 
Bei ihm fanden ſie Anſätze zur Theorie des Klaſſenkampfes und zu 
der Lehre, daß die politiſche Regierung in eine Verwaltung von 
Sachen überführt werden müſſe. So wird St. Simon von Marx 
und Engels als Utopiſt abgelehnt und nur inſoweit anerkannt, als 
er einige bedeutende Gedanken geäußert habe, die ſie ſelbſt verwerten. 
Das bedeutet aber, daß St. Simon nicht mehr als vollwertiger Mit⸗ 
kämpfer, ſondern als überholter Vorläufer angeſehen wurde. 

Dieſe Stellungnahme von Marx und Engels iſt entſcheidend für 
die Würdigung St. Simons in der Zukunft geworden. Teilweiſe be⸗ 
zeichnete man ihn einfach als Utopiſten und nahm ſich hierbei nicht die 
Mühe, ihn näher kennen zu lernen. Man glaubte ganz zu Unrecht, 
St. Simon ſei überwunden, da ihm der Entwicklungsgedanke fehle. 
Gegen dieſe Auffaſſung erfolgte eine Reaktion. Vor allem Muckle⸗ 
verſuchte darzulegen, daß St. Simon in erſter Linie als Vorläufer 
von Marx zu werten ſei. Er wies nach, daß St. Simon nicht als 
Utopiſt betrachtet werden dürfe, daß er im Gegenteil den Utopismus 
ſtets abgelehnt und gerade eine entwicklungsgeſchichtliche Betrachtung 
zur Durchführung gebracht habe“. Die Hauptleiftung St. Simons 
fieht Muckle darin, daß er die kritiſche Lage der damaligen Geſellſchaft 
richtig geſehen und Wege geſucht habe, die zum Wiederaufbau führen. 
Zuerſt habe St. Simon mit einer den Wiſſenſchaften entſproſſenen 
Religion, dann mit der Philoſophie des Poſitivismus, ſpäter durch 
den Parlamentarismus, darauf durch die ökonomiſche Organiſation 
und endlich durch die Renaiſſance der Religion des Chriſtentums die 


1 Siehe K. G. Bretſchneider, Der Simonismus und das Chriſtentum. 
Leipzig 1832, beſ. S. 212. 

2 Siehe Kommuniſtiſches Manifeſt, Ausgabe der Aktion, S. 30. Engels, 
Herrn E. Dührings Umwälzung der Wiſſenſchaft, 1886, 2. Aufl., S. 244. 

3 Siehe Muckle, Henri de St. Simon. Jena 1908. 

“Ebenda S. 226 und paſſim. 
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geſellſchaftliche Harmonie wiederherſtellen wollen. Fundiert habe 
St. Simon dieſe Überzeugung — und darin liege ſein Haupt⸗ 
verdienſt — in der Geſchichtsphiloſophie. Er habe die abſolute Geſetz⸗ 
mäßigkeit des hiſtoriſchen Geſchehens feſtgeſtellt. Als Träger des Ge⸗ 
ſchichtsverlaufes habe er zunächſt die geiſtige Entwicklung der Menſch⸗ 
heit bezeichnet. In der letzten Hälfte ſeiner ſchriftſtelleriſchen Tätig⸗ 
keit aber habe er auch die Bedeutung der wirtſchaftlichen Tatſachen 
für die geſchichtliche Entwicklung erkannt. So ſei er zu einer Lehre 
von der Klaſſenbildung und den Klaſſenkämpfen gekommen. Dieſe 
ökonomiſche Betrachtung des geſellſchaftlichen Lebens habe ſpäter in 
dem hiſtoriſchen Materialismus von K. Marx eine ungeheure Be⸗ 
deutung gewonnen. „So gelange ich zu dem Ergebnis, daß der⸗ 
jenige Lehrer Marxens, der den größten Teil der wichtigſten Be⸗ 
ſtandſtücke ſeines Syſtems geliefert hat, nicht Fourier und Owen, 
ſondern St. Simon iſt.“ Muckle erblickt alſo in ſeinem Helden 
hauptſächlich den Begründer der materialiſtiſchen Geſchichtsanſchauung, 
die Marx vollendete. 

Dieſer neuen Geſamtauffaſſung Muckles hat Eckſtein? entſchieden 
widerſprochen. Zwar ſei St. Simon tatſächlich ein entſchiedener 
Vertreter der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, keineswegs aber 
ſei er Sozialiſt. Denn den Gegenſatz von Unternehmer und 
Arbeiter habe er kaum gekannt; er habe lediglich den Feudalismus 


beſeitigen und den Kapitalismus heraufführen wollen. „In der 


Tat hat St. Simon unter der kritiſchen Übergangsperiode nichts 
anderes verſtanden als die von ihm miterlebten Zeiten des Kaiſer⸗ 
tums und der Reſtauration, und jene ideale, mit ſo viel Liebe und 
Hoffnung erwartete Epoche der Harmonie iſt tatſächlich der von ihm 
allerdings völlig verkannte und falſch beurteilte Kapitalismus felbft®.“ 
Wenn Eckſtein St. Simon nicht als einen Sozialiſten anerkennt, 
ſo ſtimmt Cunow ihm hierin völlig bei“. Außerdem ſei er aber 
auch kein origineller Geſchichtsphiloſoph. Vieles habe er von Vor⸗ 
gängern, vor allem Condorcet übernommen, und in der Klaſſenlehre 
ſtehe er hinter Denkern wie Marat, Mignet, Turgot und Necker 
zurück, denn er kenne den Gegenſatz von Unternehmer und 
Arbeiter nicht. 


1 Muckle, a. a. O. S. 344. 

2 Siehe Archiv für die Geſchichte des Sozialismus, 2. Bd., 1912, S. 423ff. 
3 Eckſtein, a. a. O. S. 430/81. 

+ Neue Zeit 1920, 38. Bd., S. 281. 
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Allen dieſen Bewunderern und Kritikern St. Simons in der 
neueren Zeit iſt, wie bereits angedeutet, eines gemeinſam: daß ſie 
immer im weſentlichen vom Standpunkt der marxiſtiſchen Sozial⸗ 
philoſophie aus St. Simon betrachten. Bewußt oder unbewußt 
liegt allen neueren Darſtellungen die Frage zugrunde: Wie ſteht 
St. Simon zu Marx? 

Macht man ſich hiervon frei und verſucht, St. Simon einmal 
aus ſich ſelbſt heraus zu a dann ergibt ſich im Be REGEN 
folgendes Bild. 


II 


„Seit vierzehn Tagen eſſe ich Brot und trinke Waſſer: ich 
arbeite in der Kälte und habe ſogar meine Kleider verkauft, um die 
Koſten für den Abſchreiber zu beſtreiten. Einzig und allein die 
Leidenſchaft und das Wiſſen und das öffentliche Wohl, das Ver⸗ 
langen, ein Mittel aufzufinden, um auf eine gelinde Weiſe die 
fürchterliche Kriſis zu beenden, in der die geſamte europäiſche 
Geſellſchaft ſich befindet, haben mich in dies äußerſte Elend ge⸗ 
bracht.“ 

Solche Worte, die St. Simon 1812 niederſchrieb, kennzeichnen 
am beſten die Frage, die ſein ganzes Leben bewegt hat. Er fühlte, 
daß ſeine Zeit ſich in einer ſchweren Kriſe befinde, und er mußte 
danach trachten, einerſeits die Lage der Gegenwart zu verſtehen und 
anderſeits die Wege zu finden, die aus der gegenwärtigen Kriſe 
herausführen. 

| Den feſten Punkt, von dem aus er dieſe doppelte Aufgabe 
ſeines Lebens löſen konnte, bot ihm die damalige franzöſiſche Wiſſen⸗ 
ſchaft nicht. In ihr vermißte er gerade den einheitlichen Grund⸗ 
gedanken, den er ſuchte; denn ſie beſtand lediglich aus vielen zer⸗ 
ſplitterten Einzeldiſziplinen. Hingegen fand er einen feſten Punkt 
in ſeiner eigenen Geſchichtsphiloſophie. Nur wenn man die Er⸗ 
eigniſſe der Gegenwart in die geſchichtlichen Zuſammenhänge 
hereinſtellt, kann man fie richtig in ihrer Bedeutung würdigen! 
Die Geſchichtsphiloſophie ſteht daher im Mittelpunkt der Lehren 
St. Simons; und es war ſein hauptſächliches Streben, den Inhalt 
der Geſchichte als Ganzes zu erfaſſen und aus dieſer Erkenntnis 
heraus die Lage von Gegenwart und Zukunft zu begreifen: 


1 Siehe Systeme industriel, (Euvres, Paris 186578, XXII, S. 12. 
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Für St. Simon war die Geſchichte der Menſchheit ein Ent⸗ 
wicklungsprozeß, der ſich mit abſoluter Geſetzmäßigkeit vollzieht. 
Weder der alten Geſchichtsdarſtellung, die vor der Aufklärung 
herrſchte, und die in „einer verworrenen Anhäufung von unter- 
geordneten Tatſachen und unſicheren Zeitangaben“ beſtand, konnte 
er zuſtimmen, noch der Geſchichtsbetrachtung der Aufklärung, die 
verſuchte, eine „natürliche“ Geſellſchaftsordnung zu konſtruieren. 
Hiermit war jeder Utopismus aufs ſchärfſte abgelehnt“. Das 
Gegenteil wurde verfochten. Die Geſchichte verläuft mit einer 
Geſetzmäßigkeit, die ſtrenger iſt, als die der mathematiſchen Reihen ?. 
Die Menſchen ſind lediglich Werkzeuge der Geſchichte; ihnen bleibt 
nur die Möglichkeit, den Gang der Entwicklung zu erkennen und 
die Geſtaltung der Dinge im einzelnen zu beeinfluſſen. Erkennt 
man mit St. Simon dieſe unbedingte Geſetzmäßigkeit der Geſchichte 
an, dann tauchen ſofort zwei Probleme auf, die der Löſung be— 
dürfen: Welches iſt die Kraft, die den Geſchichtsverlauf entſcheidend 
geſtaltet, und nach welchen Geſetzen entwickelt ſich dieſe Kraft und 
mit ihr das geſamte geſellſchaftliche Geſchehen fort? 

Auf die erſte Frage hat nach Muckle St. Simon eine einheit⸗ 
liche Antwort nicht gegeben. Anfangs habe er in der geiſtigen 
Entwicklung den Grundimpuls des Geſchichtsverlaufs gejehen?. 
Er habe geglaubt, der Stand der wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe gebe 
jeder Epoche ihren Charakter. Dann aber habe er geſehen, daß 
auch die materiellen Faktoren, in erſter Linie die Induſtrie, den 
Fortgang der Geſchichte beſtimmen“. Vor allem habe St. Simon die 
Bedeutung der Geſetze über das Eigentum erkannt, und ſo ſei er 
als bedeutſamer Vorläufer der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 
von Karl Marx zu bezeichnen. 

Völlig mit Recht hat Eckſtein die Haltloſigkeit dieſer Muckleſchen 
Beweisführung dargetan ?. Trotzdem nimmt auch er den älteren 
St. Simon für die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung in Anſpruch. 
St. Simon habe erkannt — und das trete in erſter Linie im 
Organisateur hervor —, daß auch die geiſtige Entwicklung von der 
Bildung der Geſellſchaftsklaſſen abhängig ſei. Hiermit aber ſei aus⸗ 


1 Siehe Muckle, S. 198. 

2 Siehe Organisateur, (Euvres XX, S. 118, 178 f. 

s Siehe Muckle, ©. 68 f., 74, 188 f, 150 ff., 310. 

4 Ahnlich bereits Barth, Die Philoſophie der Geſchichte als Soziologie, 
1897, S. 304 ff. 

5 Eckſtein, a. a. O. S. 485, N 
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geſprochen, daß das geiſtige Leben von der materiellen Umgebung 
der Menſchen maßgebend beſtimmt würde, und gerade dies ſei die 
Haupttheſe der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung. 

Tatſächlich hat St. Simon nie eine ſolche Anſchauung vertreten. 
Die Stellen, die Eckſtein zum Beweis feiner Theſe anführt!, bringen 
eine Schilderung von Klaſſengegenſätzen in der Geſchichte, mehr nicht. 
Der Träger der Geſamtentwicklung aber war für ihn der menſch⸗ 
liche Geiſt, wie er in der Wiſſenſchaft zutage tritt, und inner⸗ 
halb dieſer wieder als die allgemeine Wiſſenſchaft die Philoſophie. 
Dieſe Überzeugung beherrſcht nicht nur den zweiten Teil der In- 
trodution aux traveaux scientifiques du XIXe siöcle (1808), 
und findet ſich immer wieder im Mémoire sur la science de 
’homme (1813) 2. Wiederholt tritt fie auch in feinen ſpäteren 
Schriften ganz klar hervor. So heißt es im Organisateur (1819) 
an einer berühmten Stelle: „Denn das überlegene Geſetz des 
Fortſchritts des menſchlichen Geiſtes reißt alles mit ſich fort 
und beherrſcht alles.““ Im Jahre 1821 aber ſchrieb er in feinem 
Systeme industriell“: „Die Philoſophie iſt es, welche die wichtigſten 
politiſchen Einrichtungen geſchaffen hat, ſie allein beſitzt Kraft genug, 
um die Wirkſamkeit derjenigen, die veraltet ſind, zu vernichten und 
um neue zu bilden, die auf einer vervollkommneten Lehre aufbauen.“ 
Aber nicht nur grundſätzlich hat St. Simon ganz deutlich bis zu 
ſeinen letzten Schriften den menſchlichen Geiſt als endgültigen Träger 
der Geſchichtsentwicklung bezeichnet, auch in ſeinen hiſtoriſchen Skizzen 
kommt eine ſolche Grundüberzeugung im einzelnen häufig zum 
Durchbruch. Der „Stand der Wiſſenſchaft“ oder der „Grad der 
Aufklärung“ iſt es, durch den eine Geſchichtsepoche geſchaffen und 
auch überwunden wird . 

Die Wiſſenſchaft geſtaltet nach St. Simons Überzeugung die 
Moral, und ſo wird gleichzeitig die nahe Verbindung von Wiſſenſchaft 
und Religion möglich. Sie beſteht in einer „Umwandlung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Anſchauungen in Empfindung“, und ihr fällt nun die 
Aufgabe zu, die Geſellſchaft entſprechend den Ergebniſſen der Wiſſen⸗ 


1 (Euvres XIX, S. 23; XX, S. 80 ff., 90, 96, 116; XXI, S. 167; 
XXII, S. 48. | 
2 Siehe beſonders (Ausgabe Enfantin, Paris 1858), S. 249/50 u. 82. 

3 (Euvres XX, S. 119. 
* (Euvres XXI, S. 167. 
5 Siehe zum Beiſpiel (Euvres XXII, S. 102 (Brief an die Philanthropen). 
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ſchaft zu organiſieren. Stets alſo bleibt das Fundament der Ge⸗ 
ſchichte die Wiſſenſchaft. In der Religion und in der Moral ſchafft 
ſie ſich die Werkzeuge, um die Geſellſchaft zu organiſieren. Dieſe 
Überzeugung hat St. Simon vom Anfang bis zum Ende ſeiner 
literariſchen Tätigkeit bewahrt; mit der materialiſtiſchen Geſchichts⸗ 
auffaſſung hat fie ganz und gar nichts zu tun!. 

Wenn aber die Wiſſenſchaft den eigentlichen Träger der Geſell⸗ 
ſchaft bildet, dann muß zur vollen Erkenntnis des hiſtoriſchen Prozeſſes 
noch die weitere Frage gelöſt werden, nach welchem Geſetze ſich 
die Wiſſenſchaft fortentwickelt. Grundſätzlich geht St. Simon 
hierbei davon aus, daß die „allgemeine Intelligenz“ und der in⸗ 
dividuelle Verſtand nach dem gleichen Geſetze fortſchreiten. So über⸗ 
trägt er alſo in Fortführung der Gedanken Condorcets die in⸗ 


tellektuelle Entwicklung des Einzelmenſchen auf die der Menſchheit 


im ganzen. Bei Anwendung dieſer Methode ergibt ſich, daß einer⸗ 
ſeits beim Einzelmenſchen wie bei der Wiſſenſchaft als Ganzes ein 
Wechſel im Gebrauch der analytiſchen und ſynthetiſchen Methode 
ſtattfindet. Einer Verbindung beider wird die Zukunft gehören?. 
Anderſeits entwickelt ſich bei beiden — bei Individuen und Menſch⸗ 
heit — die Betrachtungsweiſe vom theologiſchen über das meta⸗ 
phyſiſche zum poſitiven Stadium fort. Auf ſolchem großen Ent⸗ 
wicklungsgeſetzen unterworfenen intellektuellen Fundament laſtet der 
geſamte geſellſchaftliche Überbau. Verändert ſich das Fundament, 
während die Geſellſchaft in ihrem Zuſtand verharrt, dann treten die 
weltgeſchichtlichen Kriſen auf. 

Dieſe ſomit zunächſt mechaniſtiſch⸗kauſal erklärte Entwicklung 
der Menſchheit erfüllt im Fortgang der Geſchichte einen großen 
Zweck. Immer ſchreitet die menſchliche Intelligenz vorwärts, nie 
macht ſie Rückſchritte. Der Fortſchrittsgedanke wird alſo von 
St. Simon entſprechend der allgemeinen damaligen Zeitſtrömung 
mit Nachdruck vertreten ?. Mit dieſem Fortſchreiten der menſchlichen 


1 Siehe auch Cuno w. in der „Neuen Zeit“, a. a. O. S. 284. 

2 Die Fähigkeit des menſchlichen Geiſtes, die Dinge a posteriori und 
a priori zu erkennen, hat auch die Teilung der Gewalten in weltliche und geiſt⸗ 
liche Macht zur Folge (ſiehe Mémoire sur la science de l'homme, S. 413 ff.). 


Dieſe bei St. Simon häufig wiederkehrende Lehre von den doppelten Gewalten 


iſt alſo in ſeinen Grundanſchauungen feſt verwurzelt. Hieraus entwickelte ſich 
bei den St. Simoniſten die außerordentliche Hochſtellung des Prieſters; er allein 
vermittelt nach ihnen die — göttliche — Erkenntnis a priori. 

3 Siehe zum Beiſpiel Mémoire sur la science de l'homme, ©. 380. 
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Wiſſenſchaft aber muß gleichzeitig entſprechend der Grundüberzeugung 
unſeres Denkers eine Höherentwicklung der menſchlichen Geſellſchaft 
verbunden fein. Im Anfang der Geſellſchaftsgeſchichte herrſchte 
der gegenſeitige Kampf; endigen aber wird ſie mit der allgemeinen 
Verbrüderung. Dieſe Entwicklung iſt nicht etwa ſo aufzufaſſen, daß 
das Individuum immer mehr in der Gemeinſchaft verſchwindet, 
daß alſo immer mehr das Sozialprinzip! zur Durchführung kommt. 
Die Höherentwicklung der Geſellſchaft kann? eben nur durch ſtän⸗ 
diges Wachſen der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis des einzelnen er⸗ 
folgen, deshalb aber bleibt der einzelne auch ſtets der Mittelpunkt. 
Die wachſende Verbrüderung der Geſellſchaft hebt nicht nur dieſe 
ſelbſt höher, vor allem wird ſie der größtmöglichen Zahl von Men⸗ 
ſchen Glück bringen. 

Die Geſchichtsphiloſophie St. Simons iſt dahin zuſammen⸗ 
zufaſſen, daß der nach beſtimmten Geſetzen verlaufende Entwicklungs⸗ 
prozeß auf dem Fundament der Wiſſenſchaft beruht, und daß er der 
Menſchheit einen ſtetig wachſenden Glückszuſtand bringt. Mit dieſer 
Geſchichtsphiloſophie hatte St. Simon den feſten Punkt gefunden, 
von dem aus er die Gegenwart begreifen und den Weg in die Zukunft 
zeigen konnte. Die Gegenwart wird dadurch charakteriſiert, daß ſie 
geſchichtsphiloſopiſch eine Kriſenzeit darſtellt. Die intellektuelle Grund⸗ 
lage der Geſellſchaft und deren Organiſation befinden ſich nicht mehr 
in Übereinſtimmung miteinander. Durch zwei Kräfte war? das Mittel⸗ 
alter zuſammengehalten: durch die Feudalherrſchaft und durch die 
einheitliche Religion. Beide waren notwendig, denn ſie entſprachen 
den damaligen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſen. Bei dem niederen 
Stande der Technik konnte man nur durch Eroberungen, nicht durch 
friedliche Arbeiten reich werden, und ebenſo entſprach die damalige 
Form der chriſtlichen Religion dem wenig fortgeſchritteneren Stadium 
der Wiſſenſchaft, die in einer metaphyſiſchen Spekulation allgemeinſter 
Art beſtand. Solange dies der Fall war, herrſchten Feudaladel 
und Klerus durchaus zu Recht. Seit dem Vordringen der Araber 
aber und ſeit der Reformation Luthers hat ſich in der Grundlage 
der Geſellſchaft ein tiefgreifender Wandel vollzogen. Die poſitive 


1 Siehe H. Dietzel, Art. Individualismus im Handwörterbuch der Staats⸗ 
wiſſenſchaften. 

2 Siehe Catechisme des Industriels, passim. 

3 Siehe zu dem Folgenden beſonders die zuſammenfaſſenden Darlegungen 
im Organisateur, Euvres XX, S. 37 ff. und im Système industriel, 
(Euvres XXII, S. 98 ff. 
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Wiſſenſchaft dringt jetzt fiegreich gegen die metaphyſiſche Spekulation 
vor. Aus der poſitiven Wiſſenſchaft lernt der Menſch, mittels der 
Technik auch durch friedliche Arbeiten Reichtum zu erwerben. Hier⸗ 
mit iſt das Feudalſyſtem überholt. Anderſeits kann jetzt die poſitive 
Weltbetrachtung, die auf der Erfahrung allein gegründet iſt, weit 
ſicherer die Völker zu Moral und Glück führen als früher die Meta⸗ 
phyſik; alſo iſt auch die Tätigkeit des Klerus jetzt unnötig und 
ſchädlich. Die beiden tragenden Kräfte der alten Geſellſchafts⸗ 
organiſation können ſomit angeſichts des Fortſchritts der poſitiven 
Weltbetrachtung nicht mehr die Völker organiſieren. Trotzdem ſind 
ſie noch vorhanden; hierin aber liegt die innere Unmöglichkeit der 
gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung. 

Dieſe Kriſe, die der zur Zeit des Zuſammenbruchs des römi⸗ 
ſchen Reiches ähnelt, kann von der modernen Metaphyſik mit 
ihrer abſtrakten Forderung der Gleichheit nicht überwunden werden; 
denn dieſe kann nur zerſtörend, nicht aufbauend wirken. Ebenſo 
mußte Robespierre ſcheitern, weil er gerade die ungebildetſte Klaſſe 
zur Herrſchaft berief, und auch Napoleon, welcher unter Rückgriff 
auf mittelalterliche Formen die Geſellſchaft hauptſächlich mit Hilfe 
des Militärs aufbauen wollte. 

St. Simon ſelbſt aber beurteilt wie die Gegenwart, ſo auch die 
Zukunft von ſeiner Geſchichtsphiloſophie aus. Sie zeigt ihm nicht 
etwa ein konſtruiertes Ideal, ſondern ſie lehrt mit Gewißheit, welche 
Richtung das hiſtoriſche Geſchehen zwangläufig einſchlagen muß. 
Da der Träger der Geſchichte die Wiſſenſchaft iſt, fragt es ſich 
erſtens, wohin ſie ſich entwickeln wird, und zweitens, welche Kon⸗ 
ſequenzen dieſe Fortentwicklung der Wiſſenſchaft für die Geſellſchaft 
im einzelnen haben muß. 

Auf die erſte Frage antwortet St. Simon, daß die poſitive 
Wiſſenſchaft die Metaphyſik völlig überwinden werde. Die Begriffe 
einer theologiſchen und metaphyſiſchen Zeit werden verſchwinden; 
auf der poſitiven Philoſophie wird ſich die Zukunft aufbauen, mit 
Hilfe der Religion wird ſie die Geſellſchaft organiſieren. Im 
einzelnen aber lehrt der Poſitivismus hauptſächlich zweierlei: Auf 
der einen Seite iſt es bei poſitiver Betrachtung ſchon heute klar, 
daß in der neueren Zeit die werktätige Klaſſe!, das heißt 
Unternehmer, Handwerker und Arbeiter ſowie die Gelehrten und 


1 Es erweckt einen falſchen Eindruck, „Industriels“ bei St. Simon mit 
Induſtriellen zu überſetzen, ſtatt mit Werktätigen. 
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Künſtler ſich verhältnismäßig vermehrt und ihr geſellſchaftliches 
Daſein gebeſſert haben. Ihnen gegenüber verlieren die feudalen und 
klerikalen Klaſſen ſowie der Stand der Juriſten mehr und mehr an 
Bedeutung. Die Folge dieſer Entwicklung wird ſein, daß die 
wichtigſte Klaſſe auch die Macht erhalten wird. Die Gelehrten, 
Künſtler und die wirtſchaftlich Tätigen müſſen mit geſchichtlicher 
Notwendigkeit die Herrſchaft erhalten. 

Der Poſitivismus wird anderſeits die Zukunft noch inſofern 
entſcheidend geſtalten, als er der Geſellſchaft klare Ziele geben wird. 
Die Moral und die Politik werden nicht mehr von metaphyſiſchen 
Spekulationen abhängig ſein, ſondern ſie werden poſitive Wiſſen⸗ 
ſchaften werden. Die Phyſiologie als poſitive Wiſſenſchaft wird den 
exakten Nachweis führen, daß die Tugend Glück bringt. Vor allem 
aber iſt es weſentlich, daß nunmehr den Moralgeſetzen ein konkreter 
Inhalt gegeben werden kann, daß ſomit die Geſellſchaft ein greif⸗ 
bares Ziel erhält. Durch geſteigerte Tätigkeit wird die Produktion 
gehoben und hiermit die äußere Lage der Menſchen gebeſſert werden. 
So wird das größte Glück der größten Zahl, das Ziel der Geſchichte, 
erreicht!. Die Erzeugung möglichſt vieler nützlicher Gegenſtände 
wird hiermit zum „einzigen vernünftigen und poſitiven Zweck, den 
die politiſchen Gemeinweſen ſich vornehmen können“. Zur Er⸗ 
reichung dieſes Zieles muß die Arbeitsleiſtung des einzelnen 
und der Geſamtheit ſo weit wie möglich geſteigert werden, das 
heißt der Menſch ſoll arbeiten wird zum Inhalt des Moral⸗ 
geſetzes?. Später hat St. Simon dieſe einfache Formel erweitert; 
vor allem im Systeme industriel (1821) und im Nouveau 
Christianisme® (1825) hat er als moraliſches Prinzip verkündet, 
daß alle Menſchen als wahre Chriſten ſich wie Brüder betrachten 
ſollen, nur ſo ſei das Ziel der Geſellſchaft, die Lage der zahlreichſten 
und ärmſten Klaſſe zu verbeſſern, erreichbar. Aber auch in ſeinem 
letzten Werke — dem neuen Chriſtentum — ſieht er es als ein 
Hauptziel der Politik an, die Produktion zu ſteigern“. Dieſer Ge⸗ 
danke der Produktionsſteigerung- wird nunmehr der Menſchheit, die 
bisher führerlos war, zuverläſſig den weiteren Weg zeigen. Im 
ganzen alſo leiſtet nach St. Simons Überzeugung der fc zwangs⸗ 


1 Siehe oben S. 123. | 

2 Siehe hierzu beſonders Mémoire sur la science de ’homme, S. 25758, 
381; Quvres XX, S. 194/96. 

3 Siehe (Euvres XXII, S. 85 ff.; XXIII, S. 108 ff. 

* (Euvres XXIII, S. 17071. 


126 Walter Eucken 1062 


läufig entwickelnde Poſitivismus ein Doppeltes: er zeigt die wahr⸗ 
Entwicklungstendenz der Geſchichte auf, und er gibt gleichzeitig der 
Menſchheit ein ſicheres Ziel. 

Nunmehr iſt St. Simon auch in der Lage, auf die zweite Frage 
eine Antwort zu geben und zu ſchildern, wie die auf dem Poſitivismus 
aufgebaute Geſellſchaft im einzelnen ausſehen wird. Hauptſächlich 
wird es ſich in Zukunft darum handeln, den höchſten Zweck der 
Produktionsſteigerung zu erreichen unter Stützung der Geſellſchaft 
auf die wahrhaft produktiven Klaſſen. 

Für den jetzigen Zuſtand der Geſellſchaft ſtimmt er dem liberalen 
Programm im weſentlichen durchaus zu. Der heutige Staat ſoll 
möglichſt wenig eingreifen und ſich im allgemeinen auf Wahrung 
der Sicherheit beſchränken. In Übereinſtimmung mit den Liberalen 
erſcheint auch ihm der engliſche Parlamentarismus als die beſte 
Organiſationsform des heutigen Staates, wie er in der Reorganisation 
de la société européenne (1814) immer wieder hervorhebt. Aber 
vor allem ſeit 1817 — dem Erſcheinungsjahr der L'Industrie — 
hat St. Simon klar geſehen, daß die liberalen Ideale des laisser 
faire und des Parlamentarismus nur vorübergehend ſolche ſein können. 
Von höherem Standpunkt aus geſehen kann der Staat ſich mit der 
Herſtellung der Ruhe und Sicherheit nicht begnügen . Und ebenſo 
beſteht der engliſche Parlamentarismus nur bedingt — während der 
jetzigen Organiſation der Geſellſchaft — zu Recht?. 

Auf die Verfaſſung der Staaten — auf Volksſouveränität 
oder Gottesgnadentum — kommt es überhaupt gar nicht in ent⸗ 
ſcheidender Weiſe an, ſondern im Intereſſe des Produktionszweckes 
muß vor allem das Eigentum in richtiger Weiſe verwaltet werden?. 
Eine andere Geſellſchaftsorganiſation iſt notwendig. Solange die 
reinen Verbraucher die Regierung in der Hand haben, wird die 
Produktion nie zur möglichen Höhe entwickelt werden können!. Der 
zukünftige Staat hingegen wird nicht in einer Herrſchaft über 
Menſchen, ſondern in einer möglichſt produktiven Verwaltung des 


1 Siehe beſonders Euvres XX, ©. 201. 

2 Der engliſche Parlamentarismus war für St. Simon jedenfalls feit 1817 
kein abſolutes Ideal, wie Eckſtein (a. a. O. S. 429 f.) behauptet. Siehe 
(Euvres XX, S. 44/45 und den Schlußabſchnitt des Catéchisme (1827). 

3 Siehe zum Beiſpiel Euvres XIX, S. 81—83. Barth, Die Philo⸗ 
ſophie der Geſchichte als Soziologie 1897, S. 17. a 

* Siehe Vues sur la propriété et la législation (1818) pafiim. 
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Eigentums beſtehen. Er wird ſich in eine Werkſtatt ee 
Staat und Volkswirtſchaft verſchmelzen miteinander. 

Auch darüber, in welcher Weiſe nun das Eigentum in der 
neuen Geſellſchaft zu möglichſt produktiver Verwendung geführt 
wird, hat St. Simon ſich ziemlich klar geäußert. Das Privat⸗ 
eigentum wird beſtehen bleiben, denn würde es abgeſchafft, ſo würde 
überall Müßiggang einreißen. Wenn aber das Geſetz die freie Ver⸗ 
fügung über das Privateigentum aus einfachen Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen ſicherſtellt, ſo darf es hierbei allein nicht bleiben. Viel⸗ 
mehr muß dem Produktionszweck entſprechend der Müßiggang aufs 
äußerſte bekämpft werden; zwei Mittel werden hierauf in der zu⸗ 
künftigen Geſellſchaft hinwirken. Einmal ſetzt hier die Moral und 
die Religion des Poſitivismus ein: ſie werden den müßigen Eigen⸗ 
tümer der allgemeinen Verachtung preisgeben, indem ſie es zu 
ihrem Hauptſatz machen, daß der Menſch arbeiten muß. Ferner 
kann die Geſellſchaft dadurch eine produktive Verwendung des Eigen⸗ 
tums erreichen, daß regelmäßig die Verteilung dieſes Eigentums ent⸗ 
ſprechend den poſitiven Fähigkeiten der Individuen erfolgt. Dieſe 
Funktion der Verteilung der Mittel ſollen Vereinigungen vornehmen, 
die von der werktätigen Bevölkerung gebildet werden. Wie dieſe 
Verbände im einzelnen ausſehen werden, darüber hat ſich St. Simon 


nicht ausgeſprochen !. 


Die Geſellſchaft als Ganzes aber wird — entſprechend der 
Eigenart der menſchlichen Intelligenz, a priori und a posteriori 
zu erkennen? — von einer geiſtlichen und einer weltlichen Macht 
geleitet werden. Die geiſtliche Macht wird ſich aus den Akademien 
bilden, die als höchſte Stelle auf Grund der poſitiven Wiſſenſchaft 
die Erziehung leiten werden. Die Verwaltung der weltlichen An⸗ 
gelegenheiten wird in der Hand der Unternehmer liegen, die die 
größte Zahl der Menſchen beſchäftigen werden?. Auch in dieſem 
Punkte hat St. Simon geſchwankt; zeitweiſe hat er auch geglaubt, 
daß die Unternehmer allein die Macht in der Geſellſchaft erhalten 
würden !. 


— 


1 Siehe hierzu Muckle, a. a. O. S. 210 ff.; Eckſtein, S. 431 ff. 

2 Siehe S. 122, Anm. 2. 

3 Siehe (Euvres XX, S. 40 ff.; XXIII, S. 115 ff. 

4 So im Catéchisme des Industriels (Erſte Ausgabe), S. 2 und 42. 
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III 


Das Syſtem St. Simons als Ganzes ſtellt ſich im Rückblick 
als logiſch klar geſchloſſen dar. Auf dem Boden einer durchdachteu 
Geſchichtsphiloſophie gelangt er zu einer ſcharfen kritiſchen Stellung 
zur Gegenwartslage der Geſellſchaft und einem weiten Blick in die 
Zukunft. Im einzelnen hat er zweifellos Entwicklungen durchgemacht, 
ſeine Grundgedanken hat er aber in allem weſentlichen feſtgehalten. 
In ſeinem Syſtem findet ſich nicht „eine ſeltſame Zuſammenſtellung 
heterogener, ja ſich gegenſeitig ausſchließender Grundſätze“, wie Muckle 
meint . Im Gegenteil: Wiederholungen der gleichen Gedankengänge 
in den einzelnen Schriften ſind häufig; deſſen war ſich St. Simon 
auch völlig bewußt, aber als Neuerer mußte er nach ſeiner Anſicht 
die neuen Gedanken immer wieder den Zeitgenoſſen von mannig⸗ 
fachen Seiten aus darſtellen?. 

Die Stellungnahme zu dieſem Gedankenſyſtem St. Simons hat 
in neuerer Zeit — wie ausgeführt — vor allem unter dem Einfluß 
von Marx und Engels geſtanden?. Früher wurde er als Utopiſt 
bezeichnet. Aber auch die neueſten Kritiker ſind im weſentlichen mit 
dem Marxſchen Begriffsapparat an St. Simon herangetreten. Muckle 
und in anderer Weiſe Eckſtein haben behauptet, St. Simon müſſe 


als Vertreter des hiſtoriſchen Materialismus und ſomit als Vorläufer 


von Marx angeſehen werden; eine ſolche Auffaſſung kann nicht ge⸗ 
halten werden“. Eckſtein hat ferner ebenfalls aus marxiſtiſchen 
Gedankengängen heraus jene Frage aufgeworfen, die wir ſchon oben 
erwähnten, ob nämlich St. Simon überhaupt Sozialiſt ſei oder ein 
Prophet des Kapitalismus. Seiner Anſicht nach habe St. Simon 
unter der kritiſchen Periode nur die miterlebten Zeiten des Kaiſer⸗ 
tums und der Reſtauration verſtanden, und als Ideal habe ihm 
der Kapitalismus vorgeſchwebt. Tatſächlich widerſpricht eine der⸗ 
artige Anſchauung nicht nur den allgemeinen Grundgedanken St. 
Simons, ſondern auch der im beſonderen oft ausgeführten An⸗ 
ſchauung, daß die Kriſe der Gegenwart ſeit dem Zuſammenbruch 


1 a. a. O. S. 212. Hiergegen auch Eckſtein, a. a. O. S. 437 ff. 
2 (Euvres XXI, S. 131. 

8 Siehe S. 118/119. 5 

+ Siehe oben S. 120. | 


5 a. a. O. S. 430 ff. Ahnlich bereits Marx, Kapital, 3. Bd., 2. Teil, 
S. 144. 
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des Mittelalters zu Luthers Zeiten währt! und die gegenwärtigen 
Umwälzungen nur aus dieſer allgemeinen Lage der Neuzeit ver⸗ 
ſtanden werden können. Er hat anderſeits als das zukünftige ſoziale 
Syſtem entſprechend ſeinen Grundgedanken vorausgeſagt, daß Staat 
und Wirtſchaft eng miteinander verwachſen werden zu dem Zwecke, 
die Mehrzahl der Menſchen, das heißt die ärmſte Klaſſe zu heben ?. 
Man kann alſo St. Simon nicht als Propheten des Kapitalismus 
bezeichnen. War er aber Sozialiſt? Auf dieſe Frage iſt eine 
Antwort ſchwer zu geben; im Marxſchen Sinne war er es jedenfalls 
nicht. Er hat nie eine Verſtaatlichung oder Vergeſellſchaftung der 
Produktionsmittel irgendwelcher Art erſtrebt. Nur wenn man den 
Begriff des Sozialismus ſehr weit faßt und ihn etwa mit Som- 
bart? als „praktiſche Sozialrationaliſtik mit antichrematiſtiſcher 
Tendenz“ bezeichnet, wird man St. Simon einen Sozialiſten nennen 
können. Aber die Eigenart St. Simons wird hiermit nicht bezeichnet, 
das geht aus der Schilderung ſeines Syſtems hervor. 

Nicht nur die „materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung“ und den 
„Kapitalismus“, auch den Klaſſenkampfgedanken hat Muckle in St. 
Simon geſucht. Tatſächlich iſt der Gegenſatz von Arbeiter und 
Unternehmer bei ihm kaum angedeutet. Es iſt bezeichnend, daß 
dieſes Fehlen des Klaſſenkampfgedankens von marxiſtiſcher Seite 
hauptſächlich übel vermerkt wird“. 

In Wirklichkeit iſt St. Simon vom marxiſtiſchen Standpunkt 
aus überhaupt nicht richtig zu verſtehen. Denn der weſentlichſte 
Zug der Marxſchen Ssozialphiloſophie iſt es, alle Erſcheinungen der 
menſchlichen Geſellſchaft auf wirtſchaftliche Tatſachen zurückzuführen, 
in der Geſchichte eine Folge von Klaſſenkämpfen zu erblicken und 
eine ſelbſtändige geiſtige Entwicklung zu leugnen. Demgegenüber 
iſt der weſentlichſte Zug der Sozialphiloſophie St. Simons die 
univerſale Weiſe der Betrachtung, in der er verſucht, alle Probleme 
der Neuzeit zu erfaſſen. Hieraus erklärt ſich einerſeits die Schwäche 
ſeines Syſtems; er konnte nicht die wirkliche Tragweite vieler Fragen 
ruhig durchdenken. Die Schwierigkeit des Erkenntnisproblems wie der 
religiöſen Fragen und viele Gegenſätze der Wirtſchaft hat St. Simon 
nicht erkannt. Anderſeits aber liegt in der Univerſalität auch ſeine 


1 Siehe Euvres XXI, S. 8 ff., XXII, S. 99 ff.; ſowie Zitat bei Eckſtein, 
S. 431 Anm. 

2 Siehe (Euvres XX, S. 201 ff. 

3 Grundlagen und Kritik des Sozialismus, 1919, I, S. V ff. 

+ Cunow, a. a. O. S. 287; Marx, a. a. O. 
Schmollers Jahrbuch XLV 4. 9 
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Stärke. Aus ihr heraus konnte er zu einer umfaſſenden Würdigung 
der Lage der Gegenwart kommen; mit voller Schärfe hat er geſehen, 
wie kritiſch die Situation der Neuzeit iſt, nicht nur auf dem Gebiete 
der ſozialen Organiſation, ſondern im engen Zuſammenhang damit 
auch der Kultur, der Moral und Religion. Er hat weiterhin folge⸗ 
richtig einen Wiederaufbau nur in einer gemeinſamen Löſung der 
geiſtigen — beſonders der religiöſen — Kriſe und der ſozialen 
Probleme erwartet. 

Hierin überragt St. Simon nicht nur Marx, er hat damit vor 
allem eine Überzeugung zum Ausdruck gebracht, deren Wahrheit 
gerade in unſerer Zeit immer wehr erleuchtet. 
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Die Tarife in der deutſchen Sozial⸗ 
verſicherung 


Von Dr. Eruſt Günther 
Profeſſor an der Aniverſität Gießen 


Inhaltsverzeichnis: Der Tarif entſcheidend für die Wirkungsweiſe der Sozial⸗ 
verſicherungsgeſetze S. 131. — Kritik der bisherigen Tarife S. 132—160. 
Der Tarif der Invaliden⸗ und Altersverſicherung S. 132—139; der Tarif 
der Angeſtelltenverſicherung S. 140—143; der Notſtandstarif von 1920 S. 143 
bis 146; der neue Invalidenverſicherungstarif vom Juli 1921 S. 146— 154; 
die von der Regierung bzw. vom Reichsrat vorgeſchlagenen Tarife für die 
Angeſtelltenverſicherung S. 154—160. — Vorſchläge für einen richtig kon⸗ 
ſtruierten Sozialverficherungstarif S. 160—170. — Zuſammenfaſſung S. 171. 


as Wichtigſte an der ganzen Sozialverſicherung iſt eigentlich 

der Tarif, die Feſtſetzung der Leiſtungen der Verſicherten und 
der Verſicherer. Alle anderen Beſtimmungen der 1805 Paragraphen 
der Reichsverſicherungsordnung und der 399 Paragraphen des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte treten an Bedeutung unendlich 
zurück gegenüber den wenigen Sätzen, in denen feſtgelegt wird, was 
der Verſicherte oder ſein Arbeitgeber zu zahlen hat, was er im 
Schadensfall zu fordern hat. Der Tarif: ijt die Hauptſache, alles 
übrige iſt im Grunde nur Beiwerk, das nur den Zweck hat, die im 
Tarife vorgeſehenen Leiſtungen ſicherzuſtellen, die richtigen Formen 
für ihre Durchführung zu finden. Wenn der Tarif falſch aufgebaut 
"A, wenn er ungenügende oder ungerecht verteilte Leiſtungen und 
Laſten, ein Mißverhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung vorſieht, 
ſo können ſolche Grundfehler des Geſetzes durch keine noch ſo wohl 
ausgeklügelten juriſtiſchen Beſtimmungen oder noch ſo ſchöne Orga⸗ 
niſation der Verſicherung wieder gutgemacht werden. Der Tarif 
entſcheidet tatſächlich über ihren Wert oder Unwert. Das gilt 
übrigens nicht nur von der Sozialverſicherung; auch in der Steuer⸗ 
geſetzgebung iſt die richtige Konſtruktion des Tarifs die entſcheidende 
Grundtatſache. Wer allerdings annehmen würde, daß entſprechend 
dieſer Wichtigkeit des Tarifs ſtets auch alle denkbare Sorgfalt auf 
ſeine richtige, zweckentſprechende Konſtruktion verwendet worden wäre, 
der wird arg enttäuſcht, ſobald er ſich die Tarife einmal etwas 
näher betrachtet. Ich habe ſeinerzeit in einer kleinen Schrift! den 


1 Progreſfivſteuer oder Konfiskation? Berlin 1919, Puttkammer & Mühlbrecht. 
f 9 * 
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Nachweis geführt, daß die Einkommenſteuertarife der deutſchen 
Staaten durchweg falſch konſtruiert oder daß ſie vielmehr in völliger 
Verkennung deſſen, was von einer richtigen Tarifkonſtruktion ab⸗ 
hängt, einfach nach Zufall und Willkür zuſammengeſtellt waren; 
und wir werden heute ſehen, daß auch bei der Sozialverſicherungs⸗ 
geſetzgebung die verantwortlichen Stellen noch keine Ahnung von 
der Wichtigkeit des Tarifs hatten und haben, daß auch hier infolge 
der bei der Tarifkonſtruktion begangenen Fehler die Abſichten des 
Geſetzgebers nur unvollkommen erreicht, teilweiſe direkt in ihr Gegen⸗ 
teil verkehrt wurden. 


Betrachten wir zunächſt einmal den Tarif der Snvaliden= und 
Hinterbliebenenverſicherung. Die verſicherten Perſonen ſind hier in 
fünf Lohnklaſſen mit einem Jahresverdienſt von 


Klaſſell unter 350 Mk. 
1 350 — 550 = 
III 350 — 850 
N 850—1150 = 
o ee über 1150 ⸗ 


eingeteilt. Die Einteilung der Lohnklaſſen ſcheint nicht beſonders 
glücklich; fie ſollen laut § 1246 nicht nach dem tatſächlichen Jahres⸗ 
verdienſt beſtimmt werden, ſondern nach dem 300 fachen des in der 
Krankenkaſſe feſtgeſetzten Grundlohns. Wenn wir aber die Verdienſt⸗ 
zahlen in den verſchiedenen Klaſſen durch 300 dividieren, kommen 
wir zu ganz unmöglichen Grundlöhnen von 116 /, 183 ¼, 283 ½ 
und 383 ½ Pf., wie fie ſicher niemals von irgendeiner Krankenkaſſe 
feſtgeſetzt worden ſind. Richtiger wäre es zweifellos geweſen, wenn 
die Jahresarbeitsverdienſte ſo bemeſſen worden wären, daß ſie ſich 
zwanglos und glatt durch 300 teilen ließen. Dann wären wir bei 
möglichſt enger Anlehnung an die gewählte Klaſſeneinteilung ge⸗ 
kommen zu den Lohnklaſſen 


1 unter 360 Mk., entſprechend einem Grundlohn bis 1,20 Mk. 
II 360— 540 s . . von 1,20—1,80⸗ 
III 540— 840 - . . - -» 1,80--2,80 = 
IV 80-1140 - . - . 2,80 3,80 
V über 1140 ⸗ . = über 3,80 = 


Noch beſſer wäre wahrſcheinlich eine etwas andere Klaſſeneinteilung 
mit 360, 480, 600, 960, 1200 Mk. Jahresverdienſt und 120, 160, 
200, 300, 400 Pf. Grundlohn geweſen. Die ungeſchickte Klaſſen⸗ | 
einteilung iſt ſchembar nur ein kleiner Schönheitsfehler, aber wir 
werden noch ſehen, daß ſie auch praktiſch nicht ohne Bedeutung iſt. 
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Als Wochenbeitrag für die verſchiedenen Klaſſen wurden ur⸗ 
ſprünglich 14, 20, 24, 30, 36 Pf. feſtgeſetzt. Wenn wir dieſe Reihe 
flüchtig betrachten, ſo fällt uns ſofort auf, daß die Steigerung von 
Stufe zu Stufe nicht gleichmäßig iſt. Sie beträgt 6, 4, 6, 6 Pf. 
Einen Grund dafür, daß die Lohnklaſſe III anders behandelt wurde, 
wird man vergeblich ſuchen. Es liegt Logik darin, wenn die Stei⸗ 
gerung von Klaſſe zu Klaſſe gleich bleibt; auch wenn fie progreſſiv 


iſt, von Stufe zu Stufe größer wird, 4, 6, 8, 10; oder auch wenn 


ſie degreſſiv iſt. Aber wenn hier die Klaſſe III nur 4 Pf. höher 
angeſetzt wird als die Vorklaſſe, während alle anderen Klaſſen um 
je 6 Pf. geſteigert wurden, ſo iſt eine logiſche Erklärung dafür ganz 
unmöglich. Der einzige Grund könnte höchſtens darin gefunden 
werden, daß nach der gemeinen Vorſtellung 24, 30, 36 (2, 2½, 
3 Dutzend) als ſchönere, glattere Zahlen gelten als 26, 32, 38, die 
ſich bei gleichbleibender Steigerung um je 6 ergeben haben würden. 
Das iſt natürlich eine lächerliche Außerlichkeit; aber wer ſich näher 
mit Tariffragen befaßt, wird finden, daß bei dem Mangel jeden 
inneren Verſtändniſſes für das, auf was es bei einem Tarif eigent⸗ 
lich ankommt, ſolche Außerlichkeiten tatſächlich oft eine entſcheidende 
Rolle ſpielen. Der frühere preußiſche Einkommenſteuertarif war 
beſonders charakteriſtiſch dafür, wie um der ſchönen runden Zahlen 
willen der ganze Tarifaufbau verzerrt wurde. 

Beim Invalidenverſicherungstarif wurde der gerügte Fehler 
wieder gut gemacht, als bei Einführung der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung die Klaſſenbeiträge erhöht wurden auf 16, 24, 32, 40, 48 Pf. 
Die gröbſte, auf den erſten Blick in die Augen fallende Gedanken⸗ 
loſigkeit des urſprünglichen Tarifs wurde damit beſeitigt, der Ab⸗ 
ſtand von Stufe zu Stufe gleichmäßig auf 8 Pf. gebracht. Freilich 
um zu ſehen, ob ein Tarif wirklich gut konſtruiert iſt, genügt es 


nicht, ihn bloß von außen her zu betrachten, ſondern wir müſſen 


tiefer dringen. Das Verhältnis zwiſchen dem Einkommen und den 
Beiträgen in den einzelnen Klaſſen iſt für die Beurteilung be⸗ 
deutungsvoll. Wenn wir 52 Beitragswochen im Jahre annehmen, 
ſo zahlten die Verſicherten jährlich | 
urſprünglich nach Erhöhung 


in Klaſſe J mit unter 350 Mk. 728 Pf. 832 Pf. 
- II- 350— 550 1040 ⸗ 1248 
- II =: 550— 850 1248 1664 - 

IV 850-1150 - 1560 2080 = 


V = über 1150 ⸗ 1872 = 2496 
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Wenn wir als niedrigſtes Einkommen in Klaſſe 1 200 Mk., als 
höchſtes in Klaſſe V 1800 Mk. einſetzen, ſo betrug die prozentuale 
Belaſtung des Arbeitsverdienſtes durch die ee nach 


dem urſprünglichen Tarif 


Untergrenze Mitte Obergrenze 
Klaſſe I 3,64 % 2,63 % 2,08 % 
„ 1 2,96 % 2,25 % 1,89 % 
III 2,58 0% 1,78 % 147% 
IV 1,84 % 1,56 % 1,36 0% 
2 V 1,63 % 1,23% 1,04 % 
Nach erhöhtem Tarif 
Klaſſe I 4,16 % 3,04 % 2,38 % 
- I 3,57 % 2,77 % 2,27 % 
III 3,03% 2,38 % 1,96% 
IV 2,45 % 2,08 % 1,81 % 
: V 2,17% 1,64 % 1,39 % 


Auf den erſten Blick ſehen die Zahlen gar nicht ſchlecht aus; 
wir finden in allen Reihen eine abnehmende Belaſtung, wenn auch 
die Abnahme nicht überall gleichmäßig fortſchreitet. Es ſcheint alſo, 
als ob der Verfaſſer des Tarifs ſeine Sätze nicht einfach nach Zufall 
und Laune aufgeſtellt, ſondern daß er eine beſtimmte Abſicht dabei 
verfolgt hat. Es fragt ſich nur, ob es eine gute Abſicht war. Die 
prozentuale Belaſtung der niedrigſten Einkommen iſt 2—3 mal ſo 
hoch wie die Belaſtung der höchſten Einkommeu. Iſt das richtig 
und mit den Grundgedanken der Sozialverficherung vereinbar? 
Man könnte dafür anführen, daß die unterſten Einkommenklaſſen 
der Hilfe durch die Verſicherung beſonders bedürftig ſeien und des⸗ 
halb auch beſonders viel dafür aufwenden müßten. Aber auf det 
anderen Seite find fie doch auch die wirtſchaftlich ſchwächſten 
Schichten, die von ihrem kümmerlichen Einkommen viel ſchwerer 
etwas abgeben können als die Mitglieder der Klaſſen IV und V. 
Dem ſozialen Gedanken der Verſicherung würde es jedenfalls viel 
beſſer entſprochen haben, wenn die Belaſtung in der unterſten Klaſſe 
am niedrigſten geweſen unh bei zunehmendem Arbeitsverdienſt nicht 
nur abſolut, ſondern auch relativ geſtiegen wäre, wenn die höchſten 
Lohnklaſſen auch mit den prozentual höchſten Beiträgen zur Ver⸗ 
ſicherung herangezogen worden wären. Vielleicht ſprachen gegen 
eine ſolche Regelung finanzielle volkswirtſchaftliche Gründe, obgleich 
eigentlich anzunehmen iſt, daß Induſtrien, die Löhne von 1500 bis 
1800 Mk. bezahlen konnten, auch eher in der Lage waren, 3 % des 


em! — — — e 
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Lohnes für Verſicherungszwecke aufzuwenden, als Induſtrien, die 
ſich nur durch Hungerlöhne von wenigen 100 Mk. über Waſſer 
halten konnten. Wenn eine ſoziale Progreſſion der Beiträge wirk⸗ 
lich nicht möglich war, ſo war die antiſoziale Degreſſion ſicher falſch, 
und das mindeſte, was wir fordern müſſen, iſt eine prozentual 
gleiche Belaſtung in allen Lohnklaſſen. Nehmen wir eine Belaſtung 
von rund 2% des mittleren Verdienſtes der einzelnen Klaſſen, ſo 
würden ſich 11, 18, 28, 40 und 60 Pf., und bei 2½ % Belaftung 
14, 22, 35, 50, 75 Pf. als Wochenbeiträge ergeben haben. Die 
Zahlen ſcheinen auf den erſten Blick ziemlich hoch, ſie liegen aber 
nur in den beiden oberſten Klaſſen erheblich über den alten Sätzen. 
Anfang der 90 er Jahre, als die Löhne noch niedrig ſtanden, 
noch 85 % aller Verſicherten in den drei unterſten Klaſſen ſteuerten, 
wäre die dadurch bewirkte Mehrbelaſtung noch ganz geringfügig ge⸗ 
weſen. Nach den alten Sätzen betrug der ſich aus der Verteilung 
auf die vier Klaſſen ergebende Durchſchnittsbeitrag 20,81 Pf.; bei 


einer 2% igen Durchſchnittsbelaſtung, d. h. bei 11, 18, 28, 40 Pf. 


Wochenbeitrag, würde der Durchſchnittsbeitrag 21,61 Pf. betragen 
haben, alſo nur 4 % höher geweſen fein, d. h. ſtatt rund 94 Mill. Mk. 
hätten im Jahre 1891 97,75, alſo 3 Mill. Mk. mehr aufgebracht 
werden müſſen, eine Mehrbelaſtung, die die deutſche Volkswirtſchaft 
wahrſcheinlich gar nicht bemerkt hätte. Aber die Verteilung der 
Laſten wäre viel gerechter, viel ſozialer geweſen. Auf Grund der 
geſetzlichen Beiträge brachten von je 100 Mk. auf 


Klafſſe l 17,0 Mt. 
e 36,9 
u 250 - 
Fe 21,1. 


wenn die Beiträge aber entſprechend den hier entwickelten Grund⸗ 
ſätzen umgelegt worden wären, ſo wäre gekommen auf 


Klaſſe 12,9 Mk. 
e | VE er 32,0 = 
5: DV 22 8 0% 281 = 
er Ve 270 = 


Das Geſamtaufbringen wäre ungefähr geweſen 
nach dem geſetzlichen Tarif nach richtig konſtr. Tarif | 
Klaſſe I 16,0 Mill. Mk. 12,6 Mill. Mk., d. h. weniger 3,4 Mill. Mk. 


. 


U 34,7 = 33 = 2 5 BR > 
„ III 235 ⸗ = 275 = d. h. mehr 40 = 0 
IV 19,8 = 7 26,4 er 2 d. h. = 6,6 s ® 

d. h. mehr 3,8 Mill. Mk. 


zufammen 94,0 Mill. Mk. 97,8 Mill. Mk., 
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Die unteren Lohnklaſſen wären alſo ziemlich ſtark entlaſtet, die 
oberen gemäß ihrer größeren Leiſtungsfähigkeit ſtärker herangezogen 
worden. Durch die ungeſchickte Tarifkonſtruktion, durch 
die falſche Staffelung der Beiträge, ſind den Mit⸗ 
gliedern der beiden unterſten Klaſſen im Laufe der 
Jahre wahrſcheinlich 100—150 Mill. Mk. zuviel abge⸗ 
nommen worden, die bei richtiger Bemeſſung der Bei⸗ 
träge von den oberen Klaſſen hätten aufgebracht wer- 
den können und entſprechend dem ſozialen Charakter 
der Verſicherung auch hätten aufgebracht werden müſſen. 

Die 3% Million Mehrbelaſtung infolge richtig bemeſſener Bei⸗ 
träge wären von der deutſchen Volkswirtſchaft im Jahre 1891 ſicher 
leicht getragen worden. Gewiß wäre die Mehrbelaſtung gewachſen 
in dem Maße, wie Arbeiter aus den unteren Lohnklaſſen allmählich 
in die oberen Lohnklaſſen, in die neugeſchaffene Klaſſe V aufrüdten. 
Aber dies Aufſteigen in höhere Lohnklaſſen von 1895 ab war doch 
nur ein Ausdruck der aufſteigenden wirtſchaftlichen Konjunktur. 
Wenn die deutſche Volkswirtſchaft ſeinerzeit in den Jahren des 
Tiefgangs die ganze große Neubelaſtung durch die Sozialverſicherung 
hatte übernehmen können, ſo hätte ſie ſpäter ſicher auch die mit der 
richtigen Erfaſſung der höheren Arbeitsverdienſte durch die Invaliden⸗ 
verſicherung verbundene geringe Mehrbelaſtung gut tragen können. 
Es war jedenfalls nicht nötig, daß wir mit dem Aufſteigen der 
wirtſchaftlichen Konjunktur, mit dem zunehmenden Reichtum Deutſch⸗ 
lands ſofort daran gingen, die eben erſt geſchaffene Invaliden⸗ 
verſicherung wieder teilweiſe abzubauen. Die falſche Bemeſſung der 
Beiträge, die zu niedrige Belaſtung der höheren Löhne mußte aber 
bei einer Lohnſteigerung — auch ohne Krieg und Revolution — 
ganz von ſelbſt zum Abbau der Verſicherung führen. Während im 
Jahre 1891 noch 2,15% der durchſchnittlichen Löhne als Beiträge 
zur Invalidenverſicherung abgeführt wurden, waren es 1910 nur 
noch 1,80 %, alſo rund ein ¼ weniger. Da die Renten von den 
Beiträgen abhängen, mußte ſich auch das Verhältnis der Renten 
zu den Löhnen entſprechend verſchieben, die Renten immer un⸗ 
genügender werden. Sicher eine Entwicklung, die die Väter des 
Geſetzes nicht beabſichtigt hatten, und die auch nur eintreten konnte, 
weil man ſeinerzeit der Tarifkonſtruktion nicht die genügende Auf⸗ 
merkſamkeit zugewandt hatte, vergeſſen hatte, daß der Tarif tat⸗ 
ſächlich mehr als irgend etwas N die Wirkungsweiſe des Ge⸗ 
ſetzes beſtimmt. 
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Weſentlich für die Beurteilung eines Verſicherſicherungstarifs 
iſt das Verhältnis der Beiträge zu den Renten. Die Invaliden⸗ 
renten werden bekanntlich — außer dem Reichszuſchuß — aus dem 
Grundbetrag und den Steigerungsſätzen, die Altersrenten aus Reichs⸗ 
zuſchuß und Anteil der Verſicherungsanſtalten gebildet. Der Grund⸗ 
betrag iſt in 


Klaſſe I 500 & 12 Pf., der Steigerungsſatz pro Beitrag 3 Pf. 
II 500 x 14 = 


* 


2 2 2 


3 III 500 > 16 2 = 2 2 8 8 2 
3 IV 500 — 18 2 2 2 8 2 10 = 
= V 500 = 20 = . = 2 = 12 


der Anteil an der Altersrente 1200 * 5, 7½, 10, 12½, 15 Pf. 
Wir können die 500 bzw. 1200 vernachläſſigen und einfach die be⸗ 
ſonderen Verrechnungsſätze der einzelnen Klaſſen in Beziehung zu 
den Klaſſenbeiträgen ſetzen; es ergeben ſich dann 


Beitrag Grundbetrag Steigerungsſatz Altersrentenanteil 
Klaſſe 1 140 V, 12 Pf. = 85,7% 3,0 Pf. 21,4 % 79 Bf. 35,7 9% 
II 20,0 14 — 70,0 % 6,0 = — 30,0% 15 = — 37,5 0% 


- II 24.016 66,7 % 8,0 21,7 9% 
- IV 300 18 60,0 % 100 = 83,3 9%8 12,5 - — 41,7% 
- 7 360 ⸗20 55,6 % 12,0 . 333 % 15,0 41,7 0% 


Durchſchn. -V 24,8 Pf. 16 Pf. = 64,5 % 7,8 Pf. — 31,5 % 10,0 Pf. — 40,3 % 


und nach der Erhöhung der Beiträge 
Beitrag Grundbetrag Steigerungsſatz Altersrentenanteil 


Klaſſe I I Tr. 12 Bf. = 75,0 % 3,0 Pf. — 18,8 % le 
II 14 = — 58,3 % 6, 5,0 — 32,0 % 


III 320 16 50,0 % 8,0 — 25,0 % 100 - = 32,0% 
IV 400 : |18 - 45,0 % 10,0 25,0 % 12.5 832.0 % 
- V 48.0 20 41,7% 12,0 25,0 % 15,0 - —= 32,0% 


Durchſchn. I- V 32,0 Pf. 16 Pf. = 50,0 % 7,8 Pf. — 24,4 % 10,0 - = 32,0% 


Wir ſehen hier eine regelmäßige Degreſſion beim Grundbetrag 
der Invalidenrente; der Grundbetrag iſt relativ am höchſten in den 
unterſten Lohnklaſſen, die Bezieher der kleinſten Einkommen erhalten 
am meiſten für ihr Geld, während die beſſergeſtellten Arbeiter ihre 


Verſicherung teurer bezahlen müſſen. Eine Anpaſſung an die Leiſtungs⸗ 


fähigkeit und Bedürftigkeit, die bei einer Sozialverſicherung durch⸗ 
aus am Platze iſt. Allerdings bei den Steigerungsſätzen und auch 
bei der Berechnung der Altersrente wird dieſer löbliche Grundſatz 
nicht feſtgehalten; hier erhalten die unterſten Lohnklaſſen verhältnis⸗ 
mäßig am wenigſten für ihr Geld, müſſen ihre Verſicherung am 
teuerſten bezahlen. Was eben erſt mit der einen Hand gegeben 
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wurde, wird ſofort mit der anderen wieder genommen. Und viel⸗ 
leicht wird ſogar noch etwas mehr genommen. Unter Zugrunde⸗ 
legung der urſprünglichen Beiträge von 14, 20, 24, 30 und 36 Pf. 
würde betragen haben 


E e = 
nach 500 Wochen beitrag ohde Reicsszuſchuß | 
Klaſſe I 70 ME. 75 Mt. = 107% 
„ U 100 - 100 = = 100% 
: II 120 120 ĩũ⸗ = 100% 
IV 150 - 140 = 93,3 % 
2 V 180 160 = = 889% 


Bei nach kurzer Verſicherungsdauer eintretender Invalidität find 


alſo die Mitglieder der unterſten Lohnklaſſen am beſten geſtellt. 
Aber das Bild verſchiebt ſich, je ſpäter der Verſicherungsfall eintritt. 
Die Rente beträgt nämlich Prozent der Beiträge 
N nach 1000 1500 2000 2500 Beitrags wochen 
Klaſſe 1 64.3 % 50,0% 42,9 % 38,6 % 

„II 65,0% 53,3% 47,5 0% 44,0 % 

- TI 6,7 % 55,6 % 50,0 % 46,7 %0 

- IV 63,3% 53,3% 48,3% 45,3% 

„ V 61,1% 51,9 % 47,2 % 44,4% 
Oder, um es es anders auszudrücken, um 100 Mk. Rente zu er⸗ 
halten muß der Arbeiter bezahlen 


in 500 1000 1500 2000 2500 Wochen 
Klaſſe I 93 Mk. 156 Mk. 200 Mk. 233 Mk. 259 Mk. 
- 1 10 ⸗ 154 - 188 - 2il = 228 = 
III 100 ⸗ 150 = 180 - 200. = 214 - 
IV 107 ⸗ 158 = 188 = 207 = 221 ⸗ 
2 V 113 = 164 - 193 = 212 = 225 = 


Je länger die Verſicherung läuft, je ſpäter der Verſicherungsfal 
eintritt, deſto ungünſtiger iſt die Lage der beiden unteren Lohn⸗ 
klaſſen, deſto teurer wird für ſie die Verſichernng. Durch den für 
alle Lohnklaſſen gleichen Reichszuſchuß verſchiebt ſich das Bild aller⸗ 
dings etwas zu ihren gunſten. Aber ſelbſt unter Einrechnung des 
Reichszuſchuſſes würden, wenigſtens nach 2500 Beitragswochen, die 
Mitglieder der unterſten Lohnklaſſe ihre Invalidenverſicherung teurer 
zu bezahlen haben als die Mitglieder der Klaſſen II und III, denn 
die Rente würde dann betragen 


nach 500 1500 2500 Beitragswochen 
Klaſſe 1 179% 73,8 % 52,9 %% der gezahlten Beiträge 
II 150 % 70,0% 54,ʒ 0 %o s = 
„ II 142 % 69,4% 55, 0 % = ⸗ : 
- IV 127 / 64,4% 52,0 % = - - 
= V 117 / 61,6 ¾ 50,0 % g = - 
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Für 100 Mk. Rente mußten alſo die Verſicherten bezahlen 


in 500 1500 2500 Wochen 
Klaſſe I 55,9 Mk. 135 Mk. 189 Mk. 

:s UI 66,7 - 143 185 > 

- III 704 =: 144 =: 132 > 

IV 787 ⸗ 155 =: 192 - 
„VV 85» 162 200 > 


Bei der Altersverſicherung liegen die Dinge ähnlich. Hier er: 
hielten die Mitglieder der Lohnklaſſe 1 nach 1500 Wochen von der 
Verſicherungsanſtalt 28,6% ihrer Einzahlungen als Rente, gegen⸗ 
über 30 % in Klaſſe II und 33 ¼ Yo in den drei oberſten 
Lohnklaſſen. Durch den Reichszuſchuß wird die Differenz aus⸗ 
geglichen, ſogar noch ein Vorſprung zugunſten der unteren Klaſſen 
erzielt. | 

Als ſpäter bei gleichbleibenden Renten die Beiträge progreſſiv 
erhöht wurden auf 16, 24, 32, 40 und 48 Pf., wurden die hier 
gerügten Mängel abgeſchwächt, verſchwanden aber noch nicht völlig, 
ſo daß nach wie vor die Mitglieder der unterſten Lohnklaſſe bei 
längerer Verſicherungsdauer ohne Reichszuſchuß ſchlechter geſtellt 
waren als die oberen Klaſſen. 

Wenn die Verſicherung in den unteren Klaſſen relativ teuer iſt, 
wenn die Rente hier einen geringeren Prozentſatz der Einzahlungen 
ausmacht, jo läßt ſich das damit verteidigen, daß tatſächlich ſolche 
kleine Verſicherungen verhältnismäßig mehr Arbeit machen, daß ſie 
auch für den Verſicherer ſelbſt teurer ſind. Deshalb iſt ja auch die 
Volksverſicherung teurer als die große Lebensverſicherung. Und es 
läßt ſich zwar nicht aus kaufmänniſch⸗rechneriſchen, aber aus ſozialen 
Gründen verteidigen, daß die Verſicherungsleiſtungen ohne Rüdficht 
auf die Koſten, aber in Rückſicht auf die Bedürftigkeit in den unteren 
Stufen relativ am höchſten ſind, von Stufe zu Stufe fallen. Die 
Progreſſion hat Sinn und die Degreſſion hat Sinn, und es hat 
ſchließlich auch noch Sinn, wenn jemand ſich für keins von beiden 
entſcheiden kann, ſondern die goldene Mittelſtraße wählt, die Renten 
im Verhältnis zur Einzahlung für alle Klaſſen auf gleicher Höhe 
hält. Aber wir werden beim beſten Willen keinen Sinn entdecken 
können in einem Verfahren, das die Renten von der erſten zur 
dritten Lohnſtufe anſteigen läßt, um ſie dann in der vierten und 
fünften Klaſſe wieder ſinken zu laſſen. Dahinter ſteckt kein Prinzip, 
ſondern es iſt nur ein Ausdruck dafür, daß die Väter des Tarifs 
ſich ſeine Wirkungsweiſe niemals richtig klargemacht haben. 
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Ehe wir den im Jahre 1920 eingeführten Notftandstarif und 
die eben vom Reichstag beſchloſſenen neuen Tarife für die Invaliden⸗ 
und Altersverſicherung näher betrachten, zunächſt noch ein paar 
Worte über den urſprünglichen Tarif der Angeſtelltenverſicherung. 
Die Verſicherten ſind hier eingereiht in die 

Klaſſen Jahresverdienſt monatlicher Beitrag 


A mit bis 550 Mk. 1,60 Mk. 
B = 550— 850 3,20 
C = 850-1150 - 4,80 
D - 1150-1500 - 6,80 
E „ 1500—2000⸗ 960 - 
F . 2000-2500 - 18,20 
G =» 2500-3000 - 16,60 
H 23000 — 4000 20,00 - 
J = 4000-5000 - 26,00 


Wir wundern uns, warum der Monatsbeitrag von E zu F 
um 3,60 Mk. wächſt, aber von F zu G und von G zu H nur um 
3,40 Mk., obgleich wenigſtens die letzte Stufe doppelt ſo hoch, 1000 
ſtatt 500 Mk. iſt. Aber zur richtigen Beurteilung des Tarifs werden 
wir auch hier wieder die Prämienſätze mit den Gehältern der be⸗ 
treffenden Klaſſen vergleichen müſſen. Wir bekommen dann folgende 
Tabelle: 


— nn — — — .ü—e — . '. . . . ääñee . — — 


Die Prämie beträgt Prozent des Gehaltes 


Klaſſe dene ohne Invalidenverficherung mit Invalidenverſicherung 
verdienſt — 
Ober⸗ | Unter: Ober⸗ UAnter⸗ 
grenze titte | grenze | grenze Mitte grenze 
Mk. 9% | % | % % %% | % 
A bis 550 3,9 4.27 5,49 | 576 | 704 | 9,06 
B 550 850 452 | 549 | 698 | 651 | 787 | 10,01 
C 850 — 1150 9,01 9,16 6,78 6,82 7,84 9,23 
D 11501500 5,44 6,16 7,10 7,0 3.004 927 
35005000 576 | 658 7% | Tor | 801 | 984 
F 2000 —2500 6,34 7,04 7,92 — — — 
G 1 2500-8000 ] 6,64 | 724 | 7,97 - — | = 
H 30004000] 600 | 686 8,00 5 = 
J 6,38 709 | 7.98 ee | = | 8 


4000 —5000 


Beſonders erfreulich ind die Zahlen in ihrer Unruhe gerade nicht. 
Stier⸗Somlo ſchreibt in ſeinem Kommentar zum Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetz „der monatliche Beitrag beträgt 8% M des ver⸗ 
ſicherten Einkommens“. Ein Blick auf die Zahlenreihen beweiſt uns, 
daß das nicht zutrifft; weder für die Mindeſteinkommen noch für 
die mittleren Einkommen oder für die Höchſteinkommen der einzelnen 
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Gehaltsklaſſen. Nur in einem einzigen Falle, an der Untergrenze 
der Klaſſe H, werden die 8 % wirklicht erreicht. Wohl pendelt bei 
den auch der Invalidenverſicherung unterliegenden Angeſtellten die 
mittlere Belaſtung um 8% und in den Klaſſen G— die Höchſt⸗ 
belaſtung; die Abſicht des Geſetzgebers auf die 8 % éRiſt unverkennbar. 
Aber gerade das iſt ja das Bedauerliche, daß er, wie die Tabellen 
beweiſen, es ſo wenig verſtanden hat, den guten Willen auch in 
die Tat umzuſetzen. Wir werden ſpäter ſehen, daß nichts einfacher 
iſt, als einen Tarif mit für alle Klaſſen — an der Ober⸗ oder 
Untergrenze oder in der Mitte — gleicher Belaſtung zu konſtruieren. 
Wenn die Verfaſſer des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte an 
dieſer leichten Aufgabe ſcheiterten, ſo iſt dies leider der beſte Beweis 
dafür, daß ſie ſelbſt von den einfachſten Tarifkonſtruktionsgrund⸗ 
ſätzen keine richtige Vorſtellung hatten. Sie mögen ausgezeichnete 
Juriſten geweſen ſein, die die formal⸗juriſtiſche Seite der Angeſtellten⸗ 
verſicherung ſauber und ſicher in die genügende Anzahl von Para⸗ 
graphen zu faſſen verſtanden; aber die Tarifkonſtruktion iſt eine Auf⸗ 
gabe für ſich, die ganz andere Schulung und andere geiſtige Ein⸗ 
ſtellung verlangt. 

Wenn eine Eiſenbahn, eine Brücke gebaut wird, würde niemand 
mehr auf den Gedanken kommen, daß die Behörden, die die formale 
Seite der Sache zu bearbeiten, die Verhandlungen wegen Auf⸗ 
bringung der Mittel, Enteignungsverfahren uſw. zu führen haben, 
nun auch die techniſche Seite bearbeiten könnten, daß ſie auch die 
Konſtruktionspläne für die Brücke liefern könnten. Die Trennung 
von Verwaltung und Technik — wenn ich einmal die verſchiedenen 
Aufgabenkreiſe in dieſen beiden Worten zuſammenfaſſen darf — iſt 
hier ſchon längſt durchgeführt. Aber in der Geſetzgebung hat man 
noch lange nicht genügend erkannt, daß es ſich auch hier nicht nur 
um juriſtiſche Probleme handelt, ſondern daß in vielen Fällen da⸗ 
neben noch ein techniſches Problem, eine Konſtruktionsaufgabe zu 
löſen iſt, und daß dieſe Aufgabe nicht ſo nebenbei aus dem Hand⸗ 
gelenk mit abgetan werden kann, ſondern daß ſie nur von beſonders 
dafür geſchulten Technikern richtig gelöſt werden kann. Der Tarif⸗ 
konſtrukteur iſt genau ſo wichtig wie der Brückenbauingenieur. Denn 
wenn ein Verſicherungstarif, ein Steuertarif, ein Verkehrstarif fehler⸗ 
haft konſtruiert iſt, ſo ſind die Folgen, anch wenn es nicht zu einer 
großen, ſichtbaren Kataſtrophe kommt, mindeſtens genau ſo ſchlimm, 
wie wenn eine Brücke fehlerhaft konſtruiert wird. 

Das Ruhegeld ſteht bei der Angeſteltenverſiherung in allen 
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Klaſſen im gleichen Verhältnis zum Einkommen, indem überall für 
die erſten 120 Monatsbeiträge ein Viertel, für alle folgenden ein 
Achtel der Einzahlungen als Rente gewährt wird. Das Ruhegeld 
beträgt alſo in allen Klaſſen 


nach 10 Jahren 25,00 % der geleiſteten Beiträge 


„ 20 18,75% = . 5 
„ 30 =: 16,67% ⸗ ⸗ = 
„ 40 „15,60% = - - 
„ 50 = 15,00% - 


Die Regelung ift bier RR er und beſſer als bei 
der Invalidenverſicherungsrente. Allerdings die Bevorzugung der 
erſten 120 Monatsbeiträge, ihre doppelte Anrechnung, ſo berechtigt 
ſie aus gewiſſen verſicherungsmathematiſchen Gründen ſein mag, 
kann praktiſch zu ziemlich großen Ungerechtigkeiten führen. Nehmen 
wir einen kaufmänniſchen Angeſtellten X., der vom 16.—18. Jahr 
in Klaſſe B ſteuert, vom 18.—20. Jahr in C, dann 3 Jahre in D 
und 3 Jahre in E. Er hat dann in dieſer Zeit 120 Beiträge im 
Geſamtwert von 585,60 Mk. eingezahlt und damit einen Renten⸗ 
anſpruch in Höhe von ein Viertel dieſer Summe, d. h. 146,40 Mk. 
erworben. Vom 26.—31. Jahr fol er in Klaſſe F und in den 
folgenden 5 Jahren in Klaſſe G ſteuern. Durch die in dieſen 
10 Jahren gezahlten 1788 Mk. erwirbt er Anſpruch auf Erhöhung 
ſeiner Rente um ein Achtel dieſer Summe, d. h. um 223,50 Mk. 
Im ganzen hat er alſo durch Einzahlung von 2373,60 Mk. in 
20 Jahren einen Rentenanſpruch in Höhe von 369,90 Mk. erworben. 
Auf der anderen Seite mag ein Schloſſer Y. ſtehen, der erſt mit 
26 Jahren mit 200 Mk. Monatsgehalt zum Meiſter befördert wird 
und damit in die Angeſtelltenverſicherung eintritt. Er tritt gleich 
in die Klaſſe G ein und rückt nach 5 Jahren in die Klaſſe H auf. 
Er ſteuert alſo in den 10 Jahren auch 1788 Mk.; aber bei ihm 
ſind es die erſten 120 Beitragsmonate, die zu ein Viertel an⸗ 
gerechnet werden, ſeine Rente beträgt 


IE — 447 Mk.; 
X erhält für 2373,60 Mk. Beiträge 369,90 Mk. Rente, d. h. 15,6% 
„ „1788,00 „ 447,0 d. h. 25,0 % 


Den höheren und außerdem verſicherungsmathematiſch wertvolleren 
Beiträgen ſteht alſo die niedrigere Rente gegenüber. Und das Bei⸗ 
ſpiel iſt nicht etwa gekünſtelt, ſondern ähnliche Fälle ſind in der 
Angeſtelltenverſicherung ſehr häufig. Bei richtiger Tarifkonſtruktion 


m tn — — = — = 
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hätte dieſer Fehler leicht vermieden werden können, hätte ſehr wohl 


die Rente für nach kürzerer Verſicherungsdauer eintretende Invalidität 
höher gehalten werden können, ohne daß es zu ſo groben Ungerechtig⸗ 


keiten kam. 


Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung hatten alſo von Anfang 
an gewiſſe konſtruktive Fehler, die ſelbſt unter normalen Verhältniſſen 
die Wirkungsweiſe der Geſetze beeinträchtigen, bei außergewöhnlicher 
Entwicklung aber verhängnisvoll werden mußten. Wir hatten als 
einen der Hauptmängel der Invalidenverſicherung die ungenügende 
Bemeſſung der Beiträge in den höheren Lohnklaſſen feſtgeſtellt. 


Dieſer Mangel mußte um ſo empfindlicher werden, je mehr Verſicherte 


in die oberen Lohnklaſſen aufrückten. Im Jahre 1900 ſteuerten 
erſt 7,3% aller Verſicherten in Klaſſe V, 1910 waren es bereits 
23,3% und für jeden Einſichtigen war klar, daß der Anteil der 
Klaſſe V raſch weiter wachſen würde. Es wäre deshalb eigentlich 
ſelbſtverſtändlich geweſen, daß bei Schaffung der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung dieſer Entwicklung durch Anfügung mindeſtens einer neuen 
Lohnklaſſe mit etwa 1500 oder 1600 Mk. und mehr Arbeitsverdienſt 
und (unter Anpaſſung an den alten, wie wir wiſſen ſchlecht kon⸗ 
ſtruierten Tarif) 60 — 75 Pf. Beitrag Rechnung getragen worden 
wäre. Aber es unterblieb, und 1914 waren bereits 32%/% oder faſt 
ein Drittel aller Verſicherten in Klaſſe V, während die Klaſſe I von 
urſprünglich 25,3% auf 7,2% zuſammengeſchrumpft war. Von 
1916 ab ſetzte dann die große Aufwärtsbewegung der Löhne ein, 
jo daß 1917 39%, 1918 49,3 % zu Klaſſe V gehörten. Die ganze 
Lohnbewegung kommt darin noch nicht zum Ausdruck, da durch 
einzelne Beſtimmungen des Geſetzes viele Arbeitnehmer trotz tat⸗ 


ſächlich höheren Verdienſtes künſtlich in niedrigeren Beitragsklaſſen 


zurückgehalten wurden. Während die 23,3% Verſicherte, die 1910 
zur Klaſſe V gehörten, wahrſcheinlich im Durchſchnitt mit ihren 


Löhnen nicht viel über 1500 Mk. ſtanden, war der Durchſchnittslohn 


der rund 50% des Jahres 1918 wahrſcheinlich viel höher, ſtand 
vielleicht auf 2500 Mk. oder noch darüber; d. h. der Verſicherungs⸗ 
ſchutz war inzwiſchen faſt ganz illuſoriſch geworden. Bei 900 Mk. 
Arbeitsverdienſt hätte nach 30 Jahren Beitragsleiſtung die Rente 


einſchließlich Reichszuſchuß 290 Mk. oder 32 % betragen, bei 1800 Mk. 


betrug fie unter den gleichen Vorausſetzungen 330 Mk. oder 18%, 
und bei 2700 Mk. ſank fie auf 12%, bei noch höheren Löhnen 
mußte ſie ſich ſchließlich faſt ganz verflüchtigen. Es iſt eigentlich 
ſelbſtverſtändlich, daß gegenüber einer ſolchen Entwicklung, die von 


— 
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1917 ab für jeden, der überhaupt etwas von wirtſchaftlichen Dingen 
verſtand, klar vor Augen lag, die verantwortlichen Stellen, das 
Reichsverſicherungsamt und die Verſicherungsanſtalten, die Pflicht ge⸗ 
habt hätten, mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln nach Ab⸗ 
hilfe zu ſtreben. Dieſe Zentralbehörden haben doch nicht nur die 
Aufgabe, als höchſte Inſtanz darüber zu entſcheiden, ob irgend ein 
armer Invalider oder eine Witwe ein paar Groſchen Rente mehr 
bekommen ſoll oder nicht, ſondern ſie haben vor allem darüber zu 
wachen, daß der Bau der Sozialverſicherung als Ganzes intakt 
bleibt; und wenn ſie ſehen, daß dieſer Bau vom Einſturz bedroht 
iſt, dann müſſen ſie Himmel und Hölle in Bewegung ſetzen um ihn 
rechtzeitig zu ſtützen und zu retten. Aber ſie taten nichts und ließen 
den Dingen ihren Lauf, die denn auch 1919/20 die Sozialverſicherung 
an den Rand des Abgrundes brachten. 

Schon 1918 war die Not der Invalidenrentner ſo groß ge⸗ 
worden, daß es nicht ſo weiter ging, daß ihnen zu ihren kleinen 
Renten Zulagen gewährt werden mußten, die ſich allmählich zu einem 
mehrfachen der urſprünglichen Renten auswuchſen. Für dieſe Zu⸗ 
lagen ſtanden natürlich im Rahmen der Verſicherung keine Mittel 
zur Verfügung. In jedem geordneten Haushalt werden Ausgaben 
nur gemacht, wenn Deckung für ſie da iſt. Auch die Verſicherungs⸗ 
anſtalten hätten ſofort auf Deckung der neueu Ausgaben bedacht 
ſein müſſen. Der Weg dafür war klar vorgezeichnet, indem einfach 
die Beiträge entſprechend der Lohnſteigerung, die ja auch den Anlaß 
zur Notlage gegeben hatte, erhöht wurden. Aber das Selbſtverſtänd⸗ 
liche geſchah nicht, angeblich weil, wie es in der Begründung zum 
Entwurf eines Geſetzes über die anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen 
und der Beiträge in der Invalidenverſicherung heißt, „die wirt⸗ 
wirtſchaftliche Lage völlig unüberſehbar war“ und „die Umwälzung 
der Geldverhältniſſe ein Urteil über das Maß des notwendigen Auf⸗ 
baus unmöglich gemacht hätte“. Dieſe Begründung iſt natürlich 
ganz hinfällig, denn wenn wir warten wollten, bis die wirtſchaft⸗ 
liche Lage wieder einigermaßen ſicher überſehbar iſt, ſo würde es 
wahrſcheinlich niemals zu einer Reform kommen. 

Aber es iſt gar nicht nötig, ſo lange zu warten, denn eine ge⸗ 
ſchickte Tarifkonſtruktion kann, wie wir noch ſehen werden, jo ge⸗ 
macht werden, daß auch eine weitere Umwälzung oder Rückwälzung 
der Geld⸗ und Lohnverhältniſſe ohne Einfluß auf die Verſicherung 
ſein würde, ſondern automatiſch durch eine Art gleitender Skalen 
die Anpaſſung an die neuen Verhältniſſe erfolgte. Für die ver⸗ 
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antwortlichen Stellen war das allerdings eine zu ſchwere Aufgabe, 
und deshalb geſchah längere Zeit nichts, und als ſchließlich un⸗ 
bedingt etwas geſchehen mußte, geſchah etwas falſches. Ab 1. Auguſt 
1920 wurden die Beiträge, die ſchon 1916 aus Anlaß der Herab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze um je 2 Pf. erhöht worden waren, auf 
90, 100, 110, 120 und 140 Pf. feſtgeſetzt, und dieſe erhöhten Bei⸗ 
träge wurden dann im Dezember 1920 noch einmal verdoppelt, ſo 
daß von da ab erhoben wurden in 
| Klasse I ſtatt 18 180 Pf., x h. 900 % Zuſchlag 
II. 26 = 200 = d. h. 669% - 

„III 34 220 d. h. 547% 

- IV 42 240 - d. h. 471% - 

„ V 50 280 - d. h. 460 % - 
Eine primitivere Art der Beitragsbemeſſung iſt beim beſten Willen 
nicht denkbar. Das einzig Richtige wäre natürlich die Angliederung 
neuer Lohnklaſſen geweſen, um dieſe entſprechend ihrer größeren 
Leiſtungsfähigkeit mit höheren Beiträgen heranziehen zu können. 
Wenn man ſich dazu nicht entſchließen konnte, ſo durfte aber die 
Erhöhung auf keinen Fall in der Art vorgenommen werden, daß 
die, wie wir wiſſen, ohnehin ſtärker belaſteten untereu Einkommen 
faſt doppell ſo ſtark getroffen wurden wie die höchſten Einkommen. 
Die Sätze vom Dezember 1920 mußten zu einer ganz unmöglichen 
Belaſtung der kleinſten Einkommen führen. Nehmen wir in Klaſſe I 
ein Mindeſteinkommen von 300 Mk. an, und in Klaſſe V ein Höchſt⸗ 
einkommen von 15000 Mk., ſo betrug die Belaſtung des Einkommens 
durch die Verſicherungsbeiträge 


in Klaſſel!l! 26,7 — 31,2 % 
R 18,9 — 29,7 % 
„ „ III 18,5 — 20,8 % 
„ = IV. 1I0,8 — 14,7% 
E BE SEE RERENER 0,95—12,7 % 


Wer dieſe Zahlen zum erſten Male lieſt, wird ſie einfach für falſch 
halten. Aber ſie ſind richtig. Es iſt tatſächlich ſo, daß ſeit De⸗ 
zember 1920 der hochbezahlte Arbeiter nur 1% feines Arbeits⸗ 
verdienſtes für Invalidenverſicherungszwecke aufheben mußte, der 
ärmſte, ſchlechteſt bezahlte Arbeiter aber faſt ein Drittel. Aus⸗ 
gerechnet einer Regierung, einem Parlament mit entſcheidendem 
ſozialiſtiſchen Einfluß war es vorbehalten, dieſen antiſozialſten aller 
Sozialverſicherungstarife zu ſchaffen. 

Nun könnte man vielleicht ſagen, die Sache ſei ja gar nicht 


ſo ſchlimm geweſen, da es Leute mit Einkommen der Klaſſen I-IV 
Schmollers Jahrbuch XLV4. 10 


2. ET RATE 
13 ee 
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faſt gar nicht gegeben habe, alſo auch nur ganz wenige von den 


ungerechten Sätzen getroffen wurden. Vielleicht iſt das richtig. 


Aber gerade wenn es nur ein paar Leute waren, war die Sache 
doppelt ſchlimm. Denn auch die paar Leute ſpürten die ungeheure 
Überlaftung, und den Verſicherungsanſtalten konnten ihre paar 
Groſchen doch nichts helfen. Es war dann nicht Grauſamkeit aus 
Not, ſondern einfach aus Gedankenloſigkeit und deshalb erſt recht 
verwerflich. c 

Der Notſtandstarif vom Dezember 1920 war natürlich nicht zu 
halten. Denn zu ſeiner inneren Ungerechtigkeit kam noch hinzu, 
daß er auch materiell nicht genügte, daß durch ihn doch nicht die 
unbedingt nötigen Mittel herbeigeſchafft werden konnten. Das war 
nicht möglich, fo lange Leute mit 1200 und 12 000, ja 18 000 Mk. 
Einkommen in einer Klaſſe zuſammengefaßt, mit gleichen Beiträgen 
herangezogen wurden. Denn wenn der Mann mit 12000 oder 
18000 Mk. Einkommen auch nur 5% davon für Invalidenver⸗ 
ſicherungszwecke abgeben ſollte, ſo mußte das bei Zuſammenfaſſung 
in einer Beitragsklaſſe den Mann mit 1200 Mk. Einkommen mit 
50— 75 % treffen. Nur die Aufteilung der Klaſſe V in eine Anzahl 
neuer, den geſtiegenen Löhnen angepaßter Klaſſen konnte helfen. 
Endlich entſchloß ſich die Regierung dazu und legte unterm 27. Juni 1921 
dem Reichstag einen entſprechenden Geſetzentwurf vor. Die Klaſſen I 
bis IV wurden in dem neuen Tarif zu einer Klaſſe bis zu 1000 Mk. 
zuſammengefaßt; es folgten dann 7 Klaſſen mit je 1000 Mk. mehr 
und endlich Klaſſe 9, die alle Leute mit über 8000 Mk. Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt umſchließen ſollte. Im Reichstag wurde der Tarif⸗ 
entwurf dahin abgeändert, daß die Stufenabſtände von 1000 auf 
2000 erhöht wurden; und vor allem wurde die Obergrenze von 
8000 auf 15000 Mk. heraufgeſetzt. Der neue Tarif ſieht 8 Lohn⸗ 
klaſſen vor: 


ahresarbeits⸗ Wochen⸗ ahres⸗ Beitrag Prozent 
Klaſe N an 8 Pelkrag vom Verde 
Mk. Mk. Mk. % 

A mit bis 1000 3,50 182 mindeſtens 18,2 
B = 1000— 3000 4,50 234 7,8— 23,4 
C = 83000— 5000 5,50 286 5,7— 9,2 
D = 5 000— 7000 6,50 338 4,8 — 6,8 
E = 7000 — 9000 7,50 390 4,3 — 5,6 
F 9000 — 12 000 9,00 468 3,9— 5,2 
G ⸗„ 12 000 —15 000 10,50 546 3,6— 4,6 
H = über. 15000 12,00 624 Hhöchſtens 4,2 


1083] Die Tarife in der deutſchen Sozialverſicherung | 147 


Entſcheidend für die Beurteilung eines Tarifs iſt, wie wir 
wiſſen, die verhältnismäßige Belaſtung der Einkommen durch die 
Verſicherungsbeiträge. Das. Urteil über den neuen Tarif kann nach 
einem Blick auf die letzte Spalte der vorſtehenden Tabelle nicht 
zweifelhaft ſein, denn der Tarif hat danach einen ausgeſprochen 
antiſozialen Charakter. Die kleinſten Einkommen ſind viel ſtärker, 
unter Umſtänden faſt achtmal ſo hoch belaſtet als die höchſten Ein⸗ 
kommen. Belaſtungen von mindeſtens 18,2% in Klaſſe A, und 
von 7,8 — 23,4% in Klaſſe B und auch noch von 5,7—9,4% in 
O gehen weit über das hinaus, was den Beziehern dieſer kleinſten 
Einkommen wirklich zugemutet werden darf. Im allgemeinen wird 
man nicht viel über etwa 5% hinausgehen dürfen. Dieſe Grenze 
iſt auch in den höheren Klaſſen eingehalten, aber es iſt unverſtänd⸗ 
lich und unentſchuldbar, daß ausgerechnet die Armſten der Armen 
ſo viel ſtärker herangezogen werden. | 

Dieſer ſchlimmſte Fehler des neuen Tarifs hängt zum Teil zu- 
ſammen, entſpringt den gleichen Urſachen wie ein zweiter Fehler, 
nämlich die große Spannung zwiſchen der Mindeſt⸗ und Höchſt⸗ 
belaſtung beſonders in Klaſſe B und C. Dieſer Fehler iſt vor 
allem dadurch in den Tarif gekommen, daß der Reichstag die ur⸗ 
ſprünglich vorgeſehenen Klaſſen 2 mit 1000 —2000 Mk. und 4 mit 
3000—4000 Mk. Einkommen einfach geſtrichen hat. Für den Laien 
mag es ja eine ganz harmloſe Sache ſein, ſtatt zwei Stufen zu 1000 
bis 2000 und 2000—3000 Mk. eine einzige zu 1000 —3000 zu 
nehmen; das kommt doch auf dasſelbe hinaus und ſcheint nur viel 
einfacher, als wenn zu viele Stufen ſind. Aber wer ſich etwas mit 
Tarifkonſtruktion befaßt hat, weiß, wie wichtig die richtige Abmeſſung 
der Stufenhöhe iſt. Je höher die einzelne Stufe, deſto ungleicher 
die Belaſtung innerhalb der Stufe. Wenn wir grundſätzlich mög⸗ 
lichſt gleiche — relativ — Belaſtung fordern müſſen, ſo würde dieſe 
Forderung vollſtändig nur erfüllt werden können, wenn keine feſten 
Beiträge, ſondern einfach ein beſtimmter Prozentſatz vom Arbeits⸗ 
verdienſt für Verſicherungszwecke einbehalten würde. Dieſe Art der 
Einzelberechnung iſt aber in der Praxis viel zu umſtändlich; die 
Einteilung in Tarifklaſſen mit abſolut gleichen — und deshalb 
relativ ungleichen — Beiträgen iſt nicht zu vermeiden. Aber wie 
die Gerechtigkeit der Tarifgeſtaltung nicht auf Koſten der Einfach⸗ 
heit zu weit getrieben werden durfte, ſo darf auch die Vereinfachung 
nicht ſo weit getrieben werden, daß darunter die Tarifgerechtigkeit 
allzuſehr leidet. Im allgemeinen wird man wohl ſagen dürfen, 1 
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die Belaſtung der innerhalb einer Klaſſe zuſammengefaßten, als 
gleich gedachten Verſicherten nicht mehr als um 50% auseinander⸗ 
gehen darf. Daraus ergibt ſich ohne weiteres die zuläſſige Stufen⸗ 


höhe. Die Obergrenze einer Stufe darf nicht mehr als 50% über 


der Untergrenze liegen. Schon der Regierungsentwurf hatte den 
Fehler gehabt, daß hier in Stufe 2 die Obergrenze 100 %% über der 
Untergrenze lag und dementſprechend auch die relative Belaſtung 
im Verhältnis von 1:2 ſchwanken mußte; und dieſer Fehler wurde 
durch das Vorgehen des Reichstags, der ſich über die Tragweite 
ſeiner Beſchlüſſe offenbar nicht im klaren war, noch vergrößert. 
Wenn alſo die Art der Beitragsbemeſſung zu ernſten Bedenken 
Anlaß gibt, ſo wollen wir jetzt einmal prüfen, ob wenigſtens die 
Bemeſſung der Leiſtungen nach vernünftigen, gerechten Grundſätzen 
erfolgt. Gegenüber dem bisherigen Zuſtand iſt eine grundſätzliche 
Anderung inſofern eingetreten, als bisher der Grundbetrag klaſſen⸗ 


weiſe aͤbgeſtuft war, während künftig in allen Klaſſen der gleiche 


Grundbetrag von 360 Mk. gewährt werden ſoll. Darin liegt zweifel⸗ 
los eine Verbeſſerung, denn eine Sozialverſicherung ſoll vor allem 
den wirtſchaftlich Schwachen helfen; es iſt alſo durchaus richtig, 
wenn dieſe einen vielleicht über den Wert ihrer Eigenleiſtung hin⸗ 
ausgehenden Grundbetrag erhalten, und wenn dafür die höher⸗ 
bezahlten Arbeiter ein gewiſſes Opfer bringen. Es fragt ſich aller⸗ 
dings, ob das Geſchenk, das hier im neuen Geſetz den unteren Lohn⸗ 
klaſſen gemacht wird, nicht ein Danaergejchent iſt. Bisher betrug 
der Grundbetrag 


in Klaſſe 1 60 Mk. oder 333 Beiträge zu 18 Pf. 


:» = 1 70 = 269 . =» 26 . 
= II 80 = 235 2 34 

- IV 90 = 214 - 42 ⸗ 
„ „V 100 ⸗ „ 200 - 50 


im Durchſchnitt I-V 80 Mk. oder 235 Beiträge zu 34 Pf. 
Nach dem neuen Geſetz aber beträgt der Grundbetrag 
in ac A 360 ME. oder 103 Beiträge zu 3,50 ME. 


⸗„ B 560 ͤ⸗ 80 - = 4,80 = 
„ = C 60: 65 = = 550 = 

„ D 3600 55 6,50 
ze = E 360 ⸗ = 48 = s 7,50 = 
„„ F 360 400 9,00 
Pa G 360 2 = 34 = = 10,50 = 
= 3 H 360 ⸗ = 30 7 7 12,00 ” 


im Durchſchnitt A—H 360 Mk. oder 49 Beiträge zu 7,40 ME. 
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Die Leiſtung der Verſicherungsanſtalt iſt alſo gegen früher auf ein 
Drittel bis ein Sechſtel, im Durchſchnitt faſt auf ein Fünftel 
zurückgegangen; auch die Mitglieder der unterſten Lohnklaſſe müſſen 
das Geſchenk, das ihnen ſo großmütig gemacht wurde, indem ihnen 
derſelbe Grundbetrag zugeſprochen wurde wie den höchſten Lohn⸗ 
klaſſen, ſehr teuer bezahlen. Statt der zweifellos beabſichtigten 
Verbeſſerung alſo eine ſtarke Verſchlechterung. Man ſieht immer 
wieder, wie verhängnisvoll es wirken muß, wenn die Tarife ohne 
das genügende Verſtändnis aufgeſtellt werden. Der gute Wille allein 
tut es noch nicht. 
Zum Grundbetrag kommt der Steigerungsſatz. Er hatte bisher 

unter Einrechnung der 2 Pf. Beitragserhöhung, betragen 

in Klaſſe I 3: 18 Pi. * 16,6 % 

. II 6: 26 23,1 % 


„ HII 8:34 23,5 % 
„ IV 10: 42 23,8 % 
= 2 V 12: 50 = 2 24,0 0% 


| im Durchſchnitt I-V 7,8: 34 Pf. oder 22,9 % 
er ſoll künftig betragen 


in Klaſſe a 10: 850 Pf. oder 2,90 

B 30: 450 - 67% 
„ 6 50: 550 = 9,1% 
- = D 70: 650 = = 108% 
- = E 90: 50 =: - 13,0% 
- = F 120: 90 - 13,3% 
„„ 6 10:10 - - 143% 
- = H 180:1%00 - - 150% 


im Durchſchnitt A-H 89: 740 Pf. oder 12,0% 
Wir ſehen hier ein allgemeines Zurückgehen der Zeitungen gegen 
früher, was ſicher ſachlich wohlbegründet iſt. Aber wir ſehen auch 
wieder, daß die unterſten Lohn⸗ bzw. Beitragsklaſſen dabei am aller⸗ 
ſchwerſten getroffen werden, daß ſie in erſter Linie die Koſten zu 

tragen haben. 

Betrachten wir jetzt einmal das Geſamtreſultat. Nach dem 

neuen Geſetz wird die Invalidenrente betragen 
nach 500 1000 1500 2000 2500 Beitragswochen 


0% / 0% % 0% 


im Durchſchnitt A-H 216 166 15,1 14,3 13,8 
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Um 100 Mk. Rente zu erhalten, muß der Verſicherte bezahlt haben 
500 1000 1500 2000 2500 Beitragswochen 
Mk. Mk. Mek. Mk. Mk. 
A 427 764 1031 1250 1429 
B 446 676 833 935 1001 
C 44 649 741 820 855 
D 459 614 690 7a 769 
E 463 595 658 695 719 
F 469 578 625 654 671 
474 565 602 625 637 
: H 476 562 588 606 617 
Wir erkennen hier wieder den ausgeſprochen antiſozialen Charakter 
des Tarifs. Nur bei der kleinen Zahl der Verſicherten, die bereits 
nach 500 Wochen invalide werden, ſind die Rentner aus den unterſten 
Lohnklaſſen etwas bevorzugt, entſpricht die Verteuerung der Ver⸗ 
ſicherung den ſteigenden Löhnen. Aber ſchon etwa 100 Wochen 
ſpäter hat ſich die Sache ausgeglichen, müſſen die niedrigſten und 
die höchſten Einkommen ihre Rente ungefähr gleich teuer bezahlen; 
und dann gewinnen die höheren Lohnklaſſen einen raſch wachſenden 
Vorſprung. Nach 40—50 Jahren Verſicherungsdauer zahlt der 
Invalide aus Klaſſe H noch nicht einmal halb ſoviel für ſeine Rente 
wie der Invalide aus Klaſſe A. Alſo den Armſten der Armen wird 
im Verhältnis zu ihrem Arbeitsverdienſt ein Mehrfaches von dem 
abgenommen, was die beſſer und beſtgeſtellten Arbeiter zu bezahlen 
haben, aber dafür erhalten dieſe im Verhältnis zu ihren Einzahlungen 
das Doppelte wieder herausbezahlt. Fürwahr ein Meiſterſtück ſozialer 
Geſetzgebungskunſt. Wenn ſchon das alte Geſetz, wie wir aus den 
Tabellen auf S. 138 u. 139 geſehen haben, in der Beziehung nicht 
beſonders glücklich konſtruiert war, ſo iſt der Fehler im neuen Tarif 
unendlich vergrößert und vergröbert. Im alten Geſetz fanden außer⸗ 
dem die Verſicherten der unterſten Klaſſen für das, was ihnen die 
Verſicherungsanſtalt im Verhältnis zu ihren Einzahlungen weniger 
gab, einen Ausgleich in dem, was ihnen der Reichszuſchuß relativ 
mehr gab, ſo daß tatſächlich die Verteuerung der Verſicherung für 
ſie in den meiſten Fällen ausgeglichen oder doch auf ein Minimum 
zurückgeführt wurde. Das war möglich, ſolange der Reichszuſchuß 
in der unterſten Klaſſe nach 500 Wochen faſt 70%, nach 2500 Wochen 
immer noch etwa 37,5% der eigenen Leiſtungen der Verſicherungs⸗ 
anſtalten ausmachte. Aber heute beträgt der Reichszuſchuß nach 
500 Wochen höchſtens etwa 12 % und ſinkt in 2500 Wochen bis auf 
8 % ; er kann alſo auch keine Rolle als Ausgleich ee mehr-fpielen, 


in Klaſſe 
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d. h. die Verteuerung bleibt in vollem Umfang auf den unterſten 
Lohnklaſſen ruhen. 

Wenn uns auch im allgemeinen mehr die ſozialpolitiſche Seite 
der Frage intereſſiert, was die verſchiedenen Klaſſen der Verſicherten 
im Verhältnis zu ihren Leiſtungen erhalten, während die rein ver⸗ 
ſicherungstechniſche Seite, was im Durchſchnitt aller Verſicherten 
gewährt wird, aus der Erörterung ausſcheidet, müſſen wir hier ein⸗ 
mal ganz kurz auch die abſoluten Verſicherungsleiſtungen betrachten, 
denn der Unterſchied gegen früher iſt zu auffallend. 

Früher erhielt der Verſicherte ohne Reichszuſchuß, unter Zu⸗ 
grundelegung von 18, 26, 34, 42 und 50 Pf. Wochenbeitrag 

nach 500 1000 1500 2000 2500 Wochen 
9% % 000 % 000 
in Klaſſe I 83,3 50,0 38,9 33,3 30,0 
„ „ I 970 50,0 41,0 36,5 33,8] ſeiner 
III 70,6 47,1 39,2 35,3 32,9 Einzahlung 
- IV 667 45,2 38,1 34,5 32,4 als Rente 

„„ V 640 44,0 37,3 34,0 31,0 

im Durchſchnitt | | 
aller Klaſſen 70,0 46,5 38,6 34,7 32,4 
In Zukunft aber erhält er im Durchſchnitt aller Klaſſen 
21,6 % 16,6 % 15,1% 14,2% 13,8 % 


Unter Einrechnung des Reichszuſchuſſes betrug bzw. beträgt die 
Rente 


früher künftig 
nach 500 Wochen 101,0 % 23,0% der geleiſteten Beiträge 
- 1000 - = 61,2% 174% - * . 
1500 48,4% 15,6 % = - - 
200 = 42,1 % 14,6% = - = 
2500 36,1% 14,1% = - - 


Die Verſicherung wird alfo durch das neue Geſetz, ohne Berück⸗ 
ſichtigung der Reichszuſchüſſe, auf das 2½—3½ fache verteuert, der 
Verſicherte erhält nur 30 — 40% von dem, was er früher erhalten 
hat. Worin iſt dieſe Verteuerung der Verſicherung begründet? 
Am nächſten liegt die Vermutung, daß die Verwaltungskoſten ſo 
viel teuerer geworden ſeien als früher. Aber wir können einen 
Grund für eine nennenswerte Verteuerung der Verwaltung nicht 
anerkennen. Denn den geſtiegenen Verwaltungskoſten ſtehen auch 
die noch viel ſtärker geſtiegenen Beiträge gegenüber. Während im 
Jahre 1918 nach der Regierungsdenkſchrift zum neuen Geſetz 
814,6 Millionen Beiträge für rund 289,9 Mill. Mk. verwendet 


— r 
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wurden, der Durchſchnittsbeitrag alſo 35,5 Pf. betrug, wird nach 
Durchführung des neuen Tarifs der Durchſchnittsbeitrag wahr⸗ 
ſcheinlich mindeſtens auf 6 Mk., entſprechend einem Lohn von 5000 
bis 7000 Mk. ſteigen, d. h. er wird 17 mal jo hoch fein wie bisher, 
d. h. die Verwaltungskoſten dürfen auf das 17 fache ſteigen, ohne 
daß deshalb die relative Belaſtung der Verſicherung durch die Ver⸗ 
waltung höher geworden wäre, die Verſicherungsleiſtungen zurück⸗ 
gehen müßten. Dieſer Grund ſcheidet alſo völlig aus. Aber ein 
anderer Grund verteuert die Verſicherung. Die Verſicherungs⸗ 
anſtalten ſind ja noch belaſtet mit den alten Rentenanſprüchen, auf 
die, entſprechend den viel niedrigeren Löhnen früherer Zeit, nur 
ganz ungenügende Einzahlungen gemacht wurden, für die aber, ent⸗ 
ſprechend der inzwiſchen eingetretenen Geldentwertung und Lohn⸗ 
ſteigerung, ſehr große Auszahlungen in Form von Rentenerhöhung, 
Zuſchlägen uſw. gemacht werden müſſen. Die Zulagen zugunſten 
der früheren Verſicherungen erfolgen aber auf Koſten der gegen⸗ 
wärtigen und künftigen Verſicherung. Dadurch werden die Ver⸗ 
ſicherungsleiſtungen ſtark herabgedrückt. Zurzeit ſind die Verſiche⸗ 
rungsanſtalten noch mit den vollen Zuſchlägen belaſtet: wer jetzt 
nach 30 jähriger Verſicherungsdauer Invalide wird, hat 30 Jahre 
lang nur niedrige Beiträge bezahlt, er verlangt aber trotzdem eine 
hohe Rente: die Auffüllung der Rente erfolgt ganz auf Koſten der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt. Wer in 10 Jahren Invalide wird, hat wenigſtens 
ein Drittel ſeiner Rentenanſprüche durch erhöhte Beiträge voll ge⸗ 
gedeckt, erwartet nur für die erſten 20 Jahre Zuſchüſſe. Und ſo 
muß allmählich der Abbau erfolgen, bis nach 40 — 50 Jahren der 
Beharrungszuſtand eingetreten iſt; dann müſſen die Leiſtungen aber 
— wenn anders die früheren Berechnungen richtig waren — wieder. 
genau jo hoch werden wie früher, d. h. ſtatt 15,1% muß der 
30 Jahre lang Verſicherte dann wieder 38,6% é feiner Einzahlungen 
als Rente erhalten. Die Anpaſſung an den Normalzuſtand kann 
nun beſchleunigt oder verlangſamt werden; ſie kann ſo vorgenommen 
werden, daß die Rentenanſprüche eine Zeitlang ſehr niedrig gehalten 
werden und ſo raſch wieder die Mittel angeſammelt werden, um 
Vollrente zu zahlen; ſie kann aber auch ſo erfolgen, daß von Anfang 
an kein ſo großer Abzug gemacht wird, daß aber dafür der Zeit⸗ 
punkt des Eintritts der Vollrente etwas weiter hinausgeſchoben 
wird. Um es grob zahlenmäßig auszudrücken, wir können den Ver⸗ 
ſicherten jetzt nur 15,1% bezahlen und ihnen dafür die vollen 
38,6 % bereits nach 40 Jahren in Ausſicht ſtellen, oder aber, wir 
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zahlen ihnen jetzt gleich 20% oder 25% und laſſen fie dafür 50 
bis 60 Jahre auf die Vollrente warten. Ich glaube, daß die Ver⸗ 
ſicherten, wenn ſie die Wahl hätten, ſich ausnahmslos für die zweite 
Löſung entſcheiden würden. Sie ſcheint auch aus allgemeinen 
Gründen die beſſere, gerechtere. Das deutſche Volk wird ganz all⸗ 
gemein an den Kriegslaſten mindeſtens 2—3 Menſchenalter zu 
tragen haben; in der Sozialverſicherung handelt es ſich doch auch 
bei der Rentenerhöhung in erſter Linie um Kriegslaſten, und es tft 
deshalb nur recht und billig, wenn die Abtragung dieſer Laſten auf 
möglichſt lange Zeit verteilt wird. Es iſt durchaus nicht ſchlimm 
wenn die Bilanzen der Verſicherungsanſtalten erſt nach 60—80 Jahren 
wieder ins richtige verſicherungsmathematiſche Gleichgewicht kommen. 
Die Regierungsdenkſchrift gibt leider nicht genügend Unterlagen, um 
nachprüfen zu können, unter welchen Geſichtspunkten die Berech⸗ 
nungen für den neuen Tarif aufgeſtellt wurden; aber die ungeheure 
Differenz zwiſchen den früheren und künftigen Leiſtungen legt die 
Vermutung nahe, daß zu fiskaliſch, vom Standpunkt der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten aus, gerechnet wurde, daß die Bedürfniſſe der 
Verſicherten aber nicht genügend berückſichtigt wurden. 

Über die künftige Geſtaltung der Altersrente nur ein paar Worte. 
Als Altersrente wurden früher ohne Reichszuſchuß gewährt 


in Klaſſe 1 60 Mk. oder 338 Wochenbeiträge zu 18 Pf. 


„ II 90 = = 346 . - 26 - 
„ - MI 120 23953 . „ 34 
: - IV 150 357 . 42 = \ 
= =: 7 180 = = 860 : : 50 = 


im Durchſchnitt 120 Mk. oder 353 Wochenbeiträge zu 34 Pf. 
In Zukunft werden gewährt 
| in Klaſſe A 300 Mk. oder 88,8 Beiträge zu 3,50 Mk. 


B 500 111 „4,50 

„ 0 WW: 127 „ 5,50 
- Dp 900» 138 „ 6,50 
„„ E 1100 147 „ 750 
„„ F 1400 156 „ 900 
„ 6 1700 ͤ- 162 „ 10,50 
- H 2000 147 „ 12,00 


im Durchſchnitt 1075 Mk. oder 146 Beiträge zu 7,40 Mk. 
Auch hier ſehen wir wieder die unſoziale Geſtaltung des Tarifs, 
der den Mitgliedern der unterſten Lohnklaſſen am wenigſten gibt 
und die Leiſtung von Klaſſe zu Klaſſe verbeſſert. In abgeſchwächtem 
Maße hatte dieſen Fehler ja auch der alte Tarif. Aber damals 
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genügte der im Verhältnis zu den eigenen Leiſtungen der Ber: 
ſicherungsanſtalten ſehr bedeutende Reichszuſchuß, um das Bild um- 
zukehren, den Rentnern aus den unteren Lohnklaſſen die ihnen vom 
ſozialen Standpunkt aus gebührende Bevorzugung zu ſichern. Heute 
iſt der Reichszuſchuß natürlich faſt ohne Bedeutung; auch mit ihm 
erhalten die Mitglieder der Klaſſe A nur 100, die Mitglieder der 
Klaſſe H aber 171 Wochenbeiträge als Altersrente. 

Wenn die Altersrente in Zukunft relativ niedrig gehalten wird, 
ſo wird man dem zuſtimmen können. Die Altersrente iſt keine 
eigentliche Notrente; wer wirklich in Not iſt, erhält die höhere 
Invalidenrente; auf eine auskömmliche Invalidenrente iſt deshalb 
der Hauptwert zu legen. Es würde wahrſcheinlich durchaus ge— 
nügen, wenn die Altersrente in Zukunft gleich 150 Beiträgen be⸗ 
meſſen würde. Wer in verſchiedenen Klaſſen geſteuert hat, dem 
würde einfach das 150 fache ſeines Durchſchnittsbeitrags gewährt. 
Zulagen und Erhöhungen der alten Renten ſind bei der Altersrente, 
weil es ſich eben nicht um eine Notrente handelt, viel weniger nötig. 
Das Geſetz geht hier zweifellos ſchon über das Bedürfnis hinaus 
oder doch über das, was wir uns zurzeit und in abſehbarer Zu⸗ 
kunft leiſten können. 

Wenn wir uns jetzt dem Angeſtellten verſicherungstarif zuwenden, 
ſo ſcheidet der Tarif, wie er vom Reichstag beſchloſſen wurde, aus 
der Betrachtung aus, denn dabei handelt es ſich gar nicht um einen 
neuen Tarif, ſondern um den alten Tarif, dem nur ein paar neue 
Gehaltsklaſſen angehängt wurden, wobei die Beiträge abſichtlich zu 
niedrig gehalten wurden. Kritik wäre hier zwecklos, da die Väter 
des neuen Tarifs gar keine Tarifreform wollten; je ſchlechter der 
Tarif, um ſo beſſer, um ſo früher wird die Angeſtelltenverſicherung 
für das Aufgehen in der Invalidenverſicherung reif. Aber der von 
der Regierung eingebrachte und vom Reichsrat abgeänderte Tarif⸗ 
entwurf hatte den Ehrgeiz, eine wirkliche Tarifreform zu bringen; ihn 
müſſen wir uns deshalb einmal genau anſehen. Der Entwurf ſah vor 

| Jahresverdienſt Monatsbeitrag Jahresbeitrag 
Klaſſe I mit unter 1 500 Mk. 15,60 ea 187,20 ME. 


II = 1500-8000 - 24,60 295,20 

- II = 30000 — 4000 30,60 - 367,20 
IV 4000— 5 000 37,20 446,40 
„ V 5000 6000 43,20 518,40 
„ VI = 6 000— 8000 55,20 662,40 
VI = 3800010 000 68,40 820,80 
VIII 10 000—15 000 80,40 964,80 


⸗ IX . über 15000 ⸗ 98,40 ⸗ 1180,80 - 
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Zunächſt ein paar Kleinigkeiten. Es iſt nicht recht einzuſehen, 
warum der Abſtand von Klaſſe I zu II 1500 Mk. beträgt, bei den 
folgenden vier Klaſſen aber nur 1000 Mk. Der Klaſſenabſtand 
muß zwiſchen den unterſten Klaſſen ſtets am kleinſten ſein, nach oben 
hin wachſen; er darf jedenfalls niemals zwiſchen zwei niederen 
Klaſſen größer ſein als zwiſchen zwei höheren. Dieſer Grundſatz 
iſt ſo ſelbſtverſtändlich ‚ daß Verſtöße dagegen eigentlich nicht mehr 
vorkommen dürften. 

Wenn wir die Prämienſätze betrachten, ſo wundert uns die 
peinliche, um nicht zu ſagen kleinliche, Genauigkeit, mit der die 
Prämienſätze berechnet worden ſind. Wir ſind die letzten, die die 
runde glatte Zahl bei einem Tarif einſeitig bevorzugten, die um 
der äußeren Tarifſchönheit willen die innere Tarifgerechtigkeit opfern 
möchten. Aber wenn wir uns hier die Beitragsreihen betrachten, 
werden wir uns doch fragen müſſen, mußte das ſein? Muß der 
Angeſtellte der Klaſſe VIII wirklich ganz genau 80,40 Mk. im Monat, 
964,80 Mk. im Jahr bezahlen? Wäre es nicht möglich geweſen, 
ſeinen Beitrag auf 80 Mk. bzw. 960 Mk. feſtzuſetzen? Ebenſo beim 
Angeſtellten der Gehaltsklaſſe IX ſtatt 98,40 Mk. glatte 100 Mk. 
im Monat. Es wäre ein leichtes geweſen, auch die anderen Bei⸗ 
träge entſprechend abzurunden. Wenn das nicht geſchehen iſt, wenn 
der Verfaſſer des Entwurfs allen äſthetiſchen Bedenken zum Trotz 
an ſeinen ſonderbaren Sätzen feſtgehalten hat, ſo muß er offenbar 
ganz gewichtige Gründe dafür gehabt haben. Sicher wollte er die 
Tarifgerechtigkeit ſtreng behaupten und ſcheute debhalb auch die 
Gefahr nicht, ſich durch die merkwürdigen Zahlen zuerſt etwas 
lächerlich zu machen. Betrachten wir deshalb einmal die Belaſtung 
des Einkommens durch die Beiträge in den verſchiedenen Klaſſen. 

Mindeſtbelaſtung Mittlere Belaſtung Höchſtbelaſtung 


Klaſſe I 12.48 % — — 

II 9,84 % 15,12 % 19,68 %, - 

III 9,24 % 10,94 % 12,26% 

- IV 8,93 % 9,92 % 11,16 %è 

V 8,64 % 9,43 0% 10,37% 

: VI 8,28 % 9,46% 11,04 % 

VII 8,21% 9,12 % 10,26 % 

VIII 6,43 0% 7,72 / 9,65 %o 

IX — — 7,93 % 


Wir finden in dieſen Zahlen wieder den alten Fehler, an den 
wir nun nachgerade gewöhnt find, daß die unterſten Gehaltsklaſſen 
viel zu hoch belaſtet ſind; aber wir können beim beſten Willen keinen 


156 Ernſt Günther | | [1092 


Grund darin finden für die kleinliche Beitragsbemeſſung, denn die 
Belaſtungszahlen ſind ſo unregelmäßig, daß es ſicher nicht aufgefallen 
wäre, wenn ſie durch Abrundung der Beiträge hier und da ein 
wenig erhöht oder erniedrigt worden wären. Wenn zum Beiſpiel 
in Klaſſe III ſtatt 30,60 Mk. Monatsbeitrag runde 30 Mk. erhoben 
worden wären, hätte die Belaſtung ſtatt zwiſchen 9,24 und 12,26 
zwiſchen 9,00 und 12,00% geſchwankt. Das wäre ſicher keine 
Verſchlechterung geweſen, ſondern die glatten Zahlen wären in der 
übrigen Zahlenunruhe nur angenehm aufgefallen. Eine Erklärung 
für die eigentümliche Beitragsbemeſſung iſt einfach nicht zu finden. 
Es müßte denn ſein, daß dem Verfaſſer des Tarifs das Verfahren 
gewiſſer Warenhäuſer dritten Ranges vorgeſchwebt hat, die ihre 
Waren nicht mit glatten runden Preiſen auszeichnen, etwa 3,00 Mk., 
5,50 Mk., 10,00 Mk., ſondern mit 3,06 Mk., 5,52 Mk., 9,48 Mk., 
und die durch dieſe Art der Auszeichnung den Anſchein einer be⸗ 
ſonders vorſichtigen Kalkulation erwecken wollen. Aus ähnlichen 
Gründen hat vielleicht auch der Verfaſſer des Tarifs ſeine Prämien 
nicht glatt mit 30 Mk., 55 Mk., 100 Mk., ſondern mit 30,6 Mk., 
55,20 Mk. und 98,40 Mk. ausgezeichnet in der Hoffnung, daß wir 
ihm daraufhin glauben werden, daß ſeine Tarife auf den Pfennig. 
genau kalkuliert ſeien. Aber das Publikum iſt längſt viel zu gewitzigt, 
um noch auf die 9,97⸗Mk.⸗Wochen oder die 3,31⸗Pf.⸗Tage herein⸗ 
zufallen, und auch wir werden uns durch die 43,2⸗Mk.⸗ oder 68,4⸗Mk.⸗ 
Prämien nicht verblüffen laſſen. Wir wiſſen, daß heute in der 
Sozialverſicherung infolge der Geldentwertung und der daraus ent⸗ 
ſpringenden Ungewißheit über die Verteilung der Verſicherten auf 
die verſchiedenen Lohnklaſſen ſo viel Fehlerquellen ſtecken, daß eine 
ſo genaue Kalkulation einfach nicht möglich iſt. Die Begründung 
zum Geſetzentwurf weiſt ſelbſt auf dieſe Unmöglichkeit hin. Um ſo 
unverſtändlicher find allerdings unter dieſen Umſtänden die bis auf 
den Pfennig kalkulierten Beitragsſätze. 


Die Verſicherungsleiſtungen ſollten nach dem Entwurf gegen 


früher anders geregelt werden. Während früher ein Viertel der 
erſten 120 und ein Achtel aller übrigen Beiträge als Ruhegehalt 
gewährt wurde, ſollte in Zukunft, ähnlich wie bei der Arbeiter⸗ 
verſicherung, das Ruhegeld ſich aus Grundbetrag und Steigerungs⸗ 
ſätzen zuſammenſetzen. In gewiſſem Sinne war das eigentlich auch 
ſchon jetzt der Fall, denn aus dem Viertel der erſten 120 Beiträge 
läßt ſich zwanglos ein Grundbetrag ausſondern in der Art, daß 
man ſagt, es ſeien bisher ein Achtel der erſten 120 Beiträge als 
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Grundbetrag und ein Achtel aller Beiträge als Steigerungsſatz 
gewährt worden. Alſo der Grundbetrag als ſolcher iſt trotz der 
etwas anderen Auffaſſung im Geſetzentwurf kein Novum; neu iſt nur, 
daß ker nicht klaſſenweiſe abgeſtuft, ſondern für alle Gehalts⸗ 

klaſſen ein heitlich auf 360 Mk. feſtgeſetzt werden ſollte. Wir hatten 
die, Gründe, die für einen ſolchen einheitlichen Grundbetrag ſprechen, 
bereits bei der Arbeiterverſicherung gewürdigt. Allerdings hatten 
wir damals ſchon Bedenken gehabt, ob die 360 Mk. gerade beſonders 
glücklich gewählt ſeien. Und wenn nun in der doch ganz anders 
gearteten, Angeſtelltenverſicherung einfach der gleiche Grundbetrag 
von 360 Mk. eingeſetzt wird, jo müſſen unſere Bedenken verſtärkt 
werden. Früher betrug der Grundbetrag ein Achtel der erſten 
120 Wochen, d. h. 15 Wochen. Nach dem Entwurf ſollte er be⸗ 
tragen 

1 in Klaſſe I 360 Mk. oder 23,1 Beiträge zu 15,60 Mk. 


„ II 360 14, 24.60 
„ III 360 11,8 30,0 
„ „ IV 360 9,6 37,20 
„ „ V 360 ⸗ 833 43,20 
„ „ VI 360 6,5 „ 55,20 
VII 360 5,3 „68,40 

„ VIII 360-45 8040 
„ IX 360 ⸗ = 37 „98,40 


im 5 360 Mk. oder 7,14 Beiträge zu 50,40 Mk. 


Der Grundbetrag iſt alſo im Durchſchnitt noch nicht halb ſo hoch 
wie früher, alle Klaſſen außer der unterſten ſind ſchlechter geſtellt. 

Wichtiger als der Grundbetrag ſind die Steigerungsſätze. An 
Steigerungsſätzen ſah der Geſetzentwurf vor 


in Klaſſe 11. 1,50 Mt. 
2 en en 3,00 
. I 4,00 
1 5,00 
8 6,00 
P 8,00 
„ Mls ee 10,0 
„ 12,00 
„ u Rlesesh 15,00 - 


Im Gegenſatz zur Kleinlichkeit der Beiträge liegt in dieſer Zahlen⸗ 
reihe eine gewiſſe großzügige Ruhe. Die Steigerungsſätze ſind 
offenbar von den Gehaltsklaſſen abgeleitet, denn ſie betragen jeweils 
genau 1 % o des Höchſteinkommens der zugehörigen Gehaltsklaſſe. 
Beſſer wäre es allerdings geweſen, wenn ſie in feſte Beziehungen 


7 e ee 
17 ET 
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zu den Beiträgen geſetzt worden wären, denn ſie werden ja auch 
nicht aus dem Gehalt, ſondern aus den Beiträgen bezahlt. Hier 
iſt aber das Verhältnis kein ganz ſo regelmäßiges, denn die Stei⸗ 
gerungsſätze betrugen 


in Klaſſe I 9,6% der Beiträge 
„ : I 12% ⸗ 
„ „III 13,1% = 
. IV 135% =: 
. V 14,1% ⸗ 
: „ VI 145% ⸗ 
= =: VII 146% ⸗ 
- VIII 149% : 
a IX 15,2 %% = 


Die höheren Klaſſen ſind alſo ziemlich ſta 
wir jetzt einmal das Verhältnis des Ruhegeldes zu den geleiſteten 


Beiträgen. Es ſollte betragen 


nach 10 230 50 Jahren 

in Klaſſe I 28,8% 14,4% 13,5 % 

„ „ II 24,4% 16,8 % 14,6 % 

- III 22,9 % 16,3% 15,0 % 

5 IV 21,5 % 16,1% 15,1% 

„ = V 20,9 % 16,2 % 15,3 % 

= „ VI 19,9 %% 16,4% 15,6 % 

- „VII 19,0% 16,1% 15,5 % 

. VIII 18,6 % 16,1 %% 15,7 % 

= IX 18,3 % 16,3% 15,8% 

im Durchſchnitt 20,0 % 16,1% 15,4% 
gegen früher gleichmäßig 25,0 % 16,67% 15,0 % 


rk bevorzugt. Betrachten 


In der Zahlenreihe ſind ein paar kleine Unregelmäßigkeiten. Und 
dann hätte die neue Rentenberechnung gegenüber dem bisherigen 
Zuſtand den Nachteil gehabt, daß dabei im Durchſchnitt die nach 
kürzerer Verſicherungsdauer invalide Werdenden ſchlechter geſtellt 
werden ſollten als die erſt nach längerer Verſicherungsdauer Inva⸗ 
liden. Und dann wären dabei auch die niedrigeren Gehaltsklaſſen 
zugunſten der oberen zurückgeſetzt worden. Vom ſozialen Standpunkt 
aus würde das Geſetz alſo einen Rückſchritt, eine Schlechterſtellung 
der wirtſchaftlich. Schwachen bedeutet haben. Immerhin ſind die 
Fehler nicht allzu groß. Es handelt ſich bei dem Regierungsentwurf 
für den neuen Angeſtelltenverſicherungstarif zwar ganz gewiß um 
kein Meiſterſtück, aber es hätte noch ſchlimmer ſein können. Und 
es wurde auch noch ſchlimmer, als der Entwurf zur Beratung an 
den Reichsrat kam. Hier wurde die ſtörende Regelmäßigkeit der 
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Steigerungsſätze ſofort beſeitigt und neue willkürliche Steigerungs- 
ſätze beſchloſſen. 


Regierungsentwurf Reichsratsbeſchlüſſe 
Klaſſe I 1,50 Mk. 9,6% 1,50 m 9,6% 
- II 3,00 122% 3,60 14,6 % 
- III 4,00 13,1% 4,00 = 13,1% 
L IV 5,00 = 13,5 % 6,00 - 16,0 % 
- V 6,00 = 14,1% 860 = 19,1% 
: VI 8,00 14,5 % 10,00 18,1 % 
- VI 100 - 14,6 % 12,00 17,5 % 
- VIII 12,00 = 14,9 % 15,00 = 18,7 % 
- IX 1,00 = 15,2 % 15,00 15,2 % 


Von Klaſſe Izu II 2,10 Mk. Steigerung, von II zu III nur 60 Pf., 
von V zu VI 2,60 Mk., von VI zu VII nur 1,40 Mk. uſw. Ganz 
unverſtändlich iſt die letzte Reihe; ein Grund dafür, warum die 
verſchiedenen Beitragsklaſſen ſo ganz verſchieden behandelt wurden, 
wird wohl niemals gefunden werden. Wie dieſer Tarif praktiſch 
gewirkt haben würde, darüber noch ein paar Zahlenreihen. Das 
Ruhegeld würde danach betragen haben 


nach 10 230 50 Beitragsjahren 
in Klaſſe I 28,8 % 16,0 % 13,5 %% der Beiträge 
„III 26,8 % 18,7% o 17,1% =: - 
: „III 22,9% 16,3% 15,0 % ⸗ ⸗ 
- IV 24,0 % 18,7 / 17,6% - | 
=: = V 26,9 % 22,1% 21,3% = = 
- VI 23,5 % 19,9 % 19,2% = = 
= VII 21,9 % 19,0 % 184% - - 
- VIII 22,4% 19,9% 194% -: 
IX 18,3% 16,3 % 15,8 % = - 
im Durchschnitt 22,6 % 18,6 % 17,9 % der Beiträge 


Die Durchſchnittsleiſtungen wären danach gegenüber dem Entwurf 
und bei längerer Verſicherungsdauer auch gegenüber dem bisherigen 
Zuſtand ein wenig erhöht worden; um die Deckung dafür wird ſich 
der Reichsrat wahrſcheinlich keine große Sorge gemacht haben. Aber 
ganz unverſtändlich an den Zahlenreihen iſt das unregelmäßige Auf 
und Ab. Warum in aller Welt wird die Klaſſe III ſo viel ſchlechter 
geſtellt als die Klaſſen II und IV, warum wird die Klaſſe V fo viel 
beſſer geſtellt als alle anderen Klaſſen? Nichts als der ahnungs⸗ 
loſeſte Dilettantismus ſpricht aus dieſem Tarif. Deshalb mußten 
wir auch etwas näher darauf eingehen, obgleich er ſchließlich nicht 
Geſetz geworden iſt. Denn daß er nicht Geſetz wurde, iſt doch nur 
Zufall. Der Reichstag ſtieß ſich nicht an dem Tarif ſelbſt; er hätte 
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ſicher den Tarif trotz aller ſeiner Fehler glatt angenommen, wenn 
er nicht überhaupt die Abſicht gehabt hätte, die Angeſtellten⸗ 


verſicherung abzubauen und deshalb nicht erſt noch große Tarif⸗ 


reformen vornehmen wollte. Jedenfalls zeigt der Tarif, was alles 
möglich iſt, wenn die Tarifkonſtruktion nicht dazu wirklich Berufenen 
anvertraut, ſondern von den zwar Gewählten, aber darum doch 
noch längſt nicht immer Berufenen im Ramſch mit erledigt wird. 
Unſere Kritik der offiziellen Tarifgebarung mußte manchmal 
etwas ſcharf werden. Das lag nicht an uns, ſondern an der Sache 
ſelbſt. Ein Sozialverſicherungstarif iſt zwar im Reichstag ſehr 
ſchnell beſchloſſen, aber er wirkt ſich erſt in Jahrzehnten aus. Nur 
wenn immer wieder mit allem Nachdruck auf die groben Tarif⸗ 
konſtruktionsfehler hingewieſen wird, iſt zu hoffen, daß man dieſe 
für die Wirkung der ganzen Scozialverſicherung entſcheidenden 
Fragen nicht länger ausſchließlich parlamentariſchem oder bureau⸗ 


kratiſch beamtetem Dilettantismus überläßt, ſondern wirkliche Sach⸗ 


verſtändige zu ihrer Löſung heranzieht. 

Die Wichtigkeit des Gegenſtandes und die Schwere der ge⸗ 
machten Fehler iſt die erſte Rechtfertigung unſerer Kritik. Aber 
ihre tiefſte Berechtigung wird ſie daraus herleiten müſſen, daß wir 
uns nicht bloß auf die Kritik beſchränken, ſondern zugleich ſagen, 
wie es beſſer gemacht werden könnte. Dem Nachweis der Fehler 
der vorhandenen Tarife hat der Verſuch einer richtigen Tarif⸗ 
konſtruktion zu folgen. 

Das erſte bei jedem Tarif iſt die Feſtlegung der Tarifſtufen. 
Die theoretiſch beſte Stufenkonſtruktion iſt es wohl, wenn ſie in 
geometriſcher Progreſſion anſteigen, wenn jede neue Stufe ſtets um 
ein beſtimmtes Vielfaches, um einen beſtimmten Prozentſatz höher 


iſt als die vorhergehende Stufe. Aus praktkſchen Gründen käme 


dabei für unſeren Fall nur die Steigerung um je 50% von Stufe 
zu Stufe in Betracht. Alſo etwa 


3 e unter 1200 Mk. 
Do 1200-1800 - 
HI 2.0.3 1800-2700 = 
Bis . iſt ales ſehr gut, die 
sum, | BE 2700—4050 = 
o 4050 —6075 = 


befriedigen ſchon weniger; und wenn wir an den 50 % ſtreng feſt⸗ 
halten wollten, würde | 
Stufe VI... .. von 6075—9112,50 ME. 
„ VI 9112,50 —13 668,75 Mk. 
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führen. Das iſt natürlich praktiſch ganz unmöglich. Aber die 
drohende Klippe ließe ſich leicht vermeiden, wenn 


an IV von 2700— 4000 (48 % Steigerung) 
V = 4000-- 6 000 
VI = 6000 — 9000 
„ VII 9000-13 500 
VIII = 13 500—20 000 (48 % Steigerung) 


führte. Die Abweichungen vom Prinzip wären dabei ganz gering, 
und wir erhielten doch runde Zahlen, die für die Praxis zweifellos 
große Vorzüge haben. Dieſes Tarifſchema würde für manche Zwecke, 
zum Beiſpiel Steuern, vielleicht ganz gut paſſen; aber bei einem 
Sozialverſicherungstarif ſprechen manche Gründe dagegen, die es 
weniger geeignet erſcheinen laſſen. Bei der Sozialverſicherung han⸗ 
delt es ſich um Lohnempfänger. Die Löhne und Gehälter werden 
nach Tagen oder nach Monaten berechnet. Es wäre deshalb wün⸗ 
ſchenswert, daß ſich die Tarifzahlen für die Jahresarbeitsverdienſte 
glatt und zwanglos auf Tagelöhne und Monatsgehälter umrechnen 
ließen. Bei den drei unterſten Klaſſen iſt das gut möglich: 


täglich monatlich 
Klaſſe 1 bis 1200 Mk. im Jahre = bis 4 Mk., bis 100 Mk. 
„II 1200—1800⸗ = — 4-6 = 100—100⸗ 

III 1800-2700 - = = 6-9 : 150—225 - 


von 


in der folgenden Klaſſe IV kämen wir aber zu 


Tagesverdienſten von 9— 13,33 Mk., 
Monatsverdienſten⸗ 125—333,33⸗ 


die ſchon weniger ſchön wären. Und da, wie wir ſehen werden, die 
Beitragsleiſtung von den Stufen abgeleitet wird, könnte es ſein, 
daß die richtige, gleichmäßige Bemeſſung der Beiträge uns ſpäter 
Schwierigkeiten machte. Wir wollen deshalb ein etwas anderes 
Tarifſchema wählen, bei dem die 50 „% ⸗Steigerung nur als Höchſt⸗ 
grenze feſtgehalten werden, im übrigen aber die Stufen in An⸗ 
paſſung an die praktiſchen Bedürfniſſe auch einmal etwas flacher 
genommen werden; allerdings mit der Maßgabe, daß der Ab⸗ 
ſtand zwiſchen zwei höheren Stufen niemals geringer ſein darf 
als zwiſchen zwei tieferen Stufen. Ein Grundſatz, gegen den in 
den bisherigen Tarifen bekanntlich ſehr oft verſtoßen wurde. Wir 
kämen dann zu den ‚ 


Schmollers Jahrbuch XLV 4, il 
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Zunahme Steigerung 
Stufen I bis 1200 Mk. 

: U 1200— 1800 ⸗ 600 Mk. 50,0 % 
— III 1800 — 2400 ⸗ 600 = 33,3 % 
: IV 2400— 3600 - 120 - 50,0 % 
2 V 3 600— 4800 - 1200 ⸗ 33,3 0% 
- VI 4 800 — 6 000 1200 ⸗ 25,0 % 
- VII 6 000 — 9000 ⸗ 3000 = 50,0 % 
VIII 9 000—12 000 ⸗ 3000 ⸗ 33,3 % 
IX 12 000—18 000 6000 50,0 % 

X 18 000 —24 000 ⸗ 6000 = 33,3 % 


Dieſer Stufenaufbau hätte auch den Vorzug, daß hier die 
oberen Stufen einfach das Zehnfache früherer Stufen wären, zum 
Beiſpiel Stufe IX gleich zehnmal Stufe II, Stufe X zehnmal 
Stufe III uſw. Der Tarif könnte jederzeit nach Bedarf nach oben 
oder unten verlängert oder auch verkürzt werden; über die Grenzen 
der neuen Stufe wäre ein Zweifel dabei gar nicht möglich. Sicher 
ein großer Vorzug in einer Zeit der dauernden Geldwert⸗ und 
Lohnverſchiebung. 

Der Tarif iſt zwar auf den Jahresverdienſten aufgebaut, aber 
er paßt ebenſo gut und glatt, wenn von den Stunden⸗, Tages⸗, 
Wochen⸗ oder Monatsverdienſten oder irgendeiner anderen Zeit⸗ 
einheit ausgegangen wird. Wenn wir vom 8⸗Stundentag ausgehen 
und 6 Arbeitstage in der Woche, 300 im Jahre gleich 50 Wochen 
zu 6 Tagen annehmen, würde ſich folgendes einfache Tarifſchema 
ergeben: 

| 1 | 1 | 1 v v | vn vm 
Stundenberbienft Pf. 50 .75| 100 150 200 250 | 375 500 
Tagesverdienſt Mk. 4 6 8 12 16 20 30 40 
MWochenverdienft = 24 36 48 72 96 120 180 240 
Monatsverbienft - | 100 | 150 200 300 400 | 500 | 750 1000 
Jahresverdienſt | 1200 | 1800 | 2400 | 3600 4800 | 6000 | 9000 u 000 


| | i | | 


Dieſe Klaſſeneinteilung iſt zweifellos viel klarer und für die 
Praxis brauchbarer als die Klaſſeneinteilung, wie ſie ſich auf 
Grund des Tarifs vom 23. Juli 1921 und der Ausführungs⸗ 
verordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 13. September 1921 
ergibt. 
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— rer rer, 


nm | a Bein „ „ 


täglich h. Mt. | 3,50 10,50 16,50 23,50 30,50 40,50 50,50 
wöchentli . . = 19,50 57,50 96,50 137,50 173,50 230,50 288,50 
zehntäglic . - - - | 33,50 100,50 166,50 233,50 300,50 | 400,50 | 500,50 
viegehntägli. - 188,50 | 115,50 192,50 275,50 | 347,50 | 461,50 | 576,50 


Das von uns vorgeſchlagene Tarifſchema würde fih dem Ge⸗ 
dächtnis leicht einprägen und deshalb auch bequem und fehlerfrei 
gehandhabt werden können, während bei dem jetzt in Kraft getretenen 
Tarifſchema Irrtümer unabweislich ſind, zumal die Bekanntmachung 
des Reichsarbeitsminiſters über die Berechnung der Lohnklaſſen ſo 
unklar iſt, daß für Willkür und Fehler Platz bleibt. 

Nachdem wir die Klaſſeneinteilung feſtgeſtellt haben, kommt die 
faſt noch wichtigere Frage, was in den einzelnen Klaſſen für Bei⸗ 
träge zu erheben ſind. Wir gehen dabei von dem Grundſatz aus, 
daß die Belaſtung auf allen Stufen gleich hoch ſein muß, weil eine 
Mehrbelaſtung der Unterſtufen aus ſozialen Gründen unmöglich iſt, 
denn ſie ſind am ſchwerſten imſtande, ſelbſt kleine Beträge aufzu⸗ 
bringen, und weil ihre Entlaſtung aus wirtſchaftlichen Gründen 
unmöglich iſt, denn ſie benötigen die Verſicherungshilfe am meiſten. 
Alſo gleiche, d. h. im Verhältnis zum Lohn gleiche Belaſtung auf 
allen Stufen! Wenn wir nun annehmen, daß die Beiträge zur 
Invalidenverſicherung nicht viel mehr als 5% des Einkommens be⸗ 


anſpruchen dürfen, ſo kämen wir ganz zwanglos zu einem Wochen⸗ 


beitrag von 1 %po des niedrigſten Einkommens der einzelnen Stufe. 
Wir hätten alſo: | 


—— — — — ä —j—— 


E B Belaftung 
Ei] Se e e  — 
Ä | verdienſt ich mindeſte | mittlere | höchſte 
Mk. Pf. Mk. 0% 0% 0% 
1 900— 1 200 90 46,80 39 4,5 52 
III 1 200 — 1800 120 62,40 3,4 4,2 5,2 
III 1800 — 2400 180 93,60 3,9 4,5 5,2 
IVI 2400— 3600 240 124,80 3,4 4,2 5,2 
VI 3600 — 4800 360 187,20 3,9 4,5 5,2 
VII 4800 — 6 000 480 249,60 4,2 4,6 5,2 
VII 6 000 — 9 000 600 312,00 3,4 4,2 5,2 
VIII 9 000—12 000 900 468,00 3,97 4,5 5,2 
IX 12 000—18 000] 1200 624,00 34 42 52 
X über 18000 | 1800 936,00 Ba =; 52 


11 * 
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Die Zahlen bedürfen keiner beſonderen Rechtfertigung, ſie 
ſprechen für ſich ſelbſt. Wir brauchen nur an die großen Belaſtungs⸗ 
ſchwankungen, an die ungeheuerliche Überlaſtung der kleinen Ein⸗ 
kommen in den bisherigen Tarifen zu denken, um mit Genugtuung 
feſtzuſtellen, daß die größten Schwankungen hier zwiſchen 3,4% und 
5,2 % liegen, daß auch das kleinſte Einkommen mit nicht mehr als 
5,2% herangezogen wird. Nun könnte es ja ſein, daß die Verfaſſer 
und Verteidiger der anderen Tarife behaupten, dieſe ſtarke Belaſtung 
der unteren Einkommen ſei zur Erhaltung des finanziellen Gleich⸗ 
gewichts ganz unentbehrlich. Aber damit wäre der Sozialverſicherung 
überhaupt das Urteil geſprochen, denn Beiträge von bis 23,4% 
allein für Invalidenverſicherungszwecke ſind einfach unmöglich. Die 
Verſicherung ſoll doch dem Arbeiter helfen, aber nicht ihn bankerott 
machen. Zur Invalidenverſicherung kommt ja noch die Kranken⸗ 
verſicherung, und wenn der Unglückliche noch das Glück hat, auch 
der Angeſtelltenverſicherung zu unterliegen, ſo kann man ſich ja 
ausrechnen, was ihm von ſeinem kärglichen Verdienſt zur eigenen 
freien Verfügung bleibt. Daß Verſicherungsbeiträge, wie ſie im 
neuen Geſetz für die unteren Lohnklaſſen feſtgeſetzt wurden, einfach 
unmöglich ſind, darüber ſollte unter ernſthaften Leuten eigentlich 
kein Wort mehr verloren werden müſſen. Vom ſozialpolitiſchen 
Standpunkt aus verdient unſere für alle Klaſſen relativ gleiche Bei⸗ 
tragsbemeſſung unbedingt den Vorzug. Sie würde aber auch vom 
finanziellen Standpunkt aus durchaus befriedigen, da die Beiträge 
in den höheren, praktiſch allein in Betracht kommenden Lohnklaſſen 
ungefähr gleich hoch wie die Beiträge des neuen Geſetzes ſind, zum 
Teil ſogar noch darüber liegen. Und dann kann ein finanzielles 
Mißverhältnis auch deshalb nicht eintreten, weil die Leiſtungen 
genau nach den Beiträgen abgeſtuft werden ſollen. Wenn wirklich 
die Einnahmen gegenüber dem geſetzlichen Tarif etwas geringer wären, 
ſo würden dafür auch die Ausgaben entſprechend geringer ſein. 
Und es iſt doch ſicher richtiger, lieber dem Verſicherten für den Fall 
ſeiner Invalidität eine etwas geringere Rente zu verſprechen, als 
ihn ſchon vorher durch unerſchwingliche Verſicherungsbeiträge zu 
ruinieren. Aber, wie geſagt, es wäre wahrſcheinlich kaum mit 
Mindereinnahmen zu rechnen, weil die Ausfälle unten durch höhere 
Einnahmen oben gedeckt würden. 

Was ſollen nun die Verſicherten für ihre Beiträge bekommen? 
Wir werden dabei an der bisherigen Teilung der Leiſtung in Grund⸗ 
betrag und Steigerungsſatz feſthalten. Die eben beſchloſſenen Tarife 
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ſehen einen für alle Klaſſen gleichen Grundbetrag vor. Das iſt 
durchaus richtig. Der Grundbetrag hat ja vor allem den Zweck, 
dem Verſicherten, der ſchon nach kurzer Zeit Invalide wird, wenig⸗ 
ſtens ein Exiſtenzminimum zu ſichern; und dieſes Minimum braucht 
der Mann aus den unterſten Lohnklaſſen genau ſo wie der Mann 
aus den höchſten Lohnklaſſen. Alſo gleicher Grundbetrag! Aber wie 
hoch ſoll er ſein? Das alte Geſetz gewährte, wie wir geſehen haben, 
im Durchſchnitt 235 Beiträge als Grundbetrag; das neue Geſetz 
will nur 49 Durchſchnittsbeiträge als Grundbetrag bewilligen. 
Schlagen wir einen Mittelweg ein und nehmen etwa die Hälfte des 
früheren, das Doppelte des neuen Satzes, und ſetzen wir den Grund⸗ 
betrag auf das 100 fache des im Durchſchnitt bezahlten Wochen⸗ 
beitrags feſt. Das Reichsverſicherungsamt ſtellt jährlich feſt, wie⸗ 
viel Beitragsmarken im Vorjahre verkauft worden ſind und was 
dafür erlöſt wurde; daraus ergibt ſich dann ohne weiteres der 
Durchſchnittsbeitrag, und das 100 fache dieſes Beitrags wird dann 
als Grundbetrag für alle Invalidenrenten feſtgeſetzt, natürlich unter 
Abrundung auf mindeſtens 10 Mk. Um eine zu häufige Neu⸗ 
feſtſetzung der Renten infolge Anderung des Grundbetrags zu ver⸗ 
meiden, könnte noch beſtimmt werden, daß der Grundbetrag zwar 
prinzipiell gleich 100 Durchſchnittsbeiträgen ſein ſoll, daß er aber 
nach ſeiner einmaligen Feſtſetzung erſt dann neu feſtgeſetzt werden 
muß, wenn infolge Sinkens des Durchſchnittsbeitrages der Grund⸗ 
betrag auf über 125 geſtiegen oder wenn er infolge Steigens des 
Durchſchnittsbeitrags unter 80 geſunken iſt. Wenn alſo jetzt unter 
Annahme eines durchſchnittlichen Beitrags von 5 Mk. der Grund⸗ 
betrag auf 500 Mk. feſtgeſetzt werden würde, ſo müßte eine Neu⸗ 
feſtſetzung erſt ſtattfinden, nachdem der Durchſchnittsbeitrag über 
6,25 Mk. geſtiegen oder unter 4 Mk. geſunken wäre; er würde dann 
je nachdem vielleicht auf 650 Mk. oder 400 Mk. feſtgeſetzt werden. 
In normalen Zeiten würde der Grundbetrag wahrſcheinlich auf 
lange Zeit feſtliegen; in Zeiten wie jetzt würde aber ganz auto⸗ 
matiſch die Anpaſſung der Leiſtungen der Verſicherungsanſtalten an 
die veränderten Einkommensverhältniſſe erfolgen, ohne daß es einer 
Geſetzesänderung bedürfte. Und dieſe Anpaſſung wäre auch vom 
verſicherungstechniſchen Standpunkt aus einwandfrei, ja geradezu 
ganz beſonders berechtigt, denn fie gründete ſich ja ſtets auf vorauf- 
gegangene entſprechende Leiſtungen der Verſicherten ſelbſt. Ein 
ſolcher gleitender Grundbetrag iſt jedenfalls viel richtiger als ein 
ſtarrer Grundbetrag von 360 Mk., der übers Jahr ſchon von der 
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Entwicklung überholt ſein kann und dann je nachdem zum Schaden 
der Verſicherten oder auch der Verſicherungsanſtalten ausſchlagen kann. 

Die Anpaſſung an die Entwicklung muß auch durch die Ein⸗ 
richtung bzw. Einziehung von Lohnklaſſen erfolgen können. Es wird 
einfach beſtimmt, daß, wenn die Statiſtik ergibt, daß in der unterſten 
oder oberſten Lohnklaſſe mehr als 20 „ aller Verſicherten ſteuerten, 
eine neue Klaſſe einzurichten iſt; die Grenzen dafür liegen ja durch 
das Tarifſchema von vornherein feſt. Auf dieſe Weiſe kann es 
nicht mehr vorkommen, daß die Verſicherten bei Lohnſteigerung all⸗ 
mählich aus der Verſicherung herauswachſen, ſondern die Verſicherung 
wächſt mit ihnen. Und damit durch dieſe Einrichtung nicht zu viel 
Lohnklaſſen werden, wird auf der anderen Seite beſtimmt, daß, 
ſobald der unterſten oder oberſten Lohnklaſſe weniger als 5% aller 
Verſicherten angehören — event. zwei Jahre hintereinander —, dieſe 
Klaſſe einzuziehen iſt. Auf dieſe Weiſe würde die Verſicherung ganz 
automatiſch mit der Lohnbewegung mitgehen, Schwierigkeiten, wie 
ſie jetzt durchzumachen ſind, könnten gar nicht mehr vorkommen. 
Die Vorteile einer ſolchen Anpaſſung der Verſicherung in der Lohn⸗ 
klaſſeneinteilung, im Grundbetrag und Wee auch im 
Reichszuſchuß, ſind unbeſtreitbar. 

Zum Grundbetrag kommen die Steigerungsſätze. Wir erinnern 
uns, daß das alte Geſetz im Durchſchnitt 22,9 % des Wochenbeitrags 
als Steigerungsſatz gewährte, und daß das neue Geſetz nur 12 % 
in Ausſicht ſtellt. Halten wir uns auch hier in der Mitte und 
nehmen wir ein Sechſtel, d. h. 16,7 „ der Beiträge als Steigerungs⸗ 
ſatz an; jedem Verſicherten ſoll, gleichgültig in welchen Klaſſen er 
geſteuert hat, ein Sechſtel ſeiner eigenen Einzahlungen als Steige⸗ 
rungsſatz gewährt werden. Wir hätten dann in 


Beitrag Steigerungsſatz 


Klaſſe 1 90 Pf. 15 Pf. 

: U 120 =» 20 = 

III 180 - 30 = 

IV 240 - 40 = 

V 360 = 60 = 

- VI 480 - 80 = 

= VII 600 7 100 = 
„VIII 900 150 = uf. 


Betrachten wir jetzt einmal die Geſamtleiſtungen eines ſolchen 
Tarifs, ſo würden, wenn wir einen Durchſchnittsbeitrag von 5 Mk. 
und dementſprechend einen Grundbetrag von 500 Mk. annehmen, 
die Leiſtungen der Verſicherungsanſtalt betragen 


% 
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nach 500 1000 1500 2000 2500 Beitragswochen 
/ 0% 0% % %o der Einzahlungen 

Klaſſe 1 127,8 722 58,7 44,4 38,9 
— I 100,0 58,3 44,4 37,5 33,0 
II 72,2 MA 35,2 30,6 27,8 
- IV 58,3 37,5 30,6 27,1 250 
- V 44,4 30,6 28,9 23,6 22,2 
- VI 37,5 27,1 23,6 21,9 20,8 
VII 33,3 25,0 22,2 20,8 200 
VIII 27,8 22,2 20,4 194 189 
: IX 250 20,8 194 18,8 18,3 
„ X 22,2 WA 18,5 18,1 178 
im Durchſchnitt 33,4 25,0 22,2 20,9 20,0 

gegenüber 21,6 16,6 15,1 14,3 13,8 im neuen Geſetz und 

70,0 46,5 38,6 34,7 32,4 im alten Geſetz. 


Die Leiſtungen würden alſo ungefähr halb ſo hoch wie früher, 
1½ mal ſo hoch wie nach dem neuen Tarif ſein; ſie würden damit, 
ohne die finanzielle Sicherheit der Verſicherungsanſtalten zu ge⸗ 
fährden, den berechtigten Anſprüchen der Verſicherten auf eine 
einigermaßen ihren eigenen Leiſtungen entſprechende Rente = 
genügen als der jetzt beſchloſſene Tarif. 

„Während wir bei allen anderen Tarifen große Unzegelmäßige 
keiten im Verlauf der Zahlenreihen beobachten mußten, ſehen wir 
hier eine auffallend gleichmäßige Bewegung. In allen fünf Reihen 
finden wir eine ununterbrochene Degreſſion von der unterſten zur 
höchſten Lohnklaſſe. Die unterſten Lohnklaſſen erhalten ſtets, ob 
nach 10, nach 30 oder nach 50 Beitragsjahren, relativ am meiſten 
für ihr Geld, haben die billigſte Verſicherung, während die Ver⸗ 
ſicherung der oberen Lohnklaſſen relativ teurer iſt. Der Grund⸗ 
gedanke der Sozial verſicherung iſt alſo konſequent feſtgehalten.“ 

Auch wenn wir den Grundbetrag ziemlich hoch anſetzten, kommen 
doch immer noch Fälle vor, wo infolge frühzeitigen Eintritts der 
Invalidität und deshalb geringer Eigenleiſtungen des Verſicherten 
und geringer Erhöhung des Grundbetrags durch die Steigerungs⸗ 
ſätze die Rente ganz ungenügend iſt. Der nach kurzer Zeit invalide 
Werdende wird meiſt noch ein junger Menſch ſein, der vor allem in 
den unteren Beitragsklaſſen geſteuert hat und deshalb ſchwer ge⸗ 
troffen wird. Die Verſicherung iſt aber gerade für die Fälle ſolchen 
außergewöhnlichen Riſikos da. Wie in der Lebensverſicherung auch 
der, der eben erſt ſeine erſte Prämie bezahlt hat, ſeine volle Ver⸗ 
ſicherungsſumme erhält, jo muß auch in der Sozialverficherung 
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der frühzeitig invalide Werdende, wenn nicht die Vollrente, jo doch 
eine Mindeſtrente erhalten. Es entſpricht nicht nur dem ſozialen 
Gedanken, ſondern auch dem allgemeinen Verſicherungsgedanken, 
wenn die an ſich allein auf Grund der Leiſtungen des Verſicherten 
unter einem Mindeſtbetrag bleibende Rente auf dieſen erhöht wird. 
Wir ſtellen alſo die Forderung auf, daß alle Renten, 
die trotz Grundbetrag und Steigerungsſätzen weniger 
als das 200 fache des Durchſchnittsbeitrags aus⸗ 
machen, auf dieſen Betrag erhöht werden. Das iſt ja 
kein Novum. Auch jetzt werden ja die alten und die neu entſtehenden 
Renten durch Zuſchläge erhöht. Der Unterſchied iſt nur der, daß | 
jetzt die Zuſchläge nicht organiſch in die Verſicherung eingegliedert | 
find, und daß deshalb ihre Anpaſſung an die wechſelnden Löhne 
und ihr ſpäterer Abbau außerordentlich ſchwierig ſein wird, während 
bei unſerem Vorſchlag die Anpaſſung ganz automatiſch erfolgt. 
Alljährlich wird im Januar feſtgeſtellt, wie hoch der Durchſchnitts⸗ 
beitrag im vergangenen Jahr war; daraufhin wird die Mindeſtrente, 
unter entſprechender Abrundung, feſtgeſtellt, und alle Renten, die 
unter dieſer Mindeſtrente bleiben, werden ab 1. April doch in dieſer 
Höhe ausgezahlt. Das Verfahren hätte auch den Vorzug, daß in 
den nächſten Jahren die Rentenauszahlung ſehr vereinfacht wäre, 
weil vorläufig alle Renten auf dieſen einheitlichen Mindeſtſatz erhöht 
werden würden, bis zuerſt die oberen und dann immer weitere 
Lohnklaſſen durch die höheren Beiträge der kommenden Jahre über 
dieſen Mindeſtſatz hinauswüchſen. 

Wenn bei der Invalidenrente der Verſicherungsgedanke und 
der ſoziale Gedanke der Hilfe für den Schwachen beſonders ſtark 
hervortreten mußte, ſo kann die Altersrente mehr als Verſorgung 
oder Fürſorgemaßnahme betrachtet werden. Hier dürfen, ja müſſen 
die Leiſtungen der Verſicherungsanſtalten deshalb den Eigenleiſtungen 
der Verſicherten genauer angepaßt werden. Auch wer nach kurzer 
Zeit Invalide wird, hat Anſpruch auf eine auskömmliche Invaliden 
rente, ein allgemeiner Anſpruch auf Altersrente beſteht aber nicht. 
Wer es im Alter etwas bequemer haben will, muß ſelber dafür 
ſorgen; es genügt, wenn die Verſicherungsanſtalt dieſe Vorſorge 
etwas erleichtert, auch den, der ſelber nicht genügend an die Zukunft 
denkt, durch Zwang dazu anhält. Die Altersrente iſt keine Not⸗ 
wendigkeit — für Notfälle iſt ja die Invalidenrente da —, ſondern 
ein Luxus, den wir uns vor dem Kriege leiſten konnten, mit dem 
wir uns aber jetzt viel mehr einſchränken müſſen. Die Invaliden⸗ 
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rente ſoll ſo hoch wie möglich ſein, die Altersrente darf ruhig etwas 
niedriger gehalten werden. Das alte Geſetz gewährte durchſchnittlich 
353 Beiträge als Altersrente, das neue Geſetz 146; wir können 
uns hier ziemlich nahe an das neue Geſetz anſchließen und ſchlagen 
vor, daß die Altersrente auf das 150fache des Durchſchnittsbeitrags, 
den der Verſicherte im Laufe ſeiner Verſicherung ſelbſt geleiſtet hat 
— alſo nicht wie bei der Invalidenrente des Durchſchnittsbeitrags 
aller Verſicherten im letzten Jahr —, feſtgeſetzt wird. Es wäre alſo 
für jeden Verſicherten die Geſamtſumme ſeiner Beiträge durch die 
Zahl der Beitragswochen zu dividieren und der ſo ermittelte Durch⸗ 
ſchnittsbeitrag unter entſprechender Abrundung der Rente zugrunde 
zu legen. 

Bei unſeren Vorſchlägen für einen richtigen Tarif für die An⸗ 
geſtelltenverſicherung können wir uns kürzer faſſen, da die grund⸗ 
ſätzlichen Anforderungen an die Tarifgeſtaltung hier wie dort die⸗ 
ſelben ſind. Ganz gleichgültig, ob die Angeſtelltenverſicherung zum 
Aufgehen in die allgemeine Verſicherung beſtimmt iſt oder als ſelb⸗ 
ſtändige Verſicherung weiterbeſtehen bleiben ſoll, können wir das 
Tarifſchema, die Stufeneinteilung auch für die Angeſtelltenverſicherung 
übernehmen, da ſie ſich ſehr gut in die für die Angeſtellten meiſt 
übliche monatliche Gehaltszahlung einfügt. Bei der Beitragsbemeſſung 
gehen wir einfach vom Monatsgehalt aus und nehmen 8% vom 
Mindeſtmonatsgehalt der Stufe als monatlichen Beitrag. Alſo 


Jahres⸗ Monats⸗ Belaſtung durch Beiträge 


| Beitrag | ———— — 
Klaſſe gehalt gehalt mindeſt | mittel | höchſt 
Mk. Mk. Mk. Prozent des Gehalts 

I 900— 1200 75 — 100 6 6,0 6,6 80 
II | 1200-— 1800] 100— 150 8 5,3 6,4 8,0 
III | 1800 — 24001 150 — 200 12 6,0 6,8 8,0 
IVI 2400 — 3600] 200 — 300 16 5,3 6,4 8,0 
VI 3600 — 4800] 300 — 400 24 6,0 6,8 8,0 
VII 4800 — 6000] 400 — 500 32 6,4 7,1 8,0 
VIII 6000 — 9000] 500 — 750 40 5,3 6,4 8,0 
VIII I 9000-12000] 750-1000 60 6,0 6,8 8,0 
I [12000--18000 | 1000-1500 | 80 53 64 30 
X 118000--36000 | 1500—3000 120 4,0 6,0 8,0 


| 


Hier find alſo die 8% , die jeinerzeit dem Geſetzgeber vor⸗ 
ſchwebten, ganz zwanglos erreicht; die Belaſtung ſchwankt außer in 
der höchſten Stufe nur innerhalb ganz enger Grenzen; große und 
kleine Einkommen werden in gleichem Maße getroffen. Da es ſich 
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um eine Sozialverſicherung handelt, die nur ein Mindeſtmaß der 
Fürſorge für den wirtſchaftlich Schwachen ſicher ſtellen ſoll, könnte 
nach oben hin vielleicht ein gewiſſer Abbau der Verſicherung er⸗ 
folgen. Das geſchähe am beſten ohne Anderung des Tarifſchemas 
einfach dadurch, daß die oberſte Klaſſe ziemlich weit gehalten würde. 
Während wir bei der Arbeiterverſicherung den Zwang zur Einrichtung 
einer neuen Klaſſe bereits dann ausgeſprochen wiſſen wollten, wenn 
mindeſtens 20% aller Verſicherten in die bisher höchſte Klaſſe ein⸗ 
gerückt ſind, könnte bei der Angeſtelltenverſicherung dieſer Zwang 
dahin beſchränkt werden, daß erſt, wenn 30 ö aller Verſicherten der 
oberſten Klaſſe angehören, eine neue Klaſſe eingerichtet werden muß. 
Damit würde ganz von ſelbſt erreicht, daß die höheren, über das 
Normalmaß der oberſten Klaſſe hinausgehenden Einkommen wegen 
der eben auf ein niedrigeres Maß zugeſchnittenen Prämie nur zum 


Teil der Verſicherungspflicht unterlägen, noch die Möglichkeit und 


Pflicht zu eigener Fürſorgetätigkeit behielten. In der Klaſſe X 
wäre zum Beiſpiel die Prämie auf ein Einkommen von 18 000 bis 
24000 Mk. zugeſchnitten, aber auch die Stufe mit 24000 bis 
36 000 Mk. Einkommen verſicherungspflichtig; wer 24000 —36000 Mk. 
Einkommen hat, iſt zwar auch verſichert, aber eigentlich nur bis zu 
24 000 Mk. Sobald aber die bis dahin höchſten Einkommen der 
oberſten Klaſſe nichts Außergewöhnliches mehr ſind, ſondern normale 
Angeſtelltengehälter geworden ſind — und das zeigt ſich eben klar 
daran, daß mindeſtens 30% aller Verſicherten in die bisher oberſte 
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Klaſſe aufgerückt ſind, von denen ſicher ſchon ein größerer Teil dieſe 


höheren Einkommen bezieht —, wird für ſie durch Einrichtung einer 
neuen Klaſſe auch der volle Verſicherungsſchutz hergeſtellt. Wenn 
weniger als 10% der Verſicherten der oberſten Klaſſe angehören, 
wird ſie wieder eingezogen. Nach unten könnte genau wie bei der 
Arbeiterverſicherung die Grenze durch 20% bzw. 5% gebildet 
werden. Jedenfalls vollzöge ſich auf dieſe Weiſe die Anpaſſung 
ganz automatiſch; auch der Streit darüber, wie hoch die Verſicherungs⸗ 
pflicht zu erſtrecken ſei, entfiele, denn die Verſicherungspflicht ginge 
einfach bis zur zweithöheren aus dem Tarifſchema ſich ergebenden 
Grenze. Wenn die höchſte Klaſſe alle Einkommen über 18 000 Mk. 
umfaßt, ſo würde ſich die Verſicherungspflicht einfach bis 36 000 Mk. 
erſtrecken. Muß wegen Überfüllung eine neue Höchſtklaſſe für alle 
Einkommen über 24000 Mk. eingerichtet werden, jo rückt damit 
die Grenze für die Verſicherungspflicht ganz automatiſch auf 48 000 Mk. 
hinauf. 
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Die Leiſtungen der Verſicherung könnten ſich, da die Angeſtellten⸗ 
verſicherung nicht wie die Arbeiterverſicherung mit großen ungedeckten 
Rentenanſprüchen belaſtet iſt, an die bisherigen Leiſtungen anſchließen. 
Grundbetrag für alle Klaſſen gleich und ausgehend vom Durchſchnitts⸗ 
beitrag aller Verſicherten; das 12 fache eines ſolchen Durchſchnitts⸗ 
beitrags als Grundbetrag; Anderung, ſobald durch Gehaltsſteigerung 
oder ⸗ſenkung der Grundbetrag weniger als das 10 fache oder mehr 
als das 15 fache eines Durchſchnittsbeitrags ausmacht. Steigerungs⸗ 
ſatz gleich ein Achtel des Wertes aller vom Verſicherten geleiſteten 
Beiträge. Erhöhung der niedrigſten Renten auf mindeſtens das 
25 fache des Durchſchnittsbeitrags, d. h. auf mindeſtens ein Fünftel 
des Durchſchnittsgehaltes. Alles alſo nach denſelben Grundſätzen 
wie bei der allgemeinen Arbeiterverſicherung, ſo daß es keiner 
beſonderen Erklärung und Begründung bedarf. Um Überlaſtung 
durch Doppelverſicherung zu vermeiden, könnte für die auch der all⸗ 
gemeinen Invalidenverſicherungspflicht unterliegenden Angeſtellten 
eventuell nur die halbe Verſicherungspflicht mit natürlich auch nur 
halben Leiſtungen in der Angeſtelltenverſicherung vorgeſchrieben werden. 
Die Beiträge ſind ja ſo bemeſſen, daß überall eine Halbierung leicht 
möglich wäre. Um zum Schluſſe noch die Leiſtungen einer ſo ge⸗ 
ordneten Verſicherung zu betrachten, ſo würden die Prämien im 
Verhältnis zu den Einzahlungen betragen 


nach 10 30 50 Jahren 
Klaſſe I 95,8 % 40,30% 29,2 % 
— 1 75,0 0% 33,3% 25,0 0% 
III 54,2 % 26,4% 20,8 % 
IV 43,8 % 23,1 % 18,8 % 
- V 33,3% 19,4% 16,7 % 
VI 28,1% 17,7 % 15,6% 
- VO 25,0 % 16,7 % 15,0 % 
- VIII 20,8% 15,3 % 14,4% 
XI 18,8% 14,6 % 13,8 % 
„ X 16,7 % 13,9 % 13,1% 
im Durchſchnitt 25,0 % 16,7 % 15,0 % 


Der Durchſchnitt entſpräche alſo genau dem Durchſchnitt der alten 
Verſicherung, während die Durchſchnittsleiſtungen, wie ſie im 
Regierungsentwurf vorgeſehen waren, eine Kleinigkeit niedriger, 
nach den Beſchlüſſen des Reichsrats eine Kleinigkeit höher geweſen 
wären. Jedenfalls ſind die Abweichungen ſo gering, daß e 
kaum eine Anderung des Tarifs nötig wäre. 

Die Geſamtleiſtungen der verſchiedenen Tarife wären alſo ziem⸗ 
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lich gleich; aber um ſo größer wären die Unterſchiede, die ſich er⸗ 
geben, wenn wir die Einzelleiſtungen an den verſchiedenen Klaſſen 
der Verſicherten betrachten. Nach unſerem Tarif würden ſtets — ob 
nach kurzer oder langer Verſicherungsdauer — die niedrigeren Ge⸗ 
haltsklaſſen gegenüber den höheren bevorzugt, während, wie wir 
wiſſen, das bei den anderen Tarifen nicht der Fall war. Und wenn 
wir beſonders den vom Reichsrat beſchloſſenen Tarif zum Vergleich 
heranziehen, ſo würde bei dieſem zwar die Geſamtheit der Verſicherten 
nach 30 Jahren im Durchſchnitt 18,6% ihrer Einzahlungen als 
Ruhegeld erhalten haben, gegenüber nur 16,7 nach unſerem Tarif; 
aber in unſerem Tarif würden die unterſten Gehaltsklaſſen, die be⸗ 
dürftigſten Schichten ausgeſprochen, bevorzugt ſein. 
Klaſſe I mit bis 1200 Mk. Gehalt würde 40,3 % 

: I = 1200-1800 = . s 33½ 0% 

„ III = 1800-400 - - 26,4% | 
der Einzahlungen als Ruhegeld erhalten, während nach dem Reichs⸗ 
tarif die entſprechenden 

Klaſſen I mit bis 1500 Mk. Gehalt nur 16,0% 
e II 1500-3000 18,7% 
erhielten. ö 1 
Dafür erhielte allerdings die Klaſſe V mit 5000 —6000 Mk. 
Gehalt dort 22,1% w während nach unſerem Tarif die entſprechende 
Klaſſe VI mit 4800 —6000 Mk. Gehalt ſich mit 17,7% beſcheiden 
müßte. Dazu kämen allerdings noch die Summen, die nötig wären, 
um die hinter dem Mindeſtbetrag zurückbleibenden Renten auf die 
Höhe von 25 Durchſchnittsbeiträgen zu bringen. Die dadurch be- 
dingte Mehrbelaſtung wäre aber wahrſcheinlich nicht ſehr groß. 
Jedenfalls dürfte der Ausgleich nicht in einer Herabſetzung des 
Grundbetrags und der Mindeſtrente geſucht werden, ſondern höch—⸗ 
ſtens in einer Herabſetzung des Steigerungsſatzes von /s auf viel⸗ 
leicht /10 der Einzahlungen, jo daß die niedrigeren Renten davon 
unberührt blieben und nur die höheren Renten ein wenig gekürzt 
würden. 

Nachdem der Reichstag jetzt eben erſt die neuen Verſicherungs⸗ 
tarife beſchloſſen hat, ſcheint unſere Kritik vielleicht überflüſſig und 
verſpätet. Aber es iſt nicht unſere Schuld, daß die Kritik ſo ſpät 
kommt. Im Dezember 1920 kündigte das Reichsarbeitsminiſterium 
den Umbau der deutſchen Sozialverſicherung an und verſprach gleich⸗ 
zeitig, daß es allen, die bei dieſem Umbau mit Rat und Kritik 
helfen wollten, die nötigen Unterlagen in einer für das Frühjahr 
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1921 angekündigten größeren Veröffentlichung zur Verfügung ſtellen 
würde. Es war klar, daß, wer nicht ins Blaue hinein kritiſieren 
wollte, zunächſt einmal dieſe Veröffentlichung abwartete. Aber ſie 
erſchien nicht. Und im Reichsarbeitsblatt wurde wohl von einigen 
nebenſächlichen Anderungen der Reichsverſicherungsordnung berichtet, 
aber von den neuen Tarifen wurde kein Wort geſagt. Man war 
dafür nur auf die ſpärlichen Nachrichten der Tagespreſſe angewieſen, 
und der Reichstag erledigte die ſo bedeutungsvolle Tariffrage ſo 
ſchnell, daß das Unglück bereits geſchehen war, ehe man überhaupt 
recht erfahren hatte, worum es ſich eigentlich handelte. Mögen die 
neuen Tarife auch eben erſt beſchloſſen ſein, ſie ſind — wie hoffent⸗ 
lich unſere Kritik bewieſen hat — ſo planlos und ſchlecht konſtruiert, 
ſie wirken ſo antiſozial und ungerecht, daß ſie einfach nicht bleiben 
dürfen, ſondern durch richtige Tarifkonſtruktionen erſetzt werden 
müſſen; denn nur auf dem Unterbau einer richtigen und deshalb 
tragfähigen Tarifkonſtruktion kann der große Bau der deutſchen 
Sozialverſicherung ſicher ruhen. Bei aller Freiheit in den Einzel⸗ 
heiten wird dieſe Tarifkonſtruktion wahrſcheinlich den hier vor⸗ 
gezeichneten Hauptlinien folgen müſſen. Jedenfalls darf es nicht 
länger Tarifdilettantismus ſein, ſondern wohlüberlegte Tarif⸗ 
konſtruktion. 
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Theorie der Lohnſteigerung 
Von Dr. Rudolf Stucken⸗Blankeneſe 
| (Zweiter Artikel.) | 


Inhaltsverzeichnis: Zweites Kapitel: Die Zins⸗ und Lohntheorie 
Böhm⸗Bawerks ©. 175—186. 1. Einige Grundtatſachen des kapitaliſti⸗ 
ſchen Produktionsprozeſſes S. 175. 2. Der Urſprung des Kapitalzinſes 
S. 179. 3. Die Höhe von Zins und Lohn S. 181. — Drittes Kapitel: 
Poſitive Theorie der Lohnſteigerung S. 185 — 206. 1. Die Steige⸗ 
rung des Nominallohns S. 186. 2. Die Steigerung des Reallohns S. 203. — 
Viertes Kapitel: Lohnſteigerung und Konjunkturverlauf S. 206 
bis 216. — Schluß S. 216. 


Zweites Kapitel 
Die Zins⸗ und Lohntheorie Böhm⸗Bawerks 


1. Einige Grundtatſachen des kapitaliſtiſchen 
Produktionsprozeſſes 


le Genußgüter, die der Menſch erzeugt, entſtehen durch ein 

Zuſammenwirken der Menſchenkraft mit Naturkräften, die 
teils wirtſchaftliche, teils freie Naturkräfte ſind. Der Menſch kann 
mit jenen elementaren Produktivkräften die begehrten Genußgüter 
entweder unmittelbar oder durch Vermittlung von Zwiſchenprodukten, 
welche Kapitalgüter heißen, mittelbar herſtellen. Die letztere Methode 
erfordert ein Opfer an Zeit, aber bringt einen Vorteil an der Maſſe 
des Produkts, der, wenn auch in abnehmendem Maße, ſich auch an 
ſukzeſſive Verlängerungen des Produktionsumweges anzuknüpfen 
pflegt!.“ In dieſem Satz iſt das Weſen des e Pro⸗ 
duktionsprozeſſes erfaßt. 

Ein Weſenszug der kapitaliſtiſchen Produktion iſt das Opfer 
an Zeit, ein weiterer die größere Ergiebigkeit kapitaliſtiſcher Pro⸗ 
duktionsmethoden. Es iſt eine Produktion auf Umwegen. Es wird 
nicht geradenwegs, mit unbewehrter Hand, an die Produktion des ge⸗ 
wünſchten Gutes herangetreten; es werden vielmehr zunächſt Zwiſchen⸗ 
güter geſchaffen und mittels dieſer Zwiſchengüter erſt das gewünſchte 

1 Kapital und Kapitalzins. Zweite Abteilung: Poſitive Theorie des 
Kapitales. 3. Aufl. 1. Halbband, S. 161. Innsbruck 1909. 
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Gut; alle diefe Zwiſchengüter, „Kapitalgüter“, haben wir zu be⸗ 
trachten als im Stadium des Heranreifens zum genußbereiten End⸗ 
produkt begriffen. Dieſe kapitaliſtiſchen Umwege ſind ergiebig, aber 
zeitraubend; ſie liefern mehr oder beſſere Genußgüter, aber ſie 
liefern ſie erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt. Scharf zu unterſcheiden 
von dem „Opfer an Zeit“ iſt die aufgewandte Arbeitszeit. Durch 
das Einſchlagen von Produktionsumwegen wird die auf die Einheit 
des Produkts verwandte Arbeitszeit von durchſchnittlicher Intenſität 
geringer, mit der gleichen Arbeitsmenge wird eine größere Menge | 
von Gütern produziert. Aber die Zeit, die verſtreicht vom Auf: 4 
wand der Arbeit bis zur Erhaltung des genußreifen Endprodukts 
wird länger. Ein Beiſpiel: Ein Fiſcher möge zunächſt ohne Hilfs⸗ 
mittel fiſchen und fängt dabei drei Fiſche am Tage. Dann macht 
er ſich daran, Boot und Netz herzuſtellen, was die Arbeit einiger 
Monate in Anſpruch nimmt. Mit dieſen Hilfsmitteln wird er er⸗ 
heblich mehr Fiſche, zum Beiſpiel ein Jahr lang 30 am Tage, 
fangen. Durch Einſchlagung dieſes Produktionsumweges iſt ſeine 
Arbeit erheblich ergiebiger geworden, auch unter Berückſichtigung 
der monatelangen Arbeit an Boot und Netz. Aber während er das 

Produkt, die Fiſche, ohne dieſe Umwege erhielt unmittelbar nach 
Aufwand der Arbeit, vergehen jetzt Monate von Beginn des Arbeits⸗ 
aufwandes bis zur Erzielung eines genußreifen Produkts. Für 
dieſe Produktionsumwege nun lautet die Theſe Böhm⸗Bawerks, 
daß eine klug gewählte Einſchlagung oder Verlängerung zeitraubender 
Produktionsumwege in aller Regel zu einem techniſchen Mehr⸗ 
ergebnis, das iſt zur Erlangung von mehr oder beſſeren Produkten 
mit dem gleichen Aufwand an originären Produktivkräften führt !. 

Bei klug gewählter Verlängerung der Produktionsumwege 
nimmt zwar die Ergiebigkeit mit der Verlängerung der Produktions⸗ 
umwege zu, jedoch nicht dauernd in gleichem Maße, ſondern von 
einem beſtimmten Punkte ab in abnehmendem Maße. 

Die Einſchlagung von Produktionsumwegen ſetzt voraus das 
Vorhandenſein von Subſiſtenzmitteln für die Zeit vom Beginn 
des Arbeitsaufwandes bis zur Erzielung des genußreifen Schluß⸗ 
produkts. | 

In der Volkswirtſchaft müſſen — wegen der größeren Er⸗ 
giebigkeit längerer Produktionsumwege — bei rationeller wirtſchaft⸗ 
licher Spekulation die laufenden Produktivkräfte durchſchnittlich auf 


1 Exkurs S. 3. 
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deſto entferntere Produktionsziele gerichtet oder, mit anderen Worten 
in deſto längere Produktionsperioden inveſtiert werden, für einen 
je längeren Zeitraum der nationale Subſiſtenzfonds die 
Deckung enthält“. Dieſer nationale Subfiftenzfonds umfaßt den 
ganzen Vermögensſtock der Volkswirtſchaft außer dem Grund und 
Boden; der Begriff iſt weiter als der des Kapitals, denn er umfaßt 
auch alle diejenigen Güter, welche nicht auf dem Markt erſcheinen, 
ſondern von ihren Beſitzern ſelbſt zur Erhaltung ihrer Exiſtenz be⸗ 
nutzt werden. Das Kapital ſelbſt definiert Böhm⸗Bawerk unter 
verſchiedenen Betrachtungsweiſen 1. als Mittel der Produktion: 
Sozialkapital nennen wir einen Inbegriff von Produkten, die zur 
ferneren Produktion zu dienen beſtimmt ſind?; 2. als Einkommens⸗ 
quelle: Erwerbskapital nennen wir einen Inbegriff von Produkten, 
»die als Mittel des Gütererwerbs dienen? Dem Umfang nach iſt 
der zweite Begriff der weitere. Außerhalb beider ſteht der Grund 
und Boden; innerhalb beider die bei den Produzenten und Handels⸗ 
leuten als Warenlager vorhandenen Genußgüter, ferner das Geld. 
Das Erwerbskapital umfaßt außer allen Gütern, die das Sozial⸗ 
kapital bilden, diejenigen Genußgüter, die ihre Eigner nicht ſelbſt 
gebrauchen, ſondern durch Tauſch, Verkauf, Vermieten, Verleihen 
zum Mittel des Erwerbes machen, zum Beiſpiel Mietshäuſer, Leih⸗ 
bibliotheken. 

| Böhm⸗Bawerk hat das Weſen des kapitaliſtiſchen Produktions⸗ 
prozeſſes ſchärfer erfaßt, als es vor ihm jemals gelungen war. Aber 
indem er die Entſtehung der Schlußprodukte, der Subſiſtenzmittel, 
zurückverfolgte in die höheren Produktionsſtadien, wodurch er zur 
Erkenntnis der Pröduktionsumwege, der Produktionsperiode und des 
Subſiſtenzfonds kam, tft er über die Erfahrung des täglichen Lebens 
weit hinausgegangen. Es erſcheint daher notwendig, in der Böhm⸗ 
Bawerkſchen Lehre die Erfahrungstatſachen aufzuweiſen, um die 
Vorſtellung zu erleichtern, bevor im Anſchluß an die grundlegenden 
Sätze ſeiner Kapitalslehre an die Unterſuchung der Lohnſteigerung 
herangetreten wird. 

Betrachten wir zunächſt den Begriff der Produktionsperiode 
und des Subſiſtenzfonds“. Zwiſchen dem Zeitpunkt des Arbeits⸗ 
aufwandes der Produzenten, welche in einem früheren Stadium der 
m. find, und der Erzielung der Schlußprodukte liegt 


1 S. 632. 2 S. 55. 3 S. 54. 
+ Vgl. Böhm⸗Bawerk, Exkurs I, S. 38 ff. und Exkurs v. 
Schmollers Jahrbuch XLV A, 12 
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eine Zeitſpanne, jo daß wir jedes Schlußprodukt erkennen als eine 
Verbindung vorgetaner mit gegenwärtiger Arbeit. Je mehr vor⸗ 
getane Arbeit ſich mit Einheiten gegenwärtiger Arbeit verbindet, 
um ſo länger iſt die durchſchnittliche Wartezeit vom Aufwand der 
Arbeit bis zur Erzielung des genußreifen Produktes, oder, um den 
Ausdruck Böhm⸗Bawerks zu gebrauchen, um ſo länger iſt die 
Produktionsperiode. Dieſe vorgetane Arbeit hat aber ſichtbare Ge⸗ 
ſtalt angenommen in den Kapitalgütern, welche der Produktion 
dienen. Je mehr Kapital mit Einheiten gegenwärtiger Arbeit ver⸗ 
bunden iſt, oder, mit einem geläufigen Ausdruck, je mehr Kapital 
pro Kopf, um ſo mehr vorgetane Arbeit wirkt zuſammen in der 
Produktion mit gegenwärtiger Arbeit, jede Steigerung der Kapital⸗ 
intenſität bedeutet eine Verlängerung der Produktionsperiode, jede 
Minderung eine Verkürzung. Kapitalintenſivierung und Verlänge⸗ 
rung der Produktionsperiode ſind verwandte Begriffe und erfaſſen 
denſelben Vorgang, nur mit dem Unterſchied, daß dieſer den Vor⸗ 
gang tiefer analyſiert. Böhm⸗Bawerk bleibt nicht ſtehen bei der 
gegebenen Form des Kapitals, welches wir im Wirtſchaftsleben ſehen 
als Rohſtoffe, Maſchinen, Anlagen und fertige Subſiſtenzmittel !. 
Er analyſiert ſeine Entſtehung. Er löſt das heute gegebene Kapital 
auf in jene Summe von Exiſtenzmitteln, die zu ſeiner Produktion 
unter den heutigen Produktivitätsverhältniſſen in 
der Vergangenheit erforderlich geweſen wäre. Die Verfügung über 
ein heutiges Kapitalgut iſt gleichbedeutend mit der Verfügung über 
eine Summe von Subſiſtenzmitteln in der Vergangenheit, und zwar 
über eine Summe, mit welcher die an der Produktion des Kapital⸗ 
gutes tätigen Perſonen während dieſer Tätigkeit hätten erhalten 
werden können. 

Hierdurch iſt die Stellung des Kapitals im Produktionsprozeß 
und zum Böhm⸗Bawerkſchen Subſiſtenzfonds und das Verhältnis 
von Produktionsperiode und Kapitalintenſität gekennzeichnet; durch 
dieſe Rekonſtruktion der Erfahrungstatſachen bekommt die Theorie 
einſichtigere Beziehungen zu den Beobachtungen des praktiſchen 
Lebens; und es wird für das Folgende eine breitere Grundlage ge: 
ſchaffen; denn auch ſolche Kritiker Böhm⸗Bawerks, welche ſeine 
Theorie der Produktionsumwege ablehnen, ſtimmen mit ihm unter 
dem Geſichtspunkt der Kapitalintenſität in denjenigen Tatſachen 


über die Zurechnung fertiger Konſumgüter zum Kapital vgl. die obige 
Definition des Kapitals und die darauffolgenden Sätze. 
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überein, auf die ſich die folgende Theorie der Lohnſteigerung 
aufbaut. u Ä 

Böhm⸗Bawerk hat in eingehenden Unterſuchungen nachgewieſen, 
daß klug gewählte längere Produktionsumwege in aller Regel zu 
techniſchen Mehrergebniſſen führen 1. Dies iſt gleichbedeutend mit 
dem bekannten Satz, daß kapitalintenſivere Methoden techniſch er⸗ 
giebiger ſind. Dieſer Ausdruck iſt jedoch richtig zu verſtehen: wenn 
100 Stunden gegenwärtiger Arbeit a Produkte ſchaffen, kann bei 
einer Verbindung derſelben gegenwärtigen Arbeit mit einem Kapital, 
das gleich 100 Stunden vorgetaner Arbeit iſt, erſt von einer Mehr⸗ 
ergiebigkeit der kapitalintenſiveren Methode geſprochen werden, wenn 
das Produkt größer als 2 a iſt, weil mit den insgeſamt 200 Arbeits⸗ 
ſtunden bei der erſten kapitalloſen oder extenſiveren Methode auch 
ein Produkt von 2 a erzielt würde. Dem Satz Böhm⸗Bawerks, 
daß die Mehrerträgniſſe bei fortſchreitender Verlängerung der 
Produktionsumwege abnehmen, entſpricht der bekannte Satz, daß die. 
Mehrerträgniſſe bei fortſchreitender Kapitalintenſivierung abnehmen, 
und daß jederzeit eine Fülle ſolcher techniſch ergiebigerer Methoden 
latent vorhanden ſei, die jedoch wegen der längeren Wartezeit oder 
höheren Kapitalintenſität der Einheit des Kapitals einen geringeren 
Gewinn bringen als die eingeſchlagenen Methoden und darum nicht 
genutzt ſeien. Dies iſt die Grundlage der nachfolgenden Böhm⸗ 
Bawerkſchen Produktivitätsſkala mit ihren zunehmenden, aber im 
abnehmenden Maße zunehmenden techniſchen Erträgen. Dieſe Sätze 
ſollen auch die Grundlage der folgenden Theorie der Lohnſteigerung 
bilden. | 


2. Der Urfprung des Kapitalzinſes 


„Gegenwärtige Güter ſind in aller Regel mehr wert als künftige 
Güter gleicher Art und Zahl. Dieſer Satz iſt der Kern⸗ und 
Mittelpunkt der Zinstheorie, die ich vorzutragen habe?.“ Was ruft 
nun eine ſolche Wertdifferenz zwiſchen gegenwärtigen und zukünftigen 
Gütern hervor? Es ſind drei voneinander unabhängige Momente. 
1. Die Verſchiedenheit von Bedarf und Deckung in Gegenwart und 
Zukunft. Wo die Verſorgungsverhältniſſe in der Gegenwart ſchlechter 
ſind als die vorausſichtlichen in der Zukunft, werden die betroffenen 
Wirtſchaftsſubjekte gegenwärtige Güter höher ſchätzen als zukünftige; 


1 Insbeſondere Exkurs I, II und IV. 


2 S. 426. 
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ſie ſind daher geneigt, für gegenwärtige genußfähige Güter einen 
höheren Preis zu zahlen als für ſolche, die ihnen erſt in der Zu⸗ 
kunft zur Verfügung ſtehen. 2. Die perſpektiviſche Unterſchätzung 
künftiger Güter und Vorteile. „Es iſt eine der folgenſchwerſten 
Erfahrungstatſachen, daß wir künftigen Luſt⸗ und Leidempfindungen 
bloß deshalb, weil ſie künftige ſind und in dem Maße, als ſie einer 
entlegeneren Zukunft angehören, eine geringere Würdigung entgegen⸗ 
bringen und daher auch Gütern, die jenen zu dienen beſtimmt ſind, 
einen Wert beimeſſen, der hinter der wahren Intenſität ihres künftigen 
Grenznutzens zurückbleibt. Wir unterſchätzen ſyſtematiſch unſere 
künftigen Bedürfniſſe und die Mittel, die zu ihrer Befriedigung 
dienen.“ “ 3. Die größere Ergiebigkeit langwieriger Produktions⸗ 
methoden. Die Verfügung über gegenwärtige Güter ermöglicht das 
Einſchlagen von Produktionsumwegen, die techniſch ergiebiger ſind. 
Dies beſagt, daß in aller Regel gegenwärtige Güter aus techniſchen 
Gründen vorzüglichere Mittel für unſere Bedürfnisbefriedigung ſind 
und uns daher auch einen höheren Grenznutzen verbürgen als 
künftige. | | 

Dieſe drei Momente nun bewirken ein allgemeines Zurückbleiben 
der künftigen Güter an ſubjektivem und objektivem Wert nach Maß⸗ 
gabe ihrer zeitlichen Entlegenheit. 

Künftigen Genußgütern ſtehen gegenwärtig verfügbare Güter 
entfernterer Ordnung gleich: ihr Nutzen iſt ein Zukunftsnutzen, ſie 
ſind „Zukunftsware“. Daraus folgt, daß auch die Produktivmittel, 
wenn man ſie gegen gegenwärtige Güter abſchätzt, einer geringeren 
als derjenigen Stückzahl genußreifer Schlußproduckte gleichwertig 
befunden werden, als man aus ihnen erzeugen kann?. In dem 
Maße nun, als die Produktion fortſchreitet, reifen die Produktiv⸗ 
mittel, die als Zukunftsgüter einen Wertabſchlag erfuhren, zu genuß⸗ 
fähigen Gegenwartsgütern heran und wachſen in den vollen Wert 
der Gegenwartsware hinein; dieſer Wertzuwachs iſt der Kapital⸗ 
gewinn. 

Der Nachfrage nach Gegenwartsgütern ſteht gegenüber das An⸗ 
gebot ſeitens der Kapitaliſten. Die Kapitaliſten nun wären vielleicht 
geneigt, zukünftige Güter annähernd ſo hoch wie gegenwärtige zu 
ſchätzen. Nicht aber die Nachfragenden: Ihnen ermöglicht der 


Subſiſtenzvorſchuß erſt, arbeitſparende Produktionsumwege einzu⸗ 


ſchlagen; ſie ſind daher bereit, ein Agio zu bezahlen. Da nun 


1 S. 445. 2 S. 503. 
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Gegenwartsgüter nützlicher und begehrter ſind als zukünftige und 
Gegenwartsgüter nie in grenzenloſer Fülle vorhanden und angeboten 
find, fo muß ſich ſtets ein Agio für Gegenwartsgüter bilden. Dies 
Agio wird auf dem Darlehnsmarkt unmittelbar in der Form des 
Zinſes gegeben; auf dem Arbeitsmarkt in der Form eines Arbeits⸗ 
preiſes, der hinter dem Preiſe des künftigen Arbeitsproduktes zurück⸗ 
bleibt; auf dem Markt für Bodennutzungen und Zwiſchenprodukte 
in einem Preiſe, der hinter dem Preiſe des daraus zu ziehenden 
Produkts zurückbleibt; bei dauerbaren Gütern in einem Preiſe, der 
hinter der Summe der Preiſe der daraus zu gewinnenden Nutzungen 
zurückbleibt. | 


3. Die Höhe von Zins und Lohn 


Das Angebot an Gegenwartsware wird repräſentiert durch den 
jeweiligen Vermögensſtock der Volkswirtſchaft. Als Nachfragende 
treten auf: die Bewerber um Produktivkredit zur produktiven Aus⸗ 
rüſtung ihrer eigenen Perſon, die Bewerber um Lohnarbeit, die 
. Bewerber um Konſumtivkredit, die Grundeigentümer, ſoweit fie von 
ihren Grundrenten leben; ferner als Folge des Agios für 
Gegenwartsgüter die Kapitaliſten, ſoweit ſie von ihren Kapital⸗ 
gewinnen leben. Ä 

Wie hoch nun wird fih das Agio für Gegenwartsgüter, d. h. 
der Zins oder Kapitalgewinn, und wie hoch wird ſich der Lohn ein⸗ 
ſtellen? Am weſentlichſten iſt die produktive Verwendung des 
Kapitals. Das Kapital drängt nacheinander in die lohnendſten 
Verwendungen und erhält von der letzten derſelben ſeinen Preis. 
Kurz: die Zinshöhe wird beſtimmt „durch das Mehrerträgnis der 
letzten noch geſtatteten Produktions verlängerung“ !. Bei rationeller 
Spekulation müſſen alle Produktions verlängerungen, die ein größeres 
Mehrergebnis haben, genutzt ſein, und alle Produktionsverlängerungen, 
die ein geringeres Mehrergebnis haben, ungenutzt ſein. Sehen wir 
nun einmal vorübergehend von den Modifikationen durch die übrigen 
Faktoren ab; nehmen wir an, daß alle Produzenten Arbeiter ſeien, 
und daß nur von dieſen Nachfrage nach Gegenwartsgütern ſtatt⸗ 
findet. Eins ſteht nun feſt: die umgeſetzten Quantitäten; den 
Kapitaliſten gelten nach ihren eigenen Bedarfs⸗ und Deckungs⸗ 
verhältniſſen ihre gegenwärtigen Güter kaum mehr als zukünftige, 
und ſie werden alſo jeden Arbeitskauf, bei dem ſich noch ein kleines 


1 S. 613. 
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Agio gewinnen läßt, dem Totliegenlaſſen ihrer Kapitalien vorziehen; 
die Arbeiter brauchen gegenwärtige Güter dringend, und ſie werden 
ihre Arbeit lieber billig als gar nicht verkaufen. So lang alſo muß 
ſich die Produktionsperiode einſtellen, daß alles Kapital verwandt 
und alle Arbeiter beſchäftiggt werden. Denn würde die Produktions⸗ 
periode kürzer gegriffen, ſo bliebe ein Teil des Kapitals unbeſchäftigt; 
würde ſie länger gegriffen, ſo könnten nicht mehr alle Arbeiter für 
die ganze Dauer verſorgt werden, und das Ergebnis wäre ein immer 
drängenderes Angebot der unbeſchäftigten Arbeiter. Nun kann man 
allerdings eine gegebene Arbeiterzahl mit einem gegebenen Subſiſtenz⸗ 
fonds entweder bei hohem Lohn eine kurze Periode oder bei niedrigem 
Lohn eine lange Periode erhalten. Auf welche Periode ſich die 
Produktion tatſächlich einſtellen muß, das wird durch das Spiel der⸗ 
ſelben egoiſtiſchen Intereſſen entſchieden, die Wera die Preis⸗ 
bildung im Wettbewerbe regeln. 

Es ſollen die Arbeiterzahl — 10 Millionen —, der Subſiſtenz⸗ 
fonds — 15 Milliarden Gulden — und die Skala der Mehrerträgniſſe 
bei zunehmender Produktionsperiode gegeben ſein. Wie hoch muß 
ſich Lohn und Zins einſtellen? Was wird geſchehen, wenn der 
Lohn 300 fl. beträgt? 5 


ne 300 fl. 


Produkt Jahres- Zahl de der | Jahres⸗ 

Produktions⸗ eines gewinn Angeſtellten gewinn 
periode Arbeit⸗ an einem auf | von je 
jahres? Arbeiter 10 000 fl. 10 000 fl. 
1 Jahr 350 fl | 50 fl | 66,66 | 3333,3 fl. 
2 Jahre 450 | 150 - | 33,33 50002 „ 

3 530 202285 5111, 
4 580 | 280 | 16,66 4666, 6: 
5 620 - | 320 - | 13,33 | 4266.6 = 
6 - 650 350 11,11 3888,5 
7 670 - 370 | 9,52 3522,4 - 
8 685 385 833 220% 
9 6995. 395 7409 | 29250 - 
10 700 400 | 6(66 | 26666 - 

i | | | 
1 S. 604. 


2 Die Ziffern der Produktivitätsſkala nehmen mit 15 Verlängerung der 
Produktionsperiode zu, und zwar in abnehmendem Maße, entſprechend der oben 
aufgeſtellten Regel, daß längere Produktionsumwege Mehrerträgniſſe i in abnehmen⸗ 
dem Maße bringen. 

3 Bei ſtaffelweiſer Produktion braucht der Anfangsfonds nur etwa die 
Hälfte der im Laufe der ganzen Produktionsperiode erforderlichen Subſiſtenz⸗ 
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Beim Lohnſatz von 300 fl. würde in dreijähriger Produktions⸗ 
periode ein Jahreszins von 51,1% erzielt, bei allen anderen Perioden 
weniger. Die Unternehmer würden ſuchen, die Produktion auf die 
dreijährige Periode einzuſtellen. Hierbei würden bei den vorhandenen 
10 Millionen Arbeitern jedoch nur 4½ Milliarden Gulden Kapital be⸗ 
ſchäftigt, und die übrigen 10 Milliarden würden im Wettbewerb 
den Lohn hinauftreiben. Der Lohnſatz von 300 fl. iſt bei dem 
vorausgeſetzten Stand der Faktoren für die Dauer unmöglich. 


Lohnhöhe 600 fl. 
Produkt | Jahres- Zahl der = Jahres⸗ 
Produktions⸗ eines gewinn e gewinn 
periode Arbeits an einem | von je 
jahres | Arbeiter | 10 000 l. | 10 000 fl. 
1 Jahr 350 fl. | — 250 l. 195 5 Berluſt 
2 Jahre 450 = — 150 = 
* 530 = Ä u ce 11 11 
4 = 580 — 2 - | 8,33 
3» 620 - 20 - 6,66 133,88 fl. 
6 650 50 5,55 277,77 
7 670 70 = 4,16 333,83 
8 685 85 4,16 354,16 
9 695 - 95 = 3,70 351,50 
10 - 700 = 100 = 3,33 333,33 = 


Beim Lohnſatz von 600 fl. würde in achtjähriger Periode der 
höchſte Jahresgewinn von 3,54% erzielt. Jedoch iſt der Lohnſatz 
von 600 fl. auf die Dauer unmöglich, da ſodann mit dem vor⸗ 
handenen Kapital von 15 Milliarden Gulden nur 6,25 Millionen Ar⸗ 
beiter angeſtellt werden können, die reſtlichen 3,75 Millionen, welche 
brotlos blieben, würden durch ihren Wettbewerb den Lohn ſenken. 

(Siehe die Tabelle auf der folgenden Seite.) 

Beim Lohnſatz von 500 fl. wird in ſechsjähriger Periode der 
höchſte Jahresgewinn von 10% erzielt. Gleichzeitig würden ſowohl 
die vorhandenen 10 Millionen Arbeiter als auch das Kapital von 
15 Milliarden Gulden ganz verwandt. Damit iſt der Punkt erreicht, 
an dem die Preisbildung zur Ruhe kommen kann, da kein Anlaß 
mehr beſteht, durch ferneres Überbieten oder Unterbieten das Gleich⸗ 


beträge zu enthalten, ſiehe Böhm⸗Bawerk, S. 535. Die Zahl der An⸗ 
geſtellten auf einen Subſiſtenzſonds von 10 000 fl. beträgt * 
2 * 10 000 fl. 


300 fl. * Zahl der Jahre. 
S. 606. 
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Lohnhöhe 500 - I 


Produkt Jahres⸗ Zahl der Jahres- 
Produktions⸗ eines a. wen en 
periode Arbeits⸗ von ein 
jahres Arbeiter 10 000 fl. 10 000 fl. 
1 Jahr 350 fl. — 150 l. 2 | Verluſt 
2 Jahre 450 ⸗ — 50 ⸗ - 
3 =: 530 30 ⸗ 10 33 400 fl 
4 580 80 = 800 
5 620 - 120 - 18 960 = 
6 650 | 150 : 6,66 | 000 : 
7 670 170 ⸗ 5 71 970,7 fl 
8 - 685 185 5 2925 fl. 
9 695 ⸗ | 195 = 4,44 | 866,66 fi 
10 700 | 200 = 4 | 800 fl. 
| 


gewicht zu ſtören. Bei den gegebenen Faktoren müſſen ſich alſo 
ſtellen: der Lohn auf 500 fl., der Zins auf 10 %, die Produktions⸗ 
periode auf ſechs Jahre. 

Zuſammenfaſſend läßt ſich folgender Satz aufſtellen: Der Zins 
(Lohn) wird in einer Volkswirtſchaft deſto höher (niedriger) ſtehen, 
je kleiner der nationale Subſiſtenzfonds, je größer die Zahl der aus 
demſelben zu verſorgenden Arbeiter iſt und je höher andauernd die 
Ziffer der Mehrerträgniſſe bleibt, die ſich an eine fernere Verlängerung 
der Produktionsperiode anknüpfen. Umgekehrt wird der Zins (Lohn) 
deſto niedriger (höher) ſtehen, je größer der Subſiſtenzfonds, je 
kleiner die Arbeiterzahl iſt und je raſcher die Skala der Mehr⸗ 
erträgniſſe abfällt ?. 

Dieſen Sätzen ſind einige Erläuterungen und Modifikationen 
hinzuzufügen. Die Produktivitätsſkala iſt bei den verſchiedenen Er⸗ 
werbszweigen eine verſchiedene, die gleichen Mehrerträgniſſe werden 
bei verſchiedenen Produktionsperioden erzielt, die Iſohypſe der Mehr⸗ 
erträgniſſe, und damit die Linie der letzten geſtatteten Produktions⸗ 
verlängerung, verläuft daher wellenförmig. Unter Produktions⸗ 
periode der Volkswirtſchaft iſt demnach die durchſchnittliche 
Produktionsperiode zu verſtehen. Erinnern wir uns ferner der oben 
vorgenommenen Einſchränkung; von der Nachfrage nach Gegenwarts⸗ 
gütern blieb unberückſichtigt: 1. die Nachfrage nach Konſumtivkredit, 
in gewöhnlichen Zeiten ein relativ unbedeutender Faktor gegenüber 
dem Produktivkredit, jedoch erheblich in Kriegszeiten; 2. der Bedarf 


der Grundeigentümer, ſoweit dieſelben ihre Grundrenten verzehren; 


1 S. 607. 2 S. 622. 
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3. als Folge des beſtehenden Agios der Bedarf der Kapitaliſten, 
ſoweit ſie ihre Kapitalgewinne verzehren. 

Die Kapitaliſation, ſei es aus Arbeitsverdienſt, Grundrente 
oder Kapitalgewinn, verringert die laufendeu Subſiſtenzanſprüche 
und ermöglicht dadurch und durch die Anſammlung eines größeren 
Vermögensſtockes eine Verlängerung der Produktionsperiode. Um 
den Bedarf der anderen Klaſſen und um den Bedarf nach Konſumtiv⸗ 
kredit, abzüglich der jährlichen Kapitaliſation, hätte alſo in obigen 
Zahlenbeiſpielen der Subſiſtenzſfonds größer ſein müſſen als 
15 Milliarden Gulden. Der Subſiſtenzfonds, abzüglich dieſer Teile, bildet 
den Lohnfonds, aus dem die Arbeiter in der Produktionsperiode 
gelöhnt werden, und zwar erhalten die Arbeiter dieſen Lohnfonds 
ſtets ganz. Und ferner: In einer gegebenen Volkswirtſchaft bei ge⸗ 
gebenem Nationalvermögen uſw. gibt es nur einen möglichen 
Stand von Lohn und Gewinn. 

Vergegenwärtigen wir uns noch kurz dieſes Ergebnis. 

Die Hilfskonſtruktion des Subſtiſtenzfonds hat uns ermöglicht, 
die Zuſammenhänge zwiſchen der Größe des Kapitals und der Höhe 
des Lohnes aufzudecken. Hierbei iſt allerdings die von Böhm⸗ 
Bawerk gewählte Bezeichnung „Gulden“ irreführend und wäre beſſer 
durch „Subſiſtenzmitteleinheit“ zu erſetzen. Wie ſchon in der Ein⸗ 
leitung erwähnt, handelt es ſich bei Böhm⸗Bawerk um die Zuſammen⸗ 
hänge von Real lohn und realer Größe des Kapitals, nicht um 
einen Vergleich ihrer Wertgrößen. Durch die Konſtruktion des 
Subfiftenzfonds iſt das Kapital aufgelöſt in eine Summe von 
Subſiſtenzmitteln und damit für Lohn und Kapital ein gemeinſamer 
Nenner geſchaffen, ſo daß es möglich wird, Beziehungen zwiſchen 
der Größe des Kapitals und der Höhe des Lohnes zu erkennen. 
Die eindeutigen ziffernmäßigen Ergebniſſe ſind ſelbſtverſtändlich nur 
erzielt dank weitgehendſter Abſtraktion. Es ſollen ſich nur Kapitaliſten 
und Arbeiter gegenüberſtehen, die, vom Streben nach höchſtem Nutzen 
beherrſcht, die vorteilhafteſten Verwendungsmöglichkeiten für ihr 
Kapital und ihre Arbeitskraft kennen und auch tatſächlich nützen. 
Böhm⸗Bawerk abſtrahiert von ſämtlichen „Reibungswiderſtänden“, 
die den Ausgleich der Löhne zu einer einheitlichen Lohnhöhe und 
der Zinsſätze zu einem einheitlichen Zinsſatz verhindern. Die Arbeits⸗ 
leiſtung und das Produktionsergebnis muß bei allen Produzenten 
desſelben Produktionszweiges gleich ſein, und die Arbeiter ver⸗ 
ſchiedener Produktionszweige werden völlig gleichgewertet und die 
Verſchiedenheit der Produktivitätsſkalen in den verſchiedenen 
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Produktionszweigen unberückſichtigt gelaſſen. Er abſtrahiert ferner 
von Anderungen in der Arbeiterzahl, Kapitalgröße und der Technik. 
Wir entnehmen jedoch dieſer Beweisführung die aus ökonomiſchen 
Gründen gegebene Tendenz des Reallohnes, ſich entſprechend 
der Größe des Kapitals und entſprechend den gegebenen Produk⸗ 
tivitätsverhältniſſen einzuſtellen. Das Ergebnis, beſonders unter 
dem Geſichtspunkt der Größe des Kapitalgewinnes, iſt mit ähnlichen 
Worten ſchon von Thünen ausgeſprochen! und wird dem Sinne 
nach auch von den Vertretern der Grenzproduktivitätslehre verfochten. 


Drittes Kapitel 
Pofitive Theorie der Lohnſteigerung 
1. Die Steigerung des Nominallohns 

1. Die bisherigen Ausführungen über die Höhe von Zins und 
Lohn vermittelten uns die aus ökonomiſchen Gründen gegebene 
Tendenz. Mit der Frage der Lohnſteigerung kommt nun jedoch ein 
neuer nicht ökonomiſcher Faktor hinzu. Denn wie im erſten Kapitel 
wiederholt ausgeführt, handelt es ſich bei der Lohnſteigerung um 
einen Machtkampf zwiſchen Kapital und Arbeit, und die Frage geht 
dahin, wie weit der Machtfaktor imſtande iſt, die aus ökonomiſchen 
Gründen gegebene Tendenz zugunſten der Lohnempfänger an ihrer 
Realiſierung zu hindern. 

Bisher war vom Reallohn und der realen Größe des Kapitals 
die Rede geweſen. Mit dem Übergang zur Frage der Lohnſteigerung 
müſſen wir jedoch die Wertgrößen derſelben, ausgedrückt in Geld, 
in Berückſichtigung ziehen. Es muß deshalb an dieſer Stelle die 
in der Einleitung bereits geſtreifte Frage des Geldwertes weiter 
behandelt werden. Dort wurde die Quantitätstheorie zur Erklärung 
der Geldwertes abgelehnt. Poſitiv können wir mit v. Wieſer über 
die Beſtimmungsgründe des Geldwertes ſagen: „Von den ſämtlichen 
Preiszahlungen des Marktes ſind für den Tauſchwert des Geldes 
diejenigen entſcheidend, die für Konſumwerte gemacht werden, weil 
die Preiszahlungen für die Produktivmittel von dieſen abgeleitet 
ſind. In einer ſtändigen Volkswirtſchaft, die weder Fortſchritt noch 
Rückſchritt zeigt, geht das Geldeinkommen genau für die Beſchaffung 
der Konſumwerte der Haushaltungen auf, und wir kommen daher 
zu dem abgekürzten Ausdruck, daß in der ſtändigen Volkswirtſchaft 


1 Der iſolierte Staat. Roſtock 1850, Neudruck Jena 1910, S. 498 u. 557. 
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der allgemeine Preisſtand durch die Summe der neu einkommenden 
naturalen Konſumwerte einerſeits und das Geldeinkommen anderer⸗ 
ſeits beſtimmt wird .“ Dieſe Übereinſtimmung zwiſchen dem Geld⸗ 
einkommen und den Summen, welche für die Beſchaffung von 
Konſumwerten, d. h. für die Beſchaffung von Exiſtenzmitteln auf: 
gewandt werden, iſt nun allerdings nur in einer ſtändigen Volks⸗ 
wirtſchaft der Fall, die ja gerade dadurch charakteriſiert iſt, daß 
es in ihr keine Kapitalvermehrung oder ⸗verminderung gibt. In 
der realen Volkswirtſchaft jedoch werden Einkommensteile dem 
Konſum entzogen und werden kapitaliſiert, anderſeits werden auch 
über das Einkommen hinaus Vermögensteile zu Konſumtionszwecken 
verbraucht. Die zur Beſchaffung von Konſumwerten aufgewandten 
Summen ſtimmen daher nicht mit dem Geldeinkommen überein, viel⸗ 
mehr bilden die Geldeinkommen nur die Grenze, über die hinaus 
keine Summen zu Konſumtionszwecken aufgewandt werden können, 
ohne den Vermögensſtock ſelbſt anzugreifen. Für die Anderung des 
Geldwertes iſt jedoch nicht die abſolute Höhe dieſer Summen weſent⸗ 
lich, ſondern die Anderung derſelben; und auch dieſe nur inſoweit, 
als dadurch das Verhältnis dieſer Summen zur Menge der im gleichen 
Zeitraum produzierten Konſumwerte ſich ändert. Denn bei gleich⸗ 
mäßigem und gleichzeitigem Steigen von beiden tritt eine Anderung 
des Geldwertes oder, was dasſelbe bedeutet, eine Anderung des 
Preisniveaus nicht ein; nur wenn ſich die zur Konſumtion auf⸗ 
gewandten Summen ohne entſprechende Anderung in der Menge 
der produzierten Konſumwerte ändern oder dieſe ſich ändern ohne 
entſprechende Anderung jener, dann tritt eine Anderung des Geld⸗ 
wertes oder Preisniveaus ein. 

Gehen wir, nachdem bisher die Grundlage für die weitere 
Betrachtung geſchaffen iſt, nunmehr zur Unterſuchung der Lohn⸗ 
ſteigerung ſelbſt über. Von Grundrente und Unternehmergewinn 
ſoll hierbei vorläufig abgeſehen werden, denn wie bei der Kritik 
Brentanos gezeigt, vermag die Lohnſteigerung auf die Dauer nicht, 
dieſe allgemein zu beeinfluſſen. Die Unterſuchung ſoll alſo ſo ge⸗ 
führt werden, als ob ſich nur Kapitaliſten und Arbeiter, Kapital⸗ 
gewinn und Lohn gegenüberſtehen. Ferner ſoll nicht die Lohn⸗ 
ſteigerung in einem begrenzten Gebiet, das der Konkurrenz anderer 
Gebiete ausgeſetzt iſt, in denen keine Lohnſteigerung ſtattfand, be⸗ 
trachtet werden, ſondern es wird der Fall einer allgemeinen Lohn⸗ 


1 v. Wieſer, Grundriß der Sozialökonomik. I. Bd.: Theorie der gefell⸗ 
ſchaftlichen Wirtſchaft. Tübingen 1914, S. 311. 
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ſteigerung unterſucht, welche nicht lokal oder auf einzelne Gewerbe 
beſchränkt iſt. Mit dieſer Vorausſetzung wird das Unterſuchungs⸗ 
gebiet tatſächlich eingeengt, jedoch wird das IV. Kapitel, in welchem 
der Zuſammenhang von Lohnſteigerung und Konjunkturverlauf er⸗ 
örtert wird, zeigen, daß der typiſche Fall der Lohnſteigerung tat⸗ 
ſächlich der einer allgemeinen Lohnſteigerung iſt. 

Denken wir uns nun zunächſt eine Lohnſteigerung in einer 
Höhe, daß der geſamte Kapitalgewinn davon aufgezehrt wird und 
die Produktion für die Kapitaliſten verluſtbringend wird. Denken 
wir zum Beiſpiel, daß in einer Produktion der Lohn zunächſt 100, 
der Gewinn 25, der Preis des Produkts alſo 125 betrug. Steigt 
nun der Lohn auf 150, ſo entſteht bei gleichbleibendem Preisniveau 
für den kapitaliſtiſchen Unternehmer ein Verluſt, und bei dem ge⸗ 
gebenen kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem würde die Produktion ein⸗ 
geſtellt, da ſie für den die Produktion mit Hilfe bezahlter Arbeiter 
führenden Kapitaliſten nicht mehr lohnt. Damit iſt ein Zuſtand ge⸗ 
geben, der auf die Dauer keinen Beſtand haben kann. Die Folgen 
können von zweierlei Art ſein: entweder kann infolge des Rückganges 
der Beſchäftigung der Arbeiter der Lohn wieder zum Abbröckeln 
kommen, ſo daß es wieder lohnend wird zu produzieren; oder aber, 
da bei der Einſtellung der Produktion die Fertigſtellung von Exiſtenz⸗ 
mitteln aufhört, anderſeits jedoch der Konſum aus phyſiſchen 
Gründen nicht aufhören kann und beim Fehlen von Einkommen 
Teile des Vermögens zur Beſchaffung von Exiſtenzmitteln verbraucht 
werden, muß es zu einer Steigerung des Preisniveaus kommen. 
Was hiervon tatſächlich eintritt, ſoll an dieſer Stelle nicht unterſucht 
werden, es ſei nur feſtgeſtellt, daß ein ſolcher Zuſtand nicht beharren 
kann. | | 

Und damit kommen wir zur Unterſuchung des ſchwierigeren 
Falles, daß die Lohnſteigerung den Kapitalgewinn nicht reſtlos auf:; 
zehrt, ſondern ihn ſchmälert. Denn da noch Gewinn erzielt wird, 
hätten die Kapitaliſten noch Intereſſe an der Fortſetzung der Pro⸗ 
duktion, gleichzeitig hätten ſie bei der allgemeinen Lohnſteigerung 
und demgemäß allgemeinen Gewinnſchmälerung keine Möglichkeit, 
ſich höher rentierenden Produktionen zuzuwenden. Es iſt, am obigen 
Beiſpiel dargelegt, der Fall, daß zum Beiſpiel der Lohn von 100 
auf 115 ſteigt, der Gewinn von 25 auf 10 ſinkt. Iſt hier nun ein 
Zuſtand gegeben, der beharren kann? Thornton bejaht dies; Pierſon 
und mit ihm Böhm⸗Bawerk! verneinen es. Sie gehen dabei aus 


1 In dem Aufſatz „Macht oder ökonomiſches Geſetz“, a. a. O. 
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von dem Gedanken, daß nach einer Lohnſteigerung kapitalintenſivere 
Methoden vorteilhaft werden, durch den Übergang zu dieſen ſodann 
Arbeitskräfte verfügbar werden und danach der Druck der unbe⸗ 
ſchäftigten Arbeiter den Lohn wieder herabdrückt. Aber wie bei der 
Kritik Pierſons gezeigt, iſt die Nachfrage nach Kapital zur Ein⸗ 
ſchlagung der kapitalintenſiveren Methode ſelbſt wieder eine Nach⸗ 
frage nach Arbeit, ſo daß es zumindeſt eines längeren Zeitraumes 
bedarf, bis das nach Durchführung dieſer Kapitalintenſivierung tat⸗ 
ſächlich entſtehende Überſchußangebot an Arbeitskräften lohndrückend 
wirken kann und dadurch das alte Verhältnis von Lohn und Kapital⸗ 
gewinn wiederherſtellen kann. Mit einer anderen Möglichkeit 
rechnete Pierſon nicht, und zwar infolge ſeiner Einſtellung zum Geld⸗ 
problem, Pierſon iſt Quantitätstheoretiker. Er rechnet mit einem 
durch die Geldmenge beſtimmten Geldwert oder Preisniveau, eine 
Anderung desſelben durch die Lohnſteigerung liegt für ihn außerhalb 
der Möglichkeiten, ſolange der Umfang der Geſamtproduktion nicht 
ſelbſt dadurch beeinflußt wird. Wie oben angeführt, ſind jedoch für 
die Höhe des Geldwertes andere Gründe maßgebend, als die Quantitäts⸗ 
theoretiker annehmen, und es iſt die Frage zu ſtellen, ob nicht die 
Lohnſteigerung in einem jener Faktoren, welche den Geldwert be⸗ 
ſtimmen, notwendig eine Anderung hervorruft, ſo daß die Ver⸗ 
änderlichkeit des Geldwertes bei Unterſuchung der Lohnſteigerung 
notwendig in Rechnung geſtellt werden muß. 

Wir wollen annehmen, daß der Lohn ſteigt, der Gewinn ent⸗ 
ſprechend ſinkt, die Kapitaliſten auf Grund ihres verringerten Ein⸗ 
kommens ihren Konſum ebenſo einſchränken wie die Arbeiter ihn 
ausdehnen, welche auf Grund der Lohnſteigerung das mehr an Ein⸗ 
kommen erhalten, was jene nunmehr weniger erzielen. Ein Grund 
zur Anderung des Geldwertes wäre demnach vorläufig nicht gegeben, 
da die Geſamtſumme, die zur Beſchaffung von Konſumwerten auf⸗ 
gewandt wird, unverändert bliebe. Auch der Spiethoffſche Einwand, 
daß die Begrenztheit der verfügbaren Kapitalien die Lohnſteigerung 
beeinfluſſen könne, ſpielt keine Rolle, da ja die bisher von den 
Kapitaliſten ſür ihren Konſum bereitgeſtellten Kapitalbeträge, welche 
infolge der Einſchränkung dieſes Konſums verfügbar werden, zu der 
höheren Entlohnung der Arbeiter zur Verfügung ſtehen. 

Wie von Pierſon in ſeiner Beweisführung verwertet und von 
Böhm⸗Bawerk eingehend dargelegt, iſt bei einer Steigerung des 
Lohnes und infolge davon Sinken des Gewinns die Einſchlagung 
längerer Produktionsumwege, gleichbedeutend einer Verwendung 
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kapitalintenſiverer Methoden, für die Kapitaliſten zweckmäßig. Es ſei 
hingewieſen auf die obigen Zahlenbeiſpiele Böhm⸗Bawerks, welche 
zeigen, wie bei höherem Lohn die längere Periode, nämlich bei Lohn⸗ 
höhe 600 fl. ſtatt 500 fl. die achtjährige ſtatt der bisherigen ſechs⸗ 
jährigen Periode die günſtigſte wird. Aus dieſem Grunde ſuchen 

die Kapitaliſten die kapitalintenſiveren Methoden durchzuführen. | 

Zur Veranſchaulichung dieſes Vorganges ſei noch folgendes 
hinzugefügt. Rechnete man vor der Lohnſteigerung zum Beiſpiel 
mit einer 8% igen Verzinſung und führte Kapitalanlagen nicht 
durch, welche nur eine geringere Verzinſung verſprachen, ſo kann 
man nachher beiſpielsweiſe nur mit einer A Yoigen Verzinſung rechnen, 
und jede 4% überſchreitende Verzinſung wird als lohnend angeſehen. 
Dieſen höheren Kapitalgewinn aber bringen, wie oben ausgeführt, 
die kapitalintenſiveren Methoden. Man ſucht nun im einzelnen Be⸗ 
triebe Arbeiter durch Mehrverwendung von Kapital zu erſparen, zum 
Beiſpiel durch Verwendung von mehr oder koſtſpieligeren Maſchinen, 
durch Anlage von Transporteinrichtungen uſw. Über den einzelnen 
Betrieb hinaus werden nunmehr beſonders kapitalintenſive Anlagen 
in Angriff genommen, zum Beiſpiel Eiſenbahnen, Straßen, Brücken uſw.“. 
Die Ausführung dieſer Anlagen iſt ſelbſtverſtändlich eine Nachfrage 
nach Arbeit, und wir können nicht damit rechnen, daß in dieſer Zeit 
ein Überſchußangebot von Arbeitskräften den Lohn drücken wird. 
Nunmehr jedoch tritt mit der Inangriffnahme dieſer Kapitalintenſi⸗ 
vierung etwas anderes ſofort ein. 

Nehmen wir einmal an, daß es möglich wäre, alle vorhandenen 
Produktivkräfte auf die Kapitalintenſivierung oder Verlängerung 
der Produktionsperiode einzuſtellen, die Produktion von Konſum⸗ 
gütern bei der bisherigen Kapitalintenſität alſo völlig abzubrechen, 
da bei jener Produktion ein höherer Gewinn zu erwarten iſt. So 
hätten wir ein plötzliches Verſiegen des Stromes von Konſum⸗ 
gütern, welcher bisher den Summen gegenüberſtand, welche zur Be⸗ 
ſchaffung von Konſumwerten aufgewandt werden. Dieſe Summen 
aber werden bei dem Übergang zur Kapitalintenſivierung eher 
ſteigen als ſinken. Denn einerſeits erhalten die Arbeiter unver⸗ 
ändert ihren Lohn. Anderſeits werden die Kapitaliſten, welche 
bereits bei der Lohnſteigerung ihren Konſum beſchränkten, dieſen 


1 Es darf nicht vergeſſen werden, daß der Geldwert vorläufig unverändert 
fein ſoll, die Herſtellungskoſten ſolcher Anlagen, ſoweit fie einen durchſchnittlichen 
Aufwand von Arbeit und Kapital benötigen und nicht einen überdurchſchnitt⸗ 
lichen Anteil Arbeit und unterdurchſchnittlichen Kapital, nicht geſtiegen ſind. 


\ 
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jetzt nicht noch weiter einſchränken, ſondern eher ausdehnen, da fie 
von den jetzt vorgenommenen Kapitalanlagen einen höheren Gewinn 
erwarten, als ſie bei der Verwendung des Kapitals in den bis⸗ 
herigen Produktionsmethoden erzielen. Das Verſiegen des Stromes 
von Konſumgütern, während alle Produktivkräfte der Kapitalinten⸗ 
ſivierung gewidmet werden, hat keinen Einfluß auf die Größe des 
Kapitals, vorläufig auch nicht auf die Wertgröße des Kapitals, 
ſondern nur auf die Zuſammenſetzung des Kapitals. Jener Teil, 
welcher aus fertigen Subſiſtenzmitteln beſteht, aus welchem Kapita⸗ 
liſten und Arbeiter zu ihrem Verbrauch ſtändig herausſchöpfen, 
welcher aber nicht wie bisher durch Fertigſtellung weiterer Schluß⸗ 
produkte auf der alten Höhe erhalten wird, nimmt ab; jener Teil 
des Kapitals, welcher aus Zwiſchenprodukten beſteht, nimmt zu, da 
nicht wie bisher ein Teil zu Schlußprodukten vollendet wird, 
ſondern alle Kräfte ihrer Vermehrung gewidmet werden. Die Folge 
der Abnahme des Stromes von Konſumgütern bei unveränderter 
oder ſteigender Aufwendung von Summen zu ihrer Beſchaffung, d. h. 
einer Nachfrage, die mit dem vorhandenen Angebot nicht be⸗ 
friedigt werden kann, wäre ein Steigen des Preisniveaus, ein 
Sinken des Geldwertes. Dieſer Vorgang würde auch nicht durch 
eine Verknappung des verfügbaren Kapitals im Sinne Spiethoffs 
durchkreuzt. Denn im gleichen Maße, als bei der Kapitalintenſi⸗ 
vierung Kapital zur Entlohnung der Arbeiter und Erhaltung der 
Kapitaliſten verbraucht wird, wird durch die mit dieſen Summen 
bewirkte Verminderung der Läger von Konſumwerten Kapital, das 
bisher in dieſen Konſumwerten gebunden war, freigeſetzt. 
Tatſächlich nun aber kann ſich die Kapitalintenſivierung oder 
Verlängerung der Periode nicht mit jener Plötzlichkeit vollziehen. 
Eine Fülle gegebener Stoffe und Halbfabrikate, und zwar dieſe mehr 
als jene, kann nur in der bisherigen Methode zu Subſiſtenzmitteln 
vollendet werden. Eine Fülle von Produktionseinrichtungen kann 
nur in ſeiner bisherigen Kombination in der Produktion verwertet 
werden, und erſt in dem Maße, als ſie verbraucht werden und durch 
neue erſetzt werden, könnte hier ein Übergang zu kapitalintenſiverer 
Methode ſtattfinden. Alſo haben wir nicht mit einer vollkommenen 
Entziehung der Arbeitskräfte aus der Produktion der Konſumgüter 
zu rechnen, ſondern mit einer Verminderung an dieſer Stelle und 
Vermehrung in der Produktion der Maſchinen, Anlagen uſw. Wir 
erhalten alſo nicht einen plötzlich abbrechenden Strom von Konſum⸗ 
gütern, ſondern einen abnehmenden Strom derſelben, während die 
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Summen, welche zur Beſchaffung von Konſumwerten aufgewandt 
werden, eher ſteigen als fallen mit den höheren Gewinnen, welche 


infolge der Inangriffnahme kapitalintenſiverer Methoden zu erwarten 


ſind. Eine Anderung des Geldwertes, d. h. ein Steigen des Preis⸗ 
niveaus der Konſumgüter, muß bei dieſem Rückbleiben des Angebots 
hinter der Nachfrage notwendig eintreten. Dieſe Preisſteigerung 
alſo tritt ein ohne planmäßig auf eine Preisſteigerung gerichtete 
Eingriffe, dank der Mehrergiebigkeit kapitalintenſiverer Methoden, 
die nach einer Lohnſteigerung das Streben auf Erhöhung der Ka⸗ 
pitalintenſität auslöſt. 

Es mag noch befremdlich erſcheinen, daß Kapitalintenſivierung 
zur Preisſteigerung führen ſoll. Wir ſind gewohnt, bei Kapital⸗ 


intenſivierung an den Vorgang zu denken, der eine Folge der 


Kapitalbildung iſt und keineswegs zur Preisſteigerung führt. 
Bei ſolcher Kapitalintenſivierung werden zunächſt Summen zum 
Zwecke der Kapitalbildung dem Konſum entzogen und dann. 
als Zwiſchenprodukte verwandt; wenn hierdurch Arbeitskräfte der 
Konſumgüterproduktion entzogen werden und das Angebot von 
Konſumgütern dadurch vermindert wird!, dann wird doch gleich⸗ 
zeitig die Nachfrage nach Konſumgütern vermindert, da die be⸗ 
treffenden Summen dem Konſum zum Zwecke der Kapitalbildung 
entzogen ſind. Hier aber handelt es ſich darum, daß durch die 
Lohnſteigerung hervorgerufen ſolche Kapitalintenſivierung in Angriff 
genommen wird ohne gleichzeitige Beſchränkung der zum Konſum 
aufgewandten Summen. In dieſem Falle wird die Kapitalinten⸗ 
fivterung ja nicht aus Summen genährt, die dem Konſum ent⸗ 
zogen ſind, ſondern aus Kapitalbeträgen, welche bei fortdauerndem 
Konſum durch die Herabminderung der Warenläger freigeſetzt 
werden. | 

In welchem Maße nun muß die Preisfteigerung oder Geld⸗ 
entwertung ſtattfinden? Zunächſt einmal kann die Preisſteigerung 
keine vorübergehende ſein, ſondern muß eine dauernde ſein, da ſonſt 


in jedem zukünftigen Augenblick der Punkt wirkſam werden würde, | 


daß es lohnender wird, die Produktionsperiode zu verlängern, wo⸗ 
durch die Preisſteigerung alsbald wieder bewirkt würde. Die Preis⸗ 
ſteigerung iſt nun auch nicht damit erſchöpft, daß das verringerte 
Angebot fertiggeſtellter Subſiſtenzmittel eine Wertſumme erreicht, 
welche der bisher für die Beſchaffung von Konſumwerten auf⸗ 


1 Siehe auch drittes Kapitel, Ziffer 2. 
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gewandten Summe entſpricht. Denn mit den Steigen des Preiſes 

ſteigt die Differenz zwiſchen dem Produktpreis und dem Lohn; es 
ſteigt alſo der Kapitalgewinn und damit das Geldeinkommen der 
Kapitaliſten. Bedenken wir, daß dieſe ihren Konſum bei der Lohn⸗ 
ſteigerung nur deshalb einſchränken, weil der Gewinn und dadurch 
ihr Einkommen geſchmälert wurde, dann iſt es ſelbſtverſtändlich, daß 
die von den Kapitaliſten zur Beſchaffung von Konſumwerten auf⸗ 
gewandten Summen beim Wiederaufſtieg ihres Gewinns und Ein⸗ 
kommens auch wieder erhöht werden. Da nun daneben das Ein⸗ 
kommen der Arbeiter unverändert bleibt und bei dem Steigen der 
Preiſe, d. h. dem Steigen der Lebenskoſten, die von ihnen zum 
Konſum aufgewandten Summen eher ſteigen als fallen werden, wird 
alſo die Geſamtſumme, die von Kapitaliſten und Arbeitern zur Be⸗ 
ſchaffung von Konſumwerten aufgewandt wird, ſteigen und damit 
eine Preisſteigerung über den oben genannten Punkt hinaus ver⸗ 
anlaßt. 

Durch die Preisſteigerung allein wird demnach die Divergenz 
zwiſchen Produktion und Verbrauch von Konſumgütern nicht be⸗ 
ſeitigt, ſolange noch mit der durch die Preisſteigerung verurſachten 
Gewinnſteigerung auch der Konſum der Kapitaliſten ſteigt. Wir 
müſſen erwarten, daß ihr Konſum mit ſteigendem Gewinn ſteigt zu⸗ 
mindeſt bis zu dem Punkt, wo ſie wieder den gleichen Konſum, und 
zwar den realen Gütern, nicht der Geldſumme nach, erreichen wie 
vor der Lohnſteigerung, da ſie ja nur wegen der mit der Lohn⸗ 
ſteigerung zunächſt verbundenen Gewinnſchmälerung ihren Konſum 
einſchränkten. Dieſer Punkt iſt erſt erreicht in dem Augenblick, 
wenn die Preiſe im gleichen Verhältnis geſtiegen ſind wie der Lohn, 
da dann auch der Kapitalgewinn im gleichen Verhältnis geſtiegen 
iſt wie die Preiſe, ſo daß die Kapitaliſten bei dem erhöhten Preis⸗ 
niveau denſelben Konſum aus ihrem Einkommen decken können wie 
vor der Lohnſteigerung. Bis zu dieſem Punkt alſo haben wir mit 
einer durch Konſumeinſchränkung verurſachten Hemmung der fort⸗ 
ſchreitenden Preisſteigerung nicht zu rechnen. An dieſem Punkt 
nun, wenn die Preiſe und mit ihnen der in der Produktion erzielte 
Kapitalgewinn geſtiegen ſind wie der Lohn, hören, wie zu zeigen 
ſein wird, gleichzeitig die kapitalintenſiveren Methoden auf, vorteil⸗ 
hafter als die bisherigen Methoden zu ſein, ſo daß es am vorteil⸗ 
hafteſten wird, die Produktion in der bisherigen Kapitalintenſität 
zu führen und keine Kräfte mehr der Konſumgüterproduktion zu⸗ 
gunſten der Zwiſchengüterproduktion zu entziehen; damit wird alſo 
Schmollers Jahrbuch XL V4. ö 13 
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das Minderangebot bejeitigt, und wir haben ein Preisniveau er⸗ 
halten, das beharren kann. Zur Erkenntnis, daß dies der Fall iſt, 
vergegenwärtige man ſich, daß nur dadurch, daß infolge der Lohn⸗ 
ſteigerung die Gewinnrate von derjenigen Höhe herabgedrückt war, 
welche durch ökonomiſche Faktoren bedingt war, eine Bewegung 
ausgelöſt wurde, und daß der Grund zu weiterer Bewegung be- 
ſeitigt iſt, wenn die tatſächliche Gewinnrate mit der durch die öko⸗ 
nomiſchen Faktoren bedingten wieder übereinſtimmt. An dieſem 
Punkt nun, wo das Preisniveau und der Gewinn im gleichen Ver⸗ 
hältnis geſtiegen iſt wie der Lohn, iſt auch der Gewinn im gleichen 
Verhältnis geſtiegen wie das Kapital, das bei dem höheren Lohn 
in der Produktion aufgewandt werden muß, ſo daß wieder die⸗ 
ſelbe Gewinnrate wie vor der Lohnſteigerung erzielt wird; es be⸗ 
ſteht alſo in den Gewinnverhältniſſen kein Grund mehr, von den 
früheren Produktionsmethoden abzuweichen. Um dies klarer er⸗ 
kennen zu laſſen, ſollen die Produktivitäts⸗ und Gewinnverhältniſſe 
bei den verſchiedenen Preisniveaus und der verſchiedenen Kapital⸗ 
intenſität ziffernmäßig vorgeführt werden. Es kommt hierbei nicht 
auf die abſolute Größe der Produktivitätsziffern an; es kommt nur 
darauf an, daß die Produktivitätsziffern dem Grundſatz entſprechen, 
daß kapitalintenſivere Methoden oder längere Produktionsumwege 
techniſche Mehrerträgniſſe in abnehmendem Maße erbringen. Zur 
Veranſchaulichung wählen wir das Zahlenbeiſpiel Böhm⸗Bawerks, 
da deſſen Produktivitätsſkala dem obigen Grundſatz entſpricht. 
Vergegenwärtigen wir uns zunächſt an dieſen Zahlen noch 
einmal kurz das, was anſchließend an die Lohnſteigerung eintrat. 
Zuerſt bei der Lohnhöhe 500 fl.! war die ſechsjährige Periode die 
günſtigſte, bei der der Gewinn von der Kapitaleinheit der höchſte, 
nämlich 10%, war, und es wurde demgemäß in dieſer Periode oder, 
mit anderen Worten, mit einer entſprechenden Kapitalintenſität pro⸗ 
duziert. Nach einer Steigerung des Lohnes auf 600 fl. beträgt der 
Gewinn bei ſechsjähriger Periode nur noch 2,77 %, hingegen bei 
achtjähriger Periode 3,54%, jo daß es vorteilhaft wird, zur Kapital⸗ 
intenſivierung oder Verlängerung der Periode überzugehen. Dies 
aber hat, wie ausgeführt, eine Preisſteigerung zur Folge. In dem 
Zahlenbeiſpiel macht ſich die Preisſteigerung ſo geltend, daß der 
Wert des Jahresprodukts, alſo die Ziffern der Produktivitätsſkala, 


1 Siehe zweites Kapitel, Ziffer 4. 
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entſprechend der Preisſteigerung ſteigen. Laſſen wir nun beiſpiels⸗ 
weiſe die Preiſe ſteigen wie 10: 11. | 


Produftionz- Produkt eines Jahresgewinn Zahl der Jahresgewinn 
periode Arbeitsjahres 1 Angeftellten I. 
Arbeiter auf 10000 fl. je 10 000 fl. 
6 Jahre 715 fl. 115 fl. = 5,55 6388,25 fl. 
* 137 = 137 = 4,76 652,12 ⸗ 
8 754 154 4,16 640,64 


Bei der Preisſteigerung wie 10: 11 find die Gewinnziffern im 
ganzen geſtiegen; es iſt aber noch immer vorteilhaft, das Kapital 
in kapitalintenſiveren als in den bisherigen Methoden zu inveſtieren, 
ſo daß die Preisſteigerung ſich noch fortſetzen muß. 

Laſſen wir die Preiſe nun ſteigen wie 10: 12. 


Produktions⸗ Produkt eines eee Ang pellen DEE DER 
periode Arbeitsjahres Arbeiter auf 10000 fl. je 10 000 fl. 
5 Jahre 744 fl. | 144 fl. | 6,06 959,04 fl. 
BT 780 180 5755 999,00 ⸗ 
N 804 : | 204 - 4.76 971,04 
Br 822 222 4,16 923,52 


Bei einer Preisſteigerung wie 10:12 iſt alſo der Punkt er⸗ 
reicht, wo kein Intereſſe mehr beſteht, die Produktionsperiode zu 
verlängern oder zu verkürzen. Bei dieſem Stand der Preiſe alſo, 
wenn die Preiſe im gleichen Verhältnis geſtiegen ſind wie der Lohn, 
wird keine Kapitalintenſivierung oder Verlängerung der Produktions⸗ 
periode mehr vorgenommen. Mithin können die Preiſe auf dieſer 
Höhe beharren !. Es kommt dabei nicht auf die zufällig gewählten 
Ziffern an, ſondern es kommt nur darauf an, daß dieſe Ziffern dem 
Grundſatz entſprechen, daß kapitalintenſivere Methoden ein techniſches 
Mehrergebnis im abnehmenden Maße erbringen. Wie verſchieden 
alſo die Ziffern in jedem einzelnen Gewerbe ſein mögen, bei einer 
Preisſteigerung im Verhältnis der allgemeinen Lohnſteigerung iſt 
der Punkt erreicht, auf dem die Preiſe beharren können. 

Die Zahlen beſtätigen uns noch ein weiteres. Der Geſamt⸗ 
gewinn, der in einer Produktion erzielt wird, iſt geſtiegen wie der 


1 Die Anderungen der Ziffern bei „Jahresgewinn von je 10 000 fl.“ gegen⸗ 
über denjenigen bei der Lohnhöhe 500 fl. ſind nur rechneriſch, und zwar eine 
Folge der Abkürzung der Dezimalen bei der „Zahl der Angeſtellten“. 
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Lohn; gleichzeitig ift jedoch der Gewinn von der Kapitaleinheit un⸗ 
verändert wie vor der Lohnſteigerung. Denn der geſtiegene Kapital⸗ 
gewinn verteilt ſich auf das größere Kapital, das nach der Lohn⸗ 
ſteigerung aufgewandt werden muß, um dieſe Produktion durch⸗ 
zufühten. Dies iſt alſo der Gewinnſatz, den man mit Kapital er⸗ 
zielt, das heute verfügbar wird und im Produktionsprozeß angelegt 
wird. Wie aber iſt es mit dem Gewinn, der mit allen jenen Kapital⸗ 
gütern zu erzielen iſt, welche bereits vor der Lohn⸗ und Preis⸗ 
ſteigerung hergeſtellt ſind!, zum Beiſpiel Halbfabrikate, welche mit 
Zuſatz einer Arbeitsmenge in fertige Produkte umgeformt werden 
und dann dort einen Preis erzielen, der im Verhältnis der Lohn⸗ 
ſteigerung höher iſt als vorher, alſo um ſo viel höher, alb ob bei 
dem gegebenen Gewinnſatz in der ganzen Produktion dieſes Gutes 
der höhere Lohn aufgewandt wäre? Würden dieſe Güter auf dem 
alten Preisniveau beharren, ſo würden, je nachdem ob und wie weit 
das Kapitalgut vor der Lohnſteigerung produziert iſt, ganz ver⸗ 
ſchiedene Gewinne mit dem gleichen Kapital erzielt. Tatſächlich hat 
nun jedoch der Gewinn die Tendenz zur Ausgleichung; das ver⸗ 
fügbar werdende Kapital würde ſich um ſolche vor der Lohn⸗ und 
Preisſteigerung hergeſtellte oder vorhandene Kapitalgüter, welche 
einen höheren Gewinn abwerfen, bewerben, ſo daß ihr Preis ſteigt, 
und zwar fo ſteigt, daß der mit dieſen Kapitalgütern erzielte, auf 
die Kapitaleinheit berechnete Gewinn derſelbe wird wie bei dem zu⸗ 
letzt angelegten Kapitalteilchen, alſo wie der obige Gewinnſatz: die 
Kapitalgüter und damit auch das geſamte Kapital müſſen im Werte 
ſteigen ebenſo wie Lohn und Preiſe. Und damit wird die Tatſache 
erklärt, daß bei gleichbleibendem Gewinnſatz der Geſamtgewinn nicht 
nur in der Produktion eines Gutes, ſondern in der geſamten 
Produktion ſteigt, und daß es möglich iſt, bei dem geſtiegenen Lohn 
und geſtiegenen Kapitalbedarf für die Produktion doch die Geſamt⸗ 
produktion aufrechtzuerhalten. 

Das Ergebnis der Unterſuchung iſt ein anderes als das Pierſons, 
der auf dem gleichen Böhm⸗Bawerkſchen Satz fußt; der Unterſchied 
erklärt ſich aus der Einſtellung zum Geldproblem; Pierſon iſt 
Quantitätstheoretiker. Das Ergebnis iſt auch ein anderes als das 
Brentanos, der mit einer Preisſteigerung nur um das Maß der 
Lohnſteigerung rechnet, indem er Veränderungen, die bei einer Preis⸗ 


1 Man beachte, daß vorläufig nur eine Preisſteigerung der Konſumgüter 
nachgewieſen wurde. | 
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fteigerung in der Geftaltung der übrigen Einkommensarten not: 
wendig eintreten müſſen, nicht berückſichtigt. Faſſen wir das Er⸗ 
gebnis noch einmal kurz zuſammen: Bei einer Lohnſteigerung ſteigen 
Preiſe, Geſamtgewinn und Wertgröße des Kapitals wie der Lohn, 
während der Gewinn von der Kapitaleinheit ſowie der Anteil von 
Kapital und Arbeit am realen Ertrag der Produktion unverändert 
bleiben; am Reallohn alſo iſt durch die Nominallohnſteigerung nichts 
geändert. Der Weg, auf dem ſich dies Ergebnis durchſetzt, iſt der, 
daß nach Lohnſteigerungen kapitalintenſivere Methoden dem Kapital 
einen höheren Gewinn bringen als die bisherigen Methoden, daß 
der Übergang zu dieſen kapitalintenſiveren Methoden mit einem 
Minderangebot von Konſumgütern verbunden iſt, dem eine Preis⸗ 
ſteigerung derſelben notwendig folgt; und zwar eine Preisſteigerung in 
ſolchem Maße, daß die alte Kapitalintenſität wieder die günſtigſte wird. 

2. Wir hatten die bisherige Unterſuchung geführt unter einer 
Reihe von einſchränkenden Vorausſetzungen. Es iſt nun zu fragen, 
ob bei Berückſichtigung der bisher ausgeſchalteten Faktoren das 
Unterſuchungsergebnis geändert wird. 

Es iſt bisher wie eine Selbſtverſtändlichkeit behandelt, daß die 
kapitaliſtiſchen Unternehmer die als günſtig erkannten kapitalintenſiveren 
Methoden auch tatſächlich nutzen. Dies ſcheint der Tatſache zu wider⸗ 
ſprechen, daß die mit einer ſolchen Lohnſteigerung verbundenen Er⸗ 
ſchütterungen zu einer Zurückhaltung von Kapitalinveſtitionen führen, 
daß unter den Nachwirkungen dieſer Erſchütterungen der Unter⸗ 
nehmungsgeiſt fehlt für Kapitalanlagen, welche erſt in fernerer Zu⸗ 
kunft Gewinn verſprechen. Aber wenn dieſe pſychiſche Wirkung auch 
eintritt, dann iſt ſie doch keine dauernde, ſondern eine vorüber⸗ 
gehende; der pſychiſche Druck verſchwindet mit der zeitlichen Ent⸗ 
fernung ſeiner Urſache und vermag nicht dauernd von der Vornahme 
gewinnbringenderer Anlagen des Kapitals abzuhalten; die Preis⸗ 
ſteigerung wird dadurch verzögert, aber nicht verhindert. 

Wir haben die Vorausſetzung gemacht, daß die Arbeiterzahl unver⸗ 
ändert bleibt. Wie weiter unten gezeigt werden wird, würde eine Ver⸗ 
minderung der Arbeiterzahl tatſächlich auch den Reallohn berühren. 
Jedoch entſpricht die Annahme einer gleichbleibenden Arbeiterzahl dem 
Problem, das der Unterſuchung zugrunde liegt. Die Arbeiter und ihre 
Organiſationen, welche den Lohn zu ſteigern trachten, ſind ja im großen 
und ganzen gar nicht in der Lage, die Arbeiterzahl zu vermindern. Sie 
können wohl eine im Verhältnis zur geſamten Arbeiterzahl geringe 

Zahl von Schwächlichen und Gebrechlichen, welche ſonſt noch mit um 
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Arbeit konkurriert hätten, von der Arbeit fernhalten; ſie können auch 
zeitweilig eine größere Zahl zurückhalten. Aber ſie können nicht, 
wenn wir das Wirtſchaftsgebiet als Ganzes nehmen, in einem Maße 
die Arbeiterzahl dauernd verringern, daß dadurch Lohn 
und Gewinn praktiſch beeinflußt würden. Das Problem der Lohn⸗ 
ſteigerung iſt ja gerade dies: Iſt es möglich, der nun einmal vor⸗ 
handenen und Beſchäftigung ſuchenden Arbeiterzahl durch Lohn⸗ 
kämpfe einen höheren Anteil am realen Produktionsertrag zu ver⸗ 
ſchaffen? An dieſer Annahme ſoll daher feſtgehalten werden. Ebenſo 
ſoll die ſtillſchweigend gemachte Annahme, daß die Arbeitsleiſtung 
unverändert blieb, beibehalten werden; denn aus Gründen der Lohn⸗ 
ſteigerung braucht eine Anderung derſelben nicht einzutreten; eine 
aus anderen Gründen entſtehende Anderung derſelben wird an ſpäterer 
Stelle behandelt werden, iſt jedoch ohne Beziehung zu dem hier er⸗ 
örterten Problem der Nominallohnſteigerung. 

Wir hatten weiterhin angenommen, daß nur Kapitaliſten und 
Arbeiter einander gegenüberſtänden, und hatten nur Kapitalgewinn und 
Lohn berückſichtigt. Wäre es jedoch möglich, daß bei einer Lohnſteigerung 
der Kapitalgewinn gar nicht geſchmälert würde, indem die Lohn⸗ 
ſteigerung auf Grundrente und Unternehmergewinn abgewälzt würde, 
dann wäre kein Grund zur Erhöhung der Kapitalintenſität und da⸗ 
durch kein Grund zur Preisſteigerung gegeben. Die Frage des Ver⸗ 
haltens von Grundrente und Unternehmergewinn wurde bereits bei 
der Kritik Brentanos erörtert. Es wurde dort feſtgeſtellt, daß der 
Lohn nicht auf Koſten von Unternehmergewinn und Grundrente ſteigen 
könne; daß durch eine Lohnſteigerung der Unternehmergewinn wohl 
vorübergehend, aber nicht dauernd geſchmälert werden könne. Es 
müßte demnach ſpäteſtens nach einem Zeitablauf die Lohnſteigerung 
auf den Kapitalgewinn zurückfallen und dann, nur zeitlich verſchoben, 
die oben feſtgeſtellten Folgen auslöſen. 

Ohne prinzipielle Bedeutung für den Vorgang der Lohn⸗ 
ſteigerung iſt ferner, daß neben dem mit eigenem Kapital arbeiten⸗ 
den Unternehmerkapitaliſten Rentner und mit fremdem Kapital ar⸗ 
beitende Unternehmer exiſtieren. Denn dieſe Unterſcheidung betrifft 
im weſentlichen nur die Verteilung des in der Produktion erzielten 
Kapitalgewinns; in der Verteilung des Kapitalgewinns allerdings 
treten mit der Lohnſteigerung erhebliche Anderungen ein. Solange 
der Lohnſteigerung noch keine Preisſteigerung gefolgt iſt, wird der 
vom Unternehmer erzielte Kapitalgewinn derartig geſchmälert, daß 
er möglicherweiſe hinter den an den Leihkapitaliſten zu zahlenden 
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Zinſen, deren Höhe auf Grund der früheren Gewinnverhältniſſe 
feſtgeſetzt war, zurückbleibt. Sobald die Preisſteigerung ſich durch⸗ 
geſetzt hat, fließt dem Unternehmer auf Grund der realen Kapital⸗ 
güter, die er mit jenem geliehenen Gelde beſchafft hatte, ein höherer 
Kapitalgewinn als vor der Lohnſteigerung zu, die Güter ſelbſt ſind 
im Werte geſtiegen, während er dem Leihkapitaliſten nur dieſelbe 
Summe und dieſelben Zinſen ſchuldet. In dieſer Weiſe kann in 
der Einkommens- und Vermögensverteilung eine Verſchiebung vor 
ſich gehen, ohne daß in der Geſamtgröße der beiden eine Ver⸗ 
änderung erfolgte. An dem Prinzip, daß der Lohnſteigerung eine 
Preisſteigerung folgen müſſe, findet durch dieſe Modifikation keine 
Veränderung ſtatt; allerdings werden Verſchiebungen in den Nach⸗ 
frageverhältniſſen und in den Preiſen der einzelnen Produkte gegen⸗ 
einander vorkommen, da das vermehrte Einkommen der einen Per⸗ 
ſonenklaſſe nicht notwendig denjenigen Produkten zugewandt wird, 
welche die andere auf Grund des verminderten Einkommens bzw. 
der höheren Preiſe nicht mehr zu kaufen vermag. Anderſeits be⸗ 
wirkt dieſer Kreditnexus eine ſchnellere und ſtärkere Einſchränkung 
der Konſumgüterproduktion nach der Lohnſteigerung, als möglich 
wäre, wenn alle Unternehmer nur mit eigenem Kapital arbeiteten, 
das ſie zumeiſt in der eigenen Unternehmung zu nutzen ſtreben, wo 
aber der Übergang zu einer kapitalintenſiveren Methode nach der 
Lohnſteigerung nicht immer möglich iſt. Dem Sinken des in der 
Produktion zu erzielenden Kapitalgewinns muß der Zins vom Leih⸗ 
kapital folgen, und zwar in ausgeſprochenſter Weiſe der Zins von 
kurzfriſtigen Anlagen “. Iſt der Zins vom Leihkapital dem Sinken 
des Kapitalgewinns vollkommen gefolgt, ſo führt er keine Ver⸗ 
änderung in der Produktion herbei. Es iſt noch günſtig mit einer 
gleichen Menge Leihkapitals wie vor der Lohnſteigerung neben dem 
eigenen Kapital zu arbeiten, da die Koſten dieſes Leihkapitals, d. h. 
die Zinſen, in gleichem Maße heruntergegangen ſind wie der da⸗ 
mit zu erzielende Gewinn. Die Leihkapitaliſten aber werden ſtreben, 
einen höheren Gewinn von ihrem Kapital zu erzielen. Hier treten 
ihnen entgegen diejenigen Anlagemöglichkeiten, welche einen hohen 
Kapitalaufwand erfordern, die aber bei den früheren Lohn⸗ und 
Zinsverhältniſſen nicht lohnend waren, zum Beiſpiel Eiſenbahn⸗ 


ı Vgl. Böhm⸗Bawerk, Art. „Zins“ im Handw. d. Staatsw., 3. Aufl. 
VIII. Bd., S. 1014. — Wickſell, „Der Bankzins als Regulator der Waren⸗ 
preiſe“, im Jahrb. f. Nat. u. Stat., III. Folge, 13. Bd., S. 228 ff. 
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bauten, die aber nach der Lohnſteigerung auf Grund ihrer hohen 
Kapitalintenſität und relativ geringen Arbeitsverwendung einen 
höheren Kapitalgewinn verſprechen als die bisherige Verwendungs⸗ 
art des Kapitals. Ferner tritt die Nachfrage derjenigen Unter⸗ 
nehmer auf, welche ſich ein höheres Kapital zu beſchaffen ſtreben, 
um zu der nunmehr lohnenden kapitalintenſiveren Methode über⸗ 
zugehen, um damit diejenigen Maſchinen, Anlagen, Stoffe zu be⸗ 
zahlen, deren ſie zur Durchführung dieſer kapitalintenſiveren Me⸗ 
thode bedürfen. Durch dieſe Verwendungsarten des Leihkapitals 
wird das den übrigen Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung 
ſtehende Kapital verringert, der Leihzins muß ſteigen. Die Ver⸗ 
teuerung des Leihkapitals macht jedoch eine Verringerung ſeiner 
Verwendung unter den bisherigen Produktionsmethoden vor⸗ 
teilhaft. 

Die Berückſichtigung des Leihkapitals bringt keine Anderung 
der Regel der Lohnſteigerung, vielmehr ermöglicht das Mitwirken 
von Leihkapital im Produktionsprozeß eine ſchnellere und voll⸗ 
kommenere Durchſetzung ſeiner Folgen. 

Bisher war die Annahme zugrunde gelegt, daß nach einer 
Lohnſteigerung entſprechend der Minderung des Kapitalgewinns die 
Kapitaliſten ihre Nachfrage noch Konſumgütern einſchränken. Wenn 
nun jedoch, wie bisher zu zeigen verſucht wurde, Gründe vorhanden 
ſind, daß dieſe Einſchränkung des Kapitalgewinns keine dauernde, 
ſondern nur eine vorübergehende iſt, dann iſt nicht zu erwarten, 
daß die Kapitaliſten wirklich in dieſer Weiſe ihren Konſum ein⸗ 
ſchränken. Sondern ſie werden auf Grund ihrer Erfahrung, daß 
die Entwicklung des Preisniveaus ihnen die Erhaltung ihres Lebens⸗ 
ſtandarts auch in der Zukunft geftattet, auch in der Gegenwart an 
dieſem feſthalten!. Wenn nun die Kapitaliſten nach der Lohn⸗ 
ſteigerung ihren Konſum nicht in dem Maße einſchränken, als der 
Verringerung ihres Geldeinkommens entſpricht, ſondern über ihr 
augenblickliches Einkommen hinaus Geldſummen zum Kauf von 
Konſumgütern aufwenden, während die Arbeiter auf Grund ihres 
erhöhten Geldeinkommens Nachfrage nach Konſumgütern entfalten, 
dann treten dem gleich gebliebenen Güterſtrom nach der Lohn⸗ 
ſteigerung ſofort größere Geldſummen als Nachfrage gegenüber, die 
Divergenz zwiſchen Angebot und Nachfrage tritt dann ſofort ein 
und der Geldwert muß ſinken, d. h. die Preiſe müſſen ſteigen. 

1 Vgl. die Höherſchätzung gegenwärtiger Güter bei ungleichen Verſorgungs⸗ 
verhältniſſen in Gegenwart und Zukunft. II. Kap., Ziff. 2. 
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Wenn man annimmt, daß die Tatſache, daß Lohnſteigerungen Preis⸗ 
ſteigerungen auslöſen, durch die der Gewinn von der Kapitaleinheit 
wieder auf die alte Höhe gebracht wird, in die Erfahrung der 
Kapitaliſten übergegangen iſt, tritt alſo die Preisſteigerung ein, 
ohne daß erſt eine Einſchränkung der Konſumgüterproduktion zu⸗ 
gunſten der Produktion von Produktionsmitteln ſtattzufinden braucht. 
Hier tritt jedoch diejenige Frage auf, deren Beantwortung bei 
der Beſprechung der Spiethoffſchen Lohnfondstheorie zurückgeſtellt 
wurde. Solange wir annahmen, daß die Kapitaliſten im gleichen 
Maße, als der Lohn ſteigt und ihr Einkommen ſinkt, ihren Konſum 
einſchränken, konnten die für Lohnzahlungen nach einer Lohn⸗ 
ſteigerung mehr benötigten Summen aus denjenigen Kapitalteilen 
genommen werden, welche die Kapitaliſten für Zwecke ihres privaten 
Konſums bereitgeſtellt hatten. Wenn aber die Aufwendungen der 
Kapitaliſten für ihren Konſum nicht im gleichen Maße vermindert 
werden, als die Aufwendungen für Lohnzahlungen wachſen, außer 
aus dem oben genannten Grunde zum Beiſpiel dann, wenn die 
Mehraufwendungen für Lohnzahlungen den ganzen Kapitalgewinn 
überſchreiten, dann müſſen wir die Frage ſtellen, woher das Kapital 
zu nehmen iſt, das in der Produktion für Lohnzahlungen nach der 
Lohnſteigerung mehr gebraucht wird. Iſt es dann richtig, was 
Spiethoff behauptet, daß die Steigerung des Nominallohns in dem 
frei verfügbaren Privatkapital eine Grenze findet? Die andere Be⸗ 
hauptung Spiethoffs, daß die Steigerung des Reallohns in dem 
frei verfügbaren Sozialkapital eine Grenze findet, ſoll nicht weiter 
unterſucht werden, da nach den obigen Ausführungen eine Lohn⸗ 
ſteigerung eine Steigerung des Reallohns nicht herbeiführt. 
Spiethoff ſagt: „Der Geldlohn der Arbeiter wird je länger je 
mehr aus dem Privatkapital gezahlt ... Je länger die Produktions⸗ 
perioden im Sinne von Böhm⸗Bawerk werden, um ſo entſcheiden⸗ 
der wird das Privatkapital für die Lohnzahlungen. Das in einem 
gegebenen Augenblick frei, zur beliebiger Verfügung ſtehende Privat⸗ 
kapital iſt eine feſte faſt ganz unbeeinflußbare Größen.. Muß 
nun tatſächlich bei einer Lohnſteigerung frei verfügbares Privat⸗ 
kapital in der Höhe vorhanden ſein, daß in der Böhm = Bamwerfichen 
Produktionsperiode, die nach Jahren zählt, die Mehraufwendungen 
für Lohnzahlungen beſtritten werden können, wie Spiethoff anzu⸗ 


1 Spiethoff, Die Lehre vom Kapital in Bd. I der Entwicklung der 
deutſchen Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert. Leipzig 1908, S. 58/59. 
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nehmen ſcheint? Spiethoff ſelbſt glaubt, daß für eine beſchränkte 
Lohnſteigerung durch Ausweitung des Kredits und durch Heran⸗ 
ziehung frei verfügbaren Kapitals, das ſonſt anderen Verwendungen 
zugeführt wäre, der Kapitalbedarf gedeckt werden kann. Es ſoll 
nicht beſtritten werden, daß in dem Augenblick, wo die Löhne 
ſteigen, für Lohnzwecke ein größeres Kapital beanſprucht wird als 
vor der Lohnſteigerung; daß beim Nichtvorhandenſein desſelben eine 
trotzdem durchgeſetzte Lohnſteigerung Hemmungen des Wirtſchafts⸗ 
ſchaftslebens hervorrufen würde, die zu Arbeiterentlaſſungen führen 
würden. Aber es iſt zu beſtreiten, daß die für Lohnzahlungen 
mehr benötigten Kapitalien für die Zeit der Böhm⸗Bawerkſchen 
Periode im frei verfügbaren Kapital gedeckt ſein müſſen oder durch 
Erweiterung des Kredits gedeckt werden können müſſen. Vielmehr 
kommt hierfür eine viel kürzere Periode in Frage, und ſie kommt 
überhaupt nur in Frage, wenn wir nicht annehmen, daß im Augen⸗ 
blick der Lohnſteigerung die Kapitaliſten ihren Konſum entſprechend 
der Lohnſteigerung einſchränken. 

Würde allerdings das zu Lohnzahlungen mehr aufgewandte 
Kapital in der Taſche des Arbeiters verbleiben, in der Form der 
Theſaurierung von Metallgeld oder Banknoten, dann hätte Spiet⸗ 
hoff recht, daß für die ganze Produktionsperiode dieſes Mehr an 
frei verfügbarem Kapital vorhanden ſein müßte, und zwar direkt 
in Geldform. Wenn wir jedoch dieſe abſurde Annahme nicht 
machen, ſondern annehmen, daß der Arbeiter ſeinen Konſum ent⸗ 
ſprechend vergrößert, To tritt alſo im Anſchluß an die Lohn: 
ſteigerung der Arbeiter mit einer höheren Geldſumme als Nach— 
fragender auf den Markt, er kauft nunmehr mit dieſer größeren 
Geldmenge Konſumwaren, und ſetzt damit dasjenige Kapital, das 
bisher in dieſen Konſumwaren gebunden war, wiederum frei, ſo 
daß es wieder „frei verfügbares Privatkapital“ iſt. Und zwar 
ſteigert ſich die Summe frei verfügbaren Privatkapitals in dem⸗ 
ſelben Maße, als Summen für den Kauf von Konſumwaren auf- 
gewandt werden. Steigt die von Arbeitern aufgewandte Summe, 
ohne daß die Kapitaliſten die von ihnen aufgewandten Summen 
einſchränken, ſo ſteigt auch das in der Zeiteinheit freigeſetzte Kapital 
um den vollen Betrag der Mehraufwendungen, d. h. um den vollen 
Betrag der Lohnſteigerung. Schränken die Kapitaliſten ihre Auf⸗ 
wendungen ein — und das gleiche gilt, wenn die Arbeiter ihren 
Konſum nicht entſprechend der Lohnſteigerung ausdehnen, ſondern 
einen Teil des erhaltenen Mehrlohnes erſparen und Sparkaſſen und 
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ähnlichen Anſtalten zuführen — ſo ſteigt das durch die Aufwen⸗ 
dungen zu Konſumtionszwecken freigeſetzte Kapital um einen ge⸗ 
ringeren Betrag, gleichzeitig bleiben bzw. werden jedoch die er⸗ 
ſparten Kapitalteile verfügbar, ſo daß auf jeden Fall in dem 
Augenblick, wo die einmal ausgezahlte höhere Lohnſumme wieder 
in den Verkehr tritt, ein um das Maß der Lohnſteigerung ver⸗ 
größertes Privatkapital frei verfügbar vorhanden iſt, aus dem die 
weiteren Lohnzahlungen geleiſtet werden können. 

Nicht alſo für die Produktionsperiode im Böhm⸗Bawerkſchen 
Sinne, die nach Jahren zählt, ſondern für die viel kürzere Periode, 
bis das zu Lohnzahlungen aufgewandte Kapital in Form erhöhter 
Aufwendungen für. Warenkäufe der Produktion wieder zugeführt 
wird, muß das frei verfügbare Kapital Deckung enthalten oder 
Deckung durch Kredit beſchafft werden können. Dieſe Periode aber 
zählt nach Tagen, und damit iſt die Grenze für die Lohnſteigerung, 
die Spiethoff aufſtellt, zwar nicht beſeitigt, jedoch erheblich hinaus⸗ 


geſchoben. Es beſteht alſo die Möglichkeit für einen Ablauf der 


Lohnſteigerung, ſo wie oben ausgeführt, ohne daß derſelbe durch eine 
aus Mangel an Kapital entſtehende Wirtſchaftsſtockung alsbald 
unterbrochen werden müßte. 

Auch dieſe Modifikationen vermögen an der Geſetzmäßigkeit, 
daß Lohnſteigerungen verhältnismäßige Preisſteigerungen hervor⸗ 
rufen, nichts zu ändern. Während das Vorhandenſein des Unter⸗ 
nehmergewinns eine zeitweilige Verſchiebung des Eintritts der Preis⸗ 
ſteigerung bewirken könnte, wirken das Vorhandenſein von Unter⸗ 
nehmungen, welche mit Kredit arbeiten, ſowie die Ausdehuung der 
Geſamtnachfrage bei der Lohnſteigerung dahin, das Eintreten der 
Folgen der Lohnſteigerung zu beſchleunigen. 


2. Die Steigerung des Reallohns 

Die bisherige Unterſuchung war von dem Gedanken ausgegangen, 
die Veränderungen feſtzuſtellen, welche von der Steigerung des 
Nominallohnes als primärer Bewegungsurſache im Wirtſchaftsleben 
ausgelöſt werden. Wir hatten dabei nur diejenigen Veränderungen 
betrachtet, welche bei einer Nominallohnſteigerung notwendig ein⸗ 
treten müſſen, da ſie nämlich von ihr verurſacht werden, während 
wir alle anderen Faktoren als konſtant betrachten, bei denen etwa 
auch gleichzeitig Veränderungen erfolgen könnten, die aber nicht in 
urſächlichem Zuſammenhang mit der Nominallohnſteigerung ſtehen. 
Wir ſahen, daß die Nominallohnſteigerung mit den von ihr ver⸗ 
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urſachten Bewegungen keine dauernde Veränderung des Reallohnes 
herbeizuführen vermochte; an dieſer Stelle ſollen nun kurz diejenigen 
Faktoren aufgeſucht werden, die tatſächlich den Reallohn heben 
können, und der Vorgang dieſer Steigerung ſoll unterſucht werden. 

Die Unterſuchung Böhm⸗Bawerks vermag uns zu zeigen, welche 
Faktoren es ſind, deren Veränderung den Reallohn zu ſteigern ver⸗ 
mag; ſie vermag jedoch nicht, als eine ſtatiſche Unterſuchung, zu 
zeigen, unter welchen Erſcheinungen und mit Veränderung welcher 
anderer Faktoren dieſe Reallohnſteigerung ſich durchſetzt, ebenſo wie 
ſie uns darauf hingewieſen hatte, daß der Machtfaktor keine dauernde 
Anderung des Reallohnes hervorrufen kann, jedoch ohne zu zeigen, 
auf welchem Wege ſich dieſes Ergebnis durchſetzte. Dies eben iſt 
der Unterſchied einer ſtatiſchen gegenüber einer dynamiſchen Unter⸗ 
ſuchung, wie ſie hier durchgeführt wird, daß dieſe den Bewegungs⸗ 
vorgang ſelbſt zu erfaſſen ſucht, was jene nicht tut. Wir können 
aus der Böhm⸗Bawerkſchen Unterſuchung entnehmen, daß es drei 
Faktoren find, welche auf eine Steigerung des Reallohns hinwirken: 
die Vermehrung des realen Kapitals, die Abnahme der Arbeiterzahl, 
die Erhöhung der Produktivität. Die beiden erſten Gründe kann 
man nun noch in einem Ausdruck zuſammenfaſſen; ein Steigen 
der Arbeiterzahl würde ein Sinken des Reallohns bewirken, ein 
gleichmäßiges Steigen des realen Kapitals und der Arbeiterzahl 
würde ſich in der Wirkung auf den Reallohn aufheben, da dann 
kein Grund vorhanden wäre, die Kapitalintenſität zu erhöhen und 
Produktionsmethoden von geringerer Mehrergiebigkeit einzuführen. 
Eine Senkung der Gewinnrate und Erhöhung des Reallohns tritt 
nur ein, wenn das Kapital pro Kopf ſteigt. 

Wie geht nun dieſer Vorgang vor ſich? Eine Steigerung des 
realen Kapitals ſetzt im allgemeinen! voraus, daß Einkommensteile 
dem Konſum entzogen werden und im Produktionsprozeß inveſtiert 
werden. Im Gegenſatz zu der durch Lohnſteigerungen verurſachten 
Kapitalintenſivierung tritt hier jedoch kein Grund ein zu einer Preis⸗ 
ſteigerung, d. h. Senkung des Geldwertes. Denn während in jenem 
Fall eine Einſchränkung des Konſums nicht zu erwarten war, die 
für die Intenſivierung des Produktionsprozeſſes notwendigen Summen 
vielmehr durch Abnahme der Lagervorräte verfügbar wurden, iſt 
hier die Einſchränkung des Konſums ja gerade der Ausgangspunkt 
des ganzen Bewegungsvorganges. Es iſt aber auch keine Preis⸗ 


1 Ausnahme ſiehe viertes Kapitel. 
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ſenkung, d. h. Steigerung des Geldwertes zu erwarten — wofern 
nur die erſparten Summen alsbald dem Produktionsprozeß zugeführt 
werden —, da an anderer Stelle eine ſonſt nicht vorhandene Kauf⸗ 
kraft entſteht!. Bei unverändertem Lohnſatz iſt es nun das Vorteil⸗ 
hafteſte, mit den bisherigen Produktionsmethoden weiter zu produzieren, 
das neu hinzukommende Kapital konkurriert daher neben dem vor⸗ 
handenen um die Arbeitskräfte, und die Konkurrenz dieſes Kapitals 
muß den Lohn heben, den Gewinn ſenken. Mit dieſer Senkung des 
Gewinns wird es dann vorteilhaft, kapitalintenſivere Methoden ein⸗ 
zuſchlagen, wodurch das neu gebildete Kapital bei der gegebenen 
Arbeiterzahl Beſchäftigung findet und einer weiteren Lohnſteigerung 
und Gewinnſchmälerung entgegengewirkt wird. Es entſteht alſo nach 
einer Kapitaliſierung von Einkommensteilen bei geſtiegenem Lohn 
und verringerter Gewinnrate ſowie bei unverändertem Geldwert eine 
neue Gleichgewichtslage des Wirtſchaftslebens. Der Reallohn muß 
bei einer Vermehrung des Kapitals pro Kopf ſteigen. 

Fernerhin wirkt auf die Höhe des Reallohns das Steigen der 
Produktivität ein. Zwar bringt auch das obige Einſchlagen kapital⸗ 
intenſiverer Methoden eine Steigerung der Produktivität mit ſich, 
denn auch dort ſteigt das Arbeitsprodukt pro Kopf. An dieſer 
Stelle jedoch ſoll die Steigerung der Produktivität als die bewegende 
Urſache betrachtet werden, nämlich die durch techniſchen Fortſchritt 
oder erhöhte Arbeitsanſpannung bewirkte Steigerung des techniſchen 
Ergebniſſes bei unveränderter Kapitalintenſität. Es handelt ſich hier 
nun nicht um die Steigerung der Produktivität in einzelnen Ge⸗ 
werben, denn deren Folgen ſind bekannt — Zuſtrömen von Kapital 
und Arbeitskräften zu den betreffenden Gewerben und Preisſenkung 
ihrer Produkte im Vergleich zu Produkten anderer Gewerbe —, es 
handelt ſich hier um die Frage der „Allgemeinen Produktivitäts⸗ 
ſteigerung“. Die Folge einer ſolchen Produktivitätsſteigerung wäre 
ein Steigen der realen Produktenmenge, welche der die Produktion 
leitende kapitaliſtiſche Unternehmer bei einem gleichbleibenden Kapital⸗ 
aufwand erzielt und dadurch ein Steigen des Kapitalgewinns. Ein 
Grund zur Anderung des Preisniveaus, d. h. des Geldwertes, iſt 
zunächſt deshalb nicht vorhanden, weil mit dem Steigen des realen 
Produktionsergebniſſes der Gewinn⸗ und damit die Kaufkraft der 
Kapitaliſten entſprechend ſteigt. Dieſe Steigerung des Gewinns ruft 
ſodann dieſelben Folgen hervor, welche wir oben nach einer Steige⸗ 


1 Siehe viertes Kapitel. 
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rung des Gewinns infolge Geldwertſenkung auftreten jahen!: Die 
Anlage des verfügbar werdenden Kapitals in kapitalextenſiveren 
Methoden wird vorteilhaft, ein Mehrangebot von Konſumgütern 
tritt ein und eine Preisſenkung iſt die notwendige Folge. Sinken 
des Preisniveaus bei gleichbleibendem Nominallohn bedeutet Steigen 
des Reallohns. Der Vorteil der Produktivitätsſteigerung würde 
ſogar ausſchließlich den Lohnempfängern zugute kommen, wenn die 
Gewinnrate mit der Preisſenkung auf die vorher innegehabte Höhe 
zurückſänke; denn mit der Preisſenkung ſinkt auch der Wert der 
Kapitalgüter, ebenſo wie er bei einer Preisſteigerung ſteigen mußte, 
bei gleichbleibender Gewinnrate würde alſo der Geſamtgewinn 
nominell entſprechend der Preisſenkung ſinken, ſo daß das Real⸗ 
einkommen der Kapitaliſten ſich nicht mit der Produktivitätsſteigerung 
heben würde. Tatſächlich ſinkt jedoch die Gewinnrate nicht auf die 
anfängliche Höhe zurück, da das Einfließen neuer techniſcher Er⸗ 
findungen für das anzulegende Kapital Verwendungsmöglichkeiten 
mit höherer Mehrergiebigkeit ſchafft?, ſo daß die Gewinnrate einen 
höheren Stand behält, als ſie vor der Produktivitätsſteigerung hatte. 
Die Erhöhung der Produktivität führt daher nicht nur zu einer 
Steigerung des Realeinkommens der Lohnempfänger, ſondern auch 
der Kapitaliſten. 

Vermehrung des realen Kapitals und Steigen der Produktivität 
wirken beide dahin, den Reallohn zu heben, in bezug auf die Ge⸗ 
winnrate wirken ſie einander entgegen, Steigen des realen Kapitals 
hat die Tendenz, ſie zu ſenken, Steigen der Produktivität hat die 
Tendenz, ſie zu heben. 


Viertes Kapitel 
Lohnſteigerung und Konjunkturverlauf 


Die oben angenommene gedanklich einfachſte Form der Lohn⸗ 
ſteigerung durch Hinauftreiben des Lohnes aus einer bisherigen 
Gleichgewichtslage heraus iſt nicht diejenige Form, in der ſich Lohn⸗ 
ſteigerungen gemeinhin durchſetzten. Sie hat zur Vorausſetzung ein 
Zuſammenwirken der Arbeiter in allen Erwerbszweigen und zwar 
nicht allein in einem Land, ſondern in allen Ländern, welche in 
wirtſchaftlicher Konkurrenz ſtehen; in allen Gewerben müßten die 
Arbeiter den Entſchluß faſſen und durchführen, nur zu einem höheren 


1 Siehe drittes Kapitel, Ziffer 1. 
2 Siehe Böhm⸗Bawerk, Exkurs IV. 
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Lohn Arbeit zu leiften, ſo daß tatſächlich Arbeit zu dem alten Lohn⸗ 
ſatz für die Unternehmer nicht mehr erhältlich iſt; dies iſt aber nur 
beim Zuſammenſchluß der Arbeiter in ſtarken Verbänden denkbar; 
wir können uns aber nicht in dieſer Weiſe die tatſächlich vor ſich 
gegangenen, alle Gewerbe umfaſſenden Lohnſteigerungen der letzten 
Jahrzehnte vorſtellen, wo nur wenige Gewerbe genügend ſtarke 
Arbeiterverbände aufwieſen. Wie iſt dann dieſe Lohnſteigerung in 
den vielen anderen Gewerben vor ſich gegangen, wo keine ſolchen 
Organiſationen wirkſam waren? Wie iſt es erklärlich, daß die 
Lohnſteigerung trotzdem im großen und ganzen eine allgemeine war? 

Der Typus der bisher vor ſich gegangenen Lohnſteigerung ſoll 
im folgenden dargeſtellt werden; es handelt ſich dabei nicht etwa 
um den einzig möglichen Verlauf, ſondern um einen möglichen 
Verlauf, der jedoch häufig im Wirtſchaftsleben realiſiert iſt. Dieſer 
Typus der Lohnſteigerung ſteht in engem Zuſammenhang mit dem 
Ablauf der wirtſchaftlichen Konjunkturen. Das oben angenommene 
ausgeglichene Verhältnis von Produktion und Konſumtion, von 
Kapital⸗ und Arbeitsverwendung beſteht im Wirtſchaftsleben nicht 
als Dauerzuſtand. Vielmehr zeigen ſich Abweichungen nach oben 
und unten im Verhältnis von Lohn⸗ und Gewinnrate, das kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaftsleben vollzieht ſich in einer Wellenbewegung. 
Durch dieſe Abweichungen von der allgemeinen Regel jedoch wird 
dieſe ſelbſt nicht aufgehoben; denn dieſe Abweichungen ſind zeitlich 
begrenzt; es kann aus ihnen nicht ein anders gearteter Dauerzuſtand 
werden; die Tendenz zu dem obigen Gleichgewichtszuſtand beſteht 
unverändert. 

Die Bedeutung des Konjunkturverlaufs für die Lohnſteigerung, 
die verſchiedenen Darſtellungen desſelben in der ſozialökonomiſchen 
Literatur, von denen ſeitens des Verfaſſers keine ganz akzeptiert 
werden kann, zwingen dazu, auf das Konjunkturproblem ſelbſt näher 
einzugehen, da nur dann das Verhältnis von Lohnſteigerung und 
Konjunkturverlauf klar erfaßbar iſt. 

Die verſchiedenen Stadien der Wellenbewegung, Hauſſe und 
Baiſſe, unterſcheiden ſich weſentlich durch das Maß des Willens zur 
Kapitalinveſtition; in der Hauſſe iſt dieſer größer als in der Baiſſe. 
Würde die in der Hauſſe getätigte höhere Kapitalinveſtition nur ge⸗ 
tragen von einer erhöhten Spartätigkeit derſelben Zeit, ſo könnte 
ſie keine Preisſteigerung hervorrufen . Tatſächlich jedoch ſchöpft 


ı Vgl. v. Manteufel, Das Sparen. Jena 1900; Liefmann, Theorie 
des Sparens und der Kapitalbildung, Jahrb. f. Geſetzg., Verw. und Volksw. 
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die Kapitalinveſtition in der Zeit der Hauſſe außer aus ihrer eigenen 
Kapitalbildung durch Erſparung von Geldeinkommen aus zwei 
weiteren Quellen: 1. In der Zeit der Baiſſe waren die verfügbaren 
Geldkapitalien nur unvollkommen in der Produktion verwandt; der 
einſetzenden Hauſſe ſtehen alſo Geldkapitalien zur Verfügung, welche 
der Konſumtion in einem früheren Zeitpunkt entzogen ſind, ſo daß 
in dieſem Falle bei der Kapitalinveſtion auf der einen Seite Ein⸗ 
kommen vermehrt werden kann, ohne daß auf einer anderen Seite 
der Konſum entſprechend eingeſchränkt wird!. 2. In der Zeit der 
Baiſſe war die Kreditgewährung eingeſchränkt; dem Streben nach 
erweiterter Kreditgewährung in der Hauſſezeit geben die Banken 
nach. Die vermehrte Kreditgewährung läßt aber, wie Hartley 
Withers eingehend ausgeführt hat?, an anderen Stellen neue 
Depoüten entſtehen, welche weitere Kreditgewährungen ermöglichen; 
mit dieſen durch Kredit geſchaffenen Geldkapitalien alſo nähren die 
Banken die Kapitalinveſtition der Hauſſezeit, laſſen dadurch Arbeits⸗ 
einkommen und Gewinn entſtehen, ohne daß an anderer Stelle die 
Konſumtion eingeſchränkt zu werden brauchte. 


Zeitlicher Auseinanderfall von Erſparung von Geldkapitalien 
und ihrer Anlage im Produktionsprozeß, Entſtehung von Geld⸗ 
kapitalien im Kreditnexus der Volkswirtſchaft, das find Momente, 
durch welche die Kapitalinveſtition in beſtimmten Abſchnitten der wirt⸗ 
ſchaftlichen Wellenbewegungen zu Preisſteigerungen führt. 

Bei der Darſtellung der Lohnſteigerung im Zuſammenhang mit 
dem Konjunkturverlauf ſoll ausgegangen werden von dem Zuſtand 
der Depreſſions. Da nicht der Konjunkturverlauf und die Kriſe 
erklärt werden ſollen, ſondern dieſe in dieſem Zuſammenhang als 
gegeben angenommen werden, braucht nicht von einem „Normal⸗ 
zuſtand“ des Wirtſchaftslebens ausgegangen zu werden, vielmehr 


1912, S. 1569 ff.; Pohle, Urſachen und ſoziale Wirkungen der modernen 
Induſtrie⸗ und Handelskriſen. Verhandl. des 13. ev.⸗ſoz. Kongreſſes, Göttingen 
1912, S. 103. — Aber im Gegenſatz zu v. Manteuffel wird nicht jedes Sparen 
als förderlich angeſehen. 

Vgl. Pohle, a. a. O. S. 113 ff.; Spiethoff, Vorbemerkungen zu 
einer Theorie der Überproduktion, Jahrb. f. Geſetzg., Verw. u. Volksw. 1912, 
S. 731 ff. 

2 Hartley Withers, The meaning of money. London 1918, S. 56 f 
und The business of finance. London 1918, S. 23 ff. 

3 Die Darſtellung des Konjunkturverlaufs ſchließt ch zum Teil an an 
Pohle, a. a. O. S. ff. und Spiethoff, a. a. O. S. 721 ff. 
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können wir hier von dem anormalen Zuſtand ausgehen, in dem ſich 
die Folgen der voraufgegangenen Kriſe geltend machen. 

Am Ende der Depreſſion iſt der bei der Produktion erzielte 
Gewinn niedrig, ebenſo der Zins von Leihkapital, beſonders der 
Diskont. Die vorhandenen Produktionsanlagen ſind vielfach nur 
unvollkommen ausgenutzt, und es iſt eine größere Zahl von Arbeitern 
faft aller Gewerbe arbeitslos. Die frei verfügbaren Geldkapitalien 
und die zufließenden neu erſparten Beträge finden nicht vollkommen 
im Produktionsprozeß Verwendung oder werden aus Mißtrauen 
zurückgehalten. Die Zeit gedrückten Geſchäftsganges und gedrückter 
Gewinnrate vermag ſich durch Monate oder auch Jahre zu erhalten, 
da infolge des daniederliegenden Unternehmungsgeiſtes dasjenige 
Moment nicht in Erſcheinung tritt, das dieſen Zuſtand zu korrigieren 
geeignet wäre: die Inangriffnahme Tapitalintenfiverer Anlagen an 
Stelle ſonſt vorgenommener extenſiverer. Weit entfernt, zu beſonders 
kapitalintenſiven Anlagen überzugehen, findet nicht einmal der nor⸗ 
male Erſatz des verbrauchten Produktionsapparates und die der 
Bevölkerungsvermehrung entſprechende normale Ausdehnung des⸗ 
ſelben ſtatt. Allmählich jedoch geraten die den Unternehmungsgeiſt 
beengenden Kriſenerinnerungen in Vergeſſenheit; insbeſondere feſtigt 
ſich der Glaube, daß die Preiſe ihren Tiefſtand erreicht haben. Der 
niedrige Diskont begünſtigt die Emiſſion von Staatsanleihen und 
Dividendenpapieren. Dem Suchen nach vorteilhafteren Anlage⸗ 


möglichkeiten treten die neuen Erfindungen, andere Produktions⸗ 


möglichkeiten gegenüber, welche einen höheren Gewinn verſprechen; 


einzelne Produktionszweige ſcheinen einer beſonders günſtigen Kon⸗ 


junktur entgegenzugehen, beſondere Lage⸗ oder ſonſtige Vorteile ver⸗ 
ſprechen günſtige Ergebniſſe für Neuanlagen oder Erweiterungen 
einzelner Unternehmungen. Allen dieſen Anlagen fließen Kapitalien 
zu, und es entſteht eine Nachfrage nach Arbeitskräften und nach 
Produktionsmitteln zur Ausführung dieſer Anlagen, der Geſchäfts⸗ 
gang der Produktionsmittelinduſtrien und des Bauhandwerks belebt 
ſich, die Zahl der Arbeitsloſen nimmt ab, während die Zahl der 
auf dieſem Stadium der Produktion tätigen Arbeiter zunimmt, die 


Preiſe der Produktionsmittel ſteigen infolge der durch dieſe Kapital⸗ 


inveſtitionen hervorgerufenen Mehrnachfrage, und die Gewinne 
ſteigen mit ſteigenden Preiſen und vollkommenerer Ausnutzung der 
Produktionsanlagen. Dem Strom von Konſumgütern tritt eine um 
die Geldeinkommen der mehrbeſchäftigten Arbeiter, um Unternehmer⸗ 
und Kapitalgewinne erhöhte Nachfrage gegenüber, die Deal der 


Schmollers Jahrbuch XLV 4. 14 
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Konſumgüter müſſen ſteigen und der Geſchäftsgang auch dieſer Ge⸗ 
werbe ſich beleben, die Zahl der Arbeiter ſteigt auch hier, und Unter⸗ 
nehmer⸗ und Kapitalgewinn ſteigen mit ſteigenden Preiſen und voll⸗ 
kommenerer Ausnutzung der beſtehenden Anlagen. Die durch den 
erſten Anſtoß hervorgerufene Belebung des Wirtſchaftslebens und 
Steigerung der Preiſe ſtachelt den Unternehmungsgeiſt und bewirkt, 
daß weiterhin eine Fülle von Neuanlagen auf allen Gebieten in 
Angriff genommen wird. Man ſchreitet zur Erweiterung beſtehender 
Anlagen oder zur Erneuerung abgenutzter oder veralteter, mit denen 
man ſich in der Zeit ſchlechten Geſchäftsganges noch beholfen hatte. 
Den Produktionsmittelinduſtrien wird ſo weiterer Anſporn zur Aus⸗ 
dehnung der Produktion gegeben. Die geſtiegenen Gewinne der 
Unternehmungen, die Sondergewinne, die bei der Realiſierung im 
Werte geſtiegener Warenvorräte erzielt werden, die Regelmäßigkeit 
der Beſchäftigung der Arbeiter haben die Spartätigkeit, die Kapital⸗ 
bildung mächtig gehoben. Jedoch genügt dieſe Kapitalbildung noch 
nicht dem Mehrbedarf an Kapital für Kapitalinveſtitionen; ſie allein 
würde ja auch noch keine Preisſteigerung erklären. Vielmehr wird 
von Kredit lebhafter Gebrauch gemacht und vertrauensvoll gegeben; 
der Diskont iſt geſtiegen. Eine Erniedrigung der Preiſe kann in 
dieſem Stadium der Hauſſebewegung nicht erfolgen, da jeder Aus⸗ 
weitung der Konſumgüterproduktion eine Ausweitung in höheren 
Stadien der Produktion entſpricht, zum Teil in noch höherem Maße. 
Die geſtiegenen Gewinne laſſen auf allen Gebieten eine verſtärkte 
Nachfrage nach Arbeitskräften entſtehen; es lohnt ſich, Maſchinen 
und Einrichtungen wieder mit Arbeitern zu beſetzen, deren Ver⸗ 
wendung in der Depreſſion unrentabel war, oder den gegebenen 
Produktionsapparat trotz ſinkender Produktivität pro Kopf ſtärker 
zu beſetzen; infolgedeſſen ſteigt der Lohn. An vielen Stellen, 
wo die Konkurrenz der Unternehmer um Arbeitskräfte zur Ausnützung 
der günſtigen Konjunktur nicht direkt zu höheren Löhnen führt, ſind 
es die ſteigenden Preiſe der Subſiſtenzmittel, die gewachſenen Ge⸗ 
winne der Unternehmungen, welche die Arbeiter zu Lohnforderungen 
veranlaſſen, eventuell zu organiſierten Streiks, welche in dieſem 
Stadium zumeiſt zu einem Nachgeben der Unternehmer führen, da 
ihnen trotz erhöhten Lohnes noch Gewinnmöglichkeiten bleiben. Der 
Diskont ſteigt weiter infolge der immer noch wachſenden Inanſpruch⸗ 
nahme von Krediten. Die Aufwärtsbewegung der Preiſe läßt eine 
fortſchreitende Aufwärtsbewegung derſelben erwarten; die Spekulation 
ſucht Waren vom Markt zurückzuhalten, während Produzenten und 
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Händler, zum Teil auch Konſumenten, ſuchen, noch zu den augen⸗ 
blicklichen Preiſen ſich einzudecken; der Glaube an weitere Preis⸗ 
ſteigerungen ruft dieſe ſelbſt hervor; er treibt zu höchſter Ausnutzung 
der beſtehenden Anlagen, dies vermag jedoch die Preisſenkung nicht 
herbeizuführen, ſolange ihr noch eine vermehrte Anſpannung auf 
höheren Gebieten der Produktion, insbeſondere für Neuanlagen, 
entſpricht, ſo daß, da die Preiſe nicht nachgeben, weitere Lohn⸗ 


ſteigerungen eintreten. 


(Eine relativ geringere Bedeutung für den Hauſſeverlauf als 
üblich wird hier dem Wohnungsmarkt zugeſchrieben. Denn der 
Wohnungsbedarf ſelbſt iſt von der Konjunktur abhängig und wird 
von ihr mehr beeinflußt, als er die Konjunktur zu beeinfluſſen 
vermag. Erſt durch den Arbeitsbedarf der Hauſſe werden Arbeits⸗ 
kräfte nach den gewerblichen Zentren gezogen und die Gründung 
neuer Hausſtände durch vermehrte Eheſchließungen ermöglicht.) 

Schließlich jedoch iſt ein immer größerer Teil der zu Beginn 
und während der Hauſſeperiode in Angriff genommenen Anlagen 
zur Vollendung gebracht, beginnt ſelbſt Güter an den Markt zu 
bringen und hört auf den Produktionsmittelgewerben Beſchäftigung 
zu bieten. In dieſen Gewerben ſowie im Baugewerbe, das ganz 
beſonders Neuanlagen dient, macht ſich, wie zu Zeiten der be⸗ 


ginnenden Hauſſe zuerſt die Belebung, nun zuerſt die Stockung be⸗ 
merkbar. Denn der Bedarf nach Neuanlagen gerät ins Stocken. 


Der nach einer Periode daniederliegenden Unternehmungsgeiſtes 
ſchon infolge der Volksvermehrung vorhandene Bedarf nach neuen 
Produktionsanlagen aller Art iſt geſättigt; mit der Konkurrenz der 
neu hergeſtellten Anlagen um Arbeitskräfte ſteigt der Lohn ſo, daß 
eine Überbeſetzung des Produktionsapparates oder die Verwendung 
älterer Anlagen unrentabel wird. Die beſondere Rente für moderne 
Anlagen verſchwindet. Hiermit aber verſchwindet ein Anreiz zu 
Neuanlagen, der bisher vorhanden war. Es iſt ferner derjenige 
Bedarf nach Erſatz alter und verbrauchter Anlagen, der nach langem 
Daniederliegen des Wirtſchaftslebens und der Luſt zu Kapital⸗ 
inveſtitionen ſich aufgehäuft hatte, vorläufig größtenteils befriedigt, 
ſo daß auch von dieſer Seite her die Nachfrage nach Gütern der 
höheren Produktionsſtadien ſinkt. Schließlich hemmt die ſchon ſtarke 
Anſpannung des Kredits die weiteren Kapitalinveſtitionen durch 
Nichtbewilligung von Krediten ſeitens der Kreditinſtitute oder durch 
die Höhe des Diskonts. 


Während nun alſo die Produktion von Konſumgütern durch 
’ 14.* 
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Fertigſtellung der Neuanlagen, durch Hereinziehung von Kräften, 
welche bisher in früheren Stadien der Produktion tätig waren, 
wächſt, ſinkt die Beſchäftigung in früheren Stadien, ein Teil ihrer 
Arbeiter wird arbeitslos, ihre Produktionsanlagen ſind nicht mehr 
voll ausgenutzt und die Gewinne ſinken. Dem ſteigenden Angebot 
von Konſumgütern tritt infolge Verringerung der Beſchäftigung auf 
früheren Stufen eine ſinkende Nachfrage gegenüber, die Preiſe der 
Konſumgüter beginnen zu ſinken und mit ihnen die Preiſe der für 
ihre Erzeugung benötigten Produktivgüter. Solange die Überzeugung 
noch nicht Platz gegrtffen hat, daß es mit der Hauſſe endgültig 
vorbei iſt, ſuchen Unternehmer und Spekulanten die Preiſe aufrecht⸗ 
zuerhalten, bis die ſich aufhäufende Maſſe unverkäuflicher Produkte 
ſchließlich die Verſuche zur Preisverſteifung zuſammenbrechen läßt. — 
Das Wirtſchaftsleben bietet das Bild allgemeiner Überproduktion, 
der Überlaſtung mit unverkäuflichen Warenvorräten. 

Muß es in dieſem Stadium der Konjunktur notwendig zur 
Überproduktion kommen, kann ſich nicht die Produktion und der 
Konſum von Verbrauchsgütern irgendwie ausgleichen, ſo daß keine 
Preisſenkung eintritt? Eins muß hier allerdings als gegeben hin⸗ 
genommen werden: die Kapitalinveſtition in neuen Anlagen bzw. im 
Erſatz verbrauchter Anlagen kann nicht wie bisher fortgeſetzt werden, 
da der Wille hierzu fehlt. Die Fortſetzung der Spartätigkeit be⸗ 
wirkt nunmehr, daß nicht alle Konſumgüter vom Konſum auf⸗ 
genommen werden, entſprechend der zu hohen Spartätigkeit werden 
nunmehr Konſumgüter unabſetzbar, in denen dieſe erſparten Kapital⸗ 
beträge gebunden werden. Würde die Kapitalinveſtition ganz auf⸗ 
hören, dann müßte auch die Spartätigkeit ganz aufhören, um das 
Gleichgewicht zwiſchen Produktion und Konſum herzuſtellen; bei der 
verringerten Kapitalinveſtition müßte die Spartätigkeit entſprechend 
geringer werden. Die Aufſaugung der erſparten Kapitalbeträge 
durch die unabgeſetzten Konſumgüter bewirkt, daß die zuviel erſparten 
Beträge keineswegs zu einer Erleichterung des Kreditmarktes führen, 
wie es bei der aufſteigenden Konjunktur, wo über die erſparten 
Kapitalien hinaus weitere Kapitalbeträge in Anſpruch genommen 
wurden, tatſächlich der Fall geweſen wäre. 

Da nun jedoch nur ein Teil der Arbeiter, welche aus der 
Produktion auf höheren Produktionsſtadien ausſcheiden, arbeits⸗ 
los wird — der andere Teil findet in der vermehrten Kon⸗ 
ſumgüterproduktion Verwendung und Einkommen — und die arbeits⸗ 
los gewordenen ihren Verbrauch notgedrungen einſchränken, alſo 
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nicht in gleichem Maße wie bisher erſparte Kapitalbeträge dem 
Konſum zuführen, findet eine Anpaſſung der Spartätigkeit an die 
veränderte Kapitalinveſtition tatſächlich nicht ſtatt, und darum muß 
der Umſchwung, d. h. die Überproduktion, eintreten. Als Grund 
der Überproduktion können zuſammenfaſſen: Infolge Sättigung des 
Bedarfes nach Produktionsanlagen geht eine Verſchiebung im Wirt⸗ 
ſchaftsleben vor ſich, die eine Anderung von Konſum und Spar⸗ 
tätigkeit verlangt, die jedoch nicht verwirklicht wird. 

Auf dem abſteigenden Aſt der Konjunktur vollzieht ſich die An⸗ 
paſſung von Produktion und Konſumtion durch Anpaſſung der 
Spartätigkeit an die veränderte Kapitalinveſtition. Nach dem Ein⸗ 
tritt des Mißverhältniſſes von Produktion und Konſumtion, mit 
dem Aufhäufen unabſetzbarer Güter, ſetzt ſich allmählich die Über⸗ 
zeugung durch, daß die Hauſſe vorbei iſt, daß die Preiſe weichen 
müſſen. Händler und Unternehmer ſchränken die Nachfrage nach 
weiteren Produktiv⸗ und Konſumgütern ein und ſuchen den zu 
teuren Preiſen beſchafften Vorrat abzuſetzen und mehren dadurch 
die Überproduktion. Schließlich kommen die Preiſe ins Sinken, 
und es kommt eventuell mit dem Zuſammenbruch der die Preiſe 
ſtützenden Spekulation zur Panik und zum Preisſturz. Mit Arbeiter⸗ 
entlaſſung und Verkürzung der Schichten wird zwar die Produktion 
vermindert, gleichzeitig jedoch infolge Abnahme von Gewinn und 
Arbeitseinkommen die Aufnahmefähigkeit für Konſumwaren gekürzt. 
Die Beſchaffung von Produktionsmitteln aller Art wird in Er⸗ 
wartung weiterer Preisſenkungen aufs äußerſte eingeſchränkt. Die 
Banken, welche in großem Ausmaße Kredit gewährt hatten, ſuchen 
ihre Stellung durch Einſchränkung der Kredite zu verbeſſern; der 
Diskont erreicht abnorme Höhe. Mit den Krediten jedoch ſchwinden 
die Depoſiten, wie ſie mit Ausdehnung der Kredite ſich gehoben 
hatten; ein Teil der Depoſiten wird möglicherweiſe den Banken 
entzogen und theſauriert. Beim Sinken der in der Produktion er⸗ 
zielten Gewinne, bei Verluſten an vorhandenen Warenlagern, bei 
Beſchäftigungsloſigkeit der Unternehmungen und Arbeitsloſigkeit der 
Arbeiter vollzieht ſich die Angleichung der Spartätigkeit an die ge⸗ 
ſunkene Kapitalinveſtition. Die Spartätigkeit ſinkt, indem die Ge⸗ 
winne ausbleiben, aus denen bisher geſpart wurde, indem Unter⸗ 
nehmer und Kapitaliſten ihre — wenn auch herabgedrückte — 
Lebenshaltung zum Teil aus Gewinnen früherer Jahre decken, d. h. 
vom Vermögen zehren; indem die Spartätigkeit der Arbeiter, 
welche unter Schichtverkürzung und Unregelmäßigkeit der Beſchäfti⸗ 
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gung leiden, aufhört, indem ſolche Arbeiter, welche länger arbeits⸗ 
los ſind, ihre Spargroſchen angreifen oder aus Zuſchüſſen der Ge⸗ 
werkſchaften, die hier ebenfalls von früheren Erſparniſſen zehren, 
erhalten werden. Mit dieſen Eingriffen in das Vermögen zu 
Konſumtionszwecken oder wenigſtens mit dieſer Minderung der 
Spartätigkeit unter das Niveau der Kapitalinveſtition in neuen 
Produktionsanlagen wird von der aufgelaufenen Maſſe Verwendung 
ſuchender Güter ein Teil konſumiert, die Überhäufung der Waren⸗ 
lager dadurch gemindert, gleichzeitig vom Kapital ebenſo viel frei⸗ 
geſetzt, als durch Verzehr vom Vermögen nun etwa weniger für 
Kreditzwecke zur Verfügung ſteht, ſo daß eine Verſchärfung der 
Lage des Kapitalmarktes durch dieſen Vermögensverbrauch nicht ein⸗ 
tritt. Bei gedrückter Gewinnrate und teilweiſer Arbeitsloſigkeit wird 
die Spartätigkeit ſo niedrig gehalten, daß ſie der geringen Kapital⸗ 
inveſtition entſpricht. Hebt ſie ſich darüber hinaus, dank ſtehender 
und ſteigender Preiſe und vermehrter Beſchäftigung der Arbeiter, 
ſo zeigt ſich von neuem Überproduktion, unabſetzbare Gütermengen 
und Preisſenkungen. Die Produktionseinſchränkung, die Beſchränkung 
auf geringere Vorräte von Roh⸗ und Hilfsſtoffen aus Angſt vor 
weiteren Preisſenkungen läßt die Kreditbedürfniſſe aller derjenigen 
Gewerbe, welche zu Produktionseinſchränkungen fähig ſind, ſinken 
und die in der Hauſſe angeſpannte Kreditgewährung ſich entſpannen 
und den Diskont ſinken. Für die einzelne Volkswirtſchaft aller⸗ 
dings bedarf es nicht notwendig einer ſolchen Beſchränkung der 
Spartätigkeit, nämlich dann, wenn die geſparten Geldkapitalien, für 
die im eigenen Lande zu Produktionsanlagen keine Verwendung 
beſteht, von einem auswärtigen Lande aufgenommen werden, das 
nunmehr an Stelle Angehöriger des eigenen Landes als Verbraucher 
von Gütern dieſes Landes auftritt. Von dieſem Sonderfall ab⸗ 
geſehen, bedarf es in der Baiſſe zur Aufrechterhaltung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens vor allem der Aufrechterhaltung des Konſums, und 
hier gewinnt die wachſende Wirtſchaftlichkeit des Arbeiters, ſeine 
Vorſorge für Zeiten der Arbeitsloſigkeit durch Sparen zur Zeit der 
Hauſſe, ſeine Unterſtützung durch die Arbeiterverbände eine außer⸗ 
ordentliche Bedeutung. Die Labilität des Preisniveaus, die Ten⸗ 
denz zum Sinken, die ſich gerade nach vorübergehenden Hebungen 
infolge vermehrter Spartätigkeit immer wieder gelteud macht, wirkt 
dahin, von einer Inangriffnahme neuer Anlagen noch weiterhin 
Abſtand zu nehmen und die Depreſſion weiter hinzuziehen, trotz⸗ 
dem in der anwachſenden Bevölkerung die perſönliche Grundlage 
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für eine Ausdehnung des Produktionsapparates gegeben wäre, eben ſo 
für eine Ausdehnung des Wohnungsbeſtandes, trotzdem der durch 
den Zeitablauf bewirkte Verbrauch der Produktionsanlagen oder Woh- 
nungen Möglichkeiten zu Kapitalinveſtitionen bietet. Es bedarf des 
wiedererwachenden Vertrauens ſowohl wie einer Summe von An⸗ 
ſtößen, die ſtark genug ſind, um die Gegentendenzen zu überwinden, 
um das Wirtſchaftsleben wieder aus der Baiſſe herauszuheben. 
Im Stadium der abſteigenden Konjunktur, wo ein wachſender 
Teil der Arbeiter arbeitslos wird, ſuchen die Unternehmer den Lohn 
herabzudrücken. Dieſem Streben nach Lohnſenkung pflegen die 
Arbeiter, ob organiſiert oder nicht, ſich zu widerſetzen; mit größerer 
Kraft in denjenigen Zweigen, wo der größte Teil organiſiert iſt und 
die Entlaſſenen durch Unterſtützungen oder durch die Gewerkſchafts⸗ 
disziplin am Unterbieten gehindert werden; mit geringerer Kraft in 
Zweigen ohne ſtarke Koalitionen. Auf dem abſteigenden Aſt der 
Konjunktur zeigt ſich faſt auf allen Gebieten die Einheitlichkeit in 
der Abwehr, welche alle Zweige und Länder umfaſſend zur Erringung 
einer Lohnſteigerung in der Hauſſe nicht vorhanden iſt. Der Ent⸗ 
ſchluß, zu einem niedrigeren Preiſe die Arbeit nicht anzunehmen, 
beherrſcht in der Depreſſion mehr oder weniger jeden Arbeiter und 
verhindert, daß die Lohnhöhe, die durch vielfache Arbeitsloſigkeit 
gefährdet iſt, tatſächlich ſo fällt, wie ſie in der Hauſſe geſtiegen war. 
Ein gleiches Zwangsmittel wäre in der Hauſſe die Durchführung 
des Entſchluſſes, nur zu einem um ſo und ſo viel höheren Lohn 
die Arbeit beizubehalten oder anzunehmen. Die Durchführung 
eines ſolchen Entſchluſſes finden wir jedoch nur in ſtark organiſierten 
Arbeitszweigen, nicht wie den Widerſtand gegen Lohnſenkung in der 
Baiſſe auf faſt allen Zweigen des Wirtſchaftslebens. Zwar gelingt 
es nicht, ganz die in der Hauſſe erzielte Lohnhöhe zu erhalten, aber 
der Widerſtand bewirkt, daß das Lohnniveau ſich nicht wieder ſo 
tief ſenkt, als es vor der Hauſſe ſtand. Wir ſehen ſo, wenn wir 
entſprechende Punkte aufeinanderfolgender Wellen der Konjunktur⸗ 
bewegungen vergleichen, eine Steigerung des Nominallohnes. Heben 
des Lohnes in der Hauſſe, entweder direkt durch verſtärkte Nachfrage 
nach Arbeitskräften oder infolge der durch erhöhte Preiſe und Ge⸗ 
winne erzeugten Nachgiebigkeit gegenüber Lohnforderungen der Arbeiter, 
Widerſtand ſeitens der Arbeiter gegen Wiederhinabſetzung in der 
Baiſſe, das ſind die zwei Momente, welche zuſammen die Steigerung 
des Nominallohns hervorrufen !. 


1 Es muß aus Raumgründen darauf verzichtet werden, eingehend dar⸗ 
zulegen, daß dieſer Widerſtand gegen Lohnſenkungen nun nicht etwa den Wieder⸗ 
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Als Reſultat erkennen wir: Der Widerſtand gegen Lohnſenkungen 
bewirkt, daß der Lohn in der Baiſſe nicht in gleicher Weiſe fällt, 
wie er in der Hauſſe geſtiegen war. Dem höheren Nominallohn 
und dementſprechend höheren Geſamteinkommen entſpricht ein höheres 
Preisniveau. 

Dem faſt gleichmäßigen Steigen des Lohnes von Konjunktur 
zu Konjunktur entſpricht nun jedoch nicht ein gleichmäßiges Steigen 
des Preisniveaus. Wie wir bei Betrachtung der Steigerung des 
Reallohnes ſahen, ſind Momente wirkſam, welche das Verhältnis 
von Lohn⸗ und Preisniveau beeinfluſſen. Die Momente, welche 
dahin wirken, daß das Preisniveau im Verhältnis zum Lohn- 
niveau ſinkt, ſind Steigen des Kapitals pro Kopf und ſteigende 
Produktivität. Da mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit im Verlauf 
jeder Wellenbewegung des Wirtſchaftslebens dieſe beiden Momente 
verwirklicht werden, ſo ſehen wir, daß das Preisniveau normaliter 
von Konjunktur zu Konjunktur nicht in gleichem Maße ſteigt wie der 
Lohn, eventuell ſogar unverändert bleibt oder ſinkt, je nachdem, mit 
welcher Stärke dieſe Momente wirkſam ſind. Die Bewegung der 
Gewinnrate kann nicht die gleiche Regelmäßigkeit aufweiſen wie die 
Bewegung des Lohnes, da ſie beeinflußt wird von den gegeneinander 
wirkenden Momenten Produktivitätsſteigerung und Zunahme des 
Kapitals pro Kopf. 


Schluß 

Das Ergebnis dieſer Unterſuchung über die Lohnſteigerung iſt 
vom ſozialen Geſichtspunkt weniger optimiſtiſch als die Anſchauung 
Brentanos und vieler ihm folgenden Sozialökonomen. Sie glauben, 
eintritt der Hauſſe hemmt und damit die Möglichkeit weiterer Lohnſteigerungen 
beſeitigt. Die Erhaltung der Lohnhöhe wirkt ſtabiliſierend auf das Preisniveau, 
mindert dadurch die Kapitalverluſte und ſchwächt die pſychiſchen Folgen der Kriſe 
ab. Je eher ſich die Überzeugung durchſetzt, daß dank der Stabilität der Löhne 
.das Preisniveau nicht weiter ſinken wird, um fo eher regt ſich der Wille zu 
Kapitalinveſtitionen. Wenn in der Praxis ſo oft die Erfahrung gemacht wird, 
daß Herabſetzung der Preiſe den Geſchäftsgang belebt, ſo iſt zu bedenken, daß 
dann ſeitens der Abnehmer bewußt oder unbewußt die Stabilität der Löhne 
berückſichtigt wird, indem damit gerechnet wird, daß wegen der Prodnuktionskoſten 
weitere Preisſenkungen nicht zu erwarten find. Außerdem vermag Lohn: und 
Preisfenkung in einem einzelnen Land die Konkurrenzfähigkeit und den 
Abſatz auf dem Weltmarkt zu heben. Aber das iſt ſelbſtverſtändlich nicht der 
Fall, wenn dieſe Lohn⸗ und Preisſenkung in allen konkurrierenden Ländern vor 
fich ginge. 
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daß die wachſende ſoziale Macht der Arbeiterklaſſe, insbeſondere das 
Erſtarken der Arbeiterkoalitionen, imſtande ſei, ſolche Veränderungen 
im Verhältnis von Lohn und Gewinn hervorzurufen, daß die Ver⸗ 
teilung des Volkseinkommens unter die verſchiedenen Klaſſen günſtig 
im Sinne ihrer ſozial⸗ethiſchen Ideen beeinflußt wird. Es iſt hier 
zu zeigen verſucht, daß, ſolange das Preisniveau ſich ändert unter 
dem Einfluß einer im Verhältnis zum Angebot von Gütern ſich 
ändernden Nachfrage nach denſelben, dies Ergebnis im normalen 
Ablauf des Wirtſchaftslebens nicht einzutreten vermag. Zum Opti⸗ 
mismus berechtigen vielmehr nur zwei andere Tatſachen: 1. Steigende 
Produktivität der Arbeit läßt Steigen des Reallohns erwarten; das 
Steigen der Produktivität iſt von ſolcher fundamentalen Bedeutung 
für die Höhe des Lohnes, daß zum Beiſpiel Schmoller gelegentlich 
dieſen Punkt in den Mittelpunkt der ganzen Lohnfrage rückt !. 
2. Zunahme des Kapitals pro Kopf läßt Sinken der Gewinnrate 
und ſteigenden Reallohn erwarten. Dieſen Gedanken hatte mit 
ähnlicher Begründung wie Böhm⸗Bawerk bereits Thünen im zweiten 
Teil des „Iſolierten Staates“? ausgeſprochen. 

Es iſt ſtreng vermieden, auf den hochaktuellen Fragenkomplex, 
der mit dem Worte Lohnſteigerung heute zuſammenhängt, irgendwie 
einzugehen. Im Munde des Arbeiters, des Rentners, des Angeſtellten, 
Fabrikanten, Miniſters hat dieſes Wort einen beſonderen Klang, 
eine Fülle von Werturteilen verbindet ſich mit dieſem Wort, und 
die Entwicklung des deutſchen Wirtſchaftslebens in vergangenen 
Jahren iſt aufs engſte mit der Tatſache der Lohnſteigerung ver⸗ 
knüpft. Niemals iſt die Theorie ſo ſehr in Gefahr, diskreditiert zu 
werden, als wenn ſie ein aktuelles Thema behandelt, da gerade dann 
die Nutzanwendung derſelben auf ein falſches Objekt am meiſten 
droht. Ferner wird gerade in dieſem Falle, wo perſönliche Er⸗ 
fahrungen faſt von einem jeden zu dieſem Thema gemacht wurden, 
die Frage laut, warum die nach der Theorie notwendigen Folgen 


1 G. Schmoller, Soziale Frage. München und Leipzig 1918, S. 302. 
Brentano kehrt dieſen Gedanken um, indem er die Behauptung auſſtellt, daß 
ſteigender Nominallohn ſteigende Produktivität zur Folge hat; er geht hierbei 
von ſeiner Theorie aus, daß ſteigender Nominallohn zu ſteigendem Reallohn 
führe, denn nur ſteigender Reallohn vermag die Arbeitskraft und Arbeits⸗ 
leiſtung und die Produktivität zu heben; wird eine Reallohnſteigerung durch 
Nominalſteigerung nicht anerkannt, ſo fällt ſeine Behauptung. Siehe Brentano, 
über das Verhältnis von Arbeitslohn und Arbeitszeit zur Arbeitsleiſtung. 
2. Aufl. Leipzig 1893. 

2 Roſtock 1850, Neudruck Jena 1910, S. 494 —499. 
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eines Tatbeſtandes nicht überall und in jedem Falle im Wirtſchafts⸗ 
leben eintraten. Vom methodiſchen Standpunkt lautet die Antwort: 
Die Theorie vermag nur eine typiſche Aufeinanderfolge der Tat⸗ 
beſtände zu erklären, welche eintreten muß, ſofern die typiſchen Be⸗ 
dingungen gegeben ſind. Bei jedem einzelnen hiſtoriſchen Geſchehen 
jedoch ſind außer den typiſchen Momenten ſpezielle Momente wirkſam, 
welche verhindern, daß die Folgen in der Reinheit erſcheinen, wie 
ſie nach der Theorie müßten. Zur Erklärung eines einzelnen hiſto⸗ 
riſchen Geſchehens genügt keine Theorie; es bedarf dazu der Unter⸗ 
ſuchung aller jener einzelner Momente, welche das Eintreten der 
typiſchen Folgen beſchleunigten, hemmten oder verhinderten. Eine 
ſolche hiſtoriſche Unterſuchung am Schluſſe einer theoretiſchen Arbeit 
zu geben, iſt unmöglich !. 

Die Macht der Arbeiterklaſſe im Lohnkampf erſcheint hier in 
neuer Bedeutung. Die Fähigkeit, die in Zeiten der Proſperität er⸗ 
zielten Lohnſteigerungen in Baiſſezeiten zu bewahren, hat die Tendenz, 
das Preisniveau zu heben, den Geldwert zu ſenken. Die Nachkriegs⸗ 
zeit bietet hierzu lehrreiches Anſchauungsmaterial. Die Länge und 
Intenſität der Kriegs⸗ und Nachkriegshauſſe hatten das Preisniveau 
und die Löhne außerordentlich geſteigert. Bis zum heutigen Tage 
iſt der Wert des Geldes auch in denjenigen Ländern, welche Gold⸗ 
währung bzw. eine der Goldwährung ähnliche Währungsverfaſſung 
und geordnete Finanzverhältniſſe beſitzen, ein erheblich geringerer 
als in der Vorkriegszeit. In allen dieſen Ländern erwies ſich der 
Widerſtand der Arbeiter gegen Lohnherabſetzungen als der ſtabiliſierende 
Faktor, welcher ein tieferes Hinabgleiten des Preisniveaus, d. h. die 
Wiedergewinnung des Geldwertſtandards der Vorkriegszeit, ver⸗ 
hinderte. | 


1 Ob überhaupt die Preisſteigerung der zweiten Hälfte des Jahres 1919 
und des Jahres 1920 auf Lohnſteigerungen als primärer Urſache zurückzuführen 
ſind, oder ob nicht vielmehr auf die durch den Valutaſturz bedingte Export⸗ 
konjunktur, bedürfte einer eindringlichen Unterſuchung und iſt nicht in wenigen 
Worten zu erklären. Sicher iſt nur, daß die verſchiedenen Erklärungen der ver⸗ 
ſchiedenen Intereſſengruppen nicht geeignet ſind, als Beweis für die eine oder 
andere Anſchauung zu dienen; Kritik der Quellen ſcheint hier mehr am Platz als 
gläubige Hinnahme der zumeiſt mit dem Zweck der Beeinfluſſung der öffentlichen 
Meinung abgegebenen Erklärungen, insbeſondere bei der infolge einſeitiger Ein⸗ 
ſtellung der Beteiligten gegebenen Fülle von Möglichkeiten der Selbſttäuſchung. 
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1 


m Oktober 1873 betrat mein Fuß zum erſten Male deutſchen Boden. 

Nachdem ich im vierjährigen Studium in Dorpat von 1869 bis 
1873 meine vorgeſehenen Staatsprüfungen erledigt und mit dem 
ſogenannten Kandidatengrade das Recht zum Eintritt in den ruſſiſchen 
Staatsdienſt erworben hatte, war es mein ſehnlichſter Wunſch, meine 
Kenntniſſe auf einer reichsdeutſchen Univerſität vervollſtändigen und 
vertiefen zu können. Für uns Livländer galt von jeher ein mehr 
oder weniger ausgedehnter Aufenthalt in dem Lande unſerer Väter, 
von deſſen Herrlichkeit und Eigenart wir ſo oft zu Hauſe hatten er⸗ 
zählen hören, als das Schönſte und Erſtrebenswerteſte. Verwandte 
meines Großvaters, der im Jahre 1799 aus der ſchwarzburgiſchen 
Stammesheimat zweien ihm vorausgegangenen älteren Brüdern nach 
Riga gefolgt war und dort als Advokat ſeinen Lebensunterhalt ge⸗ 
funden hatte, waren nicht mehr am Leben. Nur diejenigen unſeres 
Geſchlechts, die ſich entſchloſſen hatten, die Enge ihres Geburts⸗ 
landes mit einem weiteren Gebiete zu vertauſchen, hatten Nach⸗ 
kommen. So konnte wohl noch das Haus, in dem der Großvater 
geboren, der Urgroßvater an die 40 Jahre gewohnt, die Kirche, die 
er ſelbſt hatte erbauen helfen und an der er mehr als 30 Jahre 
amtiert hatte und endlich fein durch eine Familienftiftung. wohl⸗ 
gepflegtes Grab beſucht werden, aber keine blutsverwandte, warme 
Hand konnte ſich dem Jünglinge entgegenſtrecken. Demnach durch⸗ 
aus auf mich angewieſen, nahm ich das mir völlig Neue mit 
ſtaunender Bewunderung auf und verglich unwillkürlich die vor 
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meinem Auge ſich ausbreitenden Zuſtände mit dem Zuſchnitt in 
meiner Vaterſtadt und den eigenartigen Verhältniſſen des übrigen 
ruſſiſchen Reichs. | 

Unter meinen Dorpater Profeſſoren haben Karl Theodor Graß! 
und Etienne Laſpeyres? auf meine volkswirtſchaftliche Ausbildung 
nur geringen Einfluß gehabt. Der erſtere ſtarb als ich ins fünfte 
Semeſter kam und war ſchon vorher durch Kränklichkeit in Aus⸗ 
übung ſeines Lehramtes behindert. Mir blieb nur übrig, an feinem 
Grabe im Namen der Zuhörer den Dank zum Ausdruck zu bringen, 
den wir trotz nnverkennbarer Schwächen dem herzensguten Mann 
ſchuldeten. Er war eine hochgelehrte, aber ſehr ſchwerfällige Natur, 
und offenbar von dem Flügelſchlag der neuen Zeit wenig be⸗ 
rührt. In feiner Vorleſung über die Statiſtik von Liv-, Eſth⸗ und 
Kurland im Sinne der alten Achenwallſchen Beſchreibung brach ſein 
warmer Patriotismus für die Geſchicke der Heimat durch und floß 
in die Herzen der leider nur kleinen Zahl von Zuhörern über. 
Laſpeyres war mehr Statiſtiker als Nationalökonom. So tüchtig 
er uns mit dieſer vertraut zu machen wußte, gelang es ihm nicht, 
weder die Probleme des praktiſchen Wirtſchaftslebens, noch die 
ökonomiſche Theorie anſchaulich und reizvoll vorzutragen. Den ge⸗ 
lehrten Privatdozenten Dr. Karl Walder?, der die ruſſiſchen Zu⸗ 
ſtände vortrefflich kannte, habe ich nicht mehr hören können. Er 
verließ bereits in meinem erſten Semeſter Dorpat und üherſiedelte 
zuerſt nach Charkow, dann nach Deutſchland, wo er in Leipzig noch 
lange gewirkt hat. 

Dagegen verdanke ich dem Profeſſor der ruſſiſchen Geſchichte⸗ 
Alexander Brückner“ ſehr viel Anregung und Förderung. Er war 
ſowohl in der Statiſtik Rußlands, die ich regelmäßig hörte, als auch 
in den freilich in ruſſiſcher Sprache veranſtalteten Vorleſungen über 
die ruſſiſche Geſchichte in hohem Grade anziehend. Er brachte mit 
Geiſt und denkbar größtem Eifer ein außerordentlich umfangreiches 
Wiſſen lebhaft zum Vortrag. Beſonders wirkungsvoll war Profeſſor 


1 Lewitzky, 1806 — 1872. Biographien der Profeſſoren und Dozenten 
der kaiſerlich Jurjewſchen, ehemals Dorpatſchen Univerſität (in ruſſiſcher Sprache) 
2, S. 607. — A. v. Miaskowski, Theodor Graß in der Baltiſchen Monats⸗ 
ſchrift 27 (1880) S. 441 ff. 

2 1834—1910, Lewitzky, a. a. O. 2, S. 594-596, Handwörterbuch der 
Staatsw. 

3 1839—1909, Lewitzky, a. a. O. 2, S. 608, Handw. d. Staatsw. 

4 1834 — 1896, Lewitzky, a. a. O. 2, S. 546—558, 
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Brückner in ſeinen Übungen, in denen er uns den Zugang zu 
Quellenſchriften und Materialſammlungen eröffnete. Unter ſolchen 
Umſtänden war es kein Wunder, daß meine Wahl bei der Ab⸗ 
faſſung der zur Erlangung des Kandidatengrades erforderlichen 
wiſſenſchaftlichen Abhandlung auf ihn und ein Thema aus der 
ruſſiſchen Wirtſchaftsgeſchichte fiel!. Dazu war umſomehr Ver⸗ 
anlaſſung, als Laſpeyres im Juni 1873 ſich entſchloß, einem Rufe 
an das Polytechnikum in Karlsruhe Folge zu leiſten und ich ſomit 
auf ſeine Unterſtützung bei der Niederſchrift meiner Kandidaten⸗ 
ſchrift, meiner erſten literariſchen Leiſtung, bei der man ſich ſo gerne 
der leitenden Hand eines befreundeten Lehrers bedient, nicht mehr 
rechnen konnte. Mit ruſſiſcher Wirtſchaftsgeſchichte konnte ich aber 
nicht hoffen, mir dereinſt eine befriedigende Erwerbstätigkeit er⸗ 
ſchloſſen zu ſehen, auf die ich doch angewieſen war. Und darin 
hatte Laſpeyres unzweifelhaft anregend gewirkt, daß er die Statiſtik 
als einen höchſt wichtigen Zweig unſerer Erkenntnis hingeſtellt und 
ſtets auf ihre Bedeutung hingewieſen hatte. Allerdings hatte Alexander 
Brückner, der vorahnend in die Regungen meiner jugendlichen 
Seele hineingeſchaut haben mochte, mir beim Abſchiede geſagt: „Sie 
müſſen zu Bruno Hildebrand oder zu Guſtav Schmoller, um 
ſich weiter zu bilden.“ Das praktiſche Intereſſe mußte überwiegen 
und dieſes wies auf die Statiſtik, als der gegebenen Möglichkeit 
einer wiſſenſchaftlichen Betätigung an einem Bureau. Hier lockte 


das von dem Direktor des Königlich Preußiſchen Statiſtiſchen Amtes 


in Berlin, Ernſt Engel, ſeit 1862 mit vielem Erfolg und reger 
Anteilnahme wißbegieriger junger Männer veranſtaltete Statiſtiſche 
Seminar?. Außerdem war Gelegenheit geboten, Adolf Wagner“, 
den allgemein anerkannten Nationalökonomen, der bis November 1868 
in Dorpat gelehrt hatte und im Alter von 35 Jahren an die erſte 
deutſche Hochſchule berufen worden war, zu hören. Wagner hatte 
ſich durch ſeine ſprühende, überaus lebhafte Perſönlichkeit in Dorpat 
viele warme Freunde, Verehrer und Anhänger erworben. Die Ver⸗ 
gleiche, die von ſolchen Kommilitonen, die ihn gehört hatten, zwiſchen 
ihm und ſeinem Nachfolger gemacht wurden, fielen nicht zu deſſen 
Gunſten aus. Das Andenken an ihn war, obwohl er nur vier 


1 Peter der Große als Merkantiliſt. Ruſſiſche Revue 4 (1874), S. 193— 246. 

2 Ernſt Engel, 1821—1896, Das ſtatiſtiſche Seminar und das Studium 
der Statiſtik überhaupt, in Zeitſchrift des Königl. Preuß. Statiſtiſchen Bureaus 
11 (1871), S. 181-210, Handw. d. Staatsw. 

3 1835—1919, Handw. d. Staatsw. 
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Jahre in Dorpat zugebracht hatte, in der Studentenſchaft ſehr lebendig 
geblieben. Ihn, der durch ſein 1868 erſchienenes Buch über die 
ruſſiſche Papierwährung, deſſen einzelne Kapitel vorher in der 
Baltiſchen Monatsſchrift veröffentlicht worden waren, ſich auch als 
ausgezeichneten Kenner des hauptſächlichſten Problems des ruſſiſchen 
Wirtſchaftslebens erwieſen hatte, zu hören und vielleicht perſönlich 
kennen zu lernen, ſchien ein großer Gewinn für die Zukunft. 

Ich übergehe als nicht hierhergehörig die Eindrücke und Er⸗ 
lebniſſe, die im Winter 1873/74 auf mich einſtürmten, den jungen 
Balten, der Deutſchlands Größe und glänzende wirtſchaftliche und 
politiſche Entwicklung mit täglich größerem Staunen auf ſich ein⸗ 
wirken ließ. Vielleicht finde ich noch die Muße, in perſönlichen Er⸗ 
innerungen an Adolf Wagner und Ernſt Engel jenes Winters 
zu gedenken. Das Semeſter verging über allem dem Neuen und 
Schönen, was die vor Entzücken begeiſterte Seele in ſich aufzu⸗ 
nehmen vermochte, nur zu ſchnell. Die Winterkälte wich und der 
März mit ſeinen milderen Lüften war da, ehe man ſich's verſah. 
In jener Zeit fanden in dem ſchönen Saale der Königlichen Sing⸗ 
akademie, die ſonſt das Reich der Töne verkörperte, den ganzen 
Winter hindurch einmal in der Woche Vorträge ſtatt. Wenn das 
Frühjahr kam und das Winterſemeſter ſeinem Ende entgegenſah, 
kamen an dieſer vornehmen Stelle auch auswärtige Gelehrte zu 
Worte. Der Hof war bei dieſen Vorträgen häufig vertreten und 
ich erinnere mich, Kaiſer Wilhelm als Zuhörer geſehen zu haben. 
Ich weiß von allen, die ich damals hörte, mich nur noch auf 
Stephans Vortrag über Weltpoſt und Luftſchiffahrt! zu erinnern, 
der mir großen Eindruck machte. 

Für den März 1874 ſtand Guftav Schmoller auf der Redner⸗ 
liſte. Er hatte einige Jahre vorher mehrere Artikel über die Arbeiter⸗ 
frage in den Preußiſchen Jahrbüchern? veröffentlicht, die ich mit 
vieler Belehrung für mich, wenn auch kaum mit dem nötigen Ver⸗ 
ſtändnis, durchweg verſchlungen hatte. Schmoller war unter 
denjenigen, die 1871 in Eiſenach zur Beratung über die ſoziale 
Frage verſammelt geweſen waren und hatte in der Folge den Ver⸗ 
ein für Sozialpolitik gründen helfen. Kein Wunder, daß jetzt auf 
mich, den Werdenden, die Möglichkeit, den hervorragenden Gelehrten 
zu ſehen und zu hören, förmlich berauſchend wirkte. Ich war am 


1 Weltpoſt und Luftſchiffahrt, ein Vortrag 1874. 
2 Bd. 14 (1864), S. 393 ff., 523 ff.; Bd. 15 (1865), S. 32 ff. 
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14. März 1874 pünktlich zur Stelle und hörte mit ſteigendem 
Intereſſe den Ausführungen zu. Schmoller machte an dieſem 
Abend Senſation. Im blühenden Mannesalter von 36 Jahren war 
er unbedingt der Typus eines vornehmen Gelehrten. Der ſchöne 
Kopf mit ſchwarzem Vollbart, die ungezwungene Haltung, die Un⸗ 
abhängigkeit von dem aufgeſchlagen vor ihm auf dem Leſepulte 
liegenden Manuſkripte verfehlten ihre Wirkung nicht. Soviel ich 
mich erinnere, war an jenem Abend Kaiſer Wilhelm anweſend und 
hörte jene denkwürdigen, mit Emphaſe vorgetragenen Worte, daß 
man heutzutage nicht Millionen erwerben könne, ohne das Zuchthaus 
mit dem Armel zu ſtreifen. Es war ein Zitat, das Schmoller 
wiedergab, beſtimmt, die Gewiſſen aufzurütteln, und Bewegung ging 
durch die Verſammlung, als es ausgeſprochen wurde. Ich trug ſo 
von der Perſönlichkeit als von dem Vernommenen einen über⸗ 
wältigenden Eindruck nach Hauſe. 

Ich bin in entſcheidenden Augenblicken immer ſchnell entſchloſſen 
geweſen. Den Sommer in Berlin zuzubringen, war meine Abſicht 
nicht. Wagners Vorleſungen und Übungen hatten mich durchaus 
angeſprochen. Doch ſchien ich für die abſtrakt dogmatiſche Behand⸗ 
lung volkswirtſchaftlicher Probleme die notwendige Veranlagung 
nicht in ausreichendem Maße zu beſitzen. Ernſt Engel hatte im 
Grunde ſchon abgewirtſchaftet. Er glich einem ausgebrannten Vulkan, 
und das Seminar, deſſen Mitglied ich geweſen war, ſchien nur ein 
Abglanz des früheren. Hatte ich nun vorher nicht gewußt, wohin, 
jetzt nach Schmollers Vortrag war es mir klar, wohin Neigung 
und Studien mich zu beſtimmen ſchienen. Brückner hatte mich 
vor die Wahl: Hildebrand oder Schmoller geſtellt. Der an⸗ 
erkannte Verfaſſer der „Nationalökonomie der Gegenwart und Zu⸗ 
kunft“ war kränklich und ſtand in höherem Alter. Unter dem Ein⸗ 

druck von Schmollers Rede fiel es mir leicht, für Straßburg mich 
zu entſcheiden. 

Einige Tage darnach lernte ich den Meiſter auf einem Ernſt 
Engel zu Ehren veranſtalteten Abendeſſen kennen. Es beſtand da⸗ 
mals die löbliche Gewohnheit, am Schluſſe des Winterſemeſters 
Engel zu einem Eſſen einzuladen, das frühere und augenblickliche 
Mitglieder des Seminars zum Danke für die in uneigennützigſter 
Weiſe von dem hervorragenden Statiſtiker gebotenen Anregungen zu 
veranſtalten pflegten. Engel nahm dergleichen Ovationen ſtets 
freundlich und behaglich auf und pflegte gutgelaunt die bisweilen 
recht unvollkommen ausfallenden Anſprachen der Jüngeren zu be⸗ 


224 Wilhelm Stieda 1160 


antworten. Schmoller, der mit der Statiſtik von ſeiner früheren 
Tätigkeit her in Württemberg wie in Halle auf gutem Fuße ſtand, 
war an dieſem Abend ebenfalls Gaſt und ich konnte mich ihm vor⸗ 
ſtellen. Hatte ich vorher Vertrauen zu ihm gefaßt, jetzt wuchs meine 
Verehrung. Ein Brief an meinen Vater aus jenen Tagen verleiht 
der überſtrömenden Begeiſterung Ausdruck. Ich hob ſeine „Liebens⸗ 
würdigkeit“ hervor, eine undeutliche Bezeichnung für das Wohl⸗ 
wollen, mit dem Schmoller dem 21 jährigen begegnete und ver⸗ 
ſpreche mir „ſehr viel“ von dem kommenden Aufenthalte in Straßburg. 
Nach einer nicht ganz deutlichen Erinnerung habe ich dann, ehe ich 
abreiſte, den Meiſter noch im Hotel aufgeſucht und mich zum 
Seminar gemeldet. Doch weiß ich nichts mehr über den Gegenſtand 
unſerer Unterhaltung und habe über ſie auch nicht meinen Eltern 
berichtet. | 

Schmollers Vortrag wurde bald danach in den damals von 
Treitſchke und Wehrenpfennig geleiteten Preußiſchen Jahr⸗ 
büchern gedruckt! und verwickelte den Redner bekanntlich in eine 
wiſſenſchaftliche Polemik mit dem hervorragenden Geſchichtsſchreiber. 
Treitſchke meinte in zwei Aufſätzen, die zuerſt in den Jahrbüchern, 
dann in demſelben Jahre noch einmal in der Sammlung „Zehn 
Jahre deutſcher Kämpfe“ an die Offentlichkeit gebracht wurden, der 
Schmollerſchen Auffaſſung und derjenigen, die die um ihn ſich 
gruppierenden älteren und jüngeren Volkswirte und Sozialpolitiker 
vertraten, widerſprechen zu ſollen. Schmoller erwiderte in den 
von Hildebrand redigierten Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statiſtik? mit einem offenen Sendſchreiben „Über einige Grund⸗ 
fragen des Rechts und der Volkswirtſchaft“. Das Sendſchreiben 
erſchien auch in einer Sonderausgabe, und Treitſchke verteidigte 
ſeine Angriffe, indem er zu den bisherigen Ausführungen einen 
dritten Aufſatz über „Die gerechte Verteilung der Güter“ hinzufügte 
und das Ganze unter dem aufreizenden Titel „Der Sozialismus 
und ſeine Gönner“ im Herbſte 1875 erſcheinen ließ. 

Nach meiner Anſicht gehören Schmollers Vortrag in der 
Singakademie und ſeine Streitſchrift zu ſeinen beſten Leiſtungen, 
wenn ſie nicht tatſächlich ſeine beſten ſind. Warmherzig, ſcharf— 
blickend, auf gründlichen geſchichtlichen Kenntniſſen aufgebaut, waren 
ſeine damaligen Ausführungen für meine ſozialpolitiſchen Studien 


1 Band 33, Heft 4, S. 323 ff. 
2 Band 23, Heft 5 u. 6; Bd. 24, Heft 2 u. 3. 
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in der Zukunft maßgebend. Es lag Schmoller gut, obwohl er 
mehr liberal als konſervativ war, in Übereinſtimmung mit den 
großen menſchenfreundlich geſinnten Arbeitgebern der Rheinprovinz, 
ſich des aufſtrebenden Arbeiterſtandes anzunehmen. Religiöſe oder 
kirchliche Gedankengänge lagen ihm dabei fern. Er hatte die Not⸗ 
wendigkeit wirtſchaftlicher Reformen gegenüber den Anzeichen des 
ſtark zunehmenden Kapitalismus eingeſehen und vertrat ſie wider⸗ 
ſpenſtigen Arbeitgebern oder unbarmherzigen Mancheſterleuten gegen⸗ 
über energiſch. In meinen Augen hat es ihn immer ausgezeichnet, 
daß er die wünſchenswerten Anderungen innerhalb des Rahmens 
der beſtehenden Geſellſchaftsverfaſſung anſtrebte, daß er dem König⸗ 
tum die Verantwortung für die notwendige Umgeſtaltung der Zu⸗ 
ſtände zuſchrieb. Eine zeitweilige Klaſſenherrſchaft des Arbeiterſtandes, 
ſagte er in jenem Vortrage, wäre nur zu beklagen. Die Folge 
würde ſein, wie er mit prophetiſchem Blicke hervorhob, wie in Frank⸗ 
reich: eine Klaſſe folgt der anderen in der politiſchen Herrſchaft und 
keine iſt fähig, dauernde Zuſtände zu ſchaffen. Und wenn er ſeine 
Betrachtungen damit ſchloß, daß es Sache des Königtums ſei, den 
Streit des vierten Standes mit den übrigen Klaſſen zu ſchlichten, 
den vierten Stand wieder harmoniſch in den Staats⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsorganismus einzufügen — wer wollte ihm unter dem Eindruck 
des heutigen Chaos widerſprechen? 

Heinrich von Treitſchke habe ich ſehr viel ſpäter perſönlich 
kennenlernen, aber obgleich ich ihn alsdann ſehr verehren und als 
unerreichten Meiſter in der Geſchichtsſchreibung bewundern lernte, 
vermochte ich ſeinen Standpunkt doch nicht zu würdigen. Es war, 
wie Schmoller ſelbſt es zum Ausdruck brachte, eine geiſtreiche 
Alliteration, daß derjenige keiner Muße bedürfe, der die Sprache 
der Muſe nicht kenne, auch wohl eine Verkennung der geſamten 
ſozialen Entwicklung, die ihm die ſcharfe Gegnerſchaft gegen Schmoller 
und den Verein für Sozialpolitik aufdrängte. Treitſchke ging 
von einem dogmatiſch doktrinären Standpunkte aus, ſo wie er ihn 
bei Adam Smith in der Lehre vom Eigennutz und von der Über⸗ 
einſtimmung der entgegenſtehenden Intereſſen bei freiem Wettbewerb 
ſich angeeignet hatte, während Schmoller auf dem Boden der 
allmählichen Entwicklung die Dinge als ewig in Veränderung be⸗ 
griffen anſah und zur Zeit dem arbeitenden Stande, der ſeine Be⸗ 
deutung zu fühlen begann, die fehlende Anerkennung verſchafft 
wiſſen wollte. 


Wie dem immer ſein mag, wie man heute nachdem die Revo⸗ 
»Schmollers Jahrbuch XLV 4. 15 
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lution, die Schmoller durch feine Anregung und Befürwortung 
ſozialer Reformen unmöglich zu machen beſtrebt war, nun doch über 
uns hereingebrochen iſt, über die verſchiedene Auffaſſung beider her⸗ 
vorragender Männer denken mag — ich bin mit meiner Schilderung 
den Verhältniſſen vorausgeeilt. Der Schmoller⸗Treitſchkeſche 
Gedankenaustauſch ſpielte ſich erſt ab, als ich ſchon in Straßburg 
eingetroffen war. 


2 


Bis Ende März 1874 blieb ich noch in Berlin. Mich nahm 
eine Unterſuchung über die beſte Volkszählungsmethode an der Hand 
der preußiſch⸗deutſchen Erfahrungen in Anſpruch, die ich beendet 
haben wollte, ehe ich auf Reiſen ging. Die bei dieſen Studien ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe dienten mir als Grundlage für zwei Abhand⸗ 
lungen, die eine über die Zählkartenmethode in Elſaß⸗Lothringen 
bei der Volkszählung vom 1. Dezember 18751, die andere über die 
in meiner Heimat Livland bevorſtehende Volkszählung ?. Von Berlin 
eilte ich nach Paris, wo ich einen Bruder, den ich Jahre hindurch 
nicht geſehen hatte, begrüßen wollte, außerdem etwas von der 
franzöſiſchen Statiſtik und deren glanzvollen Vertretern einzuheimſen 
gedachte. Tatſächlich habe ich während meines Aufenthaltes von 
mehreren Wochen wiederholt den geiſtvollen Ausführungen von 
Levaſſeurb im Collége de France über die Statiſtik Frankreichs 
zugehört und mit Bewunderung wahrgenommen, wie der glückliche 
Redner eine an ſich nicht beſonders anziehende Materie für weitere 
Kreiſe geſchmackvoll darzuſtellen vermochte. Perſönlich lernte ich 
Levaſſeur erſt viel ſpäter auf den Sitzungen des Internationalen 
Statiſtiſchen Inſtitutes kennen. Dagegen führte mich eine gütige 
Empfehlung Ernſt Engels zu Maurice Block“ und dieſer wiederum 
zu Wolowskiö, beide freilich keine Franzoſen, der erſtere aus 
Berlin, der andere aus Warſchau nach Paris gekommen, indes beide 
lange in Frankreich naturaliſiert. 

Vier Wochen darauf war ich in Straßburg, von Eömoiles 
bei dem ich alſo angemeldet war, freundlichſt aufgenommen. Auch 
ſein Haus erſchloß er alsbald in gaſtlicher Weiſe. Einer meiner 


1 Conrads Jahrbücher 31 (1877), S. 49. 

2 Baltiſche Monatsſchrift 28 (1881), S. 141. 
3 1828—1902, Handw. d. Staatsw. 

4 1816—1901, Ebenda. 

5 1810 —1876, Ebenda. 
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Briefe an meine Mutter rühmt die gütige Art, mit der die junge 
Frau die Zuhörer ihres Mannes bewillkommnete, und ſtrömt vor 
Dankbarkeit über über die Auszeichnung, die er durch die Einladungen 
mir dem unbekannten, ihm durch niemanden empfohlenen, zuteil 
werden ließ. Auch zu Spaziergängen in der Abendkühle durfte ich 
ihn gelegentlich holen. Er hatte damals manche häusliche Sorge. 
Im Juni 1874 war ſein Söhnchen erkrankt, auch Frau Profeſſor 
erfreute ſich damals nicht durchgehend guter Geſundheit; ſo ſah 
er es vielleicht gerne, wenn man ihn zerſtreute. Denn Dämmer⸗ 
ſchoppen oder Abendtrünke waren ſeine Sache niemals. Seine 
Vorleſungen waren ſehr gut beſucht. In die allgemeine Volks⸗ 
wirtſchaftslehre, die ich bereits zweimal, bei Laſpeyres und 
Adolf Wagner, gehört hatte, ging ich freilich nicht. Später habe 
ich dieſes Verſäumnis bedauert. Doch erlaubte mir Schmoller, 
als er zu dem Abſchnitte „Sitte und Recht“ gelangte, ins Kolleg 
zu kommen, ohne es belegt zu haben. Es waren die Anfänge der 
Kapitel, die er ſpäter im Grundriß ſo ausführlich dargeſtellt hat. 
Er legte dieſen Ausführungen, die ja in keinem Lehrbuche der Volks⸗ 
wirtſchaft zu finden ſind und auf die gewöhnlich von anderen Pro⸗ 
feſſoren nicht eingegangen wird, großes Gewicht bei. Sie bedeuteten 
den Übergang zur Geſellſchaftslehre und wollten den Menſchen nicht 
nur in ſeinen wirtſchaftlichen Regungen, ſondern in ſeiner ganzen 
geſellſchaftlichen Betätigung zu erfaſſen ſuchen. Ich war indes zu 
wenig philoſophiſch vorgebildet, um trotz der unverkennbar wert⸗ 
vollen Anregungen, die man empfing, Neigung zu verſpüren, auf 
dieſer Bahn ihm zu folgen. Mit um ſo größeren Genuß hörte ich 
im folgenden Winter die Volkswirtſchaftspolitik. Sie bot ſowohl 
im landwirtſchaftlichen wie im gewerblichen Abſchnitt ungeahnte Be⸗ 
lehrung und weitreichende Perſpektiven. Schmoller pflegte längere 
und kürzere Sätze zu diktieren und an ſie anſchließend frei geſprochene 
Ausführungen zu geben. Mit geſpannteſter Aufmerkſamkeit pflegte 
die Corona zuzuhören. Ich notierte mir viel, ſo daß ich ſpäter, als 
ich ſelbſt über dieſe Gebiete Vorleſungen hielt, ſicher alles verwertete, 
was ich bei ihm gelernt. | 
Die größte Anziehungskraft beſaßen die einmal wöchentlich in 
ſeiner Privatwohnung am Pariſer Staden ſtattfindenden ſeminariſtiſchen 
Übungen. Wir waren unſerer nur fünf oder ſechs, aber ich habe 
merkwürdigerweiſe nicht von allen Teilnehmern die Namen behalten. 
Ein Pole Moraws ki, der Berliner Friedel, der Hannoveraner 


Neuburg ſind mir im Gedächtnis geblieben. Clamor Neuburg 
185 * 
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iſt heute Profeſſor der Nationalökonomie und Statiftif in Erlangen. 
Im Sommerſemeſter 1875 kam Georg Schanz aus dem Maximi⸗ 
lianeum in München hinzu, eine ernſte, hagere, zurückhaltende Per⸗ 
ſönlichkeit, heute Profeſſor der Nationalökonomie und Finanz in 
Würzburg, Exzellenz und Bayriſcher Reichsrat. Mit beiden Alters⸗ 
genoſſen ſchloß ich gute Freundſchaft, die ſich bis zum heutigen Tage 
gehalten hat. Schmoller hatte Zunfturkunden abſchreiben und in 
einem handlichen Bändchen vereinigt drucken laſſen, die in den 
Übungen gemeinſam geleſen und beſprochen wurden. Da wurden 
wir denn mit der geſamten Entwicklung des Zunftweſens und der 
deutſchen Gewerbegeſetzgebung vertraut. Doch blieb die Erörterung 
nicht nur auf die Probleme der Vorlage beſchränkt, ſondern tauchte 
in philoſophiſche und volkswirtſchaftliche allgemeine Fragen. Ich er⸗ 
innere, daß eines Tages die Bedeutung der Induktion und Deduktion 
für die Volkswirtſchaftslehre aufs Tapet kam und nach fruchtloſem 
Bemühen unſererſeits, ſich darüber klar zu werden, Schmoller uns 
den Unterſchied beider Methoden der Erkenntnis erklärte. 

Es war kein Wunder, daß Schanz, Neuburg und ich der 
Erforſchung der deutſchen Zunftgeſchichte mit Leib und Seele ver⸗ 
fielen. Neuburg gab ſpäter ein größeres Buch über die Zunft⸗ 
gerichtsbarkeit“, Schanz ſeine Geſchichte der Geſellenverbände? her⸗ 
aus. Neuburg hat ſich ſpäter anderen Studien zugewandt, Schanz 
durch manche Veröffentlichung, zum Beiſpiel über Geſellenwanderungen, 
ſein Intereſſe bekundet, bis er ſich handelsgeſchichtlichen und endlich 
finanzwiſſenſchaftlichen und politiſchen Fragen zuwandte. 

Am nachhaltigſten haben die damals begonnenen Studien wohl 
auf mich eingewirkt. Denn nicht nur, daß ich meine Habilitations⸗ 
ſchrift der Frage der Entſtehung des Zunftweſens in Deutſchland 
widmete, hat mich die Geſchichte des deutſchen Zunftweſens nicht 
mehr losgelaſſen. Ich habe nicht nur ſelbſt immer wieder neue Unter⸗ 
ſuchungen auf dieſem Gebiete angeſtellt (Roſtock, Riga, Lübeck), 
ſondern in Leipzig auch die Mitglieder des Volkswirtſchaftlichen 
Seminars zu Forſchungen über ſächſiſche und thüringiſche Zünfte 
und Gewerbe angeregt. So haben jene Studien tiefgreifend in 
mein Leben nicht nur, ſondern auch das der anderen beiden Studien⸗ 
genoſſen hineingepackt und ihre Früchte getragen. Mir brachte das 


1 Neuburg, Zunftgerichtsbarkeit und Zunftverfaſſung in der Zeit vom 
13. bis 16. Jahrhundert. Jena 1880. 
2 Schanz, Zur Geſchichte der deutſchen Geſellenverbände. Leipzig 1877. 
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Winterſemeſter 1874/75 eine beſondere Unterſuchung über das alte 
Straßburger Stadtrecht von 862, mit der ich jedoch keinen Anklang 
beim Meiſter fand, indem ich auf eine falſche Fährte geraten, die 
Beſtimmungen jener alten Zeit mit einer ſehr hohen Entwicklung in 
Einklang zu bringen verſuchte. Deſto mehr Zufriedenheit löſte mein 
Verſuch, die von der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät ge⸗ 
ſtellte Preisaufgabe, die Entſtehung des Zunftweſens aus den 
deutſchen Stadtrechten und entſprechenden Quellen darzuſtellen, zu 
bearbeiten, bei meinen Lehrern aus. In angeſtrengteſter Weiſe den 
ganzen Herbſt 1874 tätig, gelang es mir, den Ablieferungstermin 
einzuhalten und am 1. Mai 1875 hatte ich die Freude, die ein⸗ 
gereichte Arbeit mit dem Preiſe gekrönt zu ſehen. Ich habe dieſe 
Übungen ſehr regelmäßig beſucht und bin nur einmal ferngeblieben. 
Ein durchreiſender Landsmann, mit dem ich Dorpater Erinnerungen 
auffriſchte, nahm mich derart in Anſpruch, daß ich ſelbſt mich zu 
entſchuldigen verſäumte. Es hat mich dieſe Unterlaſſungsſünde, 
die bei der geringen Zahl der Teilnehmer ins Gewicht fiel, lange 
gedrückt; Schmoller hat mir jedoch dieſen Rückfall in frühere 
burſchikoſe Anwandlungen weder vorgehalten noch verübelt. 
Schmoller war damals viel beſchäftigt, und wir mußten um 
ſo mehr anerkennen, daß er nicht müde wurde, ſich mit uns ein⸗ 
gehend zu beſchäftigen und unſere jugendlichen Ausarbeitungen zu 
prüfen. Das Vertrauen ſeiner Kollegen hatte ihn in dem für dieſe 
Würde jugendlichen Alter von kaum 37 Jahren als Rektor an die 
Spitze der Univerſität geſtellt und als ſolcher hielt er am 31. Ok⸗ 
tober 1874 ſeine Rektoratsrede über Straßburgs Blüte und die volks⸗ 
wirtſchaftliche Revolution im 13. Jahrhundert“, der am 1. Mat des 
folgenden Jahres 1875 beim Stiftungsfeſte der Univerſität die Schrift 
„Straßburg zur Zeit der Zunftkämpfe im 15. Jahrhundert” ?, folgte. 
Um die Bedeutung und den Fortſchritt dieſer beiden ſehr wohl⸗ 
gefällig aufgenommenen und allgemein anerkannten akademiſchen 
Reden richtig zu beurteilen, muß daran erinnert werden, wie ſehr 
die Erforſchung der deutſchen Zunftgeſchichte bis auf Schmoller 
zurückgeblieben war. Allerdings hatte Bruno Hildebrand ſeine 
ausgezeichneten hochgelehrten Aufſätze zur Geſchichte der deutſchen 
Wolleninduſtrie?, Schönberg am gleichen Orte feine anregenden 
und grundlegenden Auseinanderſetzungen „zur wirtſchaftlichen Be⸗ 
1 Straßburg 1875, Karl Trübner. 35 S. 


2 Straßburg 1875, Karl Trübner. 163 S. 
3 In feinen Jahrbüchern 6 (1866), S. 186— 254; 7 (1866), S. 81—158. 
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deutung des deutſchen Zunftweſens“, Maſcher „die Geſchichte 
des deutſchen Gewerbeweſens von der früheſten Zeit bis auf die 
Gegenwart“ (1866) veröffentlicht. Auch waren bereits einige Quellen⸗ 
publikationen von mittelalterlichen Zunfturkunden und Rollen vor⸗ 
handen, ſo von Wehrmann für Lübeck (1868), von Korn für 
Schleſien (1867), von Baader für Nürnberg (1861), von Rüdiger 
für Hamburg (1875). Aber es fehlten Einzelunterſuchungen über 
die verſchiedenen Handwerke und Städte. Es waren mehr Urkunden⸗ 
bücher erforderlich, um vergleichende Studien über die techniſche und 
wirtſchaftliche Entwicklung anſtellen zu können. Gerade bei dem 
Studium der ſchon vorhandenen Quellen kam es zum Bewußtſein, 
wie wenig feſt gegründet unſer Wiſſen war und wie erwünſcht eine 
weitere Vervollſtändigung ſein mußte. In jenen beiden akademiſchen 
Reden bahnte Schmoller ein beſſeres Verſtändnis für die ſozialen 
und wirtſchaftlichen Probleme, die in der Zunftgeſchichte ſteckten, an, 
zeigte an der Hand der Straßburger Verhältniſſe, von welchen Motiven 
die Bewegung und Entwicklung abhängig und beeinflußt war und 
erſchloß durch die Mitteilung der wichtigen Stadtordnung für Straß⸗ 
burg aus dem Jahre 1405, ſowie der Ordnung der Fünfzehner 
von 1433 ſehr wichtige Nachweiſe zur deutſchen Städtegeſchichte. 
Auch politiſch waren die Reden von nachhaltigſter Wirkung, indem 
der Glanz und der Reichtum der oberrheiniſchen Tiefebene mit Straß⸗ 
burg als Mittelpunkt gebührend hervorgehoben und der deutſche 
Charakter nachdrücklich betont wurde. „Das Deutſche Reich,“ ſo ſagte 
der Redner am Schluſſe, „mit ſeinen beſten Inſtitutionen hat Pate 
geſtanden bei dem Eintritte Straßburgs in die Reihe der Groß⸗ 
ſtädte.“ Derſelbe patriotiſche hochgeſtimmte Gedanke zeigte ſich in 
der zweiten Rede, die die vielgerühmte Straßburger Verfaſſung be⸗ 
leuchtete und darſtellte. Er führte ſie in letzter Inſtanz auf dieſelbe 
Geiſteswelle zurück, „die als ihr edelſtes Gefäß die deutſchen Uni⸗ 
verſitäten geſchaffen“. Auf den großen geiſtigen Bewegungen, ſo 
wies er nach, beruhte die äußere politiſche und ſoziale Geſchichte, 
und erinnerte an den Zuſammenhang, mit dem das moderne Straß⸗ 
burg zu den großen Tagen des 16. Jahrhunderts ſtand. Auf mich 
haben dieſe Reden nicht nur, als ich ſie hörte und ihr Inhalt mir 
völlig neue Bahnen der Erkenntnis wies, ſondern ſpäter, ſo oft ich 
ſie zur Hand nahm und Einzelheiten der Durchführung mir ins 
Gedächtnis zurückrief, tiefen Eindruck gemacht. 


ı Hildebrands Jahrbücher 9 (1868), S. 1—72, 97169. 
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Sind dieſe Betrachtungen in erſter Linie dem bewunderten und 
unerreichten Meiſter der Volkswirtſchaftslehre gewidmet, ſo wäre es 
Unrecht an den beiden Männern ſchweigend vorüberzugehen, die neben 
ihm zunächſt als Statiſtiker gleichzeitig auch als Nationalökonomen 
in Straßburg tätig waren und die in gleicher Weiſe zum Ruhm der 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät in Straßburg beitrugen: 
Wilhelm Leris! und Georg Friedrich Knapp? Erſteren, 
der aus einer Bibliothekarſtelle in Paris in das neugewonnene Elſaß 
übergeſiedelt war und nach vorübergehender Betätigung als Redakteur 
einer der neugeſchaffenen deutſchen Zeitungen zum außerordentlichen 
Profeſſor ernannt worden war, blieb nicht lange in Straßburg. Er 
erhielt im Sommerſemeſter 1874 einen Ruf nach Dorpat, dem er 
Folge leiſtete. Ich hatte die Freude ihm, der ein wenig zauderte, 
ob er den Ruf annehmen ſollte, Mut zu machen zur Überſiedlung. 
Insbeſondere konnte ich ihm an der Hand der zuverläſſigen Mit⸗ 
teilungen des livländiſchen Statiſtikers Jung⸗Stilling, eines Ab⸗ 
kömmlings des ſeiner Zeit auch gerade in Straßburg viel genannten 
Kameraliſten und Staaroperateurs Heinrich Jung⸗Stilling, 
die überraſchende Billigkeit der Lebensmittel nachweiſen. Schwerlich 
wird dieſer Umſtand den Ausſchlag gegeben haben, aber das Auge 
des geübten vergleichenden Statiſtikers ruhte wohlgefällig auf den 
gedruckten Zahlenkolonnen, die ich zur Ehre der wohlfeilen Lebens⸗ 
haltung meiner engeren Heimat vorlegen konnte. 

Georg Friedrich Knapp, der ſeit dem Winterſemeſter 1874/75 
der Nachfolger von Lexis wurde, eroberte ſich ſchnell einen an⸗ 
geſehenen Platz bei der ſtudierenden Jugend. Seine ſozialpolitiſche 
Geſchichte von England und Frankreich war ein fein ausgearbeitetes, 
von kritiſchen Streiflichtern geklärtes anziehendes Kolleg, das trotz 
der drei Stunden, die es uns in der Woche koſtete, ſehr gut beſucht 
war. Er bot zu den warmen ſozialen Anregungen, die man aus 


Schmollers Vorleſungen nach Hauſe brachte, mit ſeiner kühlen, 


aber gewinnenden Anſchaulichkeit der Menſchen und Dinge, eine 
dankenswerte Ergänzung. Als er auf die Chartiſten und ihr Programm 
zu ſprechen kam, gewann die Darſtellung faſt dramatiſchen Charakter, 
ſo daß man mit der ſtärkſten Spannung folgte. 

Wilhelm Lexis war ein weniger glücklicher Lehrer. Seine 
Vorträge hatten leicht etwas Eintöniges, und es machte Mühe, ihm 


1 1837—1914, Handw. d. Staatsw. 
2 1842 geb., Ebenda. 
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treu zu bleiben. Ich hörte Statiſtik dreiſtündig und Handelspolitik. 
Die Statiſtik war mathematiſch gehalten und brachte das Coordinat⸗ 
ſyſtem in zweifellos trefflichen Darſtellungen zum Verſtändnis. Es 
war wohl in der Hauptſache das, was er ſpäter als „Theorie der 
Maſſenerſcheinungen“ in Freiburg veröffentlichte. Mir hat die Vor⸗ 
leſung, wie Lexis ſelbſt hervorhob, als wir bei ſeinem 75. Geburts⸗ 
tage in Göttingen ſeine Marmorbüſte enthüllten und abends zuſammen 
tafelten, nichts genutzt, indem ich andere Wege, als die von ihm 
eingeſchlagenen, wandelte. Aber auch die Handelspolitik war nicht 
recht packend und plätſcherte in ſcheinbar geführtem Selbſtgeſpräch 
auf dem Katheder vor ſich hin, ftätt die Zuhörer aufzurütteln. 
Man mußte ſehr aufmerkſam ſein, um den Faden nicht zu verlieren. 
Und doch war Lexis einer der klügſten und richtig urteilenden Handels⸗ 


politiker ſeiner Zeit. Sein gediegenes Buch über die Zuckerexport⸗ 


prämien, das gerade während des Krieges (1870) erſchien, iſt zu 
wenig bekannt geworden. Sonſt hätte es feinen Ruhm als Volks⸗ 
wirt in erſter Linie begründet. Kein geringerer als der Geſchichts⸗ 
ſchreiber des Materialismus, Friedrich Albert Lange, be 
zeichnete ihn als Meiſter der wiſſenſchaftlichen Methode und hielt 
die geringe Beachtung, die ſein erwähntes Buch gefunden hatte, als 


eins der deutlichſten Zeichen für die geringe wiſſenſchaftliche Tiefe 


unſerer Nationalökonomen ſowohl von der Freihandelsſchule als der 
Kathederſozialiſten. Allmählich drang indes die Hochſchätzung von 
Lexis durch und ſowohl ſeine zahlreichen gediegenen Aufſätze im 
Handwörterbuche der Staatswiſſenſchaften, zum Teil auf entlegenen 
Gebieten als ſein Lehrbuch der Volkswirtſchaftslehre, rechtfertigte 
die glänzende Beurteilung, die der Philoſoph Lange ihm 1873 in 
der zweiten Auflage ſeines Geſchichtswerkes zuteil werden ließ. 
War alſo Lexis als Vortragender nicht ſo begeiſternd und an⸗ 
regend wie etwa Schmoller, ſo gewann er außerordentlich im 
näheren Verkehr. Er war es, der mich auf das reichhaltige Material 
regiſter nach Böckhs Vorſchlägen eingerichtet worden waren. Daraus 
ergab ſich die Möglichkeit einer erneuten ſtatiſtiſchen Unterſuchung des 
Einfluſſes des Alters der Eltern auf das Geſchlecht der Geborenen, 
und er ſchlug mir vor, die Zahlen darauf hin zu prüfen. Ich er⸗ 
innere mich nicht mehr, ob mir dabei gleich der Gedanke kam, nach 
der Vollendung mir mit ihr den Doktorhut holen zu wollen ... genug, 
ich machte mich an die Arbeit. Sie war eine weit ausſchauende, 
und meine Geduld wurde ſtark auf die Probe geſtellt. So zeitraubend 
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hatte ich mir die Unterſuchung nicht vorgeſtellt, als Lexis ſie mir 
vorſchlug. Der Sommer ging zu Ende, Lexis reiſte nach Dorpat 
ab und ich war noch lange nicht am Ende mit der Gewinnung des 
Rohmaterials. Knapp erſchien und begann ſeine Vorleſungen, aber 
ich war immer noch unentwegt über meiner Unterſuchung, die mich 
abwechſelnd mit der zunftgeſchichtlichen Preisarbeit in Anſpruch nahm. 
Als die letztere eingereicht war, hatte ich mehr Zeit für die ſtatiſtiſche 
Unterſuchung, die ich jetzt ebenfalls glücklich zu Ende brachte. Für 
ihre Drucklegung war geſorgt, indem der Vorſtand des ſtatiſtiſchen 
Büros, Herr Oberregierungsrat Metz, der die Entwicklung meiner 
Studien mit freundlichem Intereſſe begleitet hatte, fie in ein Heft 
der Statiſtiſchen ungen aufnehmen zu wollen fich bereit er- 
klärt hatte l. 

Fertig war nun die Unterſuchung, die Ergebniſſe negativ, d. h. 
gegen die Richtigkeit der Hofacker⸗Sadlerſchen Hypotheſe, aber be⸗ 
achtenswert, weil auf einer ſehr anſehnlichen Zahl von Beobachtungen 
fußend .. jetzt war guter Rat teuer, mit wem ich vor der Druck⸗ 
legung ſie hätte durchſprechen können. Lexis war fort und zu 
Knapp hatten ſich noch keine feſten Beziehungen entwickelt. Ins⸗ 
beſondere hatte ich einen Abſchnitt über den Begriff des Geſetzes 
uud feine Anwendbarkeit auf ſtatiſtiſche Tatſachen, dem ich ſelbſt 
zweifelnd gegenüberſtand. Es fragte ſich, ob es notwendig war, 
eine Argumentation, die ſich weſentlich an Rümelin anſchloß, zu 
wiederholen. Hatte ich bei der Preisarbeit notgedrungen mich voll⸗ 
ſtändig auf eigene Füße ſtellen müſſen, jetzt war ich nicht nur be⸗ 
rechtigt, es war auch ein Gebot der Klugheit, mir von einer reiferen 
Perſönlichkeit als ich ſelbſt war, Rat zu erbitten. Schmoller war 
bereit, ſich der Durchſicht meines Manuſkripts zu unterziehen und 
das Ergebnis der daran geknüpften Erörterung war, daß jener Ab⸗ 
ſchnitt fiel. Ich bin noch heute dem verehrten Meiſter, der wie immer 
mir gegenüber das Richtige traf, für den guten Rat dankbar. Mit 
der Arbeit wandte ich mich nach Tübingen an die dortige ſtaats⸗ 
wirtſchaftliche Fakultät, bei der ich am 22. Mai „insigni cum laude“ 
die Doktorprüfung beſtand. In ihrer Beurteilung war ſehr viel 
Wohlwollen der Herren Examinatoren mit untergelaufen. 

Nach Straßburg zurückgekehrt, warf ich mich wieder auf die mir 
lieb gewordenen wirtſchaftsgeſchichtlichen Studien. Für Schmollers 
zweite Rektoratsrede hatte ich die Ordnung der Fünfzehner im Straß⸗ 


1 Heft 5„ „Das Sexualverhältnis der Geborenen“, Straßburg 1875. 
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burger Stadtarchiv abgeſchrieben. Soweit ich nicht durch derartige 
Forſchungen in Anſpruch genommen war, hörte ich noch Vorleſungen: 
bei Sohm deutſche Rechtsgeſchichte, bei Gerland geographiſche 
Kollegia und verſuchte bei Laas an den Übungen im philoſophiſchen 
Seminar teilzunehmen. Die letztere Beſchäftigung mußte ich bald 
aufgeben, da ich für derartige philoſophiſche Betrachtungen kein Organ 
bei mir entdecken konnte. In Geographie und Rechtswiſſenſchaft 
war ich aufmerkſam bis zu Ende, obwohl der Sommer in Straß⸗ 
burg warm zu ſein pflegte und ich als Nordländer unter der Hitze litt. 


3. 


| Ich weiß nicht mehr, wer mich auf Ernſt Engel hingewieſen 
hat. Perſönlich kannte ich ihn. Dann muß mir jemand geſagt 
haben, daß an ſeinem ſtatiſtiſchen Amt eine wiſſenſchaftliche Hilfs— 
arbeiterſtelle geſchaffen werden ſolle. Von dem Gedanken offenbar 
geleitet, tiefer und gründlicher in die deutſche Statiſtik eingeführt 
werden zu können, als es mir zwei Jahre vorher durch den Beſuch 
des Seminars gelungen war, meldete ich mich zu der Stelle. Immer 
noch war in mir der Gedanke maßgebend, nach Riga zurückkehren 
oder etwa im Innern des ruſſiſchen Reichs eine Tätigkeit als amt⸗ 
licher Statiſtiker finden zu können, da bei dem großen Wettbewerb 
in Deutſchland feſten Fuß zu faſſen, kaum in Erwägung gezogen 
werden durfte. Meine Bewerbung um Beſchäftigung in Berlin war 
von Erfolg. Vom 1. Auguſt 1875 durfte ich mich als „wiſſenſchaft— 
licher Hilfsarbeiter in der Kategorie der Mitglieder des Königlichen 
ſtatiſtiſchen Büros“ fühlen, zunächſt auf eine Probezeit von 6 Monaten. 
Ich war über dieſe Wendung meines Schickſals ſehr glücklich, wenn 
ich auch lieber in der wiſſenſchaftlichen Straßburger Atmoſphäre 
geblieben wäre. Die Ausſicht, in der praktiſchen Handhabung der 
Statiſtik mehr Erfahrungen ſammeln zu können und demgemäß für 
die nachherige Ausübung des Berufs beſſer vorbereitet zu ſein, war 
verlockend. Daneben gewiß nicht minder verführeriſch in der kaiſer⸗ 
lichen Reſidenz zu leben und von ihren Darbietungen etwas ein⸗ 
zuheimſen. Daß ich im übrigen Schmollers freundlicher Emp⸗ 
fehlung die Stelle verdankte, war ſelbſtverſtändlich. Von mir um 
ſeine gütige Vermittlung gebeten, hatte er, wie er mir ſpäter nach 
Berlin ſchrieb, von meinem Fleiß, meinem Betragen, meiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ein ſo günſtiges Bild entworfen, daß Ernſt Engel mit 
mir es verſuchen zu wollen erklärt hatte. 


1171] Zur Erinnerung an Guſtav Schmoller und ſeine Straßburger Zeit 235 


Aus dieſer Beſchäftigung wurde keine dauernde Anſtellung. Im 
November eröffnete mir Engel in einem wohlwollenden Briefe, daß 
ich mir nach Ablauf meiner Probezeit, die am 31. Januar zu Ende 
ging, keine Hoffnung auf Fortdauer meiner Tätigkeit machen dürfe. 
Es war eben dem Direktor die Beſetzung einer neuen Hilfsarbeiter— 
ſtelle abgeſchlagen worden, und ſomit fehlten die Mittel, mich weiter 
zu beſchäftigen. Ich hatte aber doch die Genugtuung, daß ich am 
31. Januar 1875 auf 3 Monate bis au 1. Mai in meiner Stellung 
belaſſen wurde. 

Ich war über dieſes Fehlſchlagen meiner Hoffnungen ſehr betrübt 
und ſchüttete Schmoller mein Herz aus. Er antwortete am 
11. Dezember 1875 in liebreichſter Weiſe, tröſtete mich über den 
Mißerfolg und ſchlug mir vor, bei Böckh oder Becker, d. h. am 
ſtädtiſchen ſtatiſtiſchen Bureau oder beim reichsſtatiſtiſchen Amt mich 
um Beſchäftigung zu bewerben. Ja, er faßte damals ſchon ins Auge, 
daß ich mich in Straßburg habilitieren könnte unter gleichzeitiger 
Tätigkeit auf dem ſtatiſtiſchen Bureau. Er wußte, daß ich darauf 
angewieſen war, mir den Unterhalt zu verdienen. 

Wie erfreut ich über ſolche Ausſichten war, wird man ſich leicht 
denken. In ihnen ſchienen meine kühnſten Hoffnungen verwirklicht, 
um ſo mehr, als ich durch Lexis, der nach kurzem Aufenthalt in 
Dorpat einen Ruf nach Freiburg bekommen hatte, dem er zum Sommer⸗ 
ſemeſter 1876 folgen wollte, wußte, daß er mich als ſeinen Nach⸗ 
folger in Dorpat vorſchlagen wollte. Freilich war alles dies ganz 
unſicher. Ich hatte zu wenig geleiſtet, um trotz des günſtigen Urteils 
meiner Lehrer mit Erfolg auf Berufung rechnen zu können. Auch 
wurde von mir, der ich damals ruſſiſcher Staatsangehöriger war, 
erwartet oder richtiger geſagt gefordert, daß ich zuvor die Prüfung 
auf den Magiſtergrad an einer ruſſiſchen Hochſchule beſtand und 


den Geſetzen gemäß eine Schrift für dieſen Zweck in öffentlicher 


Disputation verteidigt hatte. Demnach konnte und mochte ich mich 
nicht mit den neuen Plänen, wie verheißungsvoll ſie erſcheinen mochten, 
ſo ſchnell befreunden. 

Monate vergingen derart, ohne daß ich zu einem Entſchluß 
kommen konnte. Täglich auf dem ſtatiſtiſchen Bureau tätig, benutzte 


ich die Frühſtunden, ehe ich aufs Amt mußte, zum Studium von 


Schäffles Bau und Leben des ſozialen Körpers und arbeitete nach⸗ 
mittags an der Verbeſſerung meiner Schrift über die Entſtehung 
des Zunftweſens, die ich glaubte als Habilitationsſchrift in Straß⸗ 
burg benutzen zu können. Schon im Herbſt, als Schmoller in 


— 
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Berlin war, wo er regelmäßig einen Teil der Ferien mit Studien 
in den preußiſchen Staatsarchiven verbrachte, hatte ich mich mit ihm 
über feine Auffaſſung bezüglich der Beeinfluſſung der Zünfte durch, 
die Gerichtsbarkeit auseinandergeſetzt. Ich konnte mich nicht zur 
vollen Anerkennung ſeiner Anſicht, die mir zu weit zu gehen ſchien, 
verſtehen und beſprach mit ihm die Form, die ich der Auseinander⸗ 
ſetzung zu geben dachte. Ich fand ihn von dem freundlichſten Ent⸗ 
gegenkommen gegenüber meinen Bedenken und ohne jede Spur von 
Unzufriedenheit, daß ich mich nicht völlig auf ihn einſtellen wollte. 
Immer konnte ich mich noch nicht zur Habilitation entſchließen. Das 
Wagnis erſchien mir zu groß: ohne feſte materielle Grundlage als 
Privatdozent mich betätigen zu ſollen. Unterdeſſen wurde in Jena 
am thüringiſchen ſtatiſtiſchen Bureau eine Stelle frei, und ich dachte 
mich dorthin zu wenden, um gleichzeitig mich habilitieren zu können. 
Indes Schmoller riet ab und meinte, daß ich, vor die Wahl ge⸗ 
ſtellt, Straßburg vorziehen müßte. 

Vom Dezember 1875 bis April 1876 finde ich keinen Brief 
Schmollers. Ich fürchte, Schmoller damals mit meinen Be⸗ 
denken, Hoffnungen und Wünſchen arg geplagt zu haben. Ich war 
ſchwankend, vertraute ihm gleichwohl, daß er mir zu keinem Schritte 
raten würde, der nicht in meinem Intereſſe läge. Zum Überfluß 
ſchrieb er mir einmal, daß Knapp ebenfalls ſehr einverſtanden mit 
meiner Habilitation wäre und ſtets betont hätte, daß man mir zur 
akademiſchen Laufbahn wohl zureden dürfe. Das Wohlwollen, das 
mir auf dieſe Weiſe von Schmoller und Knapp entgegengebracht. 
wurde, mußte naturgemäß meine Entſchlüſſe beeinfluſſen. 

Am 19. April 1876 ſchrieb Schmoller, daß Geffden 
ſeiner Geſundheit wegen im Sommer nicht leſen könne. Sofort 
war ich ihm mit meinen Angſten eingefallen, und er hatte, wie er 
mir ſchrieb, zu ſeiner Frau bemerkt: „Wenn jetzt Stieda ſchon 
habilitiert wäre, ſo wäre es eine gute Gelegenheit für ihn, gleich 
vor einem ordentlichen Auditorium Finanzwiſſenſchaft zu leſen, und 
Knapp und ich wären aus der Verlegenheit heraus, für Geffden 
einzutreten.“ | 

Gegenüber derartig gütiger Geſinnung mußte alle Sorge ver⸗ 
ſtummen. Die Erkrankung des verehrten Profeſſors Geffken, wie 
bedauerlich ſie war, erleichterte mein Vorhaben. Wenn ich ihm auch 
ſelbſtverſtändlich baldige Geneſung wünſchte, fo war die Ausſicht, 
in ein bereitetes Neſt mich betten zu können, zu verführeriſch. So 
ſchrieb ich Schmoller zu, und er war ſogleich darauf bedacht, 
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meine Exiſtenz ſicher zu ſtellen. Es wurde erwogen, mich auf dem 
ſtatiſtiſchen Amt zu beſchäftigen; eine Mitarbeiterſchaft an einem von 
ihm herauszugebenden Zunftbuche wurde ins Auge gefaßt und gleich⸗ 
zeitig für ſchnelle und ſichere Durchführung der Habilitation alle 
Vorkehrungen getroffen. Die endgültige Regelung wurde bis zu 
meiner Ankunft verſchoben. Nur das wurde ſchon vorher feſtgeſtellt, 
daß ich nicht mit der ganzen Finanzwiſſenſchaft, ſondern mit der 
Steuerlehre debütieren wollte. Die umfangreiche Finanzwiſſenſchaft 
gänzlich unvorbereitet vorzutragen, wollte mir ein zu großes Wage⸗ 
ſtück erſcheinen. f 

Am 29. April verließ ich Berlin, froh, dem Bureaukratismus 
entronnen zu ſein, an deſſen ängſtliche Schablone ich mich nicht hatte 
gewöhnen können, ohne zu ahnen, daß ich einige Jahre ſpäter noch 
einmal den Verſuch unternehmen ſollte, mich mit ſeinen Eigentüm⸗ 


lichkeiten abzufinden. Am 30. April begrüßte ich Profeſſor Conrad! 


in Halle, den ich in Berlin hatte kennen lernen, und ſtellte mich als 
zukünftigen Privatdozenten vor, zugleich in der Hoffnung, ihn für 
den Abdruck meiner Habilitationsſchrift über die Entſtehung des 
Zunftweſens in ſeinen Jahrbüchern, deren Redaktion er mittlerweile 
übernommen hatte, gewinnen und mich für fernere wiſſenſchaftliche 
Mitarbeit empfohlen halten zu können. Conrad ging zu meiner 


Freude auf alles ein. Er hatte ſchon kleinere Aufſätze von mir auf⸗ 


genommen und ſicherte mir weitere Berückſichtigung gern zu. Über 
Leipzig, wo mich liebe Freunde und Landsleute erwarteten, ging es 
dann nach Straßburg, und hier konnte, da Schmoller in ſeiner 
großen Güte alles eingeleitet hatte, die Habilitation alsbald er⸗ 
folgen. Meine Probevorleſung brachte ich mit. Sie erörterte das 
Verhältnis der Statiſtik zur Volkswirtſchaftslehre. Einem Briefe 
an meine Mutter entnehme ich, daß alles glatt verlief. Man hält, 
ſchrieb ich ihr, „die Probevorleſung nur vor den Profeſſoren, den 
Mitgliedern der Fakultät. Ich hatte, abgeſehen vom Seminar bei 
Adolf Wagner, noch nie einen wiſſenſchaftlichen Vortrag gehalten, 
und wenn ich auch nicht gezwungen war, frei zu ſprechen, ſo iſt doch 
auch ausdrucksvolles Vorleſen eines Manuskriptes nicht ſo ganz 
leicht. Zum Glück ging alles nach Wunſch, und das Kolloquium, 
das ſich anſchloß, dauerte nicht lange. Die Profeſſoren waren 
nämlich in ihren Angriffen ſehr milde, und ich hatte ſomit leichtes 
Spiel“. | 


1 1839—1915, Handw. der Staatsw. 
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So war ich denn offiziell Privatdozent der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre an der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Uni⸗ 
verſität Straßburg. Alle Hinderniſſe, die ſich hätten in den Weg 
ſtellen können, waren von meinem gütigen Freunde beſeitigt, alle 
Schwierigkeiten geebnet, für eine materiell ausreichende Grundlage 
geſorgt. Kein Wunder, wenn ich meiner Mutter ſchrieb: „Wie 
glücklich ich mich fühle, kann ich Dir gar nicht ſagen. Ich bin ſo 
froh, nunmehr, wie ich glaube, auf dem richtigen Wege zu ſein.“ 
Daß ich ſo weit gekommen war, und daß ich das Ziel hatte erreichen 
können, ohne Enttäuſchungen zu erleben oder auf dem eingeſchlagenen 
Wege zu ſtraucheln, verdanke ich lediglich dem Durchgreifen 
Schmollers. Ich habe ihm Zeit meines Lebens nur von Herzen 
dankbar für dieſe tatkräftige Unterſtützung ſein können. Nun kam 
es für mich darauf an, ihm durch die Tat meine Erkenntlichkeit zu 
beweiſen und der Empfehlung keine Unehre zu machen. 


4 


Mitte Mai konnte ich meine Vorleſungen beginnen, zweimal 
wöchentlich, vor acht Studenten. Niemand war glücklicher als ich, 
um ſo mehr, als alle treu aushielten. Als ich am 31. Juli mein 
erſtes Semeſter ſchloß, waren ſogar noch einige Zuhörer dazu ge— 
kommen. Im Winterſemeſter 1875/76 las ich Geld⸗, Kredit: und 
Bankpolitik, im Sommerſemeſter 1876 Gewerbe⸗ und Sozialpolitik, 
alle Vorleſungen mit zunehmender Zuhörerzahl. Als ich ſpäter in 
Roſtock Vorleſungen hielt, hatte ich in manchem Semeſter weniger 
Zuhörer als in jenen frohen Jugendtagen in Straßburg, wo ſchließ⸗ 
lich einige 30 Zuhörer um mich ſich ſcharten. Nur eines Zuhöres 
erinnere ich mich noch aus dieſem Kreiſe, des Studioſus Joſeph 
Kaizl aus Böhmen, des ſpäter tſchechiſchen Finanzminiſters. Da⸗ 
mals ließ er von ſeiner politiſchen Geſinnung nichts merken. Wir 
waren nach der Vorleſung, da er auch Mitglied des Schmollerſchen 
Seminars war, oft zuſammen, erfriſchten uns im Schwimmbade der 
Ill und „nachtmahlten“, wie er ſich in ſeinem öſterreichiſchen Deutſch 
ausdrückte, gelegentlich zuſammen. Er neckte mich bisweilen mit 
der Behauptung, das es in der Vorleſung mal wieder ſehr „brandig“ 
gerochen hätte. Er wollte damit ausſprechen, daß ich ſtark ins 
ſozialiſtiſche gehende Anſichten vorgetragen hätte. Schmoller ließ 
mich gewähren. Wahrſcheinlich werde ich in der Hauptſache das 
vorgetragen haben, was ich kurz vorher bei ihm gelernt hatte. 

Sehr wertvoll war für mich, daß Schmoller mich zum ©e 
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minar heranzog. Ich war anfangs unſicher, wie ich neben ihm mit 
meinen gewiß recht unzureichenden Kenntniſſen in der Diskuſſion 
würde beſtehen können, ſagte gleichwohl, wenn auch mit Angſt im 
Herzen vor möglichen Bloßſtellungen, zu. Es ging beſſer, als ich 
dachte, denn Schmoller erkannte rechtzeitig den Augenblick, wo 
es bei mir zu hapern begann, griff dann vermittelnd unauffällig 
ein und lenkte die Beſprechung in das richtige Fahrwaſſer. Es 
wurde jedem Teilnehmer eine Aufgabe zugewieſen, über die er ein 
Referat zu halten hatte, an das ſich eine Beſprechung anſchloß. 
Schmoller verſtand es ausgezeichnet, ohne den einzelnen zu be⸗ 
ſchämen oder zu kränken, Kritik zu üben oder eine Beſprechung ein⸗ 
zuleiten, die fruchtbringend für alle wurde. Nunmehr fand ſich eine 
größere Anzahl von Studenten regelmäßig zuſammen, und wir 
tagten in einem anſprechenden Raume der alten Akademie, in dem 
auch ſchon die Anfänge einer Seminarbibliothek aufgeſtellt waren. 
Nach den zwei Stunden hintereinander dauernden Sitzungen gingen 
wir ſehr oft, um nicht zu ſagen regelmäßig, zum Glaſe Wein oder 
Bier, um dort die erregten Gemüter austoben zu laſſen und das 
behandelte Thema weiterzuſpinnen. Schmoller machte uns 


häufig die Freude, gleichfalls mitzukommen, und ſchien ſich in dem 


Kreiſe jugendlicher Verehrer behaglich zu fühlen. Das alte Zunft⸗ 
haus zum Spiegel am Kornmarkt bot uns ſeine gaſtlichen Räume 
für dieſe zwangloſen Zuſammenkünfte. 

Von den 12—15 Herren, die damals regelmäßig an den Se⸗ 
minarübungen beteiligt waren, ſind mir nur wenige Namen noch 
erinnerlich. Kaizl nannte ich bereits. Ein junger Amerikaner, 
Henry Farnam, der in Deutſchland erzogen worden war und im 
elterlichen Haus der Frau Profeſſorin Schmoller eine Zeitlang 
Aufenthalt gefunden hatte, war ein ſehr ſympathiſcher lieber 
Kamerad. Er iſt zur Zeit ordentlicher Profeſſor der National⸗ 
ökonomie an der Univerſität New Haven im Staate Connecticut. 
Den Tag, an dem er 1877 ſich den Doktorhut holte, begingen wir 
auf ſeine Einladung in dem damals berühmteſten Reſtaurant von 
Valentin am Weinmarkte. Schmoller verſäumte nicht, der Ein⸗ 
ladung zu dieſem kleinen Sympoſion Folge zu geben, und erfreute 
uns durch ſeine Gemütlichkeit. In ſpäteren Jahren war Schmoller, 
wie ich oft genug auf den Verſammlungen des Vereins für Sozial⸗ 
politik feſtzuſtellen Gelegenheit hatte, zurückhaltender. Damals war 
er wie ein guter älterer Freund unter uns Jüngeren, an deren 
Intereſſen und Unterhaltungen er lebhaften Anteil nahm. 
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Mit Übungen und Vorleſungen füllte ich vier Stunden in der 
Woche aus. Auf die erſteren hatte ich mich nur vorzubereiten, 
wenn an mich die Reihe kam, die Debatte über die vorgetragene 
Arbeit einzuleiten. Die Vorbereitung auf die zwei Stunden nahm 
mich natürlich länger in Anſpruch, aber ließ Muße für andere 
Unterſuchungen. Und auf ſie mußte ich bedacht ſein, um meinen 
Lebensunterhalt beſtreiten zu können. Zunächſt war ich wieder auf 
dem ſtatiſtiſchen Bureau tätig, was mir jedoch nicht ſehr behagte. 
Außerdem arbeitete ich für Zeitungen: politiſche Korreſpondenzen, 
Feuilletons, Bücherbeſprechungen. Meiner Mutter ſchrieb ich, daß 
ich mich auskömmlicher Einkünfte erfreute. Aber ich mußte mit 
meinen Mitteln haushälteriſch umgehen, um keine Schulden zu 
machen. Nur um ſie zu beruhigen, hatte ich offenbar ſo ge⸗ 


ſchrieben. Indes die Rettung nahte. Schmoller hatte die Stadt 


vermocht, eine gewiſſe Summe auszuwerfen, um die Geſchichte der 
Straßburger Tucher⸗ und Weberzunft veröffentlichen zu können, und 
erſah mich zum Mitarbeiter. Die Aufgabe war in hohem Grade 
geeignet, mich zu feſſeln. Eine zuſammenhängende Geſchichte der 


Entwicklung der deutſchen Wolleninduſtrie war nicht vorhanden, 


Hildebrands eindringende Studien boten eine ſichere Grundlage. 
Jetzt zeigte ſich die Möglichkeit, innerhalb einer größeren Stadt durch 
Heranziehung gänzlich unbekannter Quellen ein deutliches Bild von 
der bemerkenswerten Organiſation zu entwerfen. Mir wurde die 
Aufgabe zugewieſen, das wünſchenswerte Material, ſofern Schmoller 
es nicht ſelbſt ſchon gefunden hatte, aufzuſtöbern, abzuſchreiben, zum 
Drucke vorzubereiten und gleichzeitig mich in der gedruckten Lite⸗ 


ratur umzuſchauen, um auf Grundlage des alten und neuen Ma⸗ 


terials eine Darſtellung zu ſchreiben. Dieſe wollte Schmoller 
überarbeiten, und dann ſollte das Werk unter unſer beider Namen 
an die Offentlichkeit treten. Daß ich im übrigen mich jederzeit 
Schmollers Rat bedienen, ihn befragen dürfte, ja in der Be⸗ 
urteilung, wie weit das erſchloſſene Material verdiente vollſtändig 
zum Drucke befördert zu werden, von ihm abhängig war, verſteht 
ſich von ſelbſt. In der Hauptſache war ich ſelbſtändig und hatte 
die Ausſicht, meinen Namen auf einem hervorragend bedeutenden 
Werke mit genannt zu ſehen. Dazu bekam ich ein Honorar, das 
mir ermöglichte, auf andere Nebenarbeit, namentlich auf die ſtati⸗ 
ſtiſche Tagelöhnerei, zu verzichten. 

Fröhlich und wohlgemut ging ich an die Arbeit. Täglich 
brachte ich mehrere Stunden auf dem ſtädtiſchen Archiv zu, deſſen 
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Leiter, der alte Herr Brucker, mich in entgegenkommendſter Weiſe 
förderte und unterſtützte. Brucker war ehemals Buchdrucker ge⸗ 
weſen, der durch Fleiß und nachträglich erworbene Bildung ſich zu 
dieſem Vertrauenspoſten, der wohl im Grunde einen ſtudierten 
Mann beanſprucht hätte, aufgeſchwungen hatte. Im Herzen gut 
deutſch geſinnt, wollte er gleichwohl ſeine Sympathie für das neue 
Vaterland nicht ohne weiteres zum Ausdruck bringen und repräſen⸗ 
tierte in der äußeren Haltung den abwartenden zurückhaltenden Alt⸗ 
elſäſſer, der zu lange vom Franzoſentum gezehrt hatte, um ſofort 
anderer Geſinnung werden zu können. Für mich faßte er Freund⸗ 
ſchaft. Nicht nur, daß er mir half, ſo viel er konnte, ſich bei dia⸗ 
lektiſch ſchwerer zu verſtehenden Wendungen gern fragen ließ, nahm 
er mich gelegentlich nach Beendigung der Archivſtunden in ſeine 
Stammkneipe mit. Als ſolche hatte er ſich die Braſſerie „aux 
quatre vents“ ausgeſucht, die in einer jenſeits der Ill befindlichen 
entlegenen Straße „Où le renard pröche aux canards“ betrieben 
wurde. Indes nie nahm er mich dahin mit an Tagen, wo er da⸗ 
mit rechnen mußte, ſeine Landsleute zu finden, ſondern immer nur 
ganz allein durfte ich dort mit ihm weilen und ſeinen Schilderungen 
vom alten „Stroßburj“ lauſchen. Augenſcheinlich ging ſein Wohl⸗ 
wollen für mich nicht ſo weit, daß er ſich öffentlich mit mir zeigen 
oder mit mir an einem zugänglicheren Orte geſehen ſein wollte. 
Daher die verſchwiegene Laube mit dem einſamen „Boc“. 
Weitausſchauend, wie die Arbeit war, konnte ſie natürlich nicht 
ſchnell vor ſich gehen, und ſo war meine ganze Arbeitskraft auf das 
Vollbringen eingeſtellt. Hatte ich gehofft, mit dem Drucke des Ur⸗ 
kundenteils bis Anfang September fertig zu werden, ſo dauerte es 
noch vier weitere Wochen, bis er beendet war. So lange aber, als 
dieſer nicht vorlag, konnte meine Darſtellung nicht zu Ende gebracht 
ſein. Immerhin hatte ich fleißig gearbeitet, und in kaum andert⸗ 
halb Jahren das Manuſfkript druckfertig gemacht ſowie die Dar⸗ 
ſtellung niedergeſchrieben zu haben, konnte nur meiner jugendlichen 
Leiſtungsfähigkeit gelingen. Als ich Anfang Oktober 1877 Straß⸗ 
burg verlies, um einem unterdeſſen an mich gelangten Rufe nach 
Dorpat Folge zu leiſten, war meine Darſtellung noch nicht im 
Manuſfkript abgeſchloſſen. Jetzt nahm ich einen Aufenthalt von 
einigen Wochen in München, um in der großen dortigen Bücher⸗ 
ſammlung gewiſſe Werke einzuſehen, die mir in Straßburg nicht zu⸗ 
gänglich geweſen waren, und die Darſtellung zu beenden. 


Etwas zu viel mochte ich mir immerhin zugemutet haben. 
Schmollers Jahrbuch XLV 4. 16 
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Neue Vorleſungen auszuarbeiten, an dem Tucherbuche meine Kräfte 
erproben, dabei für Zeitungen tätig .., es war wirklich, wenn ich 


es mir heute überlege, eine zu heftige raſtloſe Tätigkeit. Das 


machte mich mitunter grillig und unzufrieden mit mir ſelbſt. Um 
Weihnachten 1876 machte ich einen kleinen Verzweiflungsanfall 
durch. Ich wollte die Arbeit nicht weiterführen, Schmoller im 
Stich laſſen, nicht mehr in der akademiſchen Tätigkeit bleiben, und 
ich weiß nicht mehr, was ich alles noch mehr wollte oder vielmehr 
nicht wollte. Schmollers ruhiger und beſänftigender Rückſprache 
verdanke ich dann die Wiedererlangung meiner Faſſung. Einige 
Tage in den verſchneiten Vogeſen ſtellten mich vollkommen her, 
und ich konnte im neuen Jahr mit neuen Kräften mich der Fort⸗ 
ſetzung des begonnenen Unternehmens widmen. Einem ähnlichen 


Anfall von Kleinmut bin ich ſpäter nicht wieder ausgeſetzt geweſen. 


Immerhin war Straßburg mir dadurch nicht immer erfreulich, und 
ſo gern ich anfangs dort geweilt hatte, und ſo gern ich ſpäter oft 
an jene ungebundene Zeit zurückdachte, damals war ich auf Straß⸗ 
burg ſchlecht zu ſprechen und froh, mich in München zunächſt in 
anderer Luft ergehen zu können. Nach einem mir von näheren Be⸗ 
kannten und Freunden, Privatdozenten und Aſſiſtenten veranſtalteten 


Abſchiedsmahl im Hötel de France dampfte ih ab. Schmoller 


war, wie ich einem Brief an meine Mutter entnehme, der einzige, 
der mich geleitete. „Seine Anweſenheit wog“, wie ich enthuſiaſtiſch 
ſchrieb, „mir die Abweſenheit aller entfernter ſtehenden auf. 
Mama ... wenn Du dieſen Mann kennteſt! Schmoller iſt ein 


außerordentlicher Menſch. Gerade als Menſch iſt er mir ſo lieb, 


als er als Gelehrter hervorragend iſt. Das aber will etwas ſagen! 
Wenn ich ſein und ſeiner Frau Bild einen Augenblick entbehren 
könnte, ſchickte ich ſie Dir, ſo mußt Du warten bis ich nach Riga 
komme. Das muß ich wohl offen geſtehen, daß ich Schmoller 


unendlich viel verdanke. Ich muß zufrieden ſein, daß mich mein 
Schickſal nach Straßburg geführt hat“. Abſichtlich ſetze ich dieſe 


enthuſiaſtiſchen Herzensergießungen hierher, ſie waren der unver⸗ 
fälſchte Ausdruck meiner aufrichtigen Geſinnung und ſind es bis 
zum Tode des hochverehrten Meiſters geblieben, wenn auch die 
ſpäteren Jahrzehnte mich in einen Abſtand von ihm brachten, der 
meiner Zuneigung nicht entſprach. 

Während ich in München die letzte Hand an unſer gemein⸗ 


ſames Werk anlegte, traf Schmollers ein ſchweres häusliches Un⸗ 


glück. Sie verloren ihr Töchterchen Anna im Alter von acht 
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Jahren. Wie ſchwer dieſes Verhängnis auf den unglücklichen Eltern 
laſtete, wird man begreiflich finden. In dieſe Zeit tiefſten Schmerzes 
fiel die Ankunft meines Manuſkripts. Am 31. Dezember 1877 
entſchuldigte ſich Schmoller bei mir, daß er mir dieſe nicht gleich 
angezeigt hatte, „aber unſer Jammer iſt zu groß und iſt noch 
namenlos. Meine Frau kann ſich noch gar nicht faſſen“. Es war 
für ihn eine Ablenkung, ſich jetzt in meine Ausarbeitung verſenken 
zu können. Es war ſein Wunſch, ſie raſch durchſehen und zum 
Druck befördern zu können. Trotz der weiten räumlichen Ent⸗ 
fernung hatte ich mich erboten, um ihm, dem ſtärker als ich Be⸗ 
ſchäftigten, die Arbeit zu erleichtern, die Korrekturen leſen zu helfen. 
über der Durchſicht kamen ihm verſchiedene durchgreifende Be⸗ 
denken. „Ich bin jetzt“, ſchrieb er mir unter dem genannten Tage, 
„bald vollends mit dem 14. Jahrhundert fertig. Wenn ich Ihnen 
ſage, daß ich den erſten Abſchnitt in meiner Bearbeitung nun ſchon 
wieder zweimal umgeſchmiedet habe, um die Sache formell und 
materiell möglichſt vollkommen zu machen, ſo werden Sie mir 
hoffentlich zurzeit nicht zürnen, wenn Sie ſehen, wieviel ich ge⸗ 
ändert. Ich würde es nicht tun, wenn mir der Gegenſtand nicht 
ſo viel Freude machte. Bis gegen Weihnachten habe ich zugebracht, 
um die Literatur noch zu ergänzen, nicht Quellen, die Sie ja ganz 
vollſtändig geſammelt haben, ſondern Darſtellungen. Die Reſultate 
davon und die technologiſche Seite der Sache geben mir am meiſten 
Veranlaſſung zu materiellen Anderungen. Ich ſehe jetzt, wie mir 
meine früheren technologiſchen Studien zugute kommen“. 

Ich war weit entfernt davon, dem verehrten Lehrer zu zürnen, 
aber als ich die Korrekturbogen zu Geſichte bekam, hatte ich aller⸗ 
dings das Gefühl, daß in meiner urſprünglichen Vorlage ſehr viel 
geändert worden war. Infolge dieſer Erkenntnis bat ich Schmoller, 
meinen Namen auf dem Titelblatte fortlaſſen zu wollen. Es fiel 
mir dieſer Entſchluß keineswegs ſchwer. Ich wußte von vornherein, 
daß Schmoller meine Vorlage durcharbeiten würde, und es war 
mir keine feſte Zuſage erteilt, daß gerade mein Manuſkript im vollen 
Umfange zum Abdruck gelangen ſollte. Wenn ich darauf gerechnet 
hatte, war es im Grunde eine Überhebung meinerſeits, denn ich 
konnte unmöglich annehmen, daß ich in dieſen Studien, die bei mir 
nicht auf gleich breiter Grundlage wie bei Schmoller beruhten, 
ſtets das Richtige getroffen haben würde. Ich war auch ganz voll⸗ 
kommen überzeugt, daß überall, wo Schmoller ſeine Auffaſſung 


zur Geltung gebracht hatte, er im Rechte war. Indem ich mir das 
ö 16 * 
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klarmachte, beängſtigte es mich, als Verfaſſer genannt zu werden, 
wo ich ſtreng genommen dieſe Bezeichnung nicht mehr zu ver⸗ 
dienen ſchien. 

Schmoller war keineswegs damit einverſtanden. In mehreren 
Briefen ſuchte er mich immer wieder von meiner Auffaſſung abzubringen. 
„In den Ferien“, ſchrieb er mir im Mai 1878, „hatte ich erſt eine 
heftige Grippe, konnte mehrere Wochen nicht recht aus dem Zimmer, 
dann habe ich recht fleißig an unſerem Tucherbuch gearbeitet und 
bin jetzt auch glücklich bis 1560 mit der Umarbeitung. Ich habe 
vor allem durch das Studium der belgiſchen und franzöſiſchen Ur⸗ 
kunden mir einen genauen Einblick in die Geſchichte der Technik 
verſchafft, dann die formal⸗rechtsgeſchichtliche Seite der Sache ein⸗ 
gehender behandelt und auf die Gruppierung und Darſtellung als 
ſolche möglichſt viel Mühe verwendet, ſo daß ich mit großer Be⸗ 
friedigung der Fertigſtellung des Druckes entgegenſehe. Wenn die 
ganze Anordnung eine andere geworden iſt als bei Ihrer Aus⸗ 
arbeitung, wenn auch im Detail und in der Beurteilung vieles ge⸗ 
ändert iſt, ſo bleibt doch Ihre Arbeit die Grundlage, ohne die ich 
unmöglich in einem Halbjahr eine ſolche Darſtellung hätte liefern 
können. Sehr vieles, was ich geändert, würden Sie bei nochmaliger 
Durcharbeitung ebenſo geändert haben. Eine derartig komplizierte 
Arbeit kann unmöglich auf den erſten Wurf ganz gelingen.“ Und 
ſpäter noch einmal — im September 1878 — in einer mich be— 


ſonders anſprechenden Weiſe, in herzlicher Offenheit, die ich dem 


verehrten Meiſter hoch anrechnete: „Daß Sie in Vorſchlag bringen, 
Ihren Namen auf dem Titelblatt nicht zu nennen, macht Ihrer Be⸗ 
ſcheidenheit und Ihrem Zartgefühl alle Ehre. Sie haben mich aber 
durch Ihre Argumente nicht überzeugt. Daß in bezug auf die An⸗ 
regung, die Direktive und nun auch in bezug auf die Darſtellung 
mein Anteil ein etwas größerer iſt als der Ihrige, das gebe ich ja 
gerne zu. Das liegt ſchon naturgemäß in den 15 Jahren Alters⸗ 
differenz, die zwiſchen uns liegt. Das wird ja aber auch nicht ver⸗ 
heimlicht, die Vorrede ſagt es direkt oder indirekt. Was aber die 
Summe von Zeit und gelehrter Arbeit, die in dem Dinge ſteckt, be⸗ 
trifft, ſo ſind wir uns darin gleich oder vielmehr Sie mir über⸗ 
legen. Es iſt summa summarum nicht meine, ſondern unſere 
Arbeit. Davon, daß die Mitnennung Ihres Namens mein Verdienſt 
ſchmälerte, kann in meinen Augen keine Rede ſein. Ich freue mich, 
wenn Ihr Name mit auf dem Titel ſteht — als ein Zeugnis unſeres 
gemeinſamen Strebens, unſerer Freundſchaft, wenn Sie wollen, auch 
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als ein Zeugnis des Einfluſſes, den ich auf Sie gehabt. Wenn alſo 
Ihre Bedenken mehr in der Rückſicht auf mich liegen, ſo laſſen wir 
es bei der bisherigen Verabredung. 

Dagegen läge die Sache anders, wenn ein Gefühl bei Ihnen 
herrſchend wäre, auf das die Unterhaltung mit Knapp über die 
Frage mich brachte. Er meinte, wenn er an Ihrer Stelle wäre, ſo 
wäre es ihm pofitiv unangenehm, auf dem Titel mitgenannt zu 
werden. Sie ſchreiben mir auch, ich erſparte Ihnen ein beſchämendes 
Gefühl, wenn ich mich allein nenne. Aber Sie legen doch darauf 
nicht den Nachdruck. In ſolchen Gefühlsſachen empfindet nun jeder 
anders. Ich würde an Ihrer Stelle nicht ſo empfinden, da ja die 
Vorrede Ihnen ganz gerecht wird, Ihnen nicht etwa Eigenſchaften 
zuſchreibt, die Sie für den Moment nicht haben. Die Frage lautet 
zuletzt ſo: Bedeutet die Nennung beider Namen abſolute materielle 
und geiſtigwertige Gleichheit der Leiſtung oder nur einen Anteil 
beider von ſolcher Tragweite, daß ohne ihn das Werk nicht exiſtierte. 
Stellt man ſich auf den letzteren Standpunkt, ſo ſind Sie mit zu 
nennen, ſtellt man ſich auf den erſteren, dann nicht. Schreiben Sie 
mir offen, ob es Ihnen lieber, Ihrem Gefühl ſehr viel entſprechender 
iſt, wenn Ihr Name wegbleibt — dann geſchieht Ihr Wille und 
natürlich ohne daß ich dächte, Sie wollten irgendwelche Verant⸗ 
wortlichkeit abladen. Iſt das aber nicht Ihr Gefühl, iſt die Rück⸗ 
ſicht auf mich das Hauptmotiv, ſo bleibt Ihr Name. Denn mein 
Gefühl findet, wenn ich in allen Winkeln meines Herzens ſuche, in 
der Tat leinen Anhalt zu größerer Befriedigung, wenn ich allein 
figuriere.“ 

Ich habe von meinen an Schmoller gerichteten Briefen keine 
Abſchrift. Daher weiß ich heute nach 44 Jahren nicht mehr genau, 
wie ich meinen Entſchluß begründet habe. Ich kann nur glauben, 
daß nicht die Rückſicht auf Schmoller, ſondern meine eigene 
Empfindung mich bei meinem Wunſche geleitet hat, nicht auf dem 
Titel genannt zu werden. Seinen Ruhm konnte allerdings meine 
Nennung nicht verdunkeln, das wäre unnütze Sorge geweſen. Aber 
anders war es, wenn das Gefühl in mir lebendig war, daß ich ſo 
weit wie Schmoller in die Geſchichte des Zunftweſens nicht ein⸗ 
gedrungen war und eine derartig gelehrte und vollendete Darſtellung 
unmöglich, auch bei nochmaliger erneuter Umarbeitung meines Textes, 
hätte liefern können. Ich habe auch niemals bereut, meiner ſicheren 
Empfindung gefolgt zu ſein und denke heute noch ſo wie damals. 
Für mich vorteilhafter oder politiſch klüger wäre es ſicher geweſen, 
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auf meinem Kopfe nicht zu beharren, ſondern den ſo überaus gütigen 
Vorſtellungen Schmollers nachzugeben. Aber das war damals 
ſo wenig wie heute ausſchlaggebend. Ich habe mich in dem Ge⸗ 
danken geſonnt, dem mir ſo lieben und verehrten älteren Freunde 
und Berater, dem ich ſehr viel verdankte, haben helfen zu dürfen, 
und ich fühlte mich vollkommen befriedigt durch die Art, in der er 
meine Mitarbeiterſchaft in der Vorrede erwähnte. Auf den Ge⸗ 
danken, daß je einmal die Vorrede hätte mißverſtanden und Schmoller 
andere Beweggründe untergeſchoben werden könnten, konnte ich da⸗ 
mals keinen Augenblick kommen. Die Briefſtellen, die ich vorſtehend 
mitgeteilt habe, erſticken jede irgendwie aufkommende Vermutung, 
als ob Schmoller in illoyaler Weiſe meine Mitwirkung hätte ver⸗ 
kleinern wollen. Zum Überfluß iſt ja in der Vorrede ſo warm und 
liebevoll meines Anteils gedacht, daß ich nicht die geringſte Ver⸗ 


anlaſſung zur Unzufriedenheit haben könnte. Auch hier war Schmoller | 


von dem lebhafteſten Gerechtigkeitsgefühl durchdrungen, das jeiner 
vornehmen Geſinnung das beſte Zeugnis ausſtellt. Er hatte die 
Güte gehabt, mir den Wortlaut ſeiner Vorrede mitzuteilen, und ich 
ihn darauf gebeten, gewiſſe, mich ſehr anerkennende Wendungen zu 
ſtreichen. Darauf ſchrieb er mir: „Außerdem habe ich an der einen 
Stelle die von Ihnen geſtrichenen Worte wiederhergeſtellt. Dazu 
glaubte ich berechtigt zu ſein, zunächſt in formeller Beziehung, weil, 
wenn Sie nicht auf dem Titelblatt ſtehen, ich alle Verantwortung 
allein trage, alſo auch die Vorrede einrichten muß, wie ich es für 
richtig halte. Ich hätte es aber für abſolut falſch gehalten, nun, 
da die Vorrede gemäß dem Titelblatt nicht als eine vereinbarte, 
ſondern als mein Produkt erſcheint, Ihrer Beihilfe nicht etwas 
wärmer zu gedenken, als es nach Ihren Streichungen geſchah. Ein 
Lob und mein Dank konnte Sie genieren, ſolange Sie auf dem 
Titelblatt ſtanden. Jetzt, wo das nicht der Fall iſt, müſſen Sie mir 
geſtatten, von Ihnen in wärmerer und dankbarer Weiſe zu ſprechen. 
Ich hoffe alſo, daß Sie ſich einverſtanden erklären.“ Kann man 
gütiger und vornehmer aus einer für ihn gewiß auch nicht an⸗ 
genehmen Lage, die ihm meine Hartnäckigkeit bereitet hatte, hervor⸗ 
gehen? Die Verlegenheit, in die er durch meine Weigerung geriet, 
habe ich mir damals nicht klargemacht. 

Als ich dann viele Jahre ſpäter die Angriffe, die Profeſſor 
von Below in der Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft (1904) 
auf Profeſſor Schmoller veröffentlichte, las, war ich ſehr er⸗ 
ſchrocken. Ich ſchrieb alsbald, nachdem ich von den Aufſätzen Kenntnis 
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genommen, an Schmoller, daß ich dieſer Publikation vollſtändig 
fern ſtände, Herrn von Below perſönlich nicht kenne und auch 


keine Beziehungen zu ihm hätte, daß ich niemals je in dieſem Sinne 


mich irgend jemandem geäußert hätte und ich daher nicht begreifen 
könne, wie Herr von Below zu dieſer ſeltſamen Auffaſſung ge⸗ 
kommen wäre. Ich fragte dann an, ob es ſeinem Wunſche ent⸗ 
ſpräche, wenn ich gegen dieſe Anſicht Einſpruch erhöbe. Schmoller 
hat merkwürdigerweiſe dieſe Anfrage nur kurz beantwortet. Er ſchrieb 
mir unter dem 26. Juni 1904: „Belows Kritik habe ich nicht ge⸗ 
leſen und werde ſie nicht leſen“ und ging auf meinen Vorſchlag 
einer öffentlichen Erklärung mit keinem Worte ein. Ich glaubte 
daraus ſchließen zu dürfen, daß er eine weitere Behandlung der 
Angelegenheit in der Preſſe nicht wünſche. Ich konnte das ſehr 
gut begreifen, da ſchließlich meine Mitarbeiterſchaft an dem Tucher⸗ 
buche ja nur einen geringen Teil der heftigen Angriffe bildete, den 


widerlegt zu ſehen ein lebhaftes Intereſſe bei Schmoller nach 


ſeiner Vorrede kaum beſtehen konnte. Ich habe auch noch niemanden 
getroffen, der die kritiſche Darlegung von Belows gebilligt oder 
ihr zugeſtimmt hätte. So konnte ich mir denken, da Schmoller 
ſelbſt ſich nicht gewehrt hat, daß er die Angelegenheit nicht weiter 


berührt wiſſen wollte. Später, als dann von Below nicht auf⸗ 
hörte, immer wieder von neuem Schmoller anzugreifen und ſich 


auf ſeine früheren Aufſätze bezog, gelegentlich auch wieder auf meine 
Mitarbeiterſchaft am Straßburger Tucherbuche zu ſprechen kam, tat 
es mir leid, nicht zum zweiten Male an Schmoller geſchrieben 
und mich vergewiſſert zu haben, ob er denn wirklich nicht wolle, daß 
ich etwas unternähme. Schließlich ſchrieb ich ohne ſeine Zuſtimmung, 
von der Überzeugung gedrängt, daß von Below ihm unrecht tue, 
als mir wieder ein Hinweis in einem ſeiner Bücher auf ſeine 


Differenz mit Schmoller zu Geſichte kam, an Profeſſor von Below 


und erklärte ihm den Zuſammenhang. Ohne auf Einzelheiten ein⸗ 
zugehen, wie ich ſie vorſtehend aus Schmollers eigenen Briefen 
klarzulegen imſtande war, ſetzte ich ihm kurz auseinander, daß er 
ſich auf völlig falſcher Fährte befände. Ich hätte Schmoller mehr 
zu danken, als er glaube, ich ſei nicht nur einverſtanden geweſen mit 
der Streichung meines Namens auf dem Titelblatte, ſondern hätte 
ſelbſt dazu die Anregung gegeben, und bat ihn am Schluß, in Zu⸗ 
kunft mich aus dem Spiele zu laſſen. Mir ſei kein Unrecht ge⸗ 
ſchehen. Wohl aber träte er Schmoller zu nahe, indem er ihn 
einer Denkungsart beſchuldige, die er ſich nie hätte zuſchulden 
tommen laſſen. 
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Profeſſor von Below antwortete mir höflich, indes ſachlich 
nicht überzeugt. Er hielt ſich nicht durch meine Auseinanderſetzung 
für überwunden und meinte, an ſeiner Beurteilung Schmollers 
künftig feſthalten zu ſollen. Darauf habe ich ihm nicht wieder ge⸗ 
antwortet. Schmoller, dem ich von meinem Anſchreiben an 
Profeſſor von Below Abſchrift geſchickt hatte, dankte mir mit den 
Worten: „1. Dezember 1914. Es iſt mir ſehr angenehm, daß ich 
bei meinen Papieren nun den Wortlaut Ihres Briefes habe, nicht 
ſowohl meinetwegen, als weil ich wünſche, daß, wenn mal jemand 
meinen Nachlaß durchſehen ſollte, dieſer Ihre Ehrenrettung für mich 
findet. Ich habe die neueren Angriffe B.s nicht geleſen, da ich 
grundſätzlich ſeine Anrempelungen nicht mehr leſe.“ 

Ein Wunſch nach Veröffentlichung des Briefes an von Below 
war nicht ausgeſprochen und, wie mir ſcheint, mit Recht der ganzen 
Anſchuldigung keine große Wichtigkeit beigelegt. Ich hoffe in ſeinem 
Sinne gehandelt zu haben, indem ich die leidige Angelegenheit nicht 
bei ſeinen Lebzeiten an die Offentlichkeit brachte. Für ſeine Freunde 


und diejenigen, die ihm nahe ſtanden, war es nicht nötig. Heute 


kann ich mit ſeinen glücklicherweiſe erhaltenen Briefen die Richtigkeit 


meiner Auffaſſung und die Reinheit ſeiner Geſinnung förmlich be⸗ 


weiſen. 


5 


Die Briefe Schmollers, aus denen ich Mitteilung machen 
konnte, fanden mich bereits in Dorpat, wohin ich im Dezember 1877 
übergeſiedelt war, einem Rufe als außerordentlicher Profeſſor für 
das Katheder der Statiſtik und Volkswirtſchaftslehre folgend. Ende 
Januar oder Anfang Februar hatte ich dort meine Vorleſungen be- 
gonnen. Die Halbjahrseinteilung folgte in Dorpat einem anderen 
Grundſatze als auf deutſchen Hochſchulen, indem das erſte Semeſter 
von Mitte Januar bis Anfang Juni ging und das zweite ſich von 
Anfang Auguſt bis Weihnachten anſchloß. Gewöhnlich hörten die 
Vorleſungen ſchon im Mai auf, ſo daß die im Norden beſonders 
ſchönen Sommermonate Juni und Juli arbeitsfrei waren und der 
Erholung gewidmet werden konnten. Seit dem Auguſt 1879 Ordi⸗ 
narius der von mir vertretenen Fächer, hatte ich eine anſprechende 
und befriedigende Tätigkeit. Froh, wieder in der baltiſchen Heimat 
zu ſein, an der ich, obwohl meine Familie nicht zu den altein⸗ 
geſeſſenen im Lande zählte, mit großer Liebe hing, jung verheiratet, 
genoß ich die Annehmlichkeiten des baltiſchen Lebens, das an 
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geiſtiger Anregung ſowie an beſcheidenen materiellen Genüſſen Aus⸗ 
reichendes bot. Nach Deutſchland kam ich einſtweilen, abgeſehen von 
meiner Hochzeit im Juni 1880, bei welcher Gelegenheit ich zwei 
Monate in Deutſchland und der Schweiz zubrachte, nicht. Ä 

Schmoller ſah ich auf dieſer Reife wieder. Ich ließ es mir 
nicht nehmen, dem Hauſe, wo ich ſo viele Freundſchaft genoſſen 
hatte, meine junge Frau vorzuſtellen und wurde in liebreichſter Weiſe 
von Schmollers aufgenommen. Gerne denken meine Frau und 
ich noch heute an jene ſonnigen Tage zurück. 

Was ich über ſeine Tätigkeit in Straßburg aus den nächſten 
Jahren weiß, erfuhr ich aus ſeinen Briefen, und ich denke, daß es 
zur Charakteriſtik ſeiner Perſönlichkeit als zur Würdigung der volks⸗ 
wirtſchaftlichen Studien am Ausgange der ſiebziger Jahre beiträgt, 
aus ihnen einiges mitzuteilen. Neben Schmoller wirkte ſeit dem 
Abgange Lexis' Georg Friedrich Knapp, deſſen ich ſchon er⸗ 
wähnte. Mit ihm gemeinſam hielt Schmoller das Seminar, zum 
Teil in früherer Weiſe, ſo daß ein gemeinſamer Gegenſtand das 
ganze Semeſter alle Teilnehmer beſchäftigte, zum Teil durch Vor⸗ 
träge über verſchiedene Fragen der Volkswirtſchaftslehre oder Statiſtik, 
an die ſich Diskuſſion ſchloß. Im Dezember 1877 heißt es in einem 
ſeiner Briefe: „Das Seminar iſt in großer Blüte, 13 Teilnehmer; 
Knapps Amnweſenheit iſt mir ſehr angenehm; wir werden es auch 
nächſtes Semeſter ſo fortſetzen. Zwei ältere Ruſſen, Iſſajew und 
Taraſſow, tragen ebenfalls zur Belebung weſentlich bei. Wir leſen 
ältere Sachen.“ Im Mai 1878 ſchrieb er: „Von der Blüte des 
Seminars im vorigen Semeſter habe ich Ihnen ſchon geſchrieben. 
Auch ſonſt iſt Erfreuliches zu melden. Wahrſcheinlich wird jetzt ein 
ſtädtiſches ſtatiſtiſches Bureau hier errichtet und hoffentlich auch für 
unſere Lehrzwecke nutzbar gemacht.“ Am 12. Oktober 1878 ſchreibt 
er: „Heute in 14 Tagen wird wohl alles zu leſen anfangen. Im 
Seminar will ich mittelalterliche Handelspolitik auf Grund han⸗ 
ſeatiſcher Urkunden, Knapp modernſte deutſche Gewerbeſtatiſtik be⸗ 
handeln. Unſere gemeinſame Tätigkeit bewährt ſich doch mehr und 
mehr — aus denſelben Gründen, die mich ſeinerzeit ſchon Ihren 
Beitritt wünſchen ließen. Es kommt mehr Leben, Diskuſſion uſw. 
in die Sache.“ Ein Aufenhalt in Hohwald im Elſaß hatte ihm, 
der damals wiederholt von Übelbefinden heimgeſucht war, gut getan. 
Er fand den Aufenthalt wunderbar ſchön und kehrte mit geſtärkten 
Kräften an ſeine Arbeit zurück. In dem laufenden Winterſemeſter 
teilte er mir dann am 7. Dezember mit, daß das Seminar gut be⸗ 
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ſucht iſt: . . . „auch von einigen älteren Leuten, Referendaren uſw. 
Knapp, der Sie vielmals grüßen läßt, hat in ſeiner praktiſchen 
Nationalökonomie 30—40, ich in der preußiſchen Verfaſſungsgeſchichte 
etwa 20, im Publikum über Handelskriſen etwa 80.“ Dann kommt 
im Januar 1879 eine leichte Klage. Vorher hatte er ſich dahin ge⸗ 
äußert, wie ſchön das in den Hanſeakten erſchloſſene Material wäre, 
und wie wenig es von den Hiſtorikern ſeither nach volkswirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten ausgenutzt wäre. Nun 
ſchreibt er: „Das Seminar proſperiert; es ſind 15 Theilnehmer, 
darunter mehrere ältere, aber trotz vieler Vorträge, die ich über 
hanſeatiſche Handelspolitik hielt, trotz aller Mühe habe ich es nicht 
dahin gebracht, daß einer näher und tiefer auf das Thema einging.“ 
Sehr befriedigt war er Ende Februar 1879 über die Anſtellung 
Ehebergs durch die Stadt auf zwei Jahre. Sie trug bekanntlich 
gute Früchte, indem Eheberg in der Folge den ſtattlichen Ur⸗ 
kundenband zur Verfaſſung und Verwaltung Straßburgs herausgab. 
So hatte auch hier die Fürſprache Schmollers eine weſentliche 
Förderung der reichen Straßburger Stadtgeſchichte bewirkt. Im 
Sommerſemeſter 1879 waren 19 Teilnehmer, und mehrere wurden 
abgewieſen, wahrſcheinlich, weil die Vorbildung nicht ſo weit gediehen 
war. Darüber äußert ſich Schmoller nicht. Dafür ließ er mich 
aber einen Blick in ſeine Geiſteswerkſtatt tun, indem er ſchrieb, daß 
er ſeine Vorleſung über theoretiſche Nationalökonomie ganz um⸗ 
gearbeitet hätte. „Ich bringe alles Hiſtoriſche, alle Vergleichung 
verſchiedener Volkswirtſchaften in einen letzten Theil. Der mittlere 
Haupttheil führt den Titel: ‚die typiſchen Formen und Erſcheinungen 
der Volkswirtſchaft höherer Kulturvölker und behandelt all das, was 
in der Hauptſache bei allen Völkern gleichmäßig ſich wiederholt. 
Der erſte Theil behandelt die pſychologiſchen, ſittlichen, rechtlichen 
Grundlagen der Volkswirtſchaft, wie des ſocialen Lebens überhaupt. 
Die Umarbeitung macht mir viele Freude. Ich glaube, das Ganze 
wird klarer und überſichtlicher ſo.“ Schmoller bereitete mithin 
damals ſchon den Übergang zu einer mehr ſoziologiſchen Behand⸗ 
lung der Volkswirtſchaftslehre vor, wie fie ſpäter im Grundriß von 
ihm tatſächlich durchgeführt iſt. Er wollte drei Teile unterſcheiden: 
1. Allgemeine pſychologiſche und rechtsphiloſophiſche Einleitung, 
2. Typiſche Grundformen und Vorgänge der Volkswirtſchaft höherer 
Kultur, 3. Hiſtoriſcher und geographiſcher Vergleich verſchiedener 
Volkswirtſchaften und Darſtellung der volkswirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklungsvorgänge. Auf einige Einwände, die ich geltend machte 
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hinſichtlich der Möglichkeit einer ſcharfen Scheidung von Geſchichte 
und Theorie, erwiderte er am 23. September desſelben Jahres: 
„Was Sie mir über meine theoretiſche Nationalökonomie ſchreiben, 
habe ich theilweiſe ſchon praktiſch beſtätigt gefunden. Es war faktiſch 
unmöglich, den 2. und 3. Theil der Vorleſung ganz ſo zu ſcheiden, 
wie ich wollte. Ich habe die typiſchen Grundformen und die 
hiſtoriſche Entwicklung vielfach nicht zu trennen vermocht, die letztere 
vielfach in den 2. Theil mit hineinnehmen müſſen; zum 3. Theil 
reichte es gar nicht mehr. Im ganzen aber bin ich von dem letzten 
Sommer ſehr befriedigt. Ich habe ſeit lange nicht mehr ſo aus⸗ 
ſchließlich dieſer Vorleſung gelebt, ich habe die Empfindung, wichtige 
Theile ſehr verbeſſert und das Ganze ſehr viel einheitlicher und 
ſyſtematiſcher zuſammengearbeitet zu haben. Auch den Winter will 
ich ganz nur der Vorleſung — der praktiſchen Nationalökonomie 
widmen.“ 

Sehr viel Freude bereitet ihm die ſtaatswiſſenſchaftliche 
Geſellſchaft, die, wenn ich mich recht erinnere, ſchon im Winter 1876 
gegründet war. Eine zwangloſe Vereinigung von Praktikern und 
Theoretikern, bot ſie willkommene Gelegenheit zum Gedankenaustauſch 
wichtiger volkswirtſchaftlicher oder ſozialpolitiſcher Fragen. Mit⸗ 
glieder der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät und hoch⸗ 
geſtellte Praktiker waren die Träger dieſer ſehr behaglichen und ſtets 
anregend verlaufenden Geſellſchaft, die ſich regelmäßig einmal im 
Monat in einem Zimmer des Zivilkaſinos in der Blauwolkengaſſe 
verſammelte. Der Vorſitz ging der Reihe nach unter den Mit⸗ 
gliedern nach dem Alphabet um, und ein ſtändiger Schriftführer 
hatte für die rechtzeitige Ankündigung der Vorträge Sorge zu tragen. 
Auch die Vorträge gingen der Reihe nach dem Alphabet unter allen 
Mitgliedern um. Ich erinnere mit Vergnügen an die Vorträge von 
Schmoller, Sohm, Knapp, Laband. Ich ſelbſt berichtete 
einmal der Geſellſchaft von dem Stande und der Entwicklung der 
Gewinnbeteiligung, insbeſondere auf Grund elſäſſiſcher Erfahrungen, 
die ich in verſchiedenen Induſtrieſtätten geſammelt hatte. Nun 
ſchrieb Schmoller am 23. September 1879: „Zur Wiedereröffnung 
der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft, die ihre Verfaſſung geändert, 
dreimonatliche Präſidenten mit Feſteſſen und Feſtvorträgen eingeführt 
hat, will ich Ende Oktober einen halb rechtsphiloſophiſchen, halb 
nationalökonomiſchen Vortrag halten reſp., auf meine Ausführungen 
gegen Treitſchke zurückkommend, über das Prinzip der Gerechtig⸗ 
keit und der Vermögens⸗ und Einkommensverteilung ſowie der 
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volkswirtſchaftlichen Organiſation ſprechen.“ Der Vortrag iſt ſpäter 
in der Deutſchen Rundſchau unter dem Titel „Gerechtigkeit in der 
Volkswirtſchaft“ abgedruckt worden. Über weitere Unternehmungen 
berichtet er mir im April 1880. Er ſtellt mit Zufriedenheit feſt, 
daß Ehebergs Forſchungen über die Verwaltung Straßburgs 
rüſtig fortſchreite. Für die Geſchichte der Straßburger Zunft zur 
Stelze, das heißt der Goldſchmiedezunft, als Doktorarbeit, hoffte er 
einen tüchtigen Menſchen gewonnen zu haben. Es war Hans 
Meyer, der nachherige Beſteiger des Kilimandſcharo, heute Profeſſor 
der Kolonialgeographie an der Univerſität Leipzig, der fi an das 
Thema machte und es mit Erfolg durchführte. Viel Freude be⸗ 
reitete ihm die glänzende Entwicklung des Seminars. „Das Seminar 
war ſo belebt, daß es ſich zuletzt auf einem großen Gruppenbild 
photographieren ließ, das Knapp und mir bei dem Abſchiedseſſen 
überreicht wurde, das wir jetzt regelmäßig mit Semeſterſchluß den 
Mitgliedern im Europäiſchen Hof geben.“ So waren die einſtigen 
harmloſen Zuſammenkünfte im Spiegel zu großartigen Soupers 
entwickelt. 

Über ſeine eigenen Pläne teilte er mir mit: „Ich ſelbſt hoffe 
von nun an ſoweit mich frei zu machen, daß ich ein Buch über 
Preußens Gewerbe⸗ und Handelspolitik von 1640 bis 1750 in 1½ 
bis 2 Jahren abſtoßen kann. Es drängt mich gerade, dieſen Theil 
meiner preußiſchen Studien, der mit meinen allgemeinen hiſtoriſch⸗ 
volkswirtſchaftlichen Unterſuchungen im engen Zuſammenhange ſteht, 
zuerſt fertig zu machen. Zu dem Zwecke werde ich wahrſcheinlich 
nächſten Winter, da Knapp Agrar⸗ und Gewerbepolitik lieſt, Ge⸗ 
ſchichte des deutſchen Handels und der deutſchen Handelspolitik 
leſen.“ Eine ſolche Vorleſung iſt in der Tat im Vorleſungs⸗ 
verzeichnis der Straßburger Univerſität für das Winterſemeſter 
1880/81 angekündigt. Über den Erfolg ſchrieb er im Januar 1881: 
„Ich leſe deutſche Handelsgeſchichte und bin gerade jetzt in meinen 
Gedanken viel bei Ihnen in den Oſtſeeprovinzen. Es macht 
mir viel zu thun, aber ich bin recht froh, einmal ordentlich 
in dieſe Dinge hineinzuſteigen. Ich bin gerade mit Dietrich 
Schäfers Hanſegeſchichte bis 1376 fertig, immer ein ſehr wert⸗ 
volles, wenn auch in Bezug auf die Inſtitutionen nicht genügendes 
Buch.“ 

Dagegen iſt es zu dem Buche über preußiſche Gewerbe- und 
Handelspolitik leider nicht gekommen. Eine Vorſtudie, immerhin 
in ſich abgeſchloſſen, iſt wohl die in den märkiſch⸗brandenburgiſchen 
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Forſchungen abgedruckte Unterſuchung über das preußiſche Innungs⸗ 
weſen von 1640 bis 18061. 

Unterdeſſen las ich in Dorpat, wo programmäßig das Studium 
der Nationalökonomie auf viele eingehende Spezialvorleſungen ge⸗ 
ſtützt war, Gewerbepolitik in einer vierſtündigen Vorleſung. Dabei 
waren mir Zweifel aufgeſtoßen, ob dieſer Umfang, wenn er mir 
auch keine Schwierigkeiten bereitete, im Intereſſe der Zuhörer läge. 
Darüber beruhigte er mich im April 1880: „Daß Ihnen die Vor⸗ 
leſung über Gewerbepolitik Freude macht, höre ich natürlich mit 
Vergnügen. Etwas zu ausführlich für Studenten lieſt man immer 
die Sachen, über die man ſelbſt gelehrte Unterſuchungen anſtellt. 
Das ging mir in meiner preußiſchen Verfaſſungsgeſchichte immer 
ſo, das gibt ſich erſt mit den Jahren.“ 

So hatte Schmoller offenbar eine ſchöne, reichgeſegnete 
Wirkſamkeit in der ganzen Zeit ſeines Straßburger Aufenthalts. 
Die zunehmende Bedeutſamkeit der Nationalökonomie, ſeine führende 
Stellung im Verein für Sozialpolitik, wenn auch Naſſe den Vor⸗ 
ſitz hatte, rückten ihn immer mehr in den Vordergrund und ließen 
es aufſtrebenden Talenten erwünſcht ſcheinen, unter ihm eine Zeit⸗ 
lang gearbeitet, ſich mit ſeinen Anſchauungen vertraut gemacht zu 
haben. Schanz, Kaizl, Farnam, Eheberg, Hans Meyer, 
Struck, Thun, Sering und viele andere ſind aus dem Straß⸗ 
burger Seminar in ſeinem erſten Jahrzehnt hervorgegangen. 


6 


Man konnte unter dieſen Umſtänden begreiflich finden, daß 
Schmoller zweifelhaft war, ob er nach Berlin als Nachfolger 
Helds gehen ſollte. Anfangs ſcheint er geglaubt zu haben, daß 
man ihn überhaupt nicht berufen werde. 

Am 2. Januar 1880 ſchrieb er: „Wer an Helds Stelle 
kommt, ſchwebt noch ganz im Dunkeln. Die Fakultät hat mich 
vorgeſchlagen, aber ich werde, ſo wie die Verhältniſſe liegen, ſicher 
keinen Ruf bekommen.“ Dann, ſechs Monate ſpäter, als der Ruf 
noch nicht an ihn gelangt war, am 6. Juni 1880: „Ich weiß noch 
nicht, ob ich annehmen werde, ob meine Geſundheit die Annahme 
erlaubt. Die Verhandlungen ziehen ſich ſo lange hin, daß der 


1 Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte I, 
S. 58 ff., 328 ff. 
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Wechſel erſt nächſtes Frühjahr eintritt.“ Seine Geſundheit war 
damals in der Tat eine ſchwankende. Aber doch wohl nur, weil 
er raſtlos tätig war und in der Semeſtertätigkeit vollſtändig auf⸗ 
ging. Er ſchrieb mir einmal im Jahre 1881: „Ich kann meine 
Kräfte nicht verzehnfachen, habe ſeit ¾ Jahren fo ſchon faft mit 
doppeltem Dampf gearbeitet. Wenn er in den Ferien Ruhe hatte, 
erholte er ſich ſchnell wieder, obwohl er auch in dieſen Ruhepauſen 
nie ohne Arbeit war. | 

Glücklicherweiſe für unſere Wiſſenſchaft fiel ſchließlich die Wag⸗ 
ſchale zugunſten der Überſiedlung aus. Zweifellos hätte Schmoller 
auch bei länger dauerndem Aufenthalte in Straßburg unſere Wiſſen⸗ 
ſchaft in ähnlicher Weiſe gefördert, wie er es in Berlin zu tun ver⸗ 
mochte. Aber er war doch in Berlin an einer Stelle, an der er 
mehr gefragt wurde, mehr Einfluß auf die tatſächliche Geſtaltung 
des deutſchen Wirtſchaftslebens gewinnen konnte. Auch für das 
Seminar bot Berlin ſchließlich eine beſſere Möglichkeit der Ent⸗ 
faltung, und ſo meine ich, hat man alle Urſache, dankbar zu ſein, 
daß er für die Reſidenz entſchied. Was er in den nahezu 
40 Jahren, die ihm hier noch beſchieden waren, geleiſtet hat, werden 
berufenere Federn zu berichten haben. Ich habe in der zweiten 
Hälfte ſeines Lebens nicht mehr die gleiche Fühlung mit ihm be⸗ 
halten, wie ich ſie in den ſiebziger Jahren hatte. 

Sein erſter Brief aus Berlin brachte mir eine Einladung, bei 
meiner bevorſtehenden Überſiedlung mit Frau und Kind, bei ihnen 
abzuſteigen. In Dorpat hatten ſich die politiſchen Zuſtände weſent⸗ 
lich verſchlechtert. Die ruſſiſche Regierung, durch die Slawophilen⸗ 
partei gehetzt und geſchürt, fing an, bedenklich ſich gegen das 
Deutſchtum zu wenden. Da galt es vor allem, an dem geiſtigen 
Mittelpunkte des baltiſchen Deutſchtums zu rütteln, wo patriotiſche 
Lieder ertönten, wo durch die häufigen Berufungen reichsdeutſcher 
Profeſſoren das Intereſſe an dem neuen deutſchen Reich immer 
wieder wachgerufen wurde, wo man nie aufhörte, ſich der deutſchen 
Abſtammung beſonders bewußt zu ſein und zu bleiben. Es vertrug 
ſich das alles ganz gut mit der Loyalität für das ruſſiſche Herrſcher⸗ 
haus, wenn auch die ruſſiſchen Inſtitutionen oft genug Gegenſtand 
des Spottes wurden. Sehr viele Studenten waren darauf an⸗ 
gewieſen, dereinſt nach beendeten Studien ihre Anſtellung im Innern 
des ruſſiſchen Reichs zu ſuchen, da die engere Heimat nicht alle be⸗ 
ſchäftigen konnte und die Rückwanderung nach Deutſchland immer 
nur wenigen Bevorzugten gelang. Somit beſtand keine feindliche 
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Stimmung gegen Rußland, das man nun einmal als Vaterland, 
wenn auch im weiteren Sinne, durch die politiſche Zugehörigkeit, 
anzuſehen gezwungen war. Aber man lehnte ſich gegen die boden⸗ 
loſe ruſſiſche Unwiſſenheit, gegen den ruſſiſchen Formalismus und 
Bureaukratismus auf, man wollte ſeine deutſche Eigenart, bei der 
man ſich wohlfühlte, und deren Betätigung ſicher zum Wohle des 
ganzen großen ruſſiſchen Reichs ausſchlug, nicht verlieren. Dieſes 
Feſthalten aber an den alten begründeten Vorrechten, dieſe Ab⸗ 
lehnung neuerer nicht zweckmäßiger ruſſiſcher Einrichtungen, wurde 
ſchon von der Regierung als Landesverrat ausgelegt, und man 
zögerte nicht, Dorpat ſeiner Eigenart zu berauben, die urdeutſche 
Hochſchule den nicht in gutem Rufe ſtehenden ruſſiſchen gleichzu⸗ 
ſtellen. Dazu kamen gewiſſe Unſtimmigkeiten in der Profeſſoren⸗ 
ſchaft, die einem den Aufenthalt verleideten. Mit wie großen Hoff⸗ 
nungen ich einſt eingezogen war, und wie ſchwer mir auch die 
Trennung von Eltern und Geſchwiſtern, von Verwandten und 
Freunden, von Studiengenoſſen und Bekannten wurde, ich griff doch 
zu, als ſich mir die Möglichkeit bot, als Regierungsrat an das 


Kaiſerliche Statiſtiſche Amt in Berlin überzuſiedeln. Niemals dürfte 


ſich eine Entſchließung beſſer bewährt haben als dieſe. Meine düſteren 
Prophezeiungen und Ahnungen, daß die Lage des Deutſchtums an 
der Univerſität Dorpat gezählt wären, ſind leider in einer Schärfe 
und in einem Umfange eingetroffen, wie ich damals allerdings nicht 
glauben konnte. 

Im Juni 1882 traf ich in Berlin ein und fand nach beſchwer⸗ 
licher Reiſe bei Schmollers die herzlichſte Aufnahme. In überaus 
gütiger Weiſe aufgenommen, erholten wir uns ſchnell von den 
Strapazen der langen Reiſe, und es gelang mir alsbald, eine 
unſeren Anſprüchen genügende Wohnung zu finden, ſo daß wir nach 
einer Woche die rührende Gaſtfreundſchaft der Familie Schmoller, 
die uns gerne noch viel länger zuteil geworden wäre, nicht mehr 
in Anſpruch zu nehmen nötig hatten. Die nun folgenden 2¼ Jahre 
waren für uns junge Leute eine ſchöne Zeit. Im nahen Verkehr 
mit ſo ausgezeichneten Männern und deren Familien wie Schmoller, 
Wagner, Meitzen, Böckh, unſeren Kollegen vom ſtatiſtiſchen Amte, 
Becker, von Scheel, Loſſow, Herzog, von Bergmann, von Seidlitz 
und anderen lebten wir uns nicht nur ſchnell ein, ſondern gewannen 
alle, die uns ihres Umgangs würdigten, von Herzen lieb. Mit 
Freuden denken heute, wo wir beide alte Leute geworden e 
meine Frau und ich, an jene goldenen Tage zurück. 
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Gleichwohl war Berlin mir nicht als Stätte meiner dauernden 
Wirkſamkeit beſtimmt. Mich zog es magiſch nach der verlorenen 
akademiſchen Freiheit zurück, und als durch den Weggang des 
Profeſſors Hermann Paaſche aus Roſtock nach Marburg in der 
mecklenburgiſchen Univerſität eine Vakanz entſtand, war ich herzlich 
froh, daß auf mich die Wahl fiel. Im Oktober 1884 ſiedelte ich 
nach Roſtock über, wo ich dann 13 Jahre in reicher Tätigkeit mich 
ergehen durfte und Land und Leute aufrichtig lieb gewann. 

Mit der Überſiedelung nach Mecklenburg wurde allmählich das 
Verhältnis zu Schmoller ein anderes. Friedrich Lienhard 
ſagt in einer ſeiner trefflichen Erzählungen: „Zu den ſchmerzlichſten 
und unbegreiflichſten Dingen dieſer Erde gehört das Auseinander⸗ 
wachſen ehedem befreundeter Herzen.“ So iſt es mir mit dem ver: 
ehrten Meiſter ergangen. Anfangs beſuchte ich ihn regelmäßig, ſo⸗ 
oft ich nach Berlin kam; dann ſchien es mir ſo, oder war es ſo, 
daß kühlerer Empfang mir wurde. Ich beſuchte ihn nicht mehr, 
und wenn wir uns am dritten Orte, auf den Verſammlungen des 
Vereins für Sozialpolitik oder einmal in Meeran oder Oberbozen 
trafen, war mit einmaligem Beſuche das Intereſſe erſchöpft. Dann 
kamen, wie es Lienhard ſchildert, Mißverſtändniſſe, erſt einzeln, 
kaum beachtet, dann häufiger und gefährlicher. Und mit den Miß⸗ 
verſtändniſſen Unbehagen, eine unbeſtimmte Nervoſität, eine Ahnung, 
daß ſich dieſe Feiertage der Freundſchaft erſchöpft hatten. Ich bin 
weder in ein Zerwürfnis noch in einen fatalen Briefwechſel mit 
dem gütigen Lehrer geraten, aber allmählich erſchlaffte das Inter⸗ 
eſſe, und es blieb für mich nur die Erinnerung. Zu ſeinem 
75. Geburtstage konnte ich ihm den erſten Halbband der neubear⸗ 
beiteten Auflage des dritten Bandes des Roſcherſchen Syitemd 
widmen und empfing ebenſo wie einige Jahre danach, 1917, für den 
zweiten Halbband treu⸗ und gutgemeinten Dank. Geſehen habe ich 
ihn in dieſer Zeit ſelten, zuletzt im Frühjahr 1917, als ich in meiner 
Eigenſchaft als Rektor der Univerſität Leipzig zur Gedächtnisfeier 
für Wilhelm Siemens in Charlottenburg war. Zum Geſpräch kam 
es indes damals leider nicht, da Schmoller ſich vor dem Ende 
der Feier wegbegeben hatte. So war ich doppelt betroffen, als bald 
danach feine. Todesnachricht in den Zeitungen zu leſen war. Selbſt 
nicht mehr im Beſitz voller Geſundheit, konnte ich nicht zur Be— 
erdigung nach Berlin fahren und mußte mich mit einem Telegramm 
an die Frau Profeſſor begnügen. „Wehmütig ergriffen von dem 
Heimgange des geliebten Lehrers,“ ſo depeſchierte ich, „erlaube ich 
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mir, hochverehrte Frau Geheimrätin, mein herzlichſtes Beileid zum 
Ausdruck zu bringen. Was der Verewigte für unſere Wiſſenſchaft 
geweſen, was ich perſönlich ihm zu danken habe, ſteht unauslöſchlich 
in meiner Seele eingegraben.“ Eine der letzten Rezenſionen, die 
Schmoller dann für ſein Jahrbuch niedergeſchrieben hat, hat 
meinem Referat auf der kirchlich⸗ſozialen Kriegstagung von 1916 
in Berlin: „Sozialpolitik nach dem Kriege“ gegolten !. So habe 
ich bis zuletzt mich ſeiner gütigen Freundſchaft zu erfreuen gehabt, 
die bei mir nur die dankbarſte Erinnerung an den großen Toten 


auslöſen kann. 


1 Heft 54 der Freien Kirchlich⸗ſozialen Konferenz, in dieſem Jahrbuch 41 
(1917, S. 995. 
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Beiprechungen 


Binding, Karl, Prof. Dr. jur. et phil.: „Zum Werden und 
Leben der Staaten.“ Zehn ſtaatsrechtliche Abhandlungen. 
München und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 


Ein Meiſter des Rechts nimmt Abſchied von ſeinem zweiten fach⸗ 
wiſſenſchaftlichen Lieblingsgegenſtande, dem Staatsrecht, „und dem ſeines 
Vaterlandes an erſter Stelle“. Er vereinigt eine Reihe von zerſtreuten 
Einzelarbeiten zu einem geſchloſſenen Bande. Aber was dieſer Band 
bringt, iſt nicht Staatsrecht allein, es iſt Recht, Geſchichte und ſtaats⸗ 
männiſches Wiſſen in gegenſeitiger Durchdringung. Staatsrecht, an 
Begriffen und Paragraphen allein gemeſſen, losgelöſt von allen anderen 
Wiſſen, iſt ja ein toter Gegenſtand. Die treibenden Kräfte, die Zu⸗ 
ſammenhänge der großen Ereigniſſe mit der Bildung des öffentlichen 
Rechts zu erforſchen und klarzuſtellen, iſt hier die Kunſt. So iſt es 
ein eigenartiger Zufall, daß dieſes Buch gerade in der Zeit der tiefſten 
Erniedrigung erſcheint, einer Zeit, in der immer noch traumverlorene 
Utopien jene Verblendung künſtlich zu halten ſuchen, die das von meiſter⸗ 
hafter Staatskunſt geſchmiedete Reich innerlich zerſetzte und dem Feinde 
zum Opfer brachte. 

In Bindings Werk ſpricht zu uns die ſcharfe Logik des Juriſten, 
die Abgeklärtheit des hoch über dem Getriebe der Parteien Stehenden 
und die brennende Vaterlandsliebe eines Mannes, der als ſiebenjähriger 
Knabe dem Einzuge des Vorparlaments in die Paulskirche beigewohnt 
und in ſeinen jungen Jahren „mit einem Herzen voll Jubel“ die Grün⸗ 
dung des Norddeutſchen Bundes und ſeine Erweiterung zum Reiche er⸗ 
lebt hat. So iſt das Packendſte in ſeinem Buch die Darſtellung der 
Ströme und Brandungen, die der Gründung des Reiches voraufgingen. 
Wie immer die Geſchichte die beſte Lehrmeiſterin der Staatskunſt ge⸗ 
weſen iſt, ſo kann auch aus dieſer Darſtellung jeder, der an der Ge⸗ 
ſtaltung der Geſchicke des heutigen Reiches tätigen Anteil nimmt, viel 
lernen. Alte Staatsweisheiten, die doktrinärer Parteigeiſt unſerer Zeit 
verneint, gewinnen neues Leben, ſie durchziehen das Werk als un⸗ 
geſchriebene Axiome. So iſt für Binding die Politik ein Spiel der 
Kräfte. Nicht Eigenwille Friedrich Wilhelms IV. war es, der ihn ver⸗ 
anlaßte, die Kaiſerkrone abzulehnen, ſondern der Druck von außen war 
zu ſtark, die Feindſchaft Oſterreichs, die Eiferſucht Frankreichs, der 
Unwille des Zaren. Und demgegenüber ſtand das preußiſche Heer 
nicht auf der Höhe ſeiner Aufgaben. Wie richtig Binding die Staats⸗ 
notwendigkeiten erkennt, das zeigt insbeſondere ſeine ſcharfe Stellung⸗ 
nahme in dem heute wundeſten Punkte deutſcher Politik, der Polenfrage. 
Gegenüber den „kosmopolitiſchen Deklamationen von der Schonung des 
Polentums“ in der Paulskirche führt er Wilhelm Jordan ins Feld, der 
in mächtiger Rede das deutſche Volk aufrief, endlich einmal zu geſundem 
Volksegoismus zu erwachen. „Hat der Deutſche die Wälder gelichtet, 
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die Sümpfe getrocknet, den Boden urbar gemacht, Straßen und Kanäle 
angelegt, Dörfer gebaut und Städte gegründet, um den Epigonen des 
exilierten hundertköpfigen polniſchen Deſpotentums neue Schmarotzer⸗ 
neſter zu bauen?“ Aber auch ſonſt: wenn die Geſchichte in den letzten 
Jahrzehnten das einſt ſo dünkelhafte Urteil über das Parlament in der 
Paulskirche ganz gewaltig revidiert hat, ſo gebührt kein geringer Anteil 
daran gerade Binding in ſeiner ſchon 1892 gehaltenen, hier wieder⸗ 
gegebenen Feſtrede. Schrader fand einſt in ihr „das gerechteſte und 
zugleich gründlichſte Urteil über das Frankfurter Werk“ (Erfahrungen 
und Bekenntniſſe, Berlin 1900, S. 24). So manches ſcharfe Schlag⸗ 
licht wirft Binding erneut auf die Verhandlungen in Frankfurt, und 
dieſe ſind von beſonderem Intereſſe, weil ſie mit den Grundlagen der 
Verfaſſung Fragen berühren, die wie Unitarismus, Föderalismus, 
Staatsoberhaupt und Heer auch unſere Zeit bewegen. Und er zeigt 
vor allem, wie die Verſammlung das Vorbild eines Parlaments ge⸗ 
weſen „durch die Fülle wahrhaft bedeutender politiſcher und oratoriſcher 
Talente, durch den Schwung ihrer Energie, den Adel ihrer Geſinnung“, 
„durch den ſelbſtloſen Reſpekt vor ihrer Aufgabe, durch die Klarheit 
ſtaatsrechtlicher Erkenntnis, und die Fähigkeit ſittlichen Willens“. Das 
klingt, im Jahre 1892 geſprochen, wie vorausſchauender Tadel über 
eine ſpätere Zeit. Aber zugleich klingt es aus in dem für Frankfurt 
tragiſchen Ergebnis, daß beſter Wille und ſtaatsmänniſche Einſicht zu⸗ 
nichte werden, wenn letzten Endes nicht die Macht dahinterſteht. — 


Feſſelnd, wenn auch nicht wie das Frankfurter Parlament ſo ſehr die 


heutige Zeit berührend, iſt die hiſtoriſche Darſtellung des deutſchen 
Bundesſtaates anf dem Erfurter Parlament von 1850. Außerordentlich 
lebenswahr treten die Perſönlichkeiten jener Zeit in die Erſcheinung, 
ſo Radowitz, deſſen Tätigkeit übrigens Binding anders einſchätzt, als 
Bismarck es in ſeinen Gedanken und Erinnerungen tut, Simſon, 
Auerswaldt, Rochow, Stahl, über den das Urteil nicht ſehr günſtig 
ausfällt, und zum erſten Male Bismarck ſelbſt. In allem ſteht hier 
mit der öſterreichiſchen Frage die Politik im Vordergrunde. Für die 
Rechtswiſſenſchaft iſt weniger Raum, ſie kommt erſt im folgenden zur 
Geltung in Bindings bekannter Auffaſſung von der rechtlichen Bewer— 
tung der Gründung des Norddeutſchen Bundes und des Reiches. Hier 
gerade zeigt ſich der Meiſter in der Verbindung von Recht und Ge⸗ 
ſchichte. Aber auch zu rein dogmatiſchen Erörterungen leitet ihn jener 
Gründungshergang über, zu einer bisher un veröffentlichten, im Jahre 
1919 geſchriebenen Auseinanderſetzung mit Kunze über deſſen Geſamt⸗ 


aktstheorie. Binding glaubt in ihr einen Gegenſatz zu finden zu dem 


von ihm geprägten Begriff der „Vereinbarung“, und verwahrt ſich dagegen, 
daß der von Kuntze aufgeſtellte, vorher ſchon von Gierke gelegentlich 
gebrauchte Begriff des „Geſamtaktes“ mit dem der „Vereinbarung“ 
als gleichbedeutend gebraucht wird. Inwiefern ſich beide Theorien bei 
ihrer gemeinſam gegenſätzlichen Stellung zum Begriff des Vertrages 
mit einander vereinigen laſſen, das zu unterſuchen, würde hier zu weit 
führen. Jedenfalls aber geben Bindings neueſte Ausführungen dem 
Juriſten eine Fülle von Anregungen, wobei der kriminaliſtiſche Ein⸗ 
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ſchlag in der Beweisführung nur ihren. Reiz erhöhen kann. — Die 
im folgenden wiedergegebenen Vorträge „Die rechtliche Stellung des 
Kaiſers im Deutſchen Reiche“ und „Kaiſer und Heer“ erwecken heute 
ſchmerzliche Empfindungen: „Möchten nie die Tage kommen“, ſchreibt 
Binding, „wo die Troſtloſigkeit unſeres Volkes ſingen würde von Wil⸗ 
helm I., dem Gütigen, dem treueſten Freund ſeines Volkes, der un⸗ 
geſtorben nur ſchlummert bis ihn beſſere Zeit weckt! Der ſchlummernde 
Barbaroſſa ſoll nie einen Nachfolger finden!“ — Die nun folgenden 
Abhandlungen über das Problem der Bildung der Parlamente und der 
Volksverſammlung des Freiſtaates iſt eine Erweiterung von Artikeln, die 
am 13., 14. und 15. November 1917 im „Tag“ erſchienen ſind. Ebenſo 
gibt das Kapitel über „die Notwehr der Parlamente gegen ihre Mit⸗ 
glieder“ eine frühere Veröffentlichung wieder. Eine Beſprechung der 
darin geäußerten Anſchauungen iſt hier nicht am Platze, ſie würde tief 
in die juriſtiſchen Grundprobleme ſtaatlichen Wollen und Handelns ein⸗ 
dringen müſſen. Rein juriſtiſchen Inhalts iſt endlich die letzte, bisher 
nicht veröffentlichte und wiſſenſchaftlich äußerſt wertvolle Abhandlung 
über die miniſterielle Gegenzeichnung und ihre Folgen. 
Breslau, den 2. Dezember 1921 Helfritz 


Bonn, M. J.: Die Auflöſung des modernen Staats. 
| Berlin 1921. 44 ©. | 


Bonns neuere Veröffentlichungen gehen zumeiſt von tages⸗ 
politiſchen Zielſetzungen aus, ohne auf verläßliche geſchichtliche Fun⸗ 
dierung Anſpruch zu machen. Das Urteil, welches ſeine Broſchüre 
„Herrſchaftspolitik und Handelspolitik“ geradezu herausfordert — vgl. 
Lenz, Staat und Marxismus, S. 42 —, darf vorliegender Arbeit 
gegenüber poſitiver lauten; ſie bietet beachtliche Beiträge zum Ver⸗ 
ſtändnis der deutſchen Zeitgeſchichte, ohne freilich die Grundbegriffe 
„Staat“ und „Geſellſchaft“ tiefer zu verankern. Allgemeinheiten, wie 
fie gleich der Anfang (S. 5 — 12) zeitigt, zeigen einen Rückſchritt hinter 
den Erkenntnisſtand, den der geſchmähte „Hiſtorismus“ uns geſichert 
haben ſollte. Es wird Zeit, das 19. Jahrhundert in Schmollers 
Geiſt zu unterſuchen, anſtatt es mit Schlagworten vom Obrigkeitsſtaat 
u. a. abzutun. Daß unſere Wirtſchaftspolitik im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert von unfähigen ariſtokratiſchen Dilettanten, dagegen im 
19. von einem neugeſchaffenen Berufsbeamtentum geleitet worden ſei, 
gehört zu den haltloſen Ergebniſſen ſolcher Arbeitsweiſe. Vor⸗ 
wiſſenſchaftliche äſonnements nach Art von Thomas Paine oder auch 
Kautsky drücken unſeren Standard herunter. 

Von haltbaren Bemerkungen notiere ich (S. 14), daß eine Demo⸗ 
kratie oft vor „dauernden Minderheiten, die ſich nie in Mehrheiten 
verwandeln können“, ſteht. Der Widerſpruch löſt ſich meines Erachtens 
dahin auf, daß Parteiherrſchaft innerhalb einer Nation lebensvoll fein 
kann, daß jedoch ihr Prinzip wechſelnder Mehrheitsbildung dort ſtets 
verſagt, wo der Nation geſchichtlich weſensfremde Teile eingefügt ſind. 
Dieſen gibt die formale Demokratie keine Chancen; ſie verdeckt nur 
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den zugrunde liegenden Staatszwang und läßt widerwilligen Unter⸗ 
worfenen nur die Wahl zwiſchen Oppoſition und Umſturz. Demokratie 
iſt eben kein Allheilmittel, ſondern — wie jede Staatsform — dienſt⸗ 
bar der Nation. Es bleibt Sache der allgemeinen Staatslehre, unter 
dieſem zentralen — letzthin außenpolitiſchen — Blickpunkt die natio⸗ 
nale Willensbildung in Parteien und Parlament zu gliedern. Hier 
liegen auch die Wurzeln einer jeden „nationalen Demokratie“. Die 
angelſächſiſchen Verfaſſungen bieten ein Vorbild, auf das ſchon Hasbach 
und Schmoller unſere Staatsrechtler hingewieſen haben. 

Da Bonn nur eine „Staatsmaſchine“ und einen menſchen⸗ 
verſchlingenden „Leviathan“ kennt — demokratiſch⸗ marriftifcher Üiber- 
lieferung folgend —, ſieht er auch fein eigentliches Thema unſcharf: 
die Aushöhlung des modernen Staats durch das Handels- und In⸗ 
duſtriekapital. Seine Antitheſen umſchreiben tagespolitiſche Schlag⸗ 
worte und ſind in ſich öfters widerſpruchsvoll (zum Beiſpiel S. 23 
über die politiſche Willensbildung); das Verhalten weſensfremder 
Minderheiten zum Geſamtwillen wird gar nicht weiter unterſucht. 
Dagegen greift Bonn den berufſtändiſchen Gedanken auf, dem ich 
perſönlich eine ſtarke Zukunft prophezeien würde; Stand und Klaffe 
werden kontraſtiert, freilich ohne ihr Weſen zu ergründen. Wirtſchafts⸗ 
parlament und Wirtſchaftsprovinzen werden richtig gedeutet als Ver⸗ 
ſuche, einen „Wirtſchaftsſtaat“ neben und über der „formalen Demo⸗ 


kratie“ zu bauen. Da Bonn Staat = Regierung ſetzt, kann er von 


einer Auflöſung des Staats durch die modernen „Gildenpolitiker“ 
ſprechen; ſeine einzelnen Bedenken wider eine Aufſplitterung des Staats 
in ſelbſtregierende Gilden ſind keinesfalls von der Hand zu weiſen. 
Bonns Schrift bleibt darum bemerkenswert, weil ſie den Über⸗ 
gang vom formal⸗demokratiſchen zum berufsſtändiſchen Gedanken erörtert. 
Von England bis Rußland ſchlägt hier eine Welle an Europas Ufer, 
die manche rechtsphiloſophiſche und ſoziologiſche Stützen unſerer öffent⸗ 
lichen Meinung erſchüttern dürfte. | | 
Gießen Friedrich Lenz 


Mitſcherlich, Woldemar: Der Nationalismus Weſt⸗ 
europas. Leipzig 1920, C. L. Hirſchfeld. XV u. 373 S. 


Mitſcherlich geht, wie man von ihm gewohnt iſt, auch in dieſer 
Unterſuchung einem doppelten Zweck nach, dem ſoziologiſchen und dem 
geſchichtlichen, richtiger dem empiriſchen. Dem erſten dient die begriff⸗ 
liche Grundlegung. Sie entfaltet die gedankliche Stellungnahme. 
Mitſcherlich umreißt ſeine Aufgaben ſo: der Nationalismus iſt ihm 
eine Form der Individualiſierung, der Individualiſierung natürlich der 
Gruppen, die er aber (S. 16) mit gutem Recht in Beziehung zu dem 
in irgendeinem Sinn analogen Vorgang der fortſchreitenden Indivi⸗ 
dualiſierung des Einzelnen ſetzt. Man vermißt hier ſcharfe Begriffs- 
umgrenzungen: der Nationalismus müßte in Nationalgefühl und 
Nationalbewußtſein zerlegt werden; daß unter ihm bewußter Nationalis⸗ 
mus verſtanden werden ſoll, wäre richtig ausdrücklich zu ſagen. Nicht 
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glücklich erſcheint die Prägung des Gegenbegriffes, des Univerſalismus: 


unter ihm iſt gleichermaßen das Gemeinſchaftsgefühl der engen Gemein⸗ 
ſchaften der frühen Entwicklungsalter (S. 17) und das Weltbürgertum 
ſpäter Zeiten (S. 330) verſtanden. Die erſte Bedeutung läßt das 
Wort nicht vermuten und es iſt ſchwer die zweite, an ſich dem Sprach⸗ 
gebrauch nahe liegende, anzuwenden, wenn man ſich erinnert, daß der 
gleiche Ausdruck für das Gemeinſchaftsgefühl einer etwa dörflichen Gruppe 
benutzt wurde. Für die Abfolge der Intenſitätsgrade des Nationalis⸗ 
mus unterſcheidet Mitſcherlich drei Stufen (die er ſprachlich nicht ganz 
glücklich Sozialſtufen nennt); die erſte, bei den weſteuropäiſchen Völkern 
(zu denen er die Deutſchen und Skandinavier mitzählt) bis ins 12. 
und 13. Jahrhundert reichend, die ſo gekennzeichnet wird: das Sozial⸗ 
leben mit naivem unbewußtem Individualismus des Einzelnen wie der 
Gruppen. Die zweite, bis zum Ende des 18. Jahrhunderts reichend: 
das Sozialleben mit bewußtem Individualismus des Einzelnen und un⸗ 
bewußtem Individualismus der Gruppen. Die dritte fügt zu dem be⸗ 
wußten Individualismus des Einzelnen den der Gruppen. | 

- Mitfcherlich hat dieſer Grundlegung einen erfahrungswiſſenſchaft⸗ 
lichen, ausführenden Teil beigegeben, der in geſchichtlicher Anordnung 
auftritt. Mitſcherlich verwahrt ſich aber ausdrücklich dagegen, daß dies 
im Sinn einer genetiſchen Auffaſſung geſchehen ſoll. Er bekennt ſich 
vielmehr zu einer Rehmke entliehenen Pluralitätstheorie (S. 50 f.), 
für die er aber nur eine theſenhafte Formulierung, noch nicht einen 
Beweis darbietet. Der Angriff, der hier auf ein ſo weſentliches Ordnungs⸗ 
prinzip (wie Mitſcherlich gut ſagt) wie den Entwicklungsgedanken aus⸗ 
geführt wird, ſetzt im günſtigſten Fall lediglich eine Behauptung an 
die Stelle einer anderen, an die Stelle des Auseinander der in der 


Zeit ſich folgenden Zuſtände, nämlich ein Nebeneinander, ein Entſtehen 


der neuen Daſeinsformen, unabhängig von den alten. Wo aber 


Mitſcherlich in ſeiner Formelreihe die den geſchichtlichen Werdegang von 


Zuſtand zu Zuftand führenden Urſachen &, 8, y ſieht, ſagt er nicht. 
Sollen ſie nicht außerhalb der autogenen Werdensreihen angenommen 
werden, und das iſt ja nur in Ausnahmezuſammenhängen der Fall, ſo 
gehören ſie doch dem Trakt dieſer Werdensverkettungen an und müſſen 
wiederum aus ihnen erklärt werden. Nichts anderes aber tut die von 
Mitſcherlich hier ſo entſchieden verworfene, anderwärts (S. 14) ſchon 
als Entwicklungsmetaphyſik ironiſierte entwickelnde Geſchichtsauffaſſung. 
Immerhin wird dieſe einen ſolchen, wie jeden anderen Angriff als Vor⸗ 
teil zu verzeichnen haben, da er nur wieder eine neue Aufforderung zu 
der Selbbeſinnung, zu der exakten Durchprüfung ihrer begrifflichen 
Grundlagen darſtellt. Mitſcherlichs Vorſtoß aber wird in Frage geſtellt 
nicht allein durch ſeinen Mangel an Beweiskraft, nein noch weit mehr 
dadurch, daß der ausführende, d. h geſchichtliche Teil ſeiner Darlegungen 
ganz durchſetzt und beherrſcht iſt von entwicklungsgeſchichtlichen Grund⸗ 
ätzen. 

* Das 1. Kapitel dieſer Ausführung iſt dem Mittelalter, als dem 
nationalloſen Zeitalter, wie Mitſcherlich mit unmöglicher Wortbildung 


ſagt, gewidmet. Eine gut orientierende, ganz ſummariſche Überſicht über 
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die un⸗ und übernationalen Beſtandteile der mittelalterlichen Geiſtes⸗ 
und Geſellſchaftsbildung iſt gegeben. Das 2. Kapitel gilt dem ſpäten 
Mittelalter und der neueren Zeit, die Mitſcherlich als den Zeitraum 
des Frühnationalismus zuſammenfaßt. In beiden fällt auf, daß 
Mitſcherlichs Darſtellung nicht vorzüglich da einſetzt, wo man es dann 
am eheſten erwarten ſollte, wenn ſie, wie ſie eigentlich ihrer ganzen 
Stellungnahme nach beabſichtigt, von ihrem Gegenſtand als einer Frage 
der Bauform des germaniſch⸗romaniſchen Völkerkreiſes handelt. Faſt 
untrennbar ſind die Entwicklung der europäiſchen Staatengeſellſchaft und 
die Entſtehung des modernen Nationalismus (man vergleicht vielleicht 
die Abhandlung, die dieſe Aufſchrift trägt: Zeitſchr. f. Kulturgeſch. VI, 
VII [1898/99], mit der Fortſetzung: das erſte Vierteljahrhundert euro⸗ 
päiſcher Polititik im Zeitalter der Renaiſſance; Allgemeine Zeitung, 
Beilage, 17. bis 19. Januar 1900) miteinander verbunden. Von da 
aus geſehen iſt die Entſtehung des neueuropäiſchen Nationalismus als 
ein Vorgang fortſchreitender Differenzierung des urſprünglich faſt ein⸗ 
heitlichen Staatenkomplexes angeſehen worden. Und ganz beſtimmten Er⸗ 
eigniſſen wie dem hundertjährigen engliſch⸗franzöſiſchen Krieg und dem 
dumpfen Aufſchrei des damals zuerſt geweckten Nationalgefühls in der 
Geſtalt der Johanna von Orleans oder der Teilung Polens, der eine 
ähnliche Rolle für die Erweckung des bewußten Nationalismus zukommt; 
Tatbeſtänden, von denen Mitſcherlich gar nicht Notiz nimmt, iſt im Zuge 
dieſes Geſchehens die weſentlichſte Bedeutung zuzuſchreiben. 

Unſcharf erſcheint der Begriff der Sozialiſierung (S. 113) heraus⸗ 
gearbeitet: das Mittelalter iſt doch wahrlich eine Zeit überſtarken Ge⸗ 
meinſchaftsdranges; wie iſt es möglich, von ſeiner Schwäche die Schwäche 
des Nationalismus abzuleiten? Im Gegenteil, in Deutſchland, in 
Italien iſt die überſtarke Differenzierung der Glieder, die ſich auf dem 
Wege der Sozialiſierung vollzog, die Urſache der ſtaatlichen Zerſplit⸗ 
terung geweſen, die Mitſcherlich in eine vielleicht allzu nahe Beziehung 
zum Nationalismus ſetzt. Für die neuere Zeit wenigſtens ſcheint die 
Bedeutung der innerſtaatlichen Entwicklung für den Nationalismus zu 
hoch bewertet: hier überſieht Mitſcherlich, daß es auch ein vom Nationa- 
lismus deutlich zu unterſcheidendes Staatsgefühl und Staatsbewußtſein 
gab, zum Beiſpiel in dem Preußen Friedrichs des Großen. 

Im letzten Kapitel, das dem 19. Jahrhundert als der nationaliſti⸗ 
ſchen Zeit gewidmet iſt, wünſchte man wohl die geiſtige und die poli⸗ 
tiſchen Wurzeln des neuen Gedankens viel tiefer und umfaſſender aus⸗ 
gegraben zu ſehen. Hier wie dem ganzen Buche gegenüber wird der 
Geſchichtsforſcher den ſeufzenden Wunſch nicht unterdrücken können, alle 
die Einzelforſchungen, deren Ergebniſſe ein ſoziologiſcher Eſſai, wie der 
von Mitſcherling vorgelegte, als Bauſteine ſeiner Natur nach erfordert, 
möchten heute ſchon bereit liegen. 

Gar nicht aber dürfte daraus der Schluß gezogen werden, daß die 
Zeit für dergleichen Zuſammenfaſſungen überhaupt nicht gekommen ſei. 
Die Geſellſchaftslehre, in deren Dienſt Mitſcherlich ſein Buch ſtellt, hat 
nicht Zeit mit ihren Frageſtellungen zu warten, und der Geſchichts⸗ 
forſchung wird ein Dienſt durch ſie ſelbſt dann erwieſen, wenn die heute 
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möglichen Antworten nur partielle fein können. Auch der Soziologe 
wird Bedenken nicht zurückſtellen können: inſonderheit dem letzten 
Abſchnitt gegenüber wird er den Mangel einer überzeitlichen Stellung⸗ 
nahme über dem Nationalismus und ſeinen Gegenſtrömungen als einen 
Mangel an wiſſenſchaftlicher Sachlichkeit empfinden. Der Narionalis⸗ 
mus, wie er, noch nicht gar lange, entſtanden iſt, kann auch wieder 
verſchwinden. Eine im tiefſten Sinn geſchichtlich geſchulte Geſellſchafts⸗ 
lehre muß, wie ſie in allen Vergangenheiten abzuſchätzen verſteht, was 
ihnen an den grenzſetzenden Merkmalen und Urbeſtandteilen ſpäterer 
Entwicklungsabſchnitte abgeht, auch die eigene Gegenwart an ganz anders, 
ja entgegengeſetzt gearteten Zukunftsmöglichkeiten zu meſſen trachten. 

Die Grenzlinie gegenüber den Mannigfaltigkeiten des wirklichen 
Verlaufes, die Mitſcherlich für ſeine ſoziologiſche Arbeit zieht, wird auch 
der überwiegend ſoziologiſch Intereſſierte gern noch weiter hinein in das 
Land der geſchichtlichen Beſonderheiten und Gegebenheiten vorgeſchoben 
ſehen. Die Schärfe der ſoziologiſchen Begriffsbildung würde nicht ge⸗ 
ſchwächt, ſondern verſtärkt, wenn hier etwa eine ſichere morphologiſche 
Unterſcheidung des im ſpaniſchen und des im preußiſchen Befreiungs⸗ 
kampf gegen Napoleon wach gewordenen Nationalismus aufgeftellt würde. 
Nach all dieſen Vorbehalten wird man Mitſcherlichs Buch, das eine 
Fülle einzelner Anregungen mit einer geſchloſſenen Reihe durchaus halt⸗ 
barer begrifflicher Grundlegungen vereinigt, als einen wertvollen Beitrag 
zur geſchichtlichen Geſellſchaftslehre willkommen heißen. 

Rehbrücke bei Potsdam Kurt Breyfig 


Tönnies, Ferdinand: Gemeinſchaft und Geſellſchaft. 
Grundbegriffe der reinen Soziologie. Dritte, durchgeſehene Auf⸗ 
lage. Berlin 1920, Karl Curtius. = 


Das Buch von Tönnies iſt in der bunten und merkwürdigen 
Literatur der deutſchen Soziologie eines der merkwürdigſten. Lehrhaft 
und volkstümlich und doch zugleich verſonnen und weltabgewandt, hat 
es ſich einen eigentlich feſten Platz in der Forſchung auch mit drei Auf⸗ 
lagen noch nicht erobert. Während Othmar Spanns „Geſellſchaftslehre“ 
(S. 244) es abſchätzig ein „Gemiſch von Naturrecht und Marxismus“ 
nennt, ſtellt Max Webers poſthumer Torſo „Die Wirtſchaft und die 
geſellſ ſchaftlichen Ordnungen und Mächte“ (Grundriß der Sozialökonomik 
3, 1, Tübingen 1921, S. 1, 22), wie ich meine mit beſſerem Recht, 
den Hinweis auf das „schöne, grundlegende Werk“ als (neben Simmel) 
einzige ſoziologiſche Literaturangabe an die Spitze ſeiner Betrachtungen. 
Kritiſche Außerungen über das Buch hat neuerdings G. v. Below, der 
ja in Tönnies mit richtigem Bewußtſein eine der ſtärkſten Poſitionen 
der Soziologie als Sonderwiſſenſchaft angreiſt, im Weltwirtſchaftlichen 
Archiv 16, 522 zuſammengeſtellt. Ich glaube, daß ſie alle an der Ober⸗ 
fläche oder an Unweſentlichem haften bleiben. Ich darf kurz verſuchen 
zu ſagen, warum. 

Stofflich hat Tönnies in der Tat ſeine ganze Lehre auf den von 
Sir Henry Maine zuerſt ſyſtematiſch aufgeſtellten Gegenſatz zwiſchen 
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der natürlichen und der künſtlichen Verbandsbildung gebaut, deren 
Namen er in den Titel ſeines Werkes ſetzte. Mehr ergänzend als 
polemiſch iſt dazu noch letzthin von M. Weber (a. a. O. S. 22) und 
mir (Verſuche einer Geſellſchaftswiſſenſchaft S. 50 ff.) betont worden, 
wie ſich in der ſoziologiſchen Erfahrung dieſe beiden Bildungsprinzipien 
fortwährend miſchen und überſchneiden, jede Vergemeinſchaftung auf 
die Dauer auch mit „geſellſchaftlichen“ Mitteln (im Sinne Tönnies') 
arbeiten und keine Vergeſellſchaftung ſich am Ende von gefühls mäßigem 
Gemeinſchaftshandeln freihalten wird. Ferner: Wenn man die Be⸗ 
gründung von Tönnies' Syſtematik durch feine Theorie vom gemein⸗ 
ſchaftsbildenden Weſenwillen und geſellſchaftlichen Kürwillen als em⸗ 
piriſche Pſychologie auffaßt, wird man unbefangenerweiſe j ſchwerlich 
umhin können, v. Below „eine gewiſſe ſcholaſtiſche Starrheit“ der Ter⸗ 
minologie zuzugeben. Allein mir ſcheint, man braucht weder die Syſte⸗ 
matik von „Gemeinſchaft“ und „Geſellſchaft“ ſo ausſchließend noch die 
Tönniesſche Willenstheorie ſo pſychologiſch zu verſtehen, daß man mit 
den erwähnten Vorbehalten mehr als die Darſtellung des Buches trifft. 
Das Weſentliche möchte ich bei dem einen wie dem andern in der logi⸗ 
ſchen Entſchiedenheit und künſtleriſchen Eindrücklichkeit ſehen, womit hier 
zwei in der neueren deutſchen Soziologie viel zu wenig beherzigte Ver⸗ 
fahrensweiſen, geſchult an engliſchen Urbildern, aber ſie weit hinter ſich 
laſſend, geübt werden: Der Realismus einer gegenſtändlichen, eben mehr 
als pſychologiſchen Geſellſchaftsbetrachtung und der Rationalismus einer 
nicht bloß relativiſtiſchen, noch das Gefühl und die Leidenſchaft ſtreng 
wertenden Normenforſchung. 

In der Stellungnahme zu dieſen Grundrichtungen ſoziologiſcher 
Methode herrſcht ja heute noch bei uns die größte Verwirrung, wie ſie 
beiſpielsweiſe in den verſchiedenen Beurteilungen meiner „Geſellſchafts⸗ 
wiſſenſchaft“ zutage getreten iſt. So hat Spann (Conrads Jahrbücher 
115, 165 ff.) die Rückkehr zu einer ſoziologiſchen Wertlehre begrüßt, 
aber die pſychologiſche Grundlegung der ſoziologiſchen Kategorien als ab⸗ 
wegig bezeichnet, L. v. Wieſe (Kölner Vierteljahrshefte für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaften 1, 70 ff.) gerade umgekehrt die Ergänzung der Sozialpſychologie 
durch eine Theorie der ſoziologiſchen Objekte verworfen und vor einer 
Bemengung der Soziologie mit den Wertungen der Staats⸗ und Rechts⸗ 
wiſſenſchaft gewarnt. In Wahrheit wehren ſich hier, im Grunde von 
überlieferten Zufalls⸗ und Fachvorurteilen aus, einſeitige Anſchauungen 
des rein nationalökonomiſchen und rein pſychologiſchen Soziologiebetriebs 
gegen die ſo notwendige Zuſammenſetzung dieſer und noch anderer Frage⸗ 
ſtellungen zu einer Methode, die eben weder Wirtſchafts⸗ noch Pſycho⸗ 
ſoziologie zu ſein hätte, ſondern (nach Tönnies Ausdruck) „reine Sozio⸗ 
logie“. Sieht man nämlich genauer zu, ſo iſt es, wie namentlich 
M. Weber auch neuerdings (a. a. O. S. 31) wieder mit Fug betont 
hat, gar nicht fo ſehr das eigentlich Pſychiſche im Sinne, ſei es ex⸗ 
perimenteller Individualpſychologie, ſei es phänomenologiſcher Deſkription, 
worauf die Erkenntnis der geſellſchaftlichen Vorgänge als ſolcher aus⸗ 
geht, ſondern die Entdeckung des „Sinnes“ ſozialer Gebilde, der min⸗ 
deſtens ebenſoſehr wie im Pſychiſchen in beſtimmten Konſtellationen 
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der Objektwelt dazu (ich habe dafür die ſchlichte Bezeichnung „pſycho⸗ 


phyſiſch“ gewählt) geſucht werden muß. In dieſem „Sinne“ nun 
ſcheint mir Tönnies' Willenspſycholdgie trotz all ihres Scholaſtizismus 
noch immer eine hervorragende Führerin. Es iſt kein Zufall, daß 
Tönnies der einzige namhafte deutſche Soziologe iſt, der ſein Syſtem 
weder auf zufällige Gebiete der Subjektivität, wie Mode, Erotik, Ge⸗ 
ſelligkeit, Rechenhaftigkeit und ähnliches, noch auf das methodiſch genau 
ſo zufällige Gebiet der wirtſchaftlichen Objektivität allein, ſondern auf 


eine Geſamtkonzeption der geſellſchaftlichen Entwicklung überhaupt, d. h. 


des geſchichtlichen Lebens, begründet hat. Und wenn er dabei zu einer 
Fortbildung der Hegelſchen Geſchichtsphiloſophie gelangt, die im Unter⸗ 
ſchied von der deutſchen Romantik zum Teil auf den Wegen der weſt⸗ 
europäiſchen Poſitiviſten und des anderen deutſchen Hegelumbildners, 
Karl Marx, geht, ſo beweiſt das doch äußerlich höchſtens (gegen Spann 
und v. Below), daß von den rein idealiſtiſchen (beſſer: myſtiſchen) 
Grundlagen Hegelſcher Identitätsphiloſophie aus eine einheitliche Er⸗ 
faſſung der Geſellſchaft als Entwicklung mit den Mitteln heutiger ſozio⸗ 
logiſcher Forſchung bisher nicht möglich geweſen iſt. 

Das iſt aber nur die eine Seite der Frage nach Tönnies' metho⸗ 
diſchem Verdienſt. Die andere liegt da, wo jüngſtens ſelbſt M. Webers 
großartiger Entwurf einer „verſtehenden Soziologie“, wie ich glaube 
nicht mit Unrecht, von J. Kelſen (Vierteljahrsſchrift für Volkswirtſchaft 
und Sozialpolitik N. F. 1, 104 ff.) der Kritik unterworfen worden iſt. 
Es iſt die Frage, ob die „Wertfreiheit“ der ſoziologiſchen Forſchung 
ſo weit getrieben werden darf, auch die zentralen Wertkomplexe der 
menſchlichen Geſellſchaft, Sittlichkeit, Recht und Staat, dauernd nur 
entweder als gleichgeordnet jedem anderen verbandsbildenden Prinzip 
oder überhaupt als aus dem Rahmen ſoziologiſcher Betrachtung heraus⸗ 
fallend zu behandeln. Wenn Kelſen meines Erachtens ſchlüſſig nach⸗ 
weiſt, daß M. Weber eine ſolche Haltung zwar anſtrebt, aber nirgends 
wirklich durchzuführen vermag, ſo entſpricht das ganz dem „natur⸗ 
rechtlichen“ Standpunkt, den Tönnies im letzten Teil ſeines Buches 
ſoziologiſch zu begründen unternimmt, und den ihm Spann zu nicht 
geringerem Vorwurf macht als jenen Realismus. Ich ſehe voraus, 
daß, ebenſo wie auf dem Gebiet der ſoziologiſchen Tatſachenforſchung 
die Scheu vor allen naturwiſſenſchaftlichen Anklängen, auf dem Gebiet 
der ſoziologiſchen Normenforſchung die Scheu vor dem „Naturrecht“ 
dank den Arbeiten von Kelſen, Nelſon, Wolzendorff und anderen all⸗ 
mählich ſchwinden oder doch auf das rechte methodiſche Maß beſchränkt 
werden wird. Ich hoffe, demnächſt in der Münchner Erinnerungsgabe 


für Max Weber in einem Aufſatz über „Soziologie und Staatswiſſen⸗ 
ſchaft“ darüber mehr vorzulegen. Hier muß es genügen, wiederum die 


Tatſache feſtzuſtellen, daß Tönnies als einziger deutſcher Soziologe ſich 
überhaupt mit dem Problem nicht bloß der Normhaftigkeit alles Sozialen, 
ſondern der Gültigkeit beſtimmter Normen in der Geſellſchaft beſchäftigt. 
Auch inſofern erneuert er die große Überlieferung unſerer klaſſiſchen, 
in Hegel ja erſt an der Grenze des Relativismus angelangten Staats⸗ 
und Rechtsphiloſophie. Ohne dieſe wird die Soziologie vielleicht allerlei 
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Erkenntnisgebieten dienen können, die fie (wie Nationalökonomie oder 
Pſychologie) nur ſehr zögern dund widerwillig gebrauchen, niemals aber 
den Zentralgebieten ſozialer Problematik, wo Lehre und Leben des Staats 
und des Rechts gerade von ihr ihre Wiedergeburt erwarten. 


Berlin⸗ Grunewald Carl Brinkmann 


Leſſing, Theodor: Geſchichte als Sinngebung des Sinn⸗ 
loſen !. München 1919, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. 
Oskar Beck. VIII, 299 S. Preis geh. 6.— Mk., geb. 8.50 Mk. 


Die größten Anforderungen hat ſich der Verfaſſer mit dieſem 
Buch geſtellt: „mit ſtetem Hinblick auf alle kommenden Geſchlechter 
der Menſchheit“ (III) ſoll es geſchrieben ſein, und es wünſcht „den 
erſten entſchiedenen Verſuch zu einer hiſtoriſchen Kategorienlehre dar- 
zubieten“ (5), indem es „für das kleine Gebiet der Geſchichtsforſchung 
das zu leiſten“ ſich zur Aufgabe macht, „was Kant für die Gegenſtands⸗ 
welt fordert: ‚Nicht die menſchlichen Angelegenheiten aus Wirklichkeit, 
ſondern Wirklichkeit aus Bewußtſein zu begreifen“ (12). 
Grundlegend für dies Buch iſt eine Dreiweltenlehre. Alles, 
was iſt, wird eingeteilt in elementares, vorbewußtes Leben, das alles 
unterflutet, in daraus ins Bewußtſein gehobene Wirklichkeit und 
in darüber ſtehende Wahrheit der Normen. 

Nur die mittlere Welt iſt Gegenſtand von Geſchichte. Dieſe wird 
im erſten Buche erkenntniskritiſch beleuchtet. Selbſt die beiden ein⸗ 
fachſten, der Geſchichte mit der Naturwiſſenſchaft noch gemeinſamen 
Grundurteile, das der Subſtanz und das der Kauſalität, wie ſie in 
den geſchichtlichen Vorgangträgern (den Subjekten) und den imaginären 
Kräften (dem objektiven Geiſt, dem Recht, der Schule, der guten Sache, 
der Majeſtät, der Ehre uff.) einerſeits, andererſeits in den hiſtoriſchen 
Motivationen (der Vereinfachung, der nachträglichen Sinngebung, der 
Mit⸗ und Gegenahmung) zutage treten, werden als menſchliche Er— 
dichtungen angeſehen. 

„Von Natur“ ſind „die Inhalte der Geſchichte“ „ſinnloſe Lebens⸗ 
tragödien eines Ameiſenhaufens“ (21). | 

Noch mehr wird dann natürlich das dritte, dem naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen „Syſtem“ entſprechende Grundurteil, das des Zwecks und der 
Entwicklung, als menſchliche Zutat hingeſtellt. Beides kennen wir 
überhaupt bloß als eigenſtes Erleben. Und wie dies Erleben, als 
Gedächtnis des einzelnen, „niemals das nüchterne Sicherinnern und 
Feſthalten an Vergangenheit, ſondern eine aller wiſſenſchaftlichen 
Formulierung unzugängliche, geheimnisreiche, produktive Leiſtung der 
Phantaſie“ (95) iſt, ſo auch die Geſchichte als Selbſtbewußtſein eines 
ganzen Volkes oder des Menſchengeſchlechts. „Sie verſtellt alles, was 


1 Das Werk iſt zu Beginn dieſes Jahres mit dem Strindbergpreis „für 
das freieſte Geiſteswerk von europäiſcher Bedeutung“ ausgezeichnet und erſcheint 
jetzt ſchon in dritter Auflage. 8 
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den Zuſammenhang und das Ideal des Zuſammenhangs durchbricht, 
ſo lange, bis es in den Zuſammenhang einpaßt“ (85). 

„Der Kern unſerer Erkenntniskritik der Geſchichte iſt der Nachweis, 
daß es dem Menſchengeiſte unmöglich wäre, geſchichtliche Wirklichkeiten 
ohne Sinn vorzuſtellen, weil Bewußtſeins⸗Wirklichkeit ſchon Geſtaltet⸗ 
ſein in ſich ſchließt. 

Sprechen wir aber nicht von hiſtoriſcher Wirklichkeit und Daſeins⸗ 
welt, ſondern vom Lebendigen in ſeiner Unmittelbarkeit“, alſo von der 
erſten der drei Welten, „ſo führen wir das Menſchenwort Sinn nur 
anmaßlich und enggeiſtig im Munde“ (91). 

Dieſe Grundſätze werden dann in dem zweiten, größtenteils „un⸗ 
mittelbar unter den Eindrücken des großen europäiſchen Krieges, von 
Juli bis Dezember 1914“, geſchriebenen Buche, der „Pſychologie der 
Geſchichte“, in vielen, oft äußerſt feſſelnden und mit anſchaulichen 
Beiſpielen verſehenen Abſchnitten näher ausgeführt. Die Scheinbildheit 
aller Geſchichte wird aufgezeigt an der Mangelhaftigkeit aller hiſtoriſchen 
Berichte (auf Grund der entſtellenden Gewohnheit, der umbiegenden 
Ichbezogenheit aller Ereigniſſe, der abſichtlichen Geſchichtsfälſchung) — 
vor allem in der Preſſe und dem „Henkertribunal der öffentlichen 
Meinung“ (105) —, an der Nichtigkeit des hiſtoriſchen Ruhmes (der 
Ohnmacht des Wertvollen, der Hochſchätzung des Machtvollen, der 
Rechtfertigung des Erfolges von nachhinein), an der Unwirklichkeit der 
geſchichtlichen Perſönlichkeit (durch hiſtoriſche Aufahmung. durch räum⸗ 
liche und zeitliche Fernheit), an der Verbildung des Perſonenwertes 
durch die Gruppe, des Gruppenwertes durch die Einzelperſon, an der 
Fragwürdigkeit des Entwicklungsbegriffs (Entwicklung beſteht tatſächlich 
nur im Eigenerleben, als Willenseinheit unſeres Selbſtes, und iſt erſt 
von da auf Geſchichte übertragen), an der Zufälligkeit alles Not⸗ 
wendigen, an der Unumgänglichkeit der Schickſalseinwilligung, endlich 
an der Tatſache, daß Bewußtung nicht lediglich Erkennung, ſondern 


Erlöſung und Heilung bedeutet. 


So verſucht er „die natürliche Auffaſſung von Geſchichte als 
Wiſſenſchaft zu zerſtören“ (289). 

Aber damit iſt „die hiſtoriſche Stellung dieſes Buches“ noch nicht 
ganz aufgezeigt. 

Die Geſchichte iſt nicht bloß nicht die richtige Wirklichkeit, ſie ſoll 
es auch gar nicht ſein. Ihr Sinn liegt nicht in der — doch nie 
ganz möglichen — Wiedergabe des Geweſenen in feiner Sinnlofigfeit, 
ſondern eben in der Sinngebung des Sinnloſen, in den „aus Liebe, 
aus Stolz, aus Rauſch, aus Bildnerkraft und Dichterſchaufreude oder 
auch aus dem Scharfblick des Neides, der Bedürftigkeit, der Sehnſucht“ 
erwachſenen „Neugeſtaltungen, Umprägungen, Zurechtlegungen“. 

Von dieſer Art Geſchichte, von „Geſchichte als Ideal“, ſpricht 
dann das dritte Buch. 

Geſchichte iſt nicht — und ſoll auch nicht ſein — Wiſſenſchaft, 
ſondern Willenſchaft. Für fie gift der fünfte Satz vom Grunde, 
der Satz der Erwertung, der ratio aestimandi (228). Die aus dem 
dritten Reich der Normen ſtammenden, in „Notſtänden“ als „Not⸗ 
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ausgänge“ erbauten Ideale bilden die Geſchichte, und zwar in dreifacher 
Art: erſtens in äſthetiſcher, „nichts⸗als⸗fühlender“ Betrachtung, an der 
uns „die bewundernswerte Freiheit von aller Stellungnahme zum 
eigenen Erlebnis“ (245) auffällt; zweitens die humane und heroiſche, 
wollende Betrachtung (mit der Wage der Werte); drittens die denkende, 
logiſche, „von einer Luſt rein wiſſenſchaftlicher Art beflügelte“ Be⸗ 
trachtung („mit dem Genuß am Zuſammenhang und an Aufdeckung 
der lückenloſen hiſtoriſchen Notwendigkeit“). Dabei wird die im Gegen⸗ 
ſatz zur bloßen Wiſſenſchaft ſtehende Geſchichte dann einmal zum 
„Rauſcherſatz“ und befreit uns vor dem „Tode im Wiſſen“ (248 ff.), 
dann wird ſie zu einer Univerſalen Charakterologie („Allgemeinen 
Ahmungsſeelenkunde“), die ſich zur Wiſſenſchaft der mathema⸗ 
tiſchen Phyſik verhält wie Goethes Farbenlehre als eine „Phäno⸗ 
menologie der Sinnenwelt“ zu der Newtons, endlich zur Auf⸗ 
erbauung des Selbſtes über das Ich hinaus (275 ff.). 


Das iſt „das übernatürliche Weſen von Geſchichte (als Ver⸗ 
wirklichung menſchlicher Bauanbilder)“ (289). Aber welche Bauanbilder 
ſollen denn verwirklicht werden? Die Antwort darauf iſt eigentlich 
nicht mehr Sache der Geſchichtlehre, darf ſie bloß als „bedingter 
Ausdruck eines nur perſönlichen Erlebens“ über,kuppeln“ (289). 

An den beiden Polen des Seins, dem unmittelbaren Leben und 
den geiſtigen Werten ſtehen: einmal Epikur mit ſeinem Lebensglauben 
und ſeiner Freude, dann Buddha mit ſeinem ö und ſeinem 
Schmerz. 

„Der Weg ins Freie“ (297), die höchſte Verſöhnung beider Welt⸗ 
ideale liegt darin, daß „das unmittelbar dargelebte lebendige Leben 
jenſeits alles Gegenſatzes wie aller Begrifflichkeit in beider Sinn und 
Geiſte ſich ausblüht“, im „neuen Leitbild des ritterlich bejahenden 
Chriſtus, des nordiſch⸗deutſchen Buddha, des Kreuzes in Roſen, der 
Einheit von Aſien und Europa” (298). 


So klingt das Buch in Gedanken aus, die wir bei Hermann 
Reich und Willy Schlüter, bei Keyſerling und Rabindranath Tagore 
finden. 

Das Mangelhafte an dieſem geiſtig ſehr hochſtehenden Buch 
iſt, daß es nicht genügend die allgemeine Bewußtſeinsbedingtheit der 
„Geſchichte“ von ihrer beſonderen Bewußtſeinsbedingtheit, nicht ge⸗ 
nügend die Beſtimmtheit durch unſeren geiſtigen Bau überhau pt von 
der durch das Bewußtſein einzelner nunterſcheidet, und das Gefährliche, 
daß dadurch mit dem Willen zu einer überhaupt nicht erreichbaren 
„Wahrheit“ leicht auch der Wille zur Wahrhaftigkeit im einzelnen ver⸗ 
lorengehen kann. „Wir aber wünſchen gar nicht dieſe vergangenheits⸗ 
lüſterne oder zukunftdeuteriſche Geſchichte, denn wir ſehen eine Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft voraus, die... . alles Vergangene nur noch 
begreift als einen Mythos“ (219). 

„Die Geſchichtſchreibung aber darf dieſen erkennenden und daher 
wahnfreien Geiſt nicht dulden! Ihre Macht iſt die Macht des 
Wähnens. Ihre Kraft iſt eine der abbauenden Gewalt der Erkenntnis 
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entgegengeſtemmte Gewalt der Liebe. Man kann und darf daher 
nur cum ira et studio‘ Geſchichte ſchreiben“ (271). 

So leichten Herzens können wir nun doch nicht wenigſtens den 
Willen zur Geſchichte als Wirklichkeit erkennender Wiſſenſchaft 
aufgeben. 

Im übrigen iſt das Buch aber nicht bloß inhaltlich wegen der 


geiſtigen Kraft und des Willens zum reichen Leben, ſondern auch 


formlich wegen der ſtarken Beherrſchung der deutſchen Sprache zu 
loben. 

Im einzelnen berührt es ſich in der Erkenntniskritik und Pſycho⸗ 
logie der Geſchichte ſtark mit dem Buch von J. Hirſch (Die Geneſis 
des Ruhmes), auch mit Th. Litt (Individuum und Gemeinſchaft), in 
der Auffaſſung der Geſchichte als „allgemeiner Geſtaltenkunde“ mit 
Breyſig und Spengler, im Sprachlichen endlich mit H. Weidenmüller 
und vor allem mit W. Schlüter (Deutſches Tatdenken). 

Berlin H. L. Stoltenberg 


Spahn, M.: Deutſche Lebensfragen. XVII, 203 S. Kempten 
und München, Köſel, 1914. 


Unter dem Titel „Deutſche Lebensfragen“ veröffentlicht Spahn in 
dieſer kurz vor dem Kriege erſchienenen Sammlung ſechs ältere ſich 
einer klaren Sprache bedienenden und weder kritiſche Schärfe noch 
rhetoriſches Pathos ſcheuenden Aufſätze aus dem Hochlande, dem Zentrum, 
dem Rheinländer und dem Roten Tag, die eine Reihe grundlegender 


Probleme der innerpolitiſchen Entwicklung Deutſchlands in dem letzten 


Menſchenalter vor dem Kriege, die man in der Tat als deutſche Lebens⸗ 
fragen bezeichnen muß, vom konſervativen Standpunkte behandeln, und 
zwar in einem von der Partei des Verfaſſers, dem Zentrum, vielfach 
abweichenden Sinne. Auch wer mit dem Verfaſſer politiſch nicht über⸗ 
einſtimmt, wird aus der Lektüre dieſer Aufſätze Gewinn ziehen, 
zumal da ſie das ohne Umſchweife ausgeſprochene politiſche Urteil durch⸗ 


weg auch geſchichtlich zu unterbauen ſuchen. Jedenfalls wird man dieſen 


wichtigen Vorkriegsaufſätzen mit dem billigen Schlagworte nicht gerecht 


werden, daß ſie durch die Ereigniſſe überholt ſeien. 


So enthält der zweite unter dem Eindrucke des radikalen Ausfalls 
der Reichstagswahl von 1912 entſtandene Artikel über die radikale 
Kriſe im Reich bemerkenswerte Beiträge zur Parteigeſchichte des Reichs⸗ 
tags. Der Verfaſſer betritt alſo ein Gebiet, auf dem er ſchon früher 
erfolgreich gearbeitet hat. Im Gegenſatze zu der antiradikalen Reichs⸗ 


geſetzgebung wird von dem beſonders in den großen Städten und in 


Mitteldeutſchland die politiſchen Stimmungen (die man mit feſter öffent⸗ 
licher Meinung nicht verwechſeln darf) beherrſchenden Radikalismus ein 
ſcharf kritiſch geſehenes, aber geſchichtlich⸗pſychologiſch intereſſant be⸗ 
gründetes Charakterbild entwerfen. Als ſeine mächtigſte Schrittmacherin 
erſcheint die ebenfalls ſcharf kritiſterte Sozialdemokratie, als ſein Gönner 
aber auch der nicht minder abzulehnende, in ſeinem Einfluſſe vom Ver⸗ 


faſſer wohl überſchätzte Liberalismus, der ſeiner urſprünglichen Anlage 
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nach „zu radikaler Geſinnung“ neigte und deshalb auch die Bülowſche 
Blockpolitik mit Notwendigkeit zum Scheitern habe bringen müſſen. 

Der dritte Aufſatz behandelt die verfaſſungspolitiſchen Folgen der 
Reichsfinanzreform vom föderaliſtiſchen Standpunkt. Über die unitariſche 
Kritik an Bismarcks Verfaſſungswerk, die in der Begeiſterung der 
Liberalen für Elſaß⸗Lothringen als Reichsland eine ſo merkwürdige 
Genoſſin findet, ſiegt ſchließlich doch der bundes ſtaatliche Gedanke; „das 
Nebeneinander von Reich und Einzelſtaaten ſchien ein gleichmäßiges 
Wachstum beider zur Folge haben zu ſollen“. Dieſe gedeihliche Ent⸗ 
wicklung wird jedoch ſeit der Jahrhundertwende vornehmlich im Zeichen 
der Reichsfinanzreform durch den notwendig unitariſchen Reichstag, die 
Parteien mit Einſchluß des Zentrums und die Preſſe unterbrochen. 
Beſonders der jungen Generation „erwies ſich das bundesſtaatliche 
Weſen als ein Buch mit ſieben Siegeln“. 1913 wird der Höhepunkt 
der unitariſchen Entwicklung erreicht: in dem Wehrbeitrage und in der 
Vermögenszuwachsſteuer. Die verfaſſungspolitiſchen Folgen dieſer gegen 
den bundesſtaatlichen Geiſt der Reichsverfaſſung gerichteten Entwicklung 
der Reichsfinanzgeſetze werden von den beteiligten Inſtanzen kaum in 
Betracht gezogen. Mit Lebhaftigkeit ſchildert Spahn die Gefahren, in 
die Bismarcks föderaliſtiſches Verfaſſungswerk dadurch geraten iſt. 


In dem vierten Eſſay, der betitelt iſt: „Der preußiſche Staat und 


die deutſche Nation. Das preußiſche Wahlrecht“, liegt der Nachdruck 
auf einer weit ausholenden und tief begründeten hiſtoriſch⸗pſychologiſchen 
Analyſe des preußiſchen Staatsweſens. Preußens hiſtoriſche Sendung 
als eines kolonialen Machtgebildes tritt klar hervor. Darüber hinaus 
iſt der Verfaſſer im Gegenſatze zu den ſchon vor dem Weltkriege üblichen 
feindlichen Entſtellungen mit Erfolg bemüht, als Kenner der Geſchichte 
Preußens die Anziehungskraft Preußens in helles Licht zu ſetzen: es 
macht, bemerkt Spahn, „vielleicht den weſentlichen Inhalt der preußiſchen 
Politik aus, daß ſie immerwährend neue Kräfte heranzieht, anſpornt 
und ſich verpflichtet“. Das Verhältnis zwiſchen Preußen und Deutſch— 
land iſt für den Verfaſſer nicht eigentlich ein Problem. Vielmehr wird 
auch hier das Zweckmäßige der förderaliſtiſchen Machtverteilung zwiſchen 
dem Reiche und ſpeziell Preußen gerühmt. Erſt am Schluſſe kommt 
das Weſen und das Schickſal der Wahlrechtsvorlage von 1910 zur 
Sprache. Der politiſche Standpunkt des Verfaſſers wird auch hier 
nirgends verleugnet, ſo, wenn es heißt: „Die Deutſchen ſind von Natur 
ein freies und vielleicht eben deshalb ein monarchiſtiſches Volk.“ 

Am ſchärfſten kommt er in der Kritik zum Ausdruck, in der Spahn 
im fünften Beitrage im Anſchluſſe an Hasbachs ausgezeichnetes Buch 
und unter Berufung auf Lorenz v. Stein u. a. unter anderem die parla= 
mentariſche Demokratie unterſucht. Das Parlament in einer ſolchen 
Demokratie iſt weder Staatsorgan noch Volksvertretung, ſondern nur 
Parteienwerkzeug: „Bei Lichte beſehen, hat jedes Parlament naturnot— 
wendig ſeinen Wohlfahrtsausſchuß“; es entſcheidet nicht nach politiſchen, 
ſondern nach wahltaktiſchen Geſichtspunkten und iſt ein Tummelplatz 
der Korruption. Zugleich iſt der alle anderen Gewalten beiſeite drängende 
und doch im Grunde impotente Parlamentsabſolutismus für die Demo⸗ 
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kratie charakteriſtiſch, der um fo verderblicher wirkt, als ſich eine praktiſch 
wirkſame Verantwortlichkeit der Abgeordneten nicht ausbilden läßt. Auch 
auf die verderbliche Rolle der großen Preſſe wird mehrfach hingewieſen. 
Angeſichts dieſer und anderer notwendigen Mängel der Demokratie be⸗ 


zeichnet Spahn ſie als verderblichen Traum. 


Schon dieſe kurzen Berichte genügen, um das erhebliche verfaſſungs⸗ 
politiſche, verfaſſungsrechtliche und verfaſſungs⸗ und parteigeſchichtliche 
Intereſſe erkennen zu laſſen, das Spahns Aufſätzen innewohnt. Daß 
in ihnen das Zentrum beſonders oft vorkommt, erklärt ſich aus der 
Parteizugehörigkeit des Autors. 

Bonn J. Has hagen 


Mayer, Dr. Theodor: Die Verwaltungsorganiſation 
Maximilians L Ihr Urſprung und ihre Bedeutung. 
(Forſchungen zur inneren Geſchichte Oſterreichs, rag. von Prof. 
Dr. Alfred Dopſch, Heft 14.) Mit Unterſtützung der Akademie 
der Wiſſenſchaften in Wien. Innsbruck, Verlag der Wagnerſchen 
Univerſitäts⸗Buchdruckerei (R. Kieſel), 1920. 106 S. 


Seit Sigmund Adler in ſeinem Buche über die Organiſation der 
Zentralverwaltung unter Kaiſer Maximilian I. (1886) auf die darin 
wahrnehmbaren Berührungen mit dem burgundiſch⸗niederländiſchen Be⸗ 
hördenweſen hingewieſen hatte, ſetzte ſich ziemlich allgemein die Anſicht 
feſt, daß Maximilian, der ja, bevor er 1490 in Tirol zur Regierung 
kam, über 10 Jahre hindurch in den burgundiſchen Niederlanden ge⸗ 
herrſcht hatte, die dort beſtehende fortgeſchrittene Verwaltungsorganiſation, 
die ſich an das franzöſiſche Vorbild anlehnte, zum Muſter genommen 
habe, um auch in Tirol und demnächſt in den öſterreichiſchen Landen, 
die ihm 1493 nach dem Tode ſeines Vaters, des Kaiſers Friedrich III., 
zufielen, zeitgemäße Reformen einzuführen, die nicht nur für dieſe Lande 
ſelbſt, ſondern auch für andere deutſche Territorien die Grundlage der 
neuzeitlichen Einrichtung ihres Behördenweſens gebildet hätten, ſo daß 
auf dieſe Weiſe ein wichtiger welthiſtoriſcher Zuſammenhang für die 
neuere Verwaltungsgeſchichte ſich ergab. Manche Forſcher hatten allerdings 
dabei ihre Vorbehalte gemacht und namentlich darauf hingewieſen, daß es ſich 
hier eigentlich nicht um die Übertragung des ganzen Verwaltungsſyſtems oder 
auch nur beſtimmter Organiſationsformen, ſondern nur um eine allgemeine 
Anregung und um einige techniſche Einzelheiten handle; aber die Idee 
jenes Zuſammenhanges behauptete ſich doch ziemlich hartnäckig und oft 
genug in übertriebener Auffaſſung. Da ſtellle Andreas Walther in einem 
Anhang ſeines Buches über die Organiſation der burgundiſchen Zentral- 
behörden unter Maximilian I. und Karl V. 1909 eine Übertragung 
burgundiſcher Einrichtungen nach Oſterreich überhaupt in Abrede; er 


verwies auf die ausgebildete Behördenorganiſation, die Tirol ſchon im 


Mittelalter gehabt habe, und die vielleicht auf italieniſche Einflüſſe 
zurückgehe, und hob den allgemein⸗europäiſchen Faktor des Humanis⸗ 
mus und des internationalen Diplomatentums für die Verwaltungs⸗ 
geſchichte hervor. Es konnte nicht ausbleiben, daß dieſe mehr auf all⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLV4. 18 
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gemeine Erwägungen als auf ein eigentliches Studium der Tiroler 
Verhältniſſe begründete Anſicht ſcharfen Widerſpruch hervorrief; nament⸗ 
lich Ed. Roſenthal, dee Erforſcher der bayriſch⸗öſterreichiſchen Verwaltungs⸗ 
geſchichte, und ganz efonders F. Rachfahl, der Kenner der niederländiſchen, 
lehnten ſie ab; Rachfahl ſtützte ſeine Verteidigung der herrſchenden 
Lehre durch Argumente aus Tiroler Archivſtudien, die ihn zu einer 
völligen Leugnung der Theſe von dem Einfluß tiroliſcher Juſtitutionen 
auf die Reformen Maximilians führten, während nun auch Walther im 
Innsbrucker Archiv Beweiſe für feine Auffaſſung ſuchte und ums 
gekehrt ſogar zu der unhaltbaren Behauptung gelangte, es ſeien 
Tiroler Einrichtungen nach Burgund übertragen worden. Jedenfalls 
ſpitzte ſich die Frage auf das kritiſche Urteil über die Tiroler Einrichtungen 
vor 1490 und ihre Abänderungen durch Maximilian zu, und es wurde 
allmählich klar, daß hier überhaupt erſt einmal der Tatbeſtand durch eine 
nicht bloß ad hoc angeſtellte, ganz unvoreingenommene Forſchung klar⸗ 
gelegt werden mußte, ehe an eine Entſcheidung der immer hitziger ge⸗ 
wordenen Kontroverſe gedacht werden konnte. 

Dieſe Arbeit hat nun zunächſt der Verfaſſer der oben angeführten Wiener 
Habilitations ſchrift geleiſtet, indem er ſich dabei auf die erſten 10 Jahre 
der Regierung Maximilians in Tirol und Ofterreich beſchränkte. Er 
kommt dabei zu einem Ergebnis, das die Einſeitigkeit der beiden in der 
Kontroverſe verfochtenen Standpunkte vermeidet, aber doch die burgundiſchen 


Einflüſſe ſehr ſtark in den Hintergrund ſchiebt und die Bedeutung der 


tiroliſchen Einrichtungen für die Reformen Maximilians kräftig hervor⸗ 


hebt. Die Lage war 1490 in Tirol die, daß Maximilian gar kein 


freies Feld für etwaige neue Organiſationspläne hatte, ſondern durch 
die Umſtände und durch die im Lande bereits getroffenen Einrichtungen 
weitgehend gebunden war. Darüber hinaus aber erhellt aus den Forſchungen 
des Verfaſſers, daß Maximilian überhaupt keinen ſyſtematiſchen Reform⸗ 
plan gehabt hat, daß ſeine Reformen, ſoweit ſie überhaupt einer perſönlichen 
Initiative entſprangen, aus ganz beſtimmten politiſchen Anläſſen und 
finanziellen Bedürfniſſen hervorgegangen ſind und einer prinzipiellen Be⸗ 
deutung gänzlich entbehren. So iſt denn auch nur wenig von ſeinem 


Werk übriggeblieben, und es iſt nicht ganz berechtigt, es zum Aus⸗ 


gangspunkt für die neue Behördenorganiſation in Deutſchland zu machen. 
Am dauerhafteſten iſt die Einrichtung kollegialiſcher Landesſtellen als 
Mittelbehörden geweſen; aber dieſe geht in Tirol nicht auf burgundiſches 
Vorbild zurück, ſondern ſchließt an die dortige frühere Entwicklung an; 
in Oſterreich aber iſt ſie nicht das perſönliche Werk Maximilians, ſondern 
der tiroliſchen Räte Dr. Stürtzel und Ciprian Sernteiner geweſen. In 
der Finanzverwaltung ſchwankte Maximilian immerfort zwiſchen kolle⸗ 
gialiſchen Behörden und Einzelbeamten und hat ſchließlich eher den 
letzteren den Vorzug gegeben. In der zentralen Hofverwaltung aber iſt 
es vor Ferdinand I. überhaupt nicht zu feſten und dauerhaften Bildungen 
gekommen. Daß in techniſchen Einzelheiten und Benennungen (wie 
Schatzmeiſter⸗General, Argentier) Anklänge an burgundiſche Einrichtungen 


vorkommen, darf nicht überſehen oder gar geleugnet werden, aber von 


einer Übertragung der burgundiſchen Verwaltungsorganiſation auf 
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Oſterreich kann nicht wohl die Rede fein. Die Hauptſache iſt, daß in 
Burgund und in Oſterreich eine ganz ähnliche organiſatoriſche Aufgabe 
zu löſen war, nämlich die, einen Komplex von relativ ſelbſtändigen 
territorialen Gebilden durch eine zentraliſierende Hofverwaltung zu⸗ 
ſammenzufaſſen zu dem Zweck politiſcher und finanzieller Machtſteigerung, 
und zwar in beſtändiger Auseinanderſetzung mit kräftigen landſtändiſchen 
Organen, die oft von ausſchlaggebender Bedeutung für die Bildung 
der Landesbehörden geworden find. Es kommt hinzu, daß die weltpolitiſchen 
Aufgaben einen Herrſcher wie Maximilian verhinderten, in der Weiſe 
deutſcher Kleinfürſten ſich in perſönlicher landes väterlicher Verwaltungs⸗ 
arbeit der Regierung irgendeines ſeiner Länder dauernd zu widmen. 
Das Ziel einer adminiſtrativen Zuſammenfaſſung der geſamten Macht⸗ 
mittel des weitzerſtreuten, unzuſammenhängenden Herrſchaftsbereiches 
tritt wohl ſchon hervor und hat in die Zukunft gewirkt, aber es blieb 
noch weit davon entfernt, erreicht zu werden; die Möglichkeit dazu war 
erſt vorhanden, ſeitdem die Beſchränkung auf eine zuſammengehörige 
Ländergruppe eingetreten war, das heißt ſeit Ferdinand I. Ein Über⸗ 
blick über die wichtigſten Territorien des Reiches, den der Verfaſſer 
im letzten Abſchnitt ſeiner Arbeit vornimmt, zeigt denn auch, daß wirk⸗ 
lich erkennbare Einwirkungen von Oſterreich auf andere deutſche Länder 
eigentlich erſt von der Epoche Ferdinands I. anheben, ſo daß auch die Vor⸗ 
ſtellung von der maßgebenden Bedeutung der Reformen Maximilians für 
die Verwaltunsgeſchichte der deutſchen Territorien in der Hauptſache 
hinfällig erſcheint. Im ganzen hat mich die gründliche und geſcheite 
Unterſuchung in der aus längeren verfaſſungs⸗ und verwaltungs⸗ 
geſchichtlichen Studien geſchöpften Auffaſſung beſtärkt, daß die Gleich⸗ 
artigkeit der adminiſtrativen Einrichtungen in Weſt⸗ und Mitteleuropa, 
wo ſie ſich vorſindet, abgeſehen von den allgemeinen Grundlagen der 
ſozialen Kultur, viel weniger durch direkte Übertragung der Organiſations⸗ 
formen ſich erklärt, als vielmehr durch die Gleichartigkeit der auf politiſche, 
finanzielle und militäriſche Macht gerichteten Regierungstendenzen. Ver⸗ 
waltung hängt viel mehr mit Regierung und daher auch mit Macht⸗ 
beſtrebungen zuſammen, als gewöhnlich angenommen wird. 
Berlin O. Hintze 


Townſend, Mary Evelyn: Ph. D., Instructor in History at 
Teachers College Columbia University. Origins of Modern 
German Colonis ation. 1871-1885. New Pork 1921. 


Die Verfaſſerin gibt auf Grund eingehender Studien eine Dar⸗ 
ſtellung der Vorgeſchichte und der Anfänge der deutſchen Kolonialpolitik. 
Sie widmet der Zeit von der Reichsgründung bis zum Beginn der 
eigentlichen Kolonialpolitik ausführliche Erörterungen an der Hand der 
offiziellen Veröffentlichungen, wie der Literatur jener Zeit. Sie zeigt, 
wie alsbald nach der Reichsgründung ſich theoretiſche wie wirtſchaftliche 
Beſtrebungen für den Eintritt Deutſchlands in die Kolonialpolitik geltend 
machten, die aber gegenüber den vorhandenen Widerſtänden zunächſt 
nicht durchdringen konnten; wie allmählich die kommerzielle Kolonial⸗ 

18 * 
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bewegung eine immer größere Bedeutung erlangte, wie ſich eine koloniale 
Partei bildete, welche eine nationale und politiſche Angelegenheit daraus 


machte, wie die Regierung unter dieſen Einflüſſen in eine aktive Kolonial- 


politik einlenkte, deren erſter Verſuch in der Samoa⸗Vorlage von 1880 
fehlſchlug, die dann aber von 1884 ab in dem Erwerb der Kolonien 
in Afrika und der Südſee unter Billigung des deutſchen Volkes trium⸗ 
phierte. Die Verfaſſerin gelangt zum Schluß, daß zwei Haupteinflüſſe 
für den Eintritt Deutſchlands in den Kreis der koloniſierenden Mächte 
maßgebend gemweren ſeien: die wirtſchaftliche Klaſſe in Deutſchland und 
Bismarck. Nach Anſicht der Verfaſſerin wäre der letztere nicht, wie 
allgemein angenommen, bis 1883 der Kolonialbewegung abgeneigt ge⸗ 
weſen, ſondern ſei im Gegenteil ſeit 1876 „in herzlicher, wenn auch 
e Sympathie mit der Bewegung geweſen“. 

5 Buch iſt eine ungemein fleißige und gründliche Arbeit, in 
der das > Verfaſſerin zu Gebote ſtehende Material offenbar erſchöpfend 
bearbeitet iſt. Auch ihre Schlüſſe zeugen von geſundem Urteil. Wenn 
hier und da nicht ganz Zutreffendes ſich einſchleicht, ſo beruht das wohl 
auf der Diſtanz der Verfaſſerin von der deutſchen Wirklichkeit. So 
überſchätzt ſie zum Beiſpiel das Gewicht deutſcher Vereinstätigkeit in 


den ſiebziger und achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, wenn 


ſie auf S. 172 ſagt, daß Bismarck auf den Kolonialverein baute „als 
auf einen Turm von Stärke und Unterſtützung in ſeinem Kampf mit 
der widerſpenſtigen Verſammlung“ (dem Reichstag). Vor allem aber 
iſt ſie uns den Beweis dafür ſchuldig geblieben, daß Bismarck entgegen 
der bisher überwiegend vertretenen Auffaſſung ſchon von 1876 an 
kolonialfreudig geweſen ſei, und daß er nach der Reichsgründung zu der 
Überzeugung gekommen ſei, Deutſchland müſſe, um ſich eine Suprematie 
zu ſichern, in eine imperialiſtiſche Kolonialpolitik etntreten. 

Dieſe Meinung ſteht im Widerſpruch mit dem, was an kolonialen 
Außerungen Bismarcks bekannt geworden iſt. Auch die Verfaſſerin 
hat nichts Entſcheidendes dafür beibringen können, daß es anders ge⸗ 
weſen wäre; man müßte denn annehmen, daß ſich Bismarck konſtant 
verſtellt und ſeine wahre Meinung hinter dem Berge gehalten habe. 

Dieſe Anſicht widerſpricht aber auch dem Bild, das wir von der ge⸗ 
ſamten Perſönlichkeit und Politik Bismarcks gewonnen haben. Der große 
Kanzler ſtand mit beiden Füßen auf europäiſchem Grund und Boden. 
Für ihn war maßgebend die Stellung und Konſolidierung Deutſchlands 
auf dem Kontinent. Er wollte nicht nur beim Friedensſchluß 1871 nichts 
von franzöſiſchen Kolonien wiſſen, ſondern ermutigte ſogar noch weit 
ſpäter die Franzoſen in ihren überſeeiſchen Kolonialbeſtrebungen, um 
dadurch einen Ablaß für den Betätigungsdrang unſeres Nachbarvolkes 
zu finden, der ſich ſonſt gegen uns hätte wenden können. Daß er in 
Wirklichkeit nicht ſchon von 1876 ab herzliche Sympathien für die Ge⸗ 


winnung deutſcher Kolonien hatte, zeigt die Tatſache, daß er damals 


keine erworben hat. Dies wäre vermutlich Ende der ſiebziger Jahre 
leichter gͤweſen als zu dem Zeitpunkt, zu dem fie nachher geſchah. 

. Es beweiſen aber auch die Vorgänge der Erwerbung ſelber, auf 
die die Verfaſſerin nicht näher eingegangen iſt, daß Bismarck nicht 
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von vornherein der kolonialen Sache ſo günſtig gegenüberſtand, wie 
ſie annimmt. Bismarck hat zwar, als er in der Überzeugung, in der 
Volksmeinung einen genügenden Untergrund zu haben, den Gedanken 
der Kolonialpolitik aufgriff, den Erwerb und die Sicherung von 
Kolonialgebieten mit der Genialität und Wucht durchgeführt, die dem 
Handeln des größten deutſchen Staatsmanns innewohnten. Die Ini⸗ 
tiative iſt aber ſchließlich doch von privater Seite gekommen, nicht 
immer unter Förderung und Zuſtimmung der Regierung, wie beſonders 
der Erwerb Deutſch⸗Oſtafrikas durch Karl Peters und Genoſſen zeigt. 

Und ſchließlich iſt die ganze Art der Aufmachung der Kolonial⸗ 


politik und der Einrichtung der Kolonialverwaltung durch Bismarck. 


Zeuge dafür, daß er an die koloniale Sache nur mit Vorſicht heran⸗ 
trat, in dem Beſtreben, das amtliche Deutſchland nach Möglichkeit 
herauszuhalten und den Kaufleuten und Privatgeſellſchaften die Regie⸗ 
rung ebenſo wie die Wirtſchaft der gewonnenen Kolonien zu überlaſſen. 


Es iſt nicht anzunehmen, daß Bismarck damit lediglich die koloniale 
Sache der ſtarken Reichstagsoppoſition plauſibel machen wollte. Viel⸗ 


mehr ſpricht auch ſeine ſpätere Haltung dafür, daß es ihm mit dieſen 


Plänen Ernſt war, deren Undurchführbarkeit allerdings der Gang der 


Ereigniſſe beweiſen wollte. 

Wenn hiernach die Anſicht der Verfaſſerin in einem weſentlichen 
Punkt nicht zutreffend erſcheint, ſo verdient die Arbeit doch als eine 
umfaſſende, klare und gut geſchriebene Darſtellung der kolonialen Be⸗ 
wegung in der behandelten Zeit volle Anerkennung. Störend wirken 
Zitate deutſcher Bücher in einem Deutſch, wie es im 17. Jahrhundert 
üblich war, aber nicht im 19; zum Beiſpiel S. 28: „Der Wieder⸗ 
gewonnen Weltteil“ (1876); S. 29: „Die Gründung Preuß. Deut⸗ 
ſchen Colonien in der Indiſchen Ocean“ (1867); S. 88: Deutſch 
Koloniſation“; und die verſchiedenen Ka Namen, wie ©. 45: 


„Geueſtemunde“; S. 83: Dr. Jannarſch“; S. 120: „Prince Hohenlöhe⸗ 


Langenberg“; S. 140: „Miguel“; S. 159: „Struebel“. 
Berlin | Heinrid Schnee 


Wieland, Karl: Handelsrecht, Bd. I: Das kaufmänniſche 
Unternehmen und die Handelsgeſellſchaften (Bindings ſyſtematiſches 
Handbuch der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, dritte Abteilung, erſter 
Teil). München 1921, Duncker & Humblot. 


Die ſyſtematiſchen Darſtellungen des geltenden deutſchen Handels⸗ 
rechts waren bisher hinter den Kommentaren zu den großen deutſchen 
Handelsgeſetzen weit zurückgeblieben. Denn die vier Lehrbücher von 
Gareis, Lehmann, Gierke und mir ſind im weſentlichen nur zur erſten Ein⸗ 
führung junger Juriſten in die Wiſſenſchaft des Handelsrechts beſtimmt. 
Das ausgezeichnete Handelsrecht Müller⸗Erzbachs hat ſich ein höheres 
Ziel geſetzt, iſt aber doch, wie die vier erſtgenannten Lehrbücher, knapp 
gehalten und beſchränkt ſich, wie dieſe, vielfach auf bloße Andeutungen; 
außerdem iſt es bis jetzt nicht über einen erſten Teil hinaus gediehen. | 
Das gewaltige „Handbuch des Handelsrechts“ endlich, das Ehrenberg 
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herausgibt, iſt kein Werk aus einem Guß, ſondern ſetzt ſich aus Teil⸗ 
abeiten von ſehr verſchiedenem Wert zuſammen und iſt gleichfalls noch 
unvollendet. Um ſo dankenswerter iſt es, daß nun Karl Wieland uns 
mit einer zugleich groß und einheitlich angelegten ſyſtematiſchen Dar⸗ 
ſtellung des Handelsrechts beſchenkt. Einſtweilen liegt freilich nur ein 
erſter Band des neuen Werkes vor: er umfaßt die Quellen und das 
Anwendungsgebiet des Handelsrechts, das kaufmänniſche Unternehmen 
und einen Teil des Handelsgeſellſchaftsrechts (offene Handels = 
Kommandit - ſtille Geſellſchaft). 


Mit Freuden begrüßen wir das ſchöne Buch. Denn es iſt von 
hohem wiſſenſchaftlichen Ernſt getragen, dringt tief in alle Fragen 
unſerer Wiſſenſchaft ein und iſt von Anfang bis zu Ende eigene, 
ſchöpferiſche, fruchtbare Arbeit. 

Die Form der Darſtellung Wielands iſt die unſerer alten Meiſter: 
ein „Text“, begleitet von einer langen Reihe teils kurzer, teils weit 
ausgeſponnener Anmerkungen. Der Leſer iſt alſo kaum in der Lage, 
irgendeinen Abſatz des Textes in Ruhe zu überſchauen, ſondern muß 
mitten darin und oft ſogar mitten in einem Einzelſatz die Augen unter 
den Strich wandern laſſen, um die Anmerkungen in den Text hinein⸗ 
zuweben: hat der Verfaſſer dieſe Webearbeit nicht ſelbſt geleiſtet, muß 
eben der Leſer ſie nachholen! Dabei darf der Leſer ſich nicht den Kopf 
darüber zerbrechen, nach welchen Grundſätzen Wieland ſeine Lehren 
zwiſchen Text und Anmerkungen aufgeteilt hat. Denn Wieland gelten 
Text und Anmerkungen offenbar als gleichwertig. So kommt es, daß 
er mitunter eine Frage allererſten Ranges — zum Beiſpiel die Frage, 
ob der Kaufmann auch über ſein Privatvermögen alljährlich ein In⸗ 
ventar und eine Bilanz aufzuſtellen hat — in einer Anmerkung 
(S. 308 19) erledigt. 


Dagegen wandelt Wieland, was die Syſtematik angeht, zum großen 
Teil eigene Wege. Sehr glücklich iſt, daß er ſeiner Darſtellung des 
Handesgeſellſchaſtsrechts einen langen inhaltreichen allgemeinen Teil 
vorausſchickt (S. 387—516), in dem er ſchildert, was den verſchiedenen 
Arten der Handelsgeſellſchaften gemeinſam iſt, und was ſie trennt. 
Minder glücklich ſcheint es mir, daß er die ſtille Geſellſchaft zwiſchen 
Kommanditgeſellſchaft und Aktiengeſellſchaft behandelt (S. 771 fg.), daß 
er die Sonderregeln für handeltreibende Ehefrauen und Minderjährige 
in einem Abſchnitt unterbringt, der die Überſchrift „Anwendungsgebiet 
des Handelsrechts“ trägt (S. 105 fg.), daß er das Recht des Handels- 
regiſters dem Abſchnitt über das kaufmänniſche Unternehmen eingliedert 
(S. 217 fg.), während er von der Bedeutung der Handelsregiſter⸗ 
eintragungen für den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft (Kaufleute kraft 
Eintragung, Scheinkaufleute!) ſchon in einem früheren Abſchnitt ge- 
ſprochen hat (S. 78 fg., 117 fg.), daß er in dem Abſchuitt über das 
kaufmänniſche Unternehmen zwar das Firmen⸗, nicht aber auch das 
Warenzeichenrecht und das Recht des unlauteren Wettbewerbs, zwar 
die Lehre von den Handlungsbevollmächtigten, nicht aber auch die Lehre 
von den Handlungsgehilfen und Handlungsagenten darſtellt. 
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Die geſchichtliche Entwicklung des Handelsrechts ſchildert Wieland 
nur in kurzen Zügen, aber ſo klar und ſo anſchaulich, wie man es 
nur wünſchen kann. Nirgendwo läßt ſeine Darſtellung den Gedanken 
aufkommen, als ſei das geltende Handelsrecht eine willkürliche Schöpfung 
des Geſetzgebers, der zufällig gerade jetzt die Macht in Händen hat, 
ſondern wir ſehen die Rechtsbildung in ſtetem Fluß vor uns, aus fernen 
unbekannten Quellen ſtammend und unaufhörlich weiterſtrömend einer 
unbekannten Zukunft entgegen. 

Neben dem reichsdeutſchen Handelsrecht ſtellt Wieland das öſter⸗ 
reichiſche und das ſchweizer Handelsrecht dar. Auch auf das ſonſtige 
Auslandsrecht, zumal das franzöſiſche, nimmt er ausgiebig Rückſicht. 

Das geſamte Schrifttum des Handelsrechts, deutſches wie aus⸗ 
ländiſches, verwertet Wieland in reichem, faſt überreichem Maße und 
wird auch in dieſer Beziehung den Aufgaben eines großen „Handbuchs“ 
vollauf gerecht. Eine Kleinigkeit, die hierher gehört, möchte ich aber 
berichtigen, weil ſie mich perſönlich angeht: nach Wieland S. 560 55 
hätte ich in meinem Lehrbuch des Handelsrechts § 196 III, 4 „un⸗ 
richtig“ behauptet, im Fall der Überſchuldung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft müßten ſämtliche Anteile der Geſellſchafter paſſiv ſein; nun 
wäre dieſe Behauptung aber einfach widerſinnig, ſo daß Wieland ſie 
mir nicht ernſtlich hätte zutrauen ſollen; in Wirklichkeit habe ich an 
der angeführten Stelle geſagt, in einem ſolchen Fall müßten die aktiven 


Kapitalanteile kleiner als die paſſiven (!) oder alle Kapitalanteile 


müßten paſſiv fein; der Vorwurf der „Unrichtigkeit“ trifft alſo nicht 
meine Behauptung, 'ſondern den Bericht Wielands über ſie. 
Kennzeichnend für Wielands Denkweiſe iſt, daß er unausgeſetzt 
gegen die Begriffsjurisprudenz ankämpft, die unſer Rechtsleben mit 
reiner Logik zu meiſtern ſucht. Dafür wird unfer Rechtsleben und 


nicht minder unſere Rechtswiſſenſchaft ihm dankbar ſein. Denn wahr⸗ 


lich, es gibt nichts Verkehrteres als die Zwangsherrſchaft der Scholaſtik 
in der Jurisprudenz. Beſonders deutlich zeigt ſich das im Handels⸗ 
geſellſchaftsrecht. Mit vollem Recht betont Wieland hier, wie wenig 
es bedeutet, ob man etwa der offenen Handelsgeſellſchaft und der 
Kommanditgeſellſchaft einerſeits oder der Aktiengeſellſchaft und der Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung anderſeits die juriſtiſche Perſönlichkeit 
zu⸗ oder aberkennt. Denn ſowohl die echten „Geſellſchaften“, die der 
eigenen Rechtsperſönlichkeit darben, wie die „Vereine“, die mit eigener 
Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattet ſind, erweiſen ſich im Auge eines nicht 
ſcholaſtiſch befangenen Urteilers als ſo elaſtiſche Gebilde, daß eine ſcharfe 
Grenze zwiſchen ihnen gar nicht abzuſtecken iſt. Es gibt deshalb nicht 
eine einzige Rechtsfrage, die man für irgendeine unſerer Handelsgeſell⸗ 
ſchaften allein von dem Geſichtspunkt aus entſcheiden dürfte, ob man 
die Geſellſchaft den juriſtiſchen Perſonen zuzählt oder nicht! Jeder 
Satz von der Form: „die offene Handelsgeſellſchaft iſt eine juriſtiſche 
Perſon; daraus folgt, daß ...“ und ganz ebenfo das Gegenteil: „die 


offene Handelsgeſellſchaft iſt keine juriſtiſche Perſon; daraus folgt, das. 


iſt alſo verfehlt, wenn nicht zwiſchen „folgt“ und „daß“ die Worte 
„im Zweifel“ oder eine ähnliche Einſchränkung eingefügt werden. 
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Am wenigſten befriedigt mich die Darſtellung, die Wieland von 
dem kaufmänniſchen Buchführungsrecht gibt. Sie iſt nicht ſehr an⸗ 
ſchaulich und auch inhaltlich nicht bedenkenfcei. Ich greife hier vor 
allem folgenden Satz heraus: „es iſt wenigſtens für das Gebiet des 
Privatrechts allgemein anerkannten Rechtens, daß bei kaufmänniſcher 
Buchführung Überbewertung zu vermeiden, dagegen Unter- 
bewertung ſchrankenlos zuläffig ſei, ſofern nicht vertrag⸗ 
liche Anſprüche von Geſellſchaftern oder ſonſtiger par⸗ 
tiariſch Beteiligter entgegenſtehen“ (S. 328). Dagegen er⸗ 
hebe ich nachdrücklich Einſpruch. Denn es gibt noch zahlreiche andere 
Fälle, in denen eine Unterbewertung privatrechtlich unſtatthaft iſt; ich 
nenne hier in erſter Reihe den Fall, daß einem Kaufmann ein be⸗ 
ſtimmter Mindeſtreinertrag ſeines Unternehmens von einem Dritten 
vertraglich gewährleiſtet iſt und jener nun durch willkürliche Unter⸗ 
bewertung den Reinertrag ſeines Geſchäfts zu niedrig anſetzt; aber auch 
der Fall gehört hierher, daß ein Vater gegenüber ſeinen Kindern, ein 
Ehemann gegenüber feiner Frau den Stand feines Kapitalvermögens 
oder ſeiner Einnahmen kraft Unterbewertung zu gering angibt, um ſeine 
Unterhaltspflicht zu erleichtern uſw. Wielands Satz wäre alſo dahin 
zu berichtigen: Unterbewertung iſt privatrechtlich nur ſoweit zuläſſig, 
als ihr nicht irgendwelche gerechtfertigte Intereſſen Dritter entgegenſtehen. 
Damit entfällt aber der gewaltige Gegenſatz zwiſchen Über- und Unter⸗ 
bewertung, von dem Wieland ſpricht. Denn auch die Überbewertung 
iſt privatrechtlich durchaus nicht allgemein ausgeſchloſſen, wie man aus 
dem angeführten Satz Wielands entnehmen müßte, ſondern ſie iſt 
— gerade wie die Unterbewertung — privatrechtlich ſoweit ſtatthaft, 
als es nicht irgendwelche gerechtfertigte Intereſſen Dritter verbieten. 
Oder ließe ſich privatrechtlich etwas dagegen tun, wenn ein Kaufmann, 
deſſen Geſchäft glänzend daſteht, aber in einem Unglücksjahr bei richtiger 
Bewertung ſtatt der gewohnten 200 000 Mk. Gewinn einen Verluſt 
von 20 000 Mk. aufweiſt, dieſen Verluſt kraft Überbewertung in einen 
Gewinn von 20 000 Mk. verwandelt, nur um ſeine Arbeiter, die mit 
Anteilnahme am Reingewinn angeſtellt ſind, nicht durch das Einge⸗ 
ſtändnis der Wahrheit aufſäſſig zu machen? Nicht als ob ich das Ver⸗ 
halten dieſes Kaufmanns wirtſchaftlich billigen wollte. Ich meine 
aber erſtens, daß — vom Standpunkt wirtſchaftlicher Betrachtung — 
zwar die Über⸗, aber gerade ebenſo auch die Unterbewertung ein Übel 
iſt, vielleicht nicht ſo ſchlimm wie jene, aber doch ſchlimm genug. Denn 
alle beide dienen bewußt oder unbewußt der Unwahrheit; und wie ſollte 
es zugehen, daß Unwahrheit auf die Dauer Segen bringt? Grund⸗ 
verkehrt iſt es, wenn, im Bann eines alten Aberglaubens ſtehend, die 
meiſten Kaufleute und auch viele Juriſten das leugnen, und die Unter⸗ 
bewertung für etwas Erlaubtes, ja ſogar für etwas Rühmenswertes aus⸗ 
geben. Es iſt das nichts anderes, als wenn man einen Staatsmann 
oder Feldherrn darum preiſen wollte, weil er die Kräfte ſeines Landes, 
ſeines Heeres unterſchätzt hat! Gleicht nicht ein Kaufmann, der es ſich 
zum Grundſatz macht, ſein Vermögen zu niedrig zu bewerten, einem 
Kutſcher, der feinen Wagen grundſätzlich auch dann bremſt, wenn er 
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bergauf fährt? Liegt nicht die dringende Gefahr vor, daß ein Kauf⸗ 
mann, der ſein Vermögen grundſätzlich, alſo bewußt und abſichtlich, 
unterbewertet und nun aus ſeinen Büchern ablieſt, daß ſein Geſchäft 


in Verfall gerät, — liegt nicht die dringende Gefahr vor, daß ſolch 


Kaufmann die warnende Stimme ſeiner Bücher einfach überhören wird, 


indem er ſich damit tröſtet: ich habe ja ſtark unterbewertet, um wie⸗ 


viel, ahne ich nicht und ahnt auch kein anderer; jo ſchlimm, wie die 
Bücher es ſagen, ſteht es noch lange nicht mit mir; es ſteht vielleicht 
ſogar ganz gut mit mir? Und zweitens: wie man auch wirtſchaftlich 
von Unter⸗ und Überbewertung denkt, privatrechtlich muß es jeden⸗ 
falls dabei verbleiben, daß beide ſo lange nicht beanſtandet werden 
können, als nicht private Intereſſen darunter leiden. Privatrechtlich 
kann ein jeder, mag er Kaufmann ſein oder nicht, mit ſeiner Wirtſchaft 
ſchalten, wie er will, klug oder töricht, vorſichtig oder leichtſinnig, wenn 
er ſich nur hütet, damit die Rechte Dritter zu verletzen. Privatrecht⸗ 


lich iſt alſo eine verſchiedene Behandlung von Unter⸗ und Überbewertung 


noch weniger zu rechtfertigen als wirtſchaftlich. Anders mag es ſtehen, 
wenn man die Unter⸗ und Überbewertung ſtrafrechtlich würdigt. 
Doch gehe ich hierauf abſichtlich nicht ein, ſchon um damit meine Über⸗ 
zeugung zum Ausdruck zu bringen, daß die privatrechtliche und die 
ſtrafrechtliche Behandlung von Buchführungsfragen durch einen ſcharfen 
Strich voneinander zu trennen ſind. Nichts iſt falſcher, ſo ſcheint mir, 
als die feinen Regeln des privaten Buchführungsrechts derart zu be⸗ 
ſtimmen, daß ſie Satz für Satz durch das Schwergeſchützfeuer von Straf⸗ 
geſetzen gedeckt werden! 

Wieland ſei eine raſche Fortſetzung ſeines Werkes gewünſcht. Be⸗ 
ſonders ſei ihm die ſchnelle Vollendung ſeines Geſellſchaftsrechts an 


das Herz gelegt. Wenn nicht alles täuſcht, hat er uns vor allem über 


die Aktiengeſellſchaft noch viel Neues zu ſagen: er wird, ſo hoffe ich, 
hier mit vielem Wahn aufräumen, der heute noch als untrügliche Wahr⸗ 


heit angeſehen wird. 


München | Konrad Coſack 


Mayer, Dr. Eduard Wilhelm: Das Retabliſſement Oſt⸗ 
und Weſtpreußens unter der Mitwirkung und Leitung 
Theodor von Schöns. „(Schriften des Inſtituts für oſtdeutſche 
Wirtſchaft in Königsberg i. Pr.). Jena 1916, Guſtav Fiſcher. 
XIV und 124 S. 3,60 Mk. 


Das gut gearbeitete und gut geſchriebene Buch bedeutet, auf friſch 
erſchloſſenen Quellen fußend, eine wertvolle Bereicherung unſerer wirt⸗ 
ſchaftshiſtoriſchen Literatur. Doch wenn der Wiederaufbauer Oſtpreußens, 
der Oberpräſident v. Batocki, der zu dieſem Buche die Anregung gab, 
von ihm Belehrung für ſein eigenes Werk erhofft haben ſollte, wird er 
enttäuſcht worden ſein. So ſchwer die Schäden waren, die die langen 
napoleoniſchen Kriege dem Lande geſchlagen hatten, ſo äußerten ſie ſich 
doch in ganz anderer Weiſe wie die Folgen des ruſſiſchen Einfalls von 
1914. Im letzten Falle handelte es ſic um einen Wiederaufbau im 
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eigentlichen Sinne, um die materielle Wiederherſtellung zerſtörter Dörfer 
und Städte. Schöns Aufgabe dagegen lag auf vorwiegend finanziellem 
und ſozialem Gebiete. Der Krieg hatte den Ausbruch einer längſt be— 
fürchteten Agrarkriſis beſchleunigt. In den vorhergehenden Jahr— 
zehnten hatte die Landwirtſchaft unvergleichlich günſtige Konjunkturen 
gehabt. Infolge der reicheren ſtädtiſchen Entwicklung und der wachſenden 
Aufnahmefähigkeit des engliſchen Marktes für das Getreide der Oſtſee⸗ 
länder waren die Preiſe für Getreide, dem Hauptexportgut, ſtändig in 


die Höhe gegangen und damit auch der Wert der Landgüter. Dieſer 


ſtetige Wertzuwachs hatte dazu geführt, daß die Grundſtücke in er⸗ 
ſchreckendem Maße Gegenſtand der Spekulation geworden waren. Der 
ſtark mobiliſierte Großgrundbeſitz hatte feinen Kredit aufs höchſte an— 
geſpannt und erwies ſich als überſchuldet, als der Krieg nicht nur viel⸗ 
fach das Wirtſchaftskapital und damit den Bodenertrag minderte, ſondern 
auch mit dem Abbruch der Handelsbeziehungen zu England und der 
Kontinentalſperre die Kornausfuhr unterband und damit den wichtigſten 
Wirtſchaftszweig der Provinz entwertete. Ein großer Teil der Land⸗ 
wirte geriet in Zahlungsſchwierigkeiten und mit ihnen das landwirt⸗ 
ſchaftliche Kreditinſtitut, die Landſchaft. 

Scchöns vornehmſte Aufgabe beſtand darin, den Landwirt wieder 
kreditfähig zu machen, eine Aufgabe, deren Durchführung erſchwert 


wurde einmal durch die allgemeine Finanznot des Staates, und 


zweitens dadurch, daß ſie mit der die geſamte Agrarverfaſſung revo— 
lutionierenden Regulierung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe zu⸗ 
ſammenfiel. 


Bekanntlich hat die Art und Weiſe, wie Schön ſeine Aufgabe aus: . 


führte, bei der Nachwelt eine ſehr ungünſtige Beurteilung erfahren, der 
ſich auch Bismarck in einer Reichstagsrede vom 10. Februar 1885 
angeſchloſſen hat, indem er Schön vorwarf, er habe die Großgrund— 
beſitzer als eine „unhaltbare Raſſe“ betrachtet und den Grundſatz auf— 


geſtellt, es müßten ihre Güter wohlfeil in andere Hände gebracht werden. 


Mayer erliegt nicht der Verſuchung einer kritikloſen Ehrenrettung Schöns. 
Er führt die Übertreibungen in den gegen Schön erhobenen Anklagen 
auf das richtige Maß zurück und ſucht, was als fehlerhaft erſcheint, 
pſychologiſch verſtändlich zu machen, wobei er es dem Urteil des Leſers 
überläßt, zu entſcheiden, ob denn wirklich Schöns Verfahren gar ſo 
falſch geweſen ſei. 

Zu jenen Kreiſen gehörend, die im Gegenſatz zum alten Syſtem 
ſtanden, das nach ihrer Meinung die Energie und das Verantwortungs- 
gefühl des Individuums ſchwächte, war Schön ein Gegner der Gewährung 
von Staatsunterſtützungen an wirtſchaftliche Schwache. Als Anhänger 
der von ſeinem Lehrer Kraus vertretenen Smithſchen Theorie vom 
freien Spiel der Kräfte, glaubte er, daß man „die Tätigkeit der höchſten 
Gewalt auf ihren Standpunkt reduzieren müſſe“. „Dieſer Standpunkt 
muß mehr negativ als poſitiv ſein, gehen laſſen und bloß Veto ein⸗ 
legen.“ Nur wenn der einzelne ganz auf die eigene Kraft geſtellt ſei, 
nicht durch irgendwelche Standesrechte oder durch ſtaatlichen Schutz vor 
den Folgen ſeiner Handlungen gedeckt würde, leiſte er das Höchſte. 
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„Der Staatsmann, der das Individuum retten will, ruiniert die Maſſe, 
und auf die letztere kommt es doch allein an.“ Er gab ſich dem opti- 
miſtiſchen Glauben hin, daß die Stelle, die ein wirtſchaftlich Schwacher 
verliere, alsbald von einem Starken wieder ausgefüllt ſein werde. Er 
hielt es daher für richtig, zunächſt einmal mit dem beſtehenden Zuſtand 
aufzuräumen und jedes kranke und ſchwache Element auszuſcheiden. 
Es müſſe „tabula rasa“ gemacht werden. Was fallen will, muß man 
8 ö ſto 
i 2 Schön hat daher nicht zu verhindern geſucht, daß zahlloſe Güter 
. zur Subhaſtation kamen. Das Maſſenangebot an Gütern drückte den 
Güterwert auf einen ſolchen Tiefſtand, daß auch Landwirte in den 


6 Strudel mit hineingeriſſen wurden, deren Erhalten bei einem weniger 
. radikalen Vorgehen durchaus möglich geweſen wäre. Wurde immerhin 
e durch dieſe bald wieder vorübergehende ſtarke Entwertung des Bodens 
b bewirkt, daß für die großen Güter die Kreditkriſis verhältnismäßig 
f ſchnell überwunden wurde, ſo hatte Schöns Politik dem Bauern gegen⸗ 
EE über nur ſchlechte Folgen. Er ging von der Anſicht aus, daß die 
n Bauern „vom Übel” ſeien; „der Staat darf ihnen nicht beiſtehen; 
| warum für fie ſorgen?“ Und während im übrigen ſeine Politik dahin 
5 zielte, den Grundbeſitz wieder kreditfähig zu machen, verſagte er dem 
. Bauern grundſätzlich jede Krediterleichterung. „Gebildete Völker gingen 
U darauf aus, den kleinen und unkultivierten Grundbeſitzer von allem 
u Realkredit auszuſchließen, weil er ſonſt bald mit Schulden belaſtet und 
RAxuuriniert wäre; es ſei daher beſſer, den Kredit für den kleineren Grund⸗ 
beſitz mehr als bisher einzuſchränken.“ Es iſt wiederholt, insbeſondere 
ii in den Arbeiten von Hermann Mauer, geſchildert worden, wie 
N infolgedeſſen der Bauernſtand ſchwere Einbußen erlitt. Schön, befangen 
* in der damals vorherrſchenden Anſicht von der Überlegenheit des land⸗ 
1 wirtſchaftlichen Großbetriebes, ſchien darin nichts Bedenkliches zu ſehen. 
5 Wie er ja auch jede Förderung der inneren Koloniſation ablehnte, 
* weil er eine bäuerliche Beſiedlung für ein Vergehen gegen den Geiſt 
5 der „neuen Staatswiſſenſchaftslehre“ hielt. | 
0 Nach alledem iſt es durchaus verſtändlich, daß ein Mann wie Schön 
bei einer Nachwelt, die ſo ganz anderen politiſchen Idealen huldigte, 
5 eine höchſt ungünſtige Beurteilung finden mußte. Man wird es Mayer 
N hoch anrechnen müſſen, daß er ſich davon freigehalten hat und dem 
Leſer den Eindruck übermittelt, daß Schön trotz aller Einſeitigkeit doch 
. eine ſtarke Perſönlichkeit war, ein ganzer Kerl, der eine gerechtere 
; Würdigung der Nachwelt beanſpruchen darf. 
: „Schöns Verwaltungsweiſe wurzelt mit ihren Mängeln und mit 
; ihren Vorzügen in der individualiſtiſchen Wirtſchaftslehre des älteren 
Liberalismus. Seine perſönliche Leiſtung beſteht weniger in ſchöpferiſcher 


Neugeſtaltung als in der geſchloſſenen, zuweilen ſogar ſtarren Durch⸗ 
führung der wirtſchafts- und moralpolitiſchen Ideale, die er in ſeiner 
Studienzeit in ſich aufgenommen hatte. An fruchtbaren praktiſchen 
Gedanken iſt das Retabliſſement unter den großen Königen ſicherlich 
reicher geweſen ... Der Grundſatz des . der individuellen 
Kräfte band ja dem Staat die Hände ... Schön beſtimmte feine Auf⸗ 
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gabe vor allem negativ: es follte das „Selbſtdenken und das Selbſt⸗ 
handeln“ möglichſt wenig unterbunden werden. Als ſein poſitives Ziel 
betrachtete er es, den Bewohnern der Provinz dieſes ſelbſtändige Denken 
und Handeln anzuerziehen, aber weniger zwingend als lockend und an⸗ 
ſpornend. Theodor von Schön ging aus von einer Anſchauung des 
Menſchen, ſeiner ſittlichen Rechte und Kräfte, die den großen Königen 
des 18. Jahrhunderts fremd war. Eben dieſes neue Ethos verleiht 
ſeinem Werke einen großen Zug und geſchichtlichen Wert. Darum reiht 
es ſich würdig ein in die Reihe jener Retabliſſements, die in der preußi⸗ 
ſchen Verwaltungsgeſchichte neue Epochen eingeleitet haben.“ 
Bonn a. Rh. Auguſt Skalweit 


Stein, Dr. Nobert: Die Umwandlung der Agrar- 
verfaſſung Oſtpreußens durch die Reform des 
19. Jahrhunderts. Erſter Band: Die ländliche Verfaſſung 
Oſtpreußens am Ende des 18. Jahrhunderts. (Schriften des 
Königl. Inſtituts für oſtdeutſche Wirtſchaft an der Univerſität 
Königsberg. 5. Heft). Jena 1918, Guſtav Fiſcher. XXIV u. 
543 S. 28 Mk. 


Wenn ich dieſem umfangreichen Buche eine nur kurze Anzeige 
widme, geſchieht es nicht, weil ich ſeine Bedeutung gering ſchätzte. 
Gerade von mir, deſſen Erſtlingswerk denſelben Acker furchte, hätte 
man erwarten können, daß ich beſonders ausführlich darauf einginge. 
Doch wo ſoll ich anfangen? Es iſt ſo reich an Inhalt, daß man bei 
näherem Eingehen nicht fertig würde. Man muß das Buch ſelber leſen. 
Und jeder, der ſich hinfort mit der oſtdeutſchen Agrargeſchichte beſchäftigt, 
wird es leſen müſſen. Es iſt die umfaſſendſte oſtdeutſche agrarhiſtoriſche 
Zuſtandſchilderung, die ich kenne. Keinem Problem wird aus dem Wege 
gegangen und ſcheinbar ſpielend eine Löſung gefunden. Ob die ein⸗ 
zelnen Teile des Werkes gleichmäßig gut geglückt ſind, läßt ſich natür⸗ 
lich bezweifeln; ſicherlich hätte in manchen Partien noch tiefer geſchürft 
werden können. Aber bei allzu großer Gründlichkeit wäre dieſes Buch 
niemals fertig geworden. Sein Hauptwert beſteht nicht in der Einzel⸗ 
forſchung, ſondern in der Zuſammenfaſſung der Einzelforſchungen zu 
einem Geſamtbild, das als Ganzes die bisherige Forſchung neu belichtet 
und korrigiert. Ich kann mir denken, daß es ein leichtes wäre, hier 
und da an einer Stelle des dicken Buches anzuhaken, um dem Verfaſſer 
ein Verſehen oder eine irrtümliche Anſicht nachzuweiſen. Es mag auch 
ſein, daß es Bücher gibt, die intereſſanter zu leſen ſind, beſonders wenn 
ſie ſich auf ein beſonders feſſelndes Kapitel der Agrargeſchichte be⸗ 
ſchränken. Doch will man dieſes Buch in ſeinem Werte würdigen, 
dann muß man es mit dem Buche vergleichen, das bisher als die beſte 
Darſtellung ähnlicher Art galt und von keinem Geringeren als Auguſt 
von Haxthauſen geſchrieben war, und man wird den enormen Fort⸗ 
ſchritt ohne weiteres erkennen. Ein Fortſchritt, der freilich nur möglich 
war, weil ſich Stein die Ergebniſſe der inzwiſchen erfolgten Forſchung 
zunutze zu machen vermochte. Mit Genugtuung kann man bei einem 
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Vergleiche dieſes Buches mit dem Haxthauſens feſtſtellen, daß die agrar⸗ 
hiſtoriſche Forſchung, ſo tief ſie auch immer noch in den Kinderſchuhen 
ſtecken mag, in dem letzten halben Jahrhundert doch ſehr viel weiter 
gekommen iſt. Stützt ſich doch zum größten Teil Steins Arbeit nicht 
auf eigene archivaliſche Studien, ſondern auf die vorhandene Literatur. 
Es iſt erſtaunlich, mit welchem Fleiß er dieſe zuſammengetragen und 
mit welchem Geſchick und mit wie viel Kritik er ſie verwertet hat. 
Dieſer umfangreiche Band ſoll nur die Grundlage für einen 
zweiten, das 19. Jahrhundert behandelnden Band bilden. Nach dieſem 
Befähigungsnachweis wird man ihm mit hohen Erwartungen entgegen⸗ 
ſehen dürfen. ne 
Bonn a. Rh. | Auguſt Skalweit 


Grundriß der Sozialökonomik. V. Abteilung: Die einzelnen Er⸗ 
werbsgebiete in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft und die ökonomiſche 
Binnenpolitik im modernen Staate. I. Teil: Handel 1. 2. Be⸗ 
arbeitet von H. Sieveking und J. Hirſch. Tübingen 1918, 
Verlag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). VIII und 240 S. Laden⸗ 
preis geheftet 8,80 Mk., gebunden 12,10 Mk. 


Vorliegende Arbeit, die auf knappem Raum eine ungemein reiche 
Fülle von Mitteilungen und anregenden Gedanken zuſammendrängt, be⸗ 
ruht im weſentlichen auf Vorkriegsverhältniſſen und Vorkriegsanſchauungen. 
Der erſte von Sieveking verfaßte, ſoziologiſch vertiefte, wenn auch weit 
kürzere Teil (38 S.) „Entwicklung, Weſen und Bedeutung des Handels“ 
war 1914 bereits abgeſchloſſen. Der zweite, von Hirſch ausgearbeitete, 
größere Teil (196 S.) „Organiſation und Formen des Handels und 
der ſtaatlichen Binnenhandelspolitik“, der die einzelnen Erſcheinungen 
der Handelstätigkeit und ihrer Träger ſowie die von Staats wegen ihnen 
gegenüber verfolgte Wirtſchaftspolitik beſchreibt und wertet, war gleich⸗ 
falls vor Kriegsbeginn bereits fertig, wurde aber von dem aus dem 
Felde heimgekehrten Verfaſſer, mit Rückſicht auf die Erſcheinungen der 


Kriegswirtſchaft (Übergangswirtſchaft), nochmals durchgearbeitet und An⸗ 


fang 1917 im weſentlichen abgeſchloſſen. Beide Arbeiten haben die 
Feuerprobe ſeitheriger umſtürzender weltwirtſchaftlicher und weltpoliti⸗ 
ſcher Geſchehniſſe im allgemeinen gut beſtanden. Als wertvolle Er⸗ 
gänzungen ſind zu nennen: reichhaltige Literaturangaben und ein vier 
Seiten umfaſſendes alphabetiſches Sach⸗ und Perſonenverzeichnis. 
Sievekings Darſtellung hütet ſich, bei allem unverkennbaren Wohl⸗ 
wollen gegenüber dem Handel und ſeinen Trägern, vor unbedingter 


Stellungnahme. Er weiſt auf die geſchichtliche Bedingtheit von An⸗ 


erkennung und Verurteilung des Handels hin: Lebhaft bewegte, kühn 


vorwärtsſtrebende Zeiten wiſſen dieſen beweglichen Teil der Volkswirt⸗ 


ſchaft zu ſchätzen; Zeiten gleichmäßigerer, ruhigerer Entwicklung oder 
gar dem Stillſtand zuneigende Zeitalter betrachten den Handel mit Ab: 
neigung und Mißtrauen. Der Handel hat ſich als „interperſonaler 

Güterverkehr“, von dem der „interlokale“ und „intertemporale“ an be⸗ 
ſondere Einrichtungen abgegeben werden kann (aber nicht muß), von 
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früheſten geſchichtlichen Anfängen an ſtets zu behaupten gewußt, auch 
wenn er mißgünſtigen mächtigen Richtungen (dem bei den Philoſophen 
des Altertums zu Wort kommenden helleniſch⸗römiſchen Junkertum, der 
Kirche und Ritterſchaft des Mittelalters) gegenüberſtand. Auch die 
neuere genoſſenſchaftlich⸗kollektiviſtiſche Gegnerſchaft des Handels hält 
Sieveking mit Recht nicht für unbeſiegbar. Gerade gegenüber dem 
auf auskunftsreiche, ſchlagfertige Perſönlichkeit geſtellten Handel verſagt 
ſehr häufig das marxiſtiſch⸗kollektiviſtiſche Schema von der ſiegesſicheren 


Überlegenheit, die angeblich dem Groß- und Größtbetrieb gegenüber 


dem Klein⸗ und Mittelbetrieb eigen iſt, auf das kläglichſte. 


Anderſeits kann ſich der Handel kaum auf irgendein unveräußer⸗ 
liches, unverlierbares Feld zurückziehen. Stets muß er deſſen gewärtig 
fein, daß ſich Kräfte der Induſtrie, der Landwirtſchaft, der genojjen- 
ſchaftlich zuſammengefaßten breiten Maſſen erfolgreich gegen ihn auf— 
lehnen. Aber mag auch der einzelne Handelszweig zurückgedrängt 
werden oder ganz entfallen, der Händler als ſolcher findet immer neue 
Felder der Betätigung. Dies wird ihm dadurch erleichtert, daß er, im 
Gegenſatz zum Handwerker, Induſtriellen, Landwirt, weit weniger an 
einzelne Warengattungen gebunden iſt, ſondern vielmehr grundſätzlich 
allen gleich nah oder auch gleich fern ſteht. Dies zeigt die ſo häufige 
Mannigfaltigkeit der vom einzelnen Groß⸗ oder Kleinhändler vertriebenen 
Waren, was aber ſchärfſte Spezialiſierung des Händlers unter groß⸗ 
ſtädtiſchen Verhältniſſen nicht ausſchließt. Dies iſt auch aus den ſtarken 
Wandlungen und Verſchiebungen im Kreis jener Warengattungen zu 
erſehen, die jeweils im Vordergrund der handelsgeſchäftlichen Tätigkeit 
geſtanden ſind und noch ſtehen. 

Die größere Arbeit Hirſchs teilt mit jener Sievekings die grund⸗ 
ſätzlichen Ausgangspunkte, belegt und begründet aber ihre Ausführungen 
weit reichlicher und eingehender. Von Einzelheiten wäre unter anderem 
die Darlegung der Verſchiedenheiten im Außenhandel mit Rohſtoffen 
einerſeits, Fabrikaten anderſeits beſonders hervorzuheben. Wenn Hirſch 
(nach Wiedenfeld) gewiſſe Halbfabrikate, wie Roheiſen, Petroleum, 
Zucker, Spiritus, für den Betrieb des Außenhandels den Rohſtoffen 
gleichſtellt, möchte Schreiber dieſer Zeilen darauf verweiſen, daß es ſich 
um dieſelben Warengattungen handelt, die er in ſeinen, IS 
tendenzen der Weltwirtſchaft“ (Berlin 1915, II. Bd., 626 — 636) 
als „Zwitterfabrikate“ nach transporttechniſchen fene zollpolitiſchen N 
Geſichtspunkten von den Rohſtoffen und Fabrikaten geſondert, d. h. 


zwiſchen beide eingeſchoben hat. 


Beſonders lehrreiche Streiflichter auf das Weſen des Kaufmanns, 


der ſich mittels Aushilfen aller Art ſtets im Kampf mit Großabnehmern, 


kartellierten Induſtrien, Verbrauchergenoſſenſchaſten, Handelsgroß— 
betrieben uſw. zu behaupten hat, werfen die Abſchnitte „Bedingungen 
der Ein⸗ und Ausſchaltung des beruflich ſpezialiſierten Großhandels“, 
ſodann „Die Betriebskonzentration im Detailhandel“ und „Die kapita⸗ 
liſtiſche Unternehmungskonzentration im Detailhandel“. Wie ſich ander⸗ 
ſeits der Kaufmann unter glücklichen Umſtänden zum Beherrſcher von 
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Induſtrie und Gewerbe emporzuſchwingen vermag, wird im Abſchnitt 
„Der Produktions⸗Zwiſchenhandel“ dargelegt. 

Beſonders beachtenswerte Ausführungen enthält der Abſchnitt 
„Die genoſſenſchaftsſozialiſtiſche Handelsorganiſation“. Hirſch weiſt 
darin mit überzeugenden allgemeinen Darlegungen und ſtatiſtiſchen Feſt⸗ 
ſtellungen die jo häufig zu vernehmende Auffaſſung zurück, die „im 
Konſumverein die Vorſtufe einer neuen gemeinwirtſchaftlich⸗ſozialiſtiſchen 
Form von Produktion und Verteilung erblicken will“; tatſächlich ſei der 
Konſumverein „nur eine beſondere Art der Großunternehmung im 
Warenverkehr, die, erwachſen im Kampf mit der Privatkonkurrenz, nur 
in dauernder Reibung mit dieſer entſtehen, verfeinert und geſichert 
werden kenn“. Danach liegt die Aufgabe des Konſumvereins, der 
gerade im wirtſchaftlichen Individualismus (Erwerbsſtreben) ſeiner 
Mitglieder tief verankert iſt, weit weniger in einer hervorragenden 
Fähigkeit, Behelf eines großzügigen Wirtſchafts⸗ und Geſellſchafts⸗ 
umbaues zu ſein, als vielmehr in ſeiner ganz beſonderen Aufgabe, die 
Verbraucherſchaft gegen die Willkür monopolſüchtiger Erzeuger und 
Detailhändler zu ſchützen. Hierin ſind Konſumvereine und Konſum⸗ 
vereinsverbände unentbehrlich, unerſetzlich und ungemein leiſtungsfähig. 

Wien Si. Schilder 


Eucken, Walter: Die Stickſtoffverſorgung der Welt. Eine 
volkswirtſchaftliche Unterſuchung. Stuttgart und Berlin 1921, 
Deutſche Verlagsanſtalt. 185 S. 


Über die induſtriell⸗ und landwirtſchaftlich⸗techniſche Seite der Stick⸗ 
ſtofffrage gibt es bereits, zumal in Deutſchland, eine umfaſſende Litera⸗ 
tur, die jedem Aufklärung gibt, der über Gewinnung und Verwendung 
der Stickſtoffverbindungen Belehrung ſucht. Das gilt ſowohl für die 
neuentſtandene Luftſtickſtoffinduſtrie wie für die chileniſche Salpeter⸗ 
induſtrie, welch letztere in dem Werk von Semper und Michels ihre 
beſte Darſtellung gefunden hat. Eine geſchloſſene volkswirtſchaft⸗ 
liche Darſtellung der Stickſtofffrage gab es dagegen bisher nicht. Eine 
ſolche zu geben, hat der Verfaſſer des vorliegenden Werkes ſich zur 
Aufgabe gemacht. Er ſtellt ſich in bewußten Gegenſatz zu der techni⸗ 
ſchen Literatur und will „die volkswirtſchaftlichen Zuſammenhänge in 
der Stickſtofffrage, die weit über die Grenzen eines Landes hinausgehen, 
herausarbeiten“. Daneben kam es ihm dann darauf an, die Stickſtoff⸗ 
frage, die unter der Einwirkung des Krieges tiefgreifende Wandlungen 
durchgemacht hat, bis zur jüngſten Gegenwart fortzuführen. 

Wenn man die Euckenſche Schrift geleſen hat, wird einem klar, 
daß hier in der Tat eine empfindliche Lücke in unſerer wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Literatur auszufüllen war. Immer mehr wird die 
Stickſtofffrage zu einer Lebensfrage für die auf unzulänglicher Er⸗ 
nährungsgrundlage lebenden Induſtrievölker, ihre Betrachtung im weiteſten 
volks⸗ und weltwirtſchaftlichen Rahmen im Hinblick auf die Produktions⸗ 
politik der Länder ein dringliches Gebot der Stunde. Für Deutſchland 
gilt das in erhöhtem Maße. Der Krieg hat bei uns ſozuſagen über 
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Nacht eine Luftſtickſtoffinduſtrie größten Stils ins Leben gerufen, die 
vorerſt den Anſchluß an den Weltmarkt noch nicht gefunden hat, die 
aber über kurz oder lang mit dem Chileſalpeter die Waffen kreuzen 
muß. Da tut es not zu wiſſen, wie die Verhältniſſe von Angebot und 
Nachfrage von Stickſtoff in den einzelnen Ländern ſich ſtellen, wie die 
Konkurrenzverhältniſſe auf dem Stickſtoffweltmarkte vor dem Kriege 
lagen, und welche Veränderungen der Krieg an ihnen hervorgerufen hat. 
Der Induſtrielle, der Landwirt, der Wirtſchaftspolitiker, ſie alle ſind 
in gleichem Maße an der Stickſtoffwirtſchaft, zumal ihren weltwirtſchaft⸗ 
lichen Verknüpfungen, intereſſiert. | 

Das Euckenſche Werk hält, was es verſpricht; in feinem Titel liegt 
keine Übertreibung. Zwar findet — das liegt in der Natur der Sache — 
die Stickſtoffverſorgung Deutſchlands während des Krieges und nach 
dem Kriege eine beſonders eingehende Würdigung, aber bei dem Ge⸗ 
ſamtbild, das der Verfaſſer entwirft, handelt es ſich in der Tat um 
die Stickſtoffverſorgung der Welt. Man wird nicht nur unterrichtet 
über den Stand der chileniſchen Salpeterinduſtrie, der Ammoniak⸗ 
gewinnung in den Kohlenproduktionsländern und der Gewinnung von 
ſynthetiſchen Stickſtoffverbindungen, man erfährt auch genauere Cinzel- 
heiten beiſpielsweiſe über die Bedeutung der mandſchuriſchen Soja⸗ 
bohnenkuchen und anderer organiſcher Stickſtoffträger für die japaniſche, 
der Schlachthofabfälle für die nordamerikaniſche Landwirtſchaft, wobei 
die Darſtellung jeweils durch geſchichtliche Überblide und gut ausgewählte 
ſtatiſtiſche Angaben unterſtützt wird. 

Im I. Teil des Buches wird „die Stickſtoffverſorgung der Welt 
vor dem Kriege“, im II. Teil „die Stickſtofffrage im Kriege und ihre 
Löſung“, im III. Teil „die Stickſtofffrage nach dem Kriege“ beſprochen. 
Mit Recht werden dieſe drei Zeitabſchnitte geſondert behandelt; denn 
mit Ausbruch des Krieges erfuhr nicht nur die Nachfrage nach Stick⸗ 
ſtoff infolge des Heeresbedarfs eine gänzliche Verſchiebung, es hörte 
vor allem auch der Weltmarkt der Stickſtoffoerbindungen zu beſtehen 
auf; an ſeiner Stelle bildete ſich bei den zwei feindlichen Mächtegruppen 
je ein Stickſtoffmarkt. Sehr anſchaulich wird im II. Teil dieſe Ent⸗ 
wicklung, die Entſtehung des ſelbſtändigen Stickſtoffmarktes der Mittel⸗ 
mächte und die damit im Zuſammenhang ſtehenden Verſchiebungen in 
der Technik, im Standort und in der Organiſation der Stickſtoffinduſtrie 
— ihre ſtarke Konzentration und das Eindringen des Staates auf 
dieſes Gebiet — geſchildert. Daß es der „Stickſtoffpolitik“ Deutſchlands 
nicht gelang, neben dem Heeresbedarf auch den Stickſtoffbedarf der Land⸗ 
wirtſchaft zu decken, iſt bekannt. Die ungenügende Belieferung der 
deutſchen Landwirtſchaft mit Stickſtoff und der hiermit zuſammen⸗ 
hängende Rückgang ihrer Erzeugung iſt mit eine der wirtſchaftlichen 
Urſachen unſeres Zuſammenbruchs geweſen. Zu dieſem Ergebnis kommt 
auch der Verfaſſer bei aller Würdigung der gewaltigen Leiſtungen, die 
Technik und Wirtſchaft auf dem Gebiet der Stickſtoffinduſtkie vollbracht 
haben. Man erkennt aus ſeinen Darlegungen aber zugleich auch, daß 
die Aufgabe, die zu löſen war, über die Kraft der deutſchen Wirtſchaft 
ging; wurde doch der Stickſtoffbedarf Deutſchlands (ohne den. Stidftoff 
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im Dünger und Abfall) nach Aufſtellung des Hindenburgprogramms | 
auf nicht weniger als 600000 t berechnet gegenüber einem zur Hälfte 
durch Einfuhr gedeckten Bedarf der Vorkriegszeit von 240 000 t. Freilich 
erging es der Landwirtſchaft der feindlichen Staaten nicht viel beſſer 
als der deutſchen Landwirtſchaft; auch ihr Bedarf mußte, zum mindeſten 
in den letzten Kriegsjahren, infolge der Frachtraumnot den Forderungen 
der Munitionsinduſtrie geopfert werden. Aber dieſer Mangel an künſt⸗ 
lichem Stickſtoffdünger bei unſeren Feinden hatte nicht die gefährliche 
Rückwirkung auf die Lebensmittelverſorgung wie bei den Mittelmächten, 
da jene auf den Nahrungsmittel⸗Weltmarkt zurückgreifen konnten, dieſe 
aber auf einen engen Raum zuſammengepreßt waren. Das war der 
verhängnisvolle Unterſchied. 

Der III. Teil wird eingeleitet durch eine Schilderung der „Maß⸗ 


nahmen für die Übergangswirtſchaft im Kriege“, die in Deutſchland 


aus der Sorge um die Rentabilität der unter Ausſchluß der Welt⸗ 

marktkonkurrenz emporgewachſenen Stickſtoffinduſtrie entſprangen, in 
anderen Ländern, zumal in Chile, ebenfalls das Ziel verfolgten, die 
Induſtrie auf den Wettbewerb nach dem Kriege vorzubereiten. Denn 
zwiſchen dieſen beiden Ländern, zwiſchen dem deutſchen „Luftſtickſtoff“ 
und dem chilenischen Salpeterſtickſtoff wird demnächſt der Wettkampf 
ausgetragen werden müſſen, wenn auch vorerſt die Befürchtung einer 
mit dem Kriegsende einſetzenden allgemeinen Überproduktion von Stick⸗ 
ftoffverbindungen noch nicht zur Wirklichkeit geworden tft. Die Vor⸗ 
bereitungen zu dieſem Wettkampf haben ſowohl in Deutſchland wie in 


Chile zu ſtraff gegliederten Zuſammenſchlüſſen der beteiligten Induſtrien 


geführt, in Chile, nachdem dort jahrzehntelang an der Verwirklichung 
eines Salpeterſyndikats vergebens gearbeitet worden war. Das Empor⸗ 
wachſen der Luftſtickſtoffinduſtrie hat zur Folge gehabt, daß der Anteil 
des Chileſalpeters an der Verſorgung des Weltmarktes von 53% vor 
dem Kriege auf 41,4% nach dem Kriege geſunken, der Anteil des ſyn⸗ 


| IA Stiejtoffs dagegen von 10,4% auf 28,5 %% gejtiegen iſt. 


Die noch in vollem Fluß befindlichen Wandlungen techniſcher und wirt⸗ 
ſchaftlicher Art machen es einſtweilen freilich noch unmöglich, über die 
weitere Entwicklung und den Ausgang des kommenden Konkurrenz⸗ 
kampfes etwas Sicheres vorauszuſagen. Eucken glaubt jedoch aus der 
Tatſache, daß die deutſche Stickſtoffinduſtrie ſchon vor dem Kriege mit 
dem Chileſalpeter den Wettbewerb aufnehmen konnte, ſchließen zu dürfen, 
daß ſie auch in Zukunft dazu in der Lage ſein werde. 

Durch das Euckenſche Werk iſt die Stickſtoffliteratur und nicht 
minder die weltwirtſchaftliche Literatur um eine überaus ſorgfältige 
Studie bereichert worden. Der Verfaſſer hat ſich nicht, wie ſo häufig 


bei derartigen Monographien, von den Zufälligkeiten des Materials 


leiten laſſen, ſondern iſt allen Fragen, die mit der Stickſtoffverſorgung 
der Welt zuſammenhängen, mit einer Gründlichkeit nachgegangen, die 
alle Anerkenuung verdient. Höchſtens, daß der Landwirt hier und da 
noch eine etwas ſchärfere Stellungnahme zu gewiſſen betriebswirtſchaft⸗ 
lichen Problemen gern geſehen hätte. Alle Zeichen deuten darauf hin, 
daß die Zukunft die Arbeitsteilung zwiſchen Viehwirtſchaft und Kunſt⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLV4. 19 
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dünger bei der Stickſtoffverſorgung der Landwirtſchaft auf eine weſent⸗ 


llich andere Grundlage ſtellen wird. Im übrigen aber kann gerade der 


Landwirt nur wünſchen, daß auch andere Seiten ſeines Betriebes, die 
in die Weltwirtſchaft hineinführen — ich denke da vor allem an die 
Phosphorſäureverſorgung — eine ſo ſachkundige Bearbeitung finden 
mögen wie die Stickſtoffverſorgung in der Euckenſchen Schrift. 

Bonn Th. Brinkmann 


Geck, Dr. Alexander: Die Truſtabwehrbewegung im deut⸗ 
chen Zigarettengewerbe. Greifswalder Staats wiſſenſchaft⸗ 
liche Abhandlungen, Heft 5. Greifswald 1920 (Verlag Ratsbuch⸗ 
handlung L. Bamberg). 


Im Anſchluß an eine Einleitung über „die Definition des Truſt⸗ 
begriffs unter Berückſichtigung ſeiner hiſtoriſchen Entwicklung und die 
wirtſchaftlichen Grundlagen der modernen Truſts“ gibt Geck im erſten 
Abſchnitt „die Entwicklung des Tabaktruſts und der deutſchen Zigaretten⸗ 
induſtrie bis zum Einſetzen des Antitruſtkampfes“. Einleitung und 
erſter Abſchnitt umfaſſen 110 Druckſeiten. Der zweite Abſchnitt 
(S. 117—232) enthält den „eigentlichen Antitruſtkampf“. Nach einem 
erſten Kapitel: „Was führt den Kampf herbei?“ wird in drei weiteren 
Kapiteln der Kampf ſelbſt dargeſtellt, und zwar für die Epochen 
November 1912 bis Dezember 1913, Januar bis Juli 1914, Auguſt 1914 
bis Mai 1915. Den Schluß (S. 233 —240) bilden „kritiſche Be⸗ 
trachtungen über die Tätigkeit des Verbandes zur Abwehr des Tabak⸗ 
truſts und die neue Truſtgefahr unter Berückſichtigung der Ablöſung 
eines Privatmonopols durch ein Staatsmonopol“. 

Zum erſten Male wird hier eine Arbeit geboten, die das in Tages⸗ 
zeitungen, Fachzeitſchriften und Berichten von Körperſchaften verſtreut 
liegende umfangreiche Material über den Kampf der deutſchen Zigaretten⸗ 
induſtrie gegen den Tabaktruſt unter Verwertung perſönlicher Beobach⸗ 
tungen und Rückſprachen mit Führern der Antitruſtbewegung wiſſen⸗ 
ſchaftlich zu verarbeiten ſucht. Der Verſuch iſt nur zum Teil geglückt; 
man hat den Eindruck, als ob der Verfaſſer wiederholt im Material 
ertrunken iſt und den Blick für ſeine Arbeit verloren hat. 

Sieht man von der Einleitung ab, die in der hier gegebenen Form 
entbehrlich ſcheint, ſo iſt rein äußerlich genommen der erſte Abſchnitt 
gegenüber dem zweiten, der den eigentlichen Antitruſtkampf und damit 
das Thema behandelt, zu lang. Und das erklärt ſich daraus, daß der 
in dem erſten Abſchnitt gebotene Stoff entweder mit dem Thema in ſo 
loſem Zuſammenhang ſteht, daß er ohne Gefahr für das Verſtändnis 
der Arbeit hätte weggelaſſen werden können, oder aber nicht genügend 
unter dem Geſichtswinkel des Themas gewürdigt worden iſt; dann hätte 
ſich nämlich zum Teil von ſelbſt eine Verkürzung ergeben, zum Teil 
wäre manches hier Gebotene als zum Thema gehörig dem zweiten Ab⸗ 
ſchnitt zugewieſen worden. Die Abtrennung, tiefere Durchdringung und 
Umgruppierung hätten den Wert der Arbeit gewaltig geſteigert. Vor 
allem wäre die Charakteriſierung des Tabaktruſts in ſeiner Macht und 
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Angriffstaktik in den Vereinigten Staaten und in England hierdurch 
ſo in den Vordergrund gerückt worden, wie es für das Thema not⸗ 
wendig war; denn erſt die genaue Kenntnis der Macht und Angriffs⸗ 
taktik des Gegners ermöglicht eine kritiſche Darſtellung der Abwehr⸗ 
bewegung. 

Was die Darſtellung des eigentlichen Antitruſtkampfes anbelangt, 
ſo wird man ihr im großen und ganzen zuſtimmen können. Zwei 
Mängel haften indeſſen dieſem Abſchnitt an. Da ſich der Staat gegen⸗ 
über der Truſtfrage reſerviert verhielt, ſo war die Abwehrbewegung ein 
Problem der Selbſthilfe und damit ein Organiſationsproblem, das zu 
löſen bei den widerſtreitenden Intereſſen in der Induſtrie und im Handel 
und der nicht geſchloſſenen Haltung der Konſumenten beſonders ſchwierig 
war. Aus der jeweiligen Organiſation und dem ſich daraus ergebenden 
Machtverhältnis der beiden kämpfenden Parteien allein läßt ſich der 
Kampf in ſeinen Phaſen erklären. Das Organiſationsproblem ſtand 
damit im Vordergrund. Das aber tritt bei Geck nicht immer ſcharf 
genug hervor, und ſo iſt ſeine Darſtellung weniger erklärend als be⸗ 
ſchreibend. Zu dieſem Mangel kommt als zweiter die unſichere Stellung⸗ 
nahme des Verfaſſers zum Jasmatzi⸗Konzern. 

In den kritiſchen Betrachtungen des Schluſſes knüpft der Verfaſſer 
lediglich an die Lage im Juli 1914 an. Daß die letzte Periode Auguſt 
1914 bis Mai 1915 für die kritiſchen Betrachtungen ausgeſchloſſen 
wird, geſchieht mit Recht. Daß aber die Tätigkeit des Verbandes zur 
Abwehr des Tabaktruſts bis Juli 1914 keiner kritiſchen Würdigung 
unterzogen wird, bedeutet einen Mangel. 

Zu dieſen Ausſtellungen kommt hinzu, daß die Arbeit nicht frei 
von ſachlichen Unrichtigkeiten iſt. Das bezieht ſich vor allem auf die 
Darſtellung des Tabaktruſts. 

Die American Tobacco Company befaßte ſich bei ihrer Gründung 


nicht ausſchließlich mit der Zigarettenfabrikation. Im Gründungsjahre 


betrug der Anteil der in ihr aufgegangenen Unternehmungen an der 


Rauchtabakfabrikation der Vereinigten Staaten bereits 7,9% . Sie 


kontrollierte bei ihrer Gründung nicht bloß die Hälfte der Zigaretten⸗ 
fabrikation der Vereinigten Staaten, ſondern 90%. Die Gewinne 
aus dieſer Monopolſtellung, nicht die Gewinne aus ſkruppelloſen Börſen⸗ 
ſpekulationen, gaben den insiders die Mittel zur Führung des Kon⸗ 
kurrenzkampfes in den anderen Zweigen der Induſtrie. Bereits 1891 
und nicht erſt 1898 drang die American Tobacco Company in die Kau⸗ 
tabakfabrikation ein. Die Gründung der Continental Tobacco Com⸗ 
pany war erſt das Ergebnis eines mit eigenen Kautabakmarken gegen 
die ſelbſtändigen Kautabakproduzenten geführten Konkurrenzkampfes. 
Die American Tobacco Company bildete ſich 1901 nicht in die Con⸗ 
ſolidated Tobacco Company um, ſondern dieſe Geſellſchaft wurde der 
American Tobacco Company und Continental Tobacco Company als 
holding company zum Zwecke der wirtſchaftlichen Zuſammenfaſſung der 
beiden Geſellſchaften aufgepfropft. Die neue American Tobacco Com⸗ 
pany wurde weder 1905 gegründet, noch trat ſie an die Stelle der 
Conſolidated Tobacco Company. 1904 gegründet, verſchmolzen in ihr 
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die alte American Tobacco Company, die Continental Tobacco Con n⸗ 
pany und die Conſolidated Tobacco Company. Und was ſchließlich die 
Auflöſung anbelangt, ſo ſpricht Geck nur von 4, an anderer Stelle von 
7 neuen Geſellſchaften; tatſächlich wurde der Truſt, wenn auch nur 
formell, in 14 Geſellſchaften zerſchlagen. 
Zuſammenfaſſend kann man ſagen, daß die Arbeit trotz der Mängel, 5 
die ihr anhaften, wegen des mit großem Fleiß e 
Materials einen guten Überblick über die Truſtabwehrbewegung gib 


Berlin⸗Charlottenburg Ru do 1 Schmidt | 


Schrepfer, Karl, Mitglied des Bayeriſchen Landtags: „Das 9 
werk in der neuen Wirtſchaft“. München und Leipzig 1920, 
Verlag von Duncker & Humblot. 


Karl Schrepfer, ein bayeriſcher Landtagsabgeordneter, der falt 
aus dem Handwerk hervorgegangen iſt, hat in der vorliegenden Schrift 
„Das Handwerk in der neuen Wirtſchaft“ die Handwerkerfragen unter 
dem Geſichtswinkel der neuen großen Fragen, der Wirtſchaft, Technik 
und der Kultur, behandelt. Er hat dieſe Handwerkerfragen im 5 10 
in einer Werbeſchrift und in verſchiedenen Artikeln beſprochen und hat 
ſie nun in der vorliegenden Schrift einheitlich zuſammengefaßt. In 
ſeiner Arbeit ſind folgende Kapitel behandelt: 82 


1. Allgemeines, 2. Handwerk und Organiſation, 3. Krieg und 
Wiederaufbau, 4. Handwerk und Sozialiſierung, 5. Neue Bahnen, 
6. Handwerk und Technik, 7. Die Bildungsfragen, 8. Handwerk 
und Kapital, 9. Handwerk und Staat, 10. Schlußbetrachtungen. 


Im Kapitel „Allgemeines“ ſtellt er dar, wie auf Grund der 
wiſſenſchaftlichen Betrachtungen die Beurteilung der Handwerkerfragen 
namentlich auf Grund der Schriften des Vereins für Sozialpolitik 
eine allgemein ungünſtige war, wie aber die tatſächliche Entwicklung 
den wiſſenſchaftlichen Vorausſagungen nicht ganz entſprochen hat, und 
daher das Handwerk trotz aller ungünſtigen Momente auch in der 
neuen Wirtſchaft ſeine Stellung ſich bisher zu erhalten vermochte. 

Im Kapitel „Handwerk und Organiſation“ behandelt er eingehend 
den Wert der Organiſation für das Handwerk und vor allen Dingen 
die günſtigen Wirkungen des Handwerksorganiſationsgeſetzes vom Jahre 
1896. Er beleuchtet dabei die neueſten Wünſche des Handwerks für 
eine Pflichtorganiſation. 

Beim Kapitel „Krieg und Wiederaufbau“ legt er dar, wie es a 
das Handwerk verſtanden hat, ſich allmählich durch eine Organiſation | 
in Lieferungsverbänden und Genoſſenſchaften an den Heereslieferungen 
zu beteiligen und gute Erfolge zu erzielen. 

In dem Kapitel „Handwerk und Sozialiſierung“ wird die gegne⸗ 
riſche Stellungnahme des Handwerks zur Sozialiſierung klar dargelegt 
und auch die Frage der Kommunaliſierung kurz ablehnend beleuchtet. 

In dem Kapitel „Neue Bahnen“ werden vor allen Dingen ge 
Beſtrebungen des Werkbundes zur Schaffung der Qualitätsarbeit ge⸗ 
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ſchildert und gezeigt, wie auf dem Wege zum Kunſthandwerk noch 
eine weitere Blüte des Handwerkerſtandes herbeigeführt werden kann. 

Im Kapitel „Handwerk und Technik“ werden alle die techniſchen 
Fortſchritte, die im Handwerk namentlich auch durch den Elektromotor 
geboten werden, geſchildert und gezeigt, daß das Handwerk auch auf 
dem Gebiet der Technik fortſchrittlich ſein muß, wenn es ſeine Exiſtenz 
behaupten will. | 

In dem Kapitel „Bildungsfragen“ wird namentlich die Frage 
der Fortbildungsſchule beſprochen und in dem Kapitel „Handwerk und 
Kapital“ die Frage der Bildung von Genoſſenſchaften für das Hand⸗ 
werk intereſſant beleuchtet, um ſchließlich in dem Schlußkapitel „Hand⸗ 
werk und Staat“ darzulegen, welche Stellung der Staat in der Frage 
des Verdingungsweſens, in der Übertragung ſtaatlicher Arbeiten an 
das Handwerk und in der Fürſorge für die Bildungsbeſtrebungen des 
Handwerkerſtandes einzunehmen hat. 

Das ganze Buch iſt wegen ſeiner praktiſchen Darlegungen durch⸗ 
aus dem Handwerker zu empfehlen. Es zeigt, daß auch in den neuen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen das Handwerk immer noch eine Zukunft 
hat, wenn es ſeine Zeit verſteht und alle modernen Errungenſchaften 
der Neuzeit ſich weiß zunutze zu machen. 

Hamburg Th. Hampke 


Prion, W.: Die Finanzierung und Bilanz wirtſchaft⸗ 
licher Betriebe unter dem Einfluß der Geldentwertung. 
Berlin 1921, Julius Springer. 73 S. | 


Die Abhängigkeit der Einzelwirtſchaften von der Volkswirtſchaft, 
die Einwirkung ſozialwirtſchaftlicher Vorgänge mit ihren das Wirtſchafts⸗ 
ſubjekt ſchädigenden und begünſtigenden Einflüſſen ſind den Betroffenen 
ſelten mit ſolcher Schärfe augenfällig geworden wie die Geldentwertung 
(ſowie die Sachteuerung), die die Finanzwirtſchaft der Wirtſchaftsbetriebe 
(Unternehmungen) revolutioniert hat. Das wirtſchaftliche Phänomen 
der Geldentwertung zeigt auch, daß Einzel⸗ und Volkswirtſchaftslehre 
ſich nur durch die verſchiedene Einſtellung unterſcheiden, Aſte des gleichen 
Stammes ſind: der allgemeinen Wirtſchaftslehre. 

Prion nennt ſich Profeſſor der „Betriebswirtſchaftslehre“ (Uni⸗ 
verſität Köln). Die Lehrdiſziplin der Privatökonomik wurde in Köln 
früher Handelstechnik, dann Privatwirtſchaftslehre genannt, jetzt Betriebs⸗ 
wirtſchaftslehre, eine Bezeichnung, die den ſtofflichen Umfang dieſes 
Faches nicht genügend ſcharf umgrenzt. Denn auch die ökonomiſche 
Technik, die wertſchaffende Tätigkeit in gewerblichen Unternehmungen 
— im Gegenſatz zur wertumſetzenden und ⸗verwaltenden Tätigkeit des 
Kaufmannes —, ſtützt ſich auf einen wirtſchaftlichen Betrieb. Betrieb 
kann Tätigkeit, Werkbetrieb, Wirtſchaftsbetrieb heißen. Jene „Betriebs⸗ 
wirtſchaftslehre“ beſchränkt ſich auf die techniſche und ökonomiſche Seite 
der kaufmänniſchen Wirtſchaftsführung der Unternehmung, unter Aus⸗ 
ſchluß der Produktionstechnik, der Landwirtſchaft und des Handwerkes. 
„Kaufmänniſche“ Betriebslehre, Privatwirtſchaftslehre der Unternehmung 
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würde den Gegenſtand ſchärfer umreißen, „Einzelwirtſchaftslehre der 
Unternehmung“ ihn genau umſchreiben. 

Vom privatökonomiſchen Standpunkt aus iſt „Finanzierung“ gleich⸗ 
bedeutend mit Kapitalbeſchaffung durch eigenes und fremdes Kapital. 
Der Begriff iſt alſo weiter zu faſſen, wie ihn beiſpielsweife Liefmann 
im Hinblick auf die Finanzierungsgeſchäfte der Kreditinſtitute definiert 
(Beſchaffung von Effektenkapital), oder wie Prion ihn auffaßt (Kapital⸗ 
beſchaffung für die dauernden Zwecke der Unternehmung). Die beiden 
Faktoren der heutigen Preisſteigerung, die Geldentwertuug und die 
Sachteuerung, mußten naturgemäß den Kapitalbedarf beſonders der 
Unternehmungen ungeheuerlich aufblähen. Die Statiſtik des Kapital⸗ 
bedarfes der Induſtrie, etwa ſeit Anfang 1920, die Bilanzen der Kapital⸗ 
geſellſchaften und der Geſchäftsbericht der Reichsbank von 1920 geben 
dafür ziffermäßigen Aufſchluß. 

Über die Bedeutung der alljährlich aufzuſtellenden Schlußbilanz 
(das iſt eine ziffermäßige Zuſammenſtellung von Vermögen, Schulden 
und Kapital für den Schluß des Geſchäftsjahres) beſtehen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten. Die einen — einſchließlich des Steuerfiskus — ſehen 
in der Schlußbilanz die Zuſammenſtellung von Werten (des Ver⸗ 
mögens und der Schulden) im volkswirtſchaftlichen Sinne, operieren 
mit Gebrauchs⸗, Tauſch⸗, Tages⸗ und gemeinem Wert, alſo mit den 
noch immer nicht geklärten Wertbegriffen der Sozialwirtſchaftslehre, 
ohne das Problem der Bewertung der Bilanzpoſten reſtlos zu löſen; 
für ſie iſt die Bilanz Selbſtzweck (ſtatiſche Auffaſſung). Nach anderer, 
dynamiſcher Auffaſſung iſt die Bilanz Mittel zum Zweck der rechnungs⸗ 
mäßigen Ermittlung des wirtſchaftlichen Ertrages der Unternehmung; 
die Bilanzen in dieſer Auffaſſung enthalten auf der Aktivſeite die 
Koſten des Erwerbs oder der Herſtellung von Vermögensteilen; die 
Paſſivpſeite zeigt auf, wie dieſe Koſten aufgebracht („finanziert“) wurden. 

Sachwertteuerung und Geldentwertung haben den Verkaufswert 
des Anlagevermögens in gleichem Maße geſteigert, eine Wertſteigerung, 
die bilanzmäßig nicht in die Erſcheinung tritt, weil das Anlagevermögen 
(feſtes Kapital) nicht zur Veräußerung, vielmehr zur dauernden Be⸗ 
nutzung beſtimmt iſt und demgemäß nur mit den Anſchaffungs⸗ oder 
Herſtellungskoſten abzüglich der Abſchreibungen in die Bilanz auf⸗ 
genommen werden kann. Nur ein Bruchteil dieſer Koſten geht durch 
die Abſchreibungen in den Produktionswert der Erzeugniſſe über. So⸗ 
weit die Anlagen noch in den Zeiten der Goldwährung beſchafft wurden, 
ſtehen ſie mit der hochwertigen Goldmark, d. h. verhältnismäßig niedrig, 
u Buche; die Umwandlung der Gold- in Papiermark iſt untunlich, 
vorläufig auch geſetzlich unmöglich. Die Gefahr der Geldwertſchwankungen 
trägt bei langfriſtigen Schulden aus der Zeit etwa vor 1919, dem 
Beginn der kataſtrophalen Geldentwertung infolge der Inflation, der 
Darlehnsgeber, wenn Anlagevermögen mit Fremdkapital beſchafft wurde. 
Die Unternehmung beſitzt nunmehr Produktionsmittel von beträchtlich 
geſteigertem Veräußerungs⸗ und Geſchäftswert, während die Gold⸗ 

darlehnsſumme in einem gleichhohen Betrage entwerteter Papiermark 
zurückgezahlt wird. 
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Die Valtutaverluſte bei Schulden an valutaſtarke Auslands⸗ 
gläubiger gehen zuungunſten des deutſchen Schuldners (Schweizer 
Franes⸗ Hypotheken), der durch Gewinnrückſtellungen für die künftige 
finanzielle Mehrbelaſtung Vorſorge zu treffen hat, wenn er nicht, wie 
die Montaninduſtrie, imſtande iſt, aus den großen Verkaufsgewinnen 
(durch Veräußerung von Lagerbeſtänden aus der Goldmarkzeit) oder 
durch Erhöhung der Verkaufspreiſe den Verluſt auszugleichen. Ent⸗ 
wertungsverluſte bei Wertpapieren (Kriegsanleihe) können auf eine 
Reihe von Jahren verteilt werden. 

Abſchreibungen auf Anlagevermögen find nach handels⸗ und ſteuer⸗ 
rechtlicher Anſchauung der ziffermäßige Ausdruck einer Wertminderung 
(durch Abnutzung, Altern, Subſtanzminderung uff.), nach dymaniſcher 
Auffaſſung der Bilanz Umwandlung von Vermögens⸗ in Ertragskoſten, 


oder Verteilung des künftigen Vermögensverluſtes durch Unbrauchbar⸗ 


werden als Produktionsmittel. Inſoweit Goldmarkwerte abgeſchrieben 
werden, müſſen die Abſchreibungswerte in Papiermark umgewandelt, 
d. h. erhöht werden; es kann vorkommen, daß die Jahresabſchreibung 
ein Mehrfaches des Bilanzwertes der abzuſchreibenden Anlagen aus⸗ 
macht. Gerade in der Abſchreibungsfrage auf Anlagewerte in Gold⸗ 
mark kollidieren privatwirtſchaftliche Einzel⸗ und ſozialwirtſchaftliche 
Geſamtintereſſen inſofern, als eine Steigerung der Abſchreibungen auch 


den Verkaufspreis der Produkte erhöht und innerhalb der durch die 


Marktwirtſchaft gezogenen Grenzen die Inflation ſteigert. | 
Prion geht dann noch auf die Frage der Erſatzbeſchaffung, 
Dividendenpolitik und Kapitalbeſchaffung des näheren ein. Ihm ge⸗ 
bührt das Verdienſt, am früheſten und am gründlichſten unter den 


Privatwirtſchaftlern auf die im Titel des Buches ausgedrückten Pro⸗ 


bleme hingewieſen zu haben. 
Charlottenburg Leitner 


Neudörfer, Dr. Otto, Privatdozent an der Hochſchule für Bodenkultur 


in Wien: Grundlage des Genoſſenſchaftsweſens. Eine 
ſyſtematiſche Darſtellung der Geſchichte, Geſetzgebung, Theorie und 
Organiſation der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der öſterreichiſchen Verhältniſſe. Wien 

und Leipzig 1921, Karl Gerold's Sohn. IX und 128 S. | 


Mit Recht ſtellt der Verfaſſer die Worte Schulze⸗Delitzſch's an die 


Spitze ſeiner Schrift, daß die Beſtrebungen, welche die Genoſſenſchafts⸗ 


bewegung zur Löſung der ſozialen Frage verfolgt, nicht zu einer Lohn⸗ 


oder Magenfrage ausmünden, ſondern dahin gehen, das Volk zur Frei⸗ 


heit und Verantwortlichkeit zu führen. In der Einleitung gedenkt der 
Verfaſſer des Kampfes um die individualiſtiſche und ſozialiſtiſche An⸗ 
ſchauung und hebt hervor, daß gerade das Genoſſenſchaftsweſen geeignet 
iſt, zwiſchen dieſen ringenden Anſchauungen zu, verſöhnen, indem es, 
in der Mitte zwiſchen Kapitalismus und Kollektivismus ſtehend, eine 
Syntheſe zwiſchen individualiſtiſcher und ſozialiſtiſcher Wirtſchaftsweiſe 


darſtellt, in welcher die Vorzüge beider Organiſationsformen verbunden 
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find. Es wäre wünſchenswert geweſen, wenn der Verfaſſer dieſen Ge⸗ 
danken ſchrittweiſe bei der Entwicklung der von ihm dargeſtellten Grund— 
lagen des Genoſſenſchaftsweſens vertieft hätte; denn das wirtſchaftliche 
Weſen der Genoſſenſchaft, gemeſſen an den Leiſtungen und Entwick— 
lungsmöglichkeiten gegenüber der wirtſchaftlichen Förderung der ver— 
ſchiedenen Berufsſtände, bedarf einer planmäßigen Erörterung. Die 
allgemeine wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung der Genoſſenſchaft, ihr 
Gegenſatz zu den kapitaliſtiſchen Geſellſchaften, die Förderung des Einzel— 
betriebes unter Belaſſung der individuellen Selbſtändigkeit des freien 
Unternehmertums vermittels der genoſſenſchaftlichen Organiſation kann 
in einer Schrift, welche ſich an die Allgemeinheit wendet, gar nicht 
häufig genug bei der verſchiedenſten Veranlaſſung betont werden. Wir 
hätten auch gern etwas über die Verwendungsmöglichkeit der genoſſen— 
ſchaftlichen Organiſation für die zukünftige induſtrielle Entwicklung ge— 
hört (vgl. hier: Deumer, Induſtrielle Genoſſenſchaften, 1920). Daß die 
Genoſſenſchaften Hilfs unternehmungen für die Erwerbs- und Wirt— 
ſchaftsbetriebe der einzelnen Genoſſen ſind, denen ſie dienen, daß ſie 
die Erwerbswirtſchaft der einzelnen Unternehmer nur ergänzen wollen, 
um fie im allgemeinen Konkurrenzkampfe zu ſtärken, bedarf um des— 
willen einer kräftigeren Betonung, weil eben unter Verkennung dieſes 
Wirkungskreiſes die Genoſſenſchaften des Vorſpanndienſtes für die 
Sozialiſierung zu Unrecht beſchuldigt werden. Einverſtanden kann man 
mit dem Verfaſſer ſein, wenn er ausführt, daß noch wichtiger und 
notwendiger als die geſchäftliche Seite der genoſſenſchaftlichen Tätigkeit 
ihre ſittliche Aufgabe iſt. „Die Genoſſenſchaft,“ — ſo ſchreibt der 
Verfaſſer S. VII —, „die nach Krapotkin (Gegenſeitige Hilfe in der 
Entwicklung, Leipzig 1904) in ihrem Urſprung vorwiegend den Charakter 
der gegenſeitigen Hilfe hatte, tft weit über ihre Bedeutung in wirt⸗ 
ſchaftlicher Hinſicht hinaus eine Schule des Gemeinſinnes, die den 
Einzelnen lehrt, die eigenen Kräfte zu ſtärken, die ihn erzieht, ſie zu 
gebrauchen im Dienſte der Geſamtheit, und die ihn gewillt macht, für 
die Geſamtheit zu arbeiten. Genoſſenſchaftliche Denkungs- und Arbeits- 
weiſe iſt für den ſo notwendigen moraliſchen Wiederaufbau unentbehr— 
lich. Dazu kommt noch, daß die Genoſſenſchaften, wie keine andere 
wirtſchaftliche Unternehmungsform, dank ihrer Organiſation und ihrem 
Weſen in die neue Zeit hineinpaſſen. Lange bevor die Demokratie 
Mode wurde, haben die Genoſſenſchaften die Grundſätze der Demokratie 
in Verwaltung und Kontrolle gehandhabt. Lange bevor das Schlag— 
wort von der Gemeinwirtſchaft auftauchte, waren ſie in Wahrheit ge— 
meinwirtſchaftliche Betriebe, und lange bevor das ſo vieldeutige und 
jo häufig mißverſtandene Wort Sozialifierung in aller Munde war, 
waren ſie in Wahrheit ſozialiſierte Betriebe, das heißt Betriebe, die 
in erſter Linie das Wohl der Geſamtheit und erſt in zweiter Linie und 
durch die Geſamtheit das eigene Wohl zum Ziele haben.“ 

Wir können an dieſen Sätzen des Verfaſſers nicht ohne Kritik 
vorübergehen. Gerade der Grundſatz der Demokratie iſt für manche 
Genoſſenſchaftsbildung hemmend geworden, weil es unangebracht er— 
ſchien, den wirtſchaftlich ſtärker Beteiligten mit den gleichen Rechten 
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auszuſtatten wie den vielleicht ganz geringfügig Intereſſierten. Man 
wählte an Stelle der rein genoſſenſchaftlichen Struktur eine gemiſchte 
Unternehmungsform, in der das Maß der Beteiligung entſcheidend 
war. Letzteres braucht nicht immer durch die Kapitalbeteiligung bedingt 
zu ſein (wie bei den rein kapitaliſtiſchen Geſellſchaften), es kann viel⸗ 
mehr beſtimmt werden durch den Umfang der Inanſpruchnahme des 
gemeinſchaftlichen Unternehmens. Und denkt der Verfaſſer nicht etwa 
zu optimiſtiſch, wenn er die Genoſſenſchaften als Betriebe in den 
Himmel hebt, „die in erſter Linie das Wohl der Geſamtheit und erſt 
in zweiter Linie und durch die Geſamtheit das eigene Wohl zum Ziele 
haben“? Wir können dieſes Lob nur den ländlichen Genoſſenſchaften 
konzedieren. 

Die Schrift des Verfaſſers zerfällt in vier Kapitel: Geſchichtliche 
Grundlagen (S. 3—32), Geſetzliche Grundlagen (S. 32—46), Theo⸗ 
retiſche Grundlagen (S. 46—88), Organiſatoriſche Grundlagen (S. 88 
bis 119), Schlußwort (Genoſſenſchaft und Sozialiſierung), Literatur⸗ 
verzeichnis. \ 

Neue Geſichtspunkte bietet der Verfaſſer nur da, wo er die be- 
ſonderen öſterreichiſchen Verhältniſſe berückſichtigt. Hervorzuheben iſt 
hier insbeſondere die Darſtellung der öſterreichiſchen Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzgebung und diejenige der Beſteuerung der öſterreichiſchen Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ſowie die Darſtellung der Verbands⸗ 
bildungen in Oſterreich. | | 

Hamburg Rob. Deumer. 


Die Ergebniſſe der Wohnungszählung vom 1. Dezember 1910 
in den Gemeinden Aarau, Baden, Ennetbaden und Brugg. 
Herg. vom Kantonalen Statiſtiſchen Bureau. Leipzig 1920, Teubner. 
108 und 2 S. 8°. 


Die Veröffentlichung der vorliegenden Schrift, deren Bearbeitung, 
wie das Statiſtiſche Bureau in dem Vorwort bemerkt, bereits im 
Jahre 1913 abgeſchloſſen war, wurde durch eine Reihe widriger Um⸗ 
ſtände immer von neuem verzögert. Es verdient demgegenüber eine 
Hervorhebung, daß die Ergebniſſe, die ſich hauptſächlich auf die Wohn⸗ 
weiſe und die Beſitzverhältniſſe beziehen, ihren Wert ungemindert be⸗ 
halten haben. Die Unterſuchung erſtreckt ſich auf vier Gemeinden, die 
ſämtlich der Größenklaſſe von weniger als 10000 Einwohnern an⸗ 
gehören, nämlich Aarau (9831 Einw.), die Kur⸗ und Induſtrieſtadt 
Baden (8318 Einw.) und das an dem jenſeitigen Limmatufer gelegene 
Ennetbaden (1441 Einw.) ſowie Brugg (3802 Einw.). Aus einigen 
größeren Städten, wie Baſel, Luzern und St. Gallen, ſind jeweils 
Vergleichsziffern beigefügt. Die Auszählung der Wohnungen erfolgte 
nach drei Klaſſen in Kleinwohnungen von ein bis drei Zimmern, Mittel⸗ 
wohnungen von vier bis fünf und Großwohnungen von ſechs Zimmern 
und darüber; ferner wurde zwiſchen Eigentümer⸗ und Mietwohnung 
unterſchieden. Der prozentuale Anteil der Eigentümerwohnung an der 
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Geſamtzahl aller Wohnungen betrug in Aarau 35,5, in Baden 24,8, 


in Ennetbaden 28,5 und in Brugg 44,6 %%; während Luzern, St. Gallen 
und Baſel nur 13—18 % Eigentümerwohnungen aufweiſen. Der Eigen⸗ 
beſitz iſt alſo in den vier Städten unſerer Zählung weſentlich ſtärker 
verbreitet als in den drei letztgenannten Städten. Betrachtet man die 
Größe dieſer Eigentümerwohnungen, ſo umfaßt die Kleinwohnung in 
Aarau nur 29,5, in Baden 32,4, in Ennetbaden 26,8, in Brugg 
29,3% der Hausbeſitzerwohnungen; der weitaus größere Teil, 67 bis 
73 %, entfällt hier auf die Mittel⸗ und Großwohnung. In Baſel 
dagegen ſteigt bei den Eigentümerwohnungen der Anteil der Klein⸗ 
wohnungen auf volle 41% , andererſeits fällt er in St. Gallen und 
Luzern auf 15,3 beziehungsweiſe 17,3%. Die Zahlen geſtatten einen 
bemerkenswerten Rückſchluß auf die Stellung des Hausbeſitzerſtandes in 
den verſchiedenen Städten. | 

Bei den Mietwohnungen zeigt ſich, daß der Hauptſitz der Klein⸗ 
wohnung die Altſtadt iſt, während in der Neuſtadt und der Stadt⸗ 
erweiterung Mittel⸗ und Großwohnung überwiegen; ein Ergebnis, das, 


wie neuere Unterſuchungen gezeigt haben, mit den Verhältniſſen in den 


Großſtädten übereinſtimmt, in denen ſich die billigſten Wohnungen 
allgemein in der Innenſtadt und im Stadtkern finden. Mit Bezug 
auf die Mietpreiſe iſt der Unterſuchung zu entnehmen, daß der Preis 
für ein Zimmer bei der Kleinwohnung im allgemeinen mit der 
ſteigenden Zimmerzahl ſinkt, das heißt „der Preis für ein Zimmer 
bewegt ſich umgekehrt im Verhältnis zu der Zahl der eine Wohnung 
bildenden Zimmer“. Trotz der Schwankungen im einzelnen ergibt ſich, 
daß die Zimmer in den größeren Wohnungen billiger ſind als in den 
Einzimmerwohnungen (S. 24). In hygieniſcher Hinſicht zeigt die An⸗ 
lage der Aborte vielfach ungünſtige Ziffern; während im Durchſchnitt 
aller Wohnungen die Gemeinſchaft der Aborte ſich in 14—27%/ der 
Wohnungen findet, ſteigt dieſe Zahl im einzelnen bei den Klein⸗ 
wohnungen noch auf einen erheblich höheren Satz. Hier erſcheinen 
wohnungspolizeiliche Vorſchriften erforderlich. Die Zuſammenfaſſung 


des Statiſtiſchen Amtes erblickt das Unterſcheidungsmerkmal der unter⸗ 


ſuchten Städte gegenüber größeren Stadtſiedelungen hauptſächlich in 
drei Punkten: 1. hohe Zahl der Eigentümerwohnungen, 2. Abweſen⸗ 
heit ganz hoher und tiefer Wohngebäude, 3. reichliche Verſorgung mit 
Gartenland. Im übrigen zeigt ſich in den Wohnverhältniſſen eine 
größere Ahnlichkeit mit den Zuſtänden der größeren Städte, als viel⸗ 
fach angenommen wird. Immerhin iſt bei Aufſtellung der Forderung 
hygieniſcher und baupolizeilicher Eingriffe der geſundheitliche Wert der 
Wohnweiſe und der reichlichen Ausſtattung mit Gartenfläche in Be⸗ 
tracht zu ziehen. | 
Berlin Rud. Eberftadt 


— 


——U— — — . 
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Schöne, Dr. Walter: Die Leipziger Studenten wohnungen, 
bearbeitet nach einer Erhebung des Akademiſchen Senats der Uni⸗ 
verſität Leipzig im Jahre 1914. Leipzig 1921. 


Angeregt durch die im Mai 1913 in München eröffnete Konferenz 
über ſtudentiſches Wohnungsweſen und die daran anſchließend an den 
Münchener Hochſchulen vorgenommenen Erhebungen beauftragte der 
Akademiſche Senat der Univerſität Leipzig im Jahre 1914 den Geh. 
Hofrat Prof. Dr. Bücher, gleichfalls an der Univerſität Leipzig die 
Wohnungsverhältniſſe der Studierenden zu erforſchen. Dieſe Erhebungen 
liegen jetzt bearbeitet von Dr. Walter Schöne vor. Das Material 
der Erhebung iſt gewonnen durch Fragebogen, die vom Akademiſchen 
Senat an die Studierenden geſandt und von dieſen beantwortet wurden. 
Der Fragebogen iſt im Anhang der Schrift abgedruckt; bei genauer, 
erſchöpfender Beantwortung aller Fragen mußte er ein gutes Bild 
der Wohnverhältniſſe ergeben. 86% der Studierenden haben ihn aus⸗ 
gefüllt. Die Ergebniſſe ſind in 33 Tafeln nach allen Richtungen hin 
verarbeitet. | 

Die Zahl der in Untermiete und Penſion wohnenden Studierenden 
betrug 78,54% ; die übrigen wohnten bei Eltern und Verwandten 
oder in eigenen Wohnungen. Eine Sichtung der Erſtgenannten ergab, 
daß die Mehrzahl der Studierenden, 88 „%, die unmittelbare Nähe 
der Univerſität bevorzugt (46 % der Einzimmerwohnungen find nur 
5—10 Minuten, nur 10 % weiter als 20 Minuten von der Uni⸗ 
verſität entfernt) . In den eigentlichen Studentenvierteln nahe der 
Univerſität gibt es Straßen mit mehr als 60, 80, ja 100 Studenten⸗ 
wohnungen. Ein eigentliches Studentenviertel bildet insbeſondere die 
Südoſtvorſtadt, in der eine Straße 126 Studentenwohnungen hat, 
und die innere Südvorſtadt. Hier findet man die typiſchen Studenten⸗ 
ſtraßen, die trotz ihrer Unfreundlichkeit immer wieder die Studenten 
an ſich ziehen. Als wichtigen Grund der Bevorzugung dieſer Viertel 
außer der Nähe der Univerſität nennt Schöne die Bequemlichkeit des 
Wohnungsſuchens. Eine große Anzahl von Studierenden (von 3208 
1758) haben durch ſelbſtändiges Suchen in den Studentenvierteln ihre 
Wohnung erlangt. Der amtliche akademiſche Wohnungsnachweis wurde 
ſehr wenig benutzt. 

Die Erhebungen ergeben ſodann, daß die meiſten Studenten⸗ 
wohnungen Einzimmerwohnungen find, hauptſächlich im erſten, zweiten 
und dritten Stock der Vordergebäude gelegen. Weitere Erhebungen, 
über Anzahl der Fenſter, Helligkeit, Lüftbarkeit, Zuſtand der Wände uſw., 
zeigen verhältnismäßig befriedigende Reſultate. Jedoch bleiben hin⸗ 
ſichtlich der wichtigſten Anforderungen rund 1000 Fälle, das iſt faſt 
ein Drittel, in denen die Wohnungen mehr oder weniger ungeeignet 
für Studierende bezeichnet werden müſſen. Ihre Mängel ſind: ſchlechte 
Lüftbarkeit, Geruchsbeläſtigung, Unſauberkeit uſw. 

Die Mietspreiſe find (1914!) verhältnismäßig niedrig; die Mehr⸗ 
zahl der Studierenden, 67 %o, zahlt Preiſe zwiſchen 20 und 30 Mk. 
monatlich. Von Intereſſe iſt es, die Mietspreiſe bei den Studierenden 
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der verſchiedenen Fakultäten zu vergleichen: die Theologen ſind beſonders 
in den unteren Stufen vertreten, während Mediziner und Juriſten in 
den höheren zahlreicher vorkommen. Die billigſten Wohnungen liegen 
meiſt in den höchſten Stockwerken. Die Größenverhältniſſe ſind auch 
bei den billigen Wohnungen befriedigend. — Um wenigſtens annähernd 
den Anteil der gezahlten Miete an dem Monatswechſel des Studenten 
feſtzuſtellen, iſt in einer beſonderen Tafel der Beruf des Vaters mit 
dem gezahlten Mietspreis in Beziehung gebracht. Es ergibt ſich, daß 
in den höheren Stufen die Söhne der oberen Berufs ſtände häufiger 
vertreten ſind als die der niederen, daß aber unter anderem auch eine 
nicht unbeträchtliche Zahl von Söhnen höherer Beamten zu niedrigen 
Preiſen wohnt. Daß die Studentin höhere Anſprüche an die Wohnung 
ſtellt und auch im allgemeinen beſſer wohnt als der Student, iſt gleich⸗ 
falls aus den Erhebungen zu folgern. 

Unterſuchungen über vertragsmäßige Abmachungen, wie Kündigungs- 
friſt, Bezahlung der Zimmer in den Ferien uſw., ergeben, daß dieſe 
Verhältniſſe vor dem Krieg bei dem ausreichenden Angebot von Zimmern 
für die Studierenden günſtig lagen. 

Der Fragebogen ſuchte auch die Anzahl der Zimmer des DVer- 
mieters feſtzuſtellen; über die Hälfte der Studentenzimmer lag in Ver⸗ 
mieterwohnungen von fünf oder mehr bewohnbaren Räumen, 46 °o 
in Kleinwohnungen bis zu vier Räumen. Alleinmieter waren 22%. 
Die wichtige Frage nach der Überfüllung der Vermieterwohnungen zeigt 
ein ungünſtiges Bild; es iſt häufig, daß faſt alle Zimmer untervermietet 
werden und für die Vermieter nur ein Zimmer, oft nur Küche oder 
Nebengelaß, übrigbleibt. Unter den Vermietern finden ſich Angehörige 
faſt aller unteren und mittleren Berufe; 22 % der Vermieter find 
Arbeiter. 

Ein beſonderes Kapitel iſt der ſogenannten „ſturmfreien Bude“ 
gewidmet; es geht daraus hervor, daß die ſittliche Seite in der ſtudentiſchen 
Wohnungsfrage eine erhebliche Rolle ſpielt; in manchen Straßen, be= 
ſonders der Studentenviertel, gilt die freie Bude als ſelbſtverſtändlich. 
Vorausgeſetzt wird, daß der Student für dieſe Freiheit über andere 
Nachteile hinwegſieht und ſein Zimmer teurer bezahlt. 

Die Ergebniſſe der Betrachtung laſſen die Verhältniſſe in Leipzig 
durchweg günſtiger erſcheinen als in mancher anderen Univerſitätsſtadt. 
Die ſchlechten Wohnungen liegen hauptſächlich in den Studentenvierteln. 
Da in Leipzig vor dem Krieg das Angebot auch in den übrigen Stadt⸗ 
teilen genügte, werden Unkenntnis des Wohnungsmarktes, mangelnde 
Erfahrung, beſonders aber das Fehlen eines guten Wohnungsnachweiſes 
als Urſachen dafür hingeſtellt, daß ein beträchtlicher Teil der Studierenden 
Wohnungen mietete, die den Anforderungen nicht entſprachen. Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß die ſtudentiſche Wohnungsfrage zum großen Teil eine 
Einkommensfrage der Studenten iſt, daß daher die genaue Kenntnis 
der ſozialen Lage der Studierenden Vorausſetzung für alle Verbeſſerungs— 
vorſchläge iſt. 

Das Buch wird beſchloſſen mit einem Gegenwartsbericht über die 
Tätigkeit des Arbeitsausſchuſſes der Vereinigung für ſtudentiſches 
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Wohnungsweſen in Leipzig, deſſen Hauptaufgabe jetzt darin beſteht, 
die genügende Anzahl von Wohnungen zu vermitteln, der aber ſeine 
urſprüngliche Aufgabe, die Qualität der Wohnungen zu heben, nicht 
außer acht laſſen will. 

Wenn auch heute die Wohnungsverhältniſſe ganz andere geworden 
ſind als zur Zeit der Erhebung, ſo bietet die Arbeit, die alle Fragen 
und Zuſammenhänge beleuchtet und das Prinzipielle in den Vorder⸗ 
grund rückt, doch einen wertvollen Einblick in die Probleme, um die es 
ſich bei der ſtudentiſchen Wohnungsfrage handelt; ſie läßt erkennen, von 
wo aus der Verſuch einer Reform des ſtudentiſchen Wohnungsweſens, 


der allerdings erſt bei normalen Verhältniſſen von Erfolg ſein kann, 


auszugehen hat. 
Berlin | Margarete Eſch 
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Eingeſendete Bücher 


— bis Mitte Dezember 1921 — 


1. Allgemeine Politik 


Bernhard, Ludwig: Was wird aus dem Völkerbund? Der Ruf nach einer 
neuen Haager Konferenz. Berlin 1920, Julius Springer. 48 S. 


Bonn, M. J.: Die Auflöſung des modernen Staates. Berlin 1921, Verlag 
für Politik und Wrrtſchaft, G. m. b. H. (Die Europäiſche Bücherei, 
Heft 4.) 44 S. 

Erzberger, M.: Der Völkerbund. Der Weg zum Weltfrieden. Berlin 1918, 
Reimar Hobbing. 159 S. 


Kraus, Herbert: Vom Weſen des Völkerbundes. Berlin 1920, Deutſche 
Verlagsgeſellfchaft für Politik und Geſchichte, G. m. b. H. 63 S. 


Lanſing, Nobert: Die Verſailler Friedensverhandlungen. Perſönliche Er⸗ 
innerungen. Berlin 1921, Reimar Hobbing. IV u. 246 S., 1 Tafel. 


Liepmann, M.: Der Friedensvertrag und der Völkerbund. Hamburg 1920, 
W. Gente. 27 S. 


Obſt, Erich: Die Vernichtung des deutſchen Kolonialreichs in Afrika. Eine 
Unterſuchung der politiſch⸗geographiſchen Struktur des Schwarzen Erd⸗ 
teils nach dem Gewaltfrieden von Verſailles. Berlin 1921, Carl Flem⸗ 
ming & C. T. Wiskott A.⸗G. 54 S., 14 farb. Abb. auf 2 Tafeln. 


Oncken, Hermann: Weltgeſchichte und Verſailler Friede. Rede, 9 
am 8. März 1921 in einer vom Bürgerausſchuß Frankfurt a. M. ver⸗ 
anſtalteten Verſammlung. Frankfurt a. M. 1921, Univerſitätsdruckerei 
Werner & Winter. 27 S. | 


Raymond, Dora Neill: British 1215 and opinion during the franco- 
russian war. New York 1921, Columbia University. (Studies in 
History, Economics and Public Law, whole Nr. 227.) 435 ©. 


Noſenbaum, Eduard: Die Bedrohung der deutſchen Wirtſchaftshoheit 
durch den Frieden von Verſailles. Berlin 1920, Hans Robert Engelmann. 
(Die Friedenslaſt. Die Probleme des Friedensvertrags in gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellung. Herausg. von der Deutſchen Liga für Völker⸗ 
bund, Heft 3.) 61 S. 


Sarolea, Charles: Um den 1 Verſailles und den Völkerbund. 
Ins Deutſche übertragen von H. Mutſchmann. Bonn 1920, Ludwig 
Röhrſcheid. 119 S. 

Schücking, Walter und Hans Wehberg: Die Satzung des Völkerbundes. 
Berlin 1921, Franz Vahlen und Deutſche Verlagsanſtalt für Politik und 
Geſchichte. (Vorveröffentlichung aus dem Kommentar zum Friedensvertrage. 
Herausg. von Walter Schücking.) XXIII u. 521 S. 


Simons, Walter: Die Belaſtung der deutſchen Souveränität durch die 
fremden Kommiſſionen. Berlin 1920, Hans Robert e (Die 
e Die Probleme des Wee in gemeinverſtändlicher 

N Herausg. von der Deutſchen Liga für Völkerbund, Heft 2.) 


Spranger, Eduard: Völkerbund und Rechtsgedanke. Rede, gehalten in einer 
en on werſität Leipzig. Leipzig 1919. 5 195 1919 10 bil ſophiſch 
alle der Univerſität Leipzig. Leipzi „Felix Meiner. (Philoſophiſche 
Zeitfragen, Heft 1.) 27 & = ö ü 
Sulzbach, Walter: Die Grundlagen der politifchen Parteibildung. Tü⸗ 
ingen 1921, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck.) | 
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Das Martyrium der Deutſchen in Oberſchleſien. Gewaltakte und 
Greueltaten der Polen während des dritten Aufſtandes in Oberſchleſien 
im Mai und Juni 1921. 104 S., zahlr. Abb. (amtlich). 

Der dritte Aufſtand in Oberſchleſien Mai / Juni 1921. 56 S., zahlr. 
Abb. (amtlich). Ä | 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Fiſcher, Ludwig: Betriebserfindungen. Ihr Weſen und Werden, die wirt⸗ 
chaftliche und rechtliche Bedeutung ihres Schutzes, deſſen Geſtaltung und 
andhabung im Betrieb und das Rechtsverhältnis des Betriebserfinders. 
erlin 1921, Carl Heymann. IV u. 59 S. 


Gerth, Walther: Das Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 nebſt 

e sbeſtimmungen und Erläuterungen. Berlin 1921, Reimar 

obbing. Gücherei des Arbeitsrechts. Herausg. von F. Syrup und 
Weigert, Bd. 14.) 251 S. 


von Grumbkow, Waldemar: Die Geſchichte der Kommunalaufſicht in 
Preußen. Berlin 1921, Carl Heymann. VI u. 224 ©. 


Hahn, W. und A. v. Lilienfeld⸗Toal: Regelung des Handels und Ver⸗ 
kehrs in Rußland. Geſetze und Verträge der Sowjetregierung. Herausg. 
vom Inſtitut für Weltwirtſchaft und Seeverkehr an der Univerſität Kiel. 
Jena 1921, Kommiſſionsverlag von Guſtav Fiſcher. VIII u. 158 S. 

Heymann, Ernſt: Die Rechtsformen der militäriſchen Kriegswirtſchaft als 
Grundlage des neuen deutſchen Induſtrierechts. Marburg i. H. 1921, 
N. G. Elwertſche Verlagsbuchhandlung, G. Braun. (Arbeiten zum 
an Gewerbes und Landwirtſchaftsrecht, herausg. von Ernſt 

eymann, Nr. 34.) 227 S. ' 


Lammers, Hans Heinrich: Das Geje über den „ 
9. Juli 1921. Berlin 1921, Carl Heymann. (Heymanns Taſchen⸗Geſetz⸗ 
ſammlung, Bd. 53.) XII u. 117 S. 

Lent, Friedrich: Grundriß der freiwilligen Gerichtsbarkeit zur ſyſtematiſchen 
Einführung von Anfängern. Leipzig⸗Erlangen 1922, A. Deichertſche 
Verlagsbuchhandlung Dr. Werner Scholl. IV u. 108 S. f 

Liepmann, M.: Die Bedeutung der Reichsverfaſſung für die geiſtige Kultur 

Deutſchlands. Hamburg 1920, W. Gente. 39 S. 8 

Meißner, Otto: Das neue Staatsrecht des Reichs und ſeiner Länder. 

yſtematiſch dargeſtellt. Berlin 1921, Reimar Hobbing. XI u. 359 ©. 

Neubecker, Friedrich Karl: Ruſſiſches und orientaliſches Eherecht. Leipzig 
und Berlin 1921, B. G. Teubner. (Oſteuropa⸗Inſtitut in Breslau. Vor⸗ 
träge und Aufſätze. I. Abt.: Recht und Wirtſchaft, Heft 1.) 18 S. 

— Finnlands Eherechtsreform. Leipzig und Berlin 1921, B. G. Teubner. 
(Oſteuropa⸗Inſtitut in Breslau. Vorträge und Aufſätze. I. Abt.: Recht 
und Wirtſchaft, Heft 2.) 83 S. 

Nußbaum, Arthur: Lehrbuch des deutſchen Hypothekenweſens nebſt einer 
Einführung in das allgemeine Grundbuchrecht. Zweite, völlig umgearb. 
Auflage. Tübingen 1921, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck. XII u. 291 S. 

Stier. Somlo, Fritz: Das Preußiſche Verfaſſungsrecht. Auf der Grundlage 
der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen ſyſtematiſch dargeſtellt. Bonn 
ne A. Marcus & E. Webers Verlag (Dr. jur. Albert Ahn). VII u. 

del Vecchio, Giorgio: Sui prineipi generali del diritto. Modena 1921, 
Società Tipografica Modenese. (S.⸗Abd. aus Archivio Giuridico 
LXXXV, fasc. I.) 62 S. 

Waldecker, Ludwig: Die Verfaſſung des Freiſtaates Preußen vom 30. No⸗ 
vember 1920. it Erläuterungen und Sachregiſter. Berlin 1921, Georg 
Stilke. (Stilkes Rechtsbibliothek, Nr. 7.) 164 S. 
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3. Sozial ⸗ und Rechtsphiloſophie 
ä pen W.: Völkerrecht und Soziologie. Jena 1921, Guſtav 


Oppenbeimer, a Die pſychologiſche Wurzel von Sittlichkeit und Recht. 
Jena 1921, Kommiſſionsverlag von Guſtav fischer. (Kieler Vorträge, 
Beer. 995 Bernhard Harms, Heft 1.) 15 S 

Spann, Othmar: Tote und lebendige ace Zwei Abhandlungen 
ur 1 mit Liberalismus u arxismus. Jena 1921, 

uſtav Fiſcher. 57 S. 
n Franz: a e in 8 Verhältnis zur Weltanſchauung 

ö au 5 H Karlsruhe i. C. F. Müllerſche Hofbuchhandlung 

Sichen iche Abhandlungen. eee zu den 
rin itteilungen, herausg. von A. Fiſcher.) 44 S 

Wright, James M.: The free Negro in Maryland 16341860. New York 
1921, Columbia University. (Studies in History, Economics and 
Public Law. Whole Number 222.) 362 ©. 


4. Volkswirtſchaftliche Theorie und ihre Geſchichte. 
Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Diehl, Karl: Sozialwiſſenſchaftliche Erläuterungen zu David Ricardos 
Grundgeſetzen der Volkswirtſchaft und Beſteuerung. 3. Aufl. 1. Zeil: 
. Grundrententheorie. Leipzig 1921, Felix Meiner. XIII 
u 

Engländer, Oskar: e sgründe des Preiſes. Reichenberg 1921, 
Gebr. Stiepel. XV u 0 S g a N i 

Hobſon, J. A.: 8 und Wirtſchaft. Überſetzt von Otto 

ceius. Tübingen 1921, J. C. B. Mohr (Paul Siebech. IV u. 46 ©. 

Peiſeler, Gottlieb: Zeitgemäße Betriebswirtſchaft. I. Teil: erde e 
Leipzig und Berlin 1921, B. G. Teubner. VI u. 182 S., 30 Abb 

Schär, 7 5 un Betriebslehre. Vierte, neubearbeitete 
Auflage. pzig 1921, G. Gloeckner as a 
herausg. 705 d x Apt, Bd. 150 XXXVI u. 458 

Schmidt, F.: Die organiſche Bilanz im Rahmen der Mischa Leipzig 

0 1921, G. A. Gloeckner. Betriebe, und ee Jorſchungen, 

herausg. von F. Schmidt, Heft 14.) VIII u. 
ea 1 W.: Einführung in die Boltsrtstfeaftsichee, 5. Auflage. 
40 8 1922, Quelle & Meyer („Wiſſenſchaft und Bildung“, Nr. 113). 


5. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 

Pohle, Richard: Sibirien als Wirtſchaftsraum. Eine Einführung in das 
Leben Sibiriens. Bonn und Leipzig 1921, Kurt Schroeder. (Geographie 
des auge und Völkerledens n Geſchichte und Gegenwart, herausg. 
1 e Pohle und Walter Vogel, Heft 1.) VIII u. 66 S., 

arte 

Stieda, Wilhelm: Hildebrand Veckinchuſen. Briefwechſel eines deutſchen 

Kaufmanns im 15. Jahrhundert. Leipzig 1921, S. Hirzel. LVIII u. 560 S. 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſcherei 


Bell, james 192, 001 Opening a highway to the Pacific, 1838 — 1846. New 
1921, Columbia University. (Studies in History, Economics 
8 Publie Law. Whole Number 217.) 209 S., 6 Abb., 1 Karte. 
Endemann: Die Inventarfrage. Hildesheim 1921, Druck J. Kornacker. 
(Druckſache 7 des Verlages des Rei sſchutzbundes Landwirtſchaftlicher 
Grundeigentümer und Verpächter, Berlin⸗Halenſee.) 40 S. 


e 
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Peltzer, J.: Geſetz über die Umlegung von Grundftüden (Umlegungs⸗ 
ordnung) vom 21. September 1920. Berlin 1921, Paul Parey. (Die 
neue preußiſche Agrargeſetzgebung, Bd. 4.) XII u. 134 S. 

Wagemann: Die 5 Pachtſchutzordnung. Nachtrag: Verordnung 
über Rechtsbeſchwerde und Beiſitzerberufung in Pach 15 ſachen vom 
23. Juli 1921 (Pr. Geſ.⸗Sammlung, S. 488) mit amtlicher Begründung, 
Geſchäftsordnung und Ausführungsvorſchriften. Berlin 1921, Georg 
Stilke. Stilkes Rechtsbibliothek, Nr. Aa) 98 S. . 


7. Bergbau und Induſtrie 


Brandt, Maximilian: Sinangtechnifche und dynamiſche Unterſuchung der 
Wirtſchaftlichkeit von Waſſerkraft⸗ und Wärmekraftanlagen. Wien 1921, 
Lehmann & Wenzel, G. m. b. H. (S.⸗A. aus „Die Waſſerwirtſchaft“.) 20 S. 

le Coutre, Walter: Bilanzen. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. (Anſchauungs⸗ 

ſtoffe aus dem Gebiete der kaufmänniſchen Wirtſchaft. Herausg. von 
Hans Haniſch und W. Prion, 6. Heft.) 128 S. 

Fillmann, Heinrich: Aus der Praxis eines deutſchen Induſtriellen in der 
re Jena 1921, Kommiſſionsverlag von Guſtav Fiſcher. 
(Kieler Vorträge, herausg. von Bernhard Harms, Heft 2.) 19 S. 

Hazard, Blanche Evans: The organization of the boot and shoe industry 
in Massachusetts before 1875. Cambridge Mass. 1921, Harvard 
University Press. (Harvard Economic Studies, Bd. 23.) X u. 293 S., 
3 Pläne, 2 Abb. Sr 

Kahl, Erich: Die deutſche e vom Standpunkt der 
Standortslehre. Tübingen 1921, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). (Alfred 
Weber: Über den Standort der Induſtrien. II. Teil: Die deutſche 
Induſtrie ſeit 1860, Heft 6.) VII u. 40 S., 1 Tafel. 

Lehmann, M. R.: Das Rechnungsweſen auf Bleihütten. Eine wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftliche Studie. Leipzig 1921, G A. Gloeckner. (Betriebs⸗ und 
e ee Forſchungen, herausg. von F. Schmidt, Heft 6.) 

u. 5 


Thomaß, Karl: Die Bilanzen der fünf Münchener Aktienbrauereien aus 
den Jahren 1912—1919. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. (Betriebs⸗ und 
n Forſchungen, herausg. von F. Schmidt, Heft 8.) 

u. 0 


Tſchierſchky, S.: Zur Reform der Induſtriekartelle. Kritiſche Studien. 
ee 1321 Julius Springer VI A. 96 S. sc 


8. Handel und Handelspolitik 


Bennhold: Bericht über die Lage der Kohlenwirtſchaft. Berlin 1921, Verlag 
Deutſche one UND: (Veröffentlichungen des Zentralverbandes der 
Kohlenhändler Deutſchlands E. V., herausg. von Karl Borchardt, 
Heft 8) 18 S. 

Bitter, Wilhelm: Die Eroberung Mittelamerikas durch den Bananentruſt. 
Organiſation und imperialiſtiſche Bedeutung der United Fruit Company. 
Braunſchweig und Hamburg 1921, Georg Weſtermann. (Hamburgiſche 

orſchungen, herausg. von Karl Rathgen und Franz Stuhlmann, 
Heft 9.) 145 S., 1 Karte. ö 

Vonwetſch, Arnold: Der Handel mit landwirtſchaftlichen Maſchinen und 
Geräten in Rußland vor dem Kriege unter beſonderer Berückſichtigung 
der Beteiligung Deutſchlands. Mit einem Ausblick auf die künftige 
Entwicklung des Handels mit Zi ra Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. 
(Betriebs: und Finanzwirtſchaftliche Jorſchungen, herausg. von 

F. Schmidt, Heft 9.) VIII u. 142 S. | 

Gregory, T. E. G.: Tariffs. A study in method. London 1921, Charles 
Griffin & Co., Ltd. XV u. 518 S. 
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9. Verkehr und Verkehrspolitik 


10. Geld-, Bank⸗ und Börſenweſen 


Brenninkmeyer, Ludger: Die Amſterdamer E ektenbörſe. Leipzig 1920, 
G. A. Gloeckner. (Betriebs⸗ und FJinanzw ie Forſchungen⸗ 
herausg. von F. Schmidt, Heft 5.) 188 S., 1 Plan 

Si er ul Über das Selbſtkoſtenproblem im Bankbetriebe Leipzig 1921, 

A. Gloeckner. (Betriebs⸗ un e  OSTISDE Forſchungen, 
3 von F. Schmidt, Heft 11.) VI u. 53 

Kaemmerer, G. H.: Geld, eine genetiſche Studie. 8 1922, Puttkammer 
& Mühlbrecht. 48 S. 

en Richard: Der rheiniſch⸗weſtfäliſche Kuxenmarkt. Lei 1920, 

A. Gloeckner. Betrich bs⸗ und Finanzwirtſchaftliche e 
en von F. Schmidt, Heft 3.) 100 S., 6 graph. Darſt 


Kronenberger, Fritz: Die Preisbewegung der Effekten in Deutſchland 


während des Krieges. Leipzig 1920, G. A. Gloeckner. (Betriebs⸗ und 
. Ten JForſchungen, herausg. von F. Schmidt, Heft 2.) 
afeln 

Mahlberg, Walter: Bilanztechnik und Bewertung bei ſchwankender Wäh⸗ 
rung. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. (Betriebs⸗ und Re lie 
liche Forſchungen, herausg. von F. Schmidt, Heft 10.) VI u. 57 

Seeling, Otto: Die Induſtrie⸗Obligationen. Leipzig 1920, G. A. a 
(Betriebs⸗ u. F Forſchungen, herausg. v. F. Schmidt, 
Heft 1.) VIII u. 179 

Zergiebel, Dankmar: 15 Kreditſ chutz in Handel und Gewerbe, insbe Bauer 
die Vereine — Creditreform. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. 94 


11. Bevölkerungslehre und Bevölkerungspolitik 


Die Mietpreiſe in der Stadt Baſel 1910—1920. Mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Mietpreisverhältniſſe im Jahre 1920. Baſel 1921, Kom⸗ 
miſſionsverlag von C. F. Lendorff. (Mitteilungen des Statiſtiſchen Amts 
des Kantons Baſel⸗Stadt, Nr. 5 0 61 S. 


Statiſti 9 han Amt des Kantons Baſel⸗Stadt: Bautätigkeit und Wohnungs 
im Kanton Baſel⸗Stadt 1920. a 1921, Kommiſſionsver ag 
Dot C. F. Lendorff. (Mitteilungen, Heft 37.) VIII u. 32 S. 

Statiſtik des Hamburgiſchen Staates, Heft 31. Herausg. vom Statiſti⸗ 
ſchen Landesamt: Der natürliche 51 ie im 
hamburgiſchen Staate in den . 1914 bis 1918. 
Hamburg 1921, Otto Meißners Verlag. IV u. 113 S 


12. Sozialismus 


Axhauſen, Günther: Utopie und Realismus im Betriebsrätegedanken. 
Eine Studie nach Freeſe und Godin. Leipzig 1920, G. A. Gloeckner. 
(Betriebs⸗ u. Finanzwirtſchaftliche Forſchungen, herausg. v. F. Schmidt, 
Heft 4.) 132 S. 

Cunow, Heinrich: Die Marxſche Geſchichts⸗, Geſellſchafts⸗ und Staats⸗ 
theorie, Grundzüge der Marxſchen Soziologie. 2 Bde. Berlin 1920 u. 
1921, Buchhandlung Vorwärts. 346 u. 352 S. 

Leubuf 16 Charlotte: Sozialismus und Sozialiſie in England. Ein 
überblick über die neuere Entwicklung der fogtalifti en Theorien und 
über die Probleme der 3 aſſung in England. Jena 1921, 
Guſtav Fiſcher. X u. 229 

Stein, Hans: Der Kölner 1 (18481849). Ein Beitra 
Plz Hechichte des rheiniſchen Sozialismus. Köln 1921, Gilsbach 


ungen, 
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13. Sozialpolitik 


Broda, Rodolphe: Les résultats de l' application du salaire minimum 
pendant et depuis la guerre. Berne 1921, Ernest Bircher. (Mono- 
graphies de l'Institut international pour la diffusion des expériences 
sociales.) 39 ©. | 

Herkner, Heinrich: Die Arbeiterfrage. Eine Einführung. Bd. I: Arbeiter⸗ 
Sich und Sozialreform. Bd. II: Soziale Theorien und Parteien. 
Siebente, erweiterte und umgearbeitete Auflage. Berlin u. 2756 1921, 
Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. XVI, 584 u. XIV, 624 S. 

Israel, Gertrud: Die Aufgabe der ei fenzgontfoL on Nach einem 
Vortrag. Berlin 1921, Verlag des Verbandes der weiblichen Handels⸗ 
und Bureauangeſtellten, E. V. (Schriften des Verbandes, Heft 1.) 12 S. 

Kaufmann, Paul: Die ſoziale Bekämpfung der Tuberkuloſe. Rückſchau 

| und Ausblick. Ein Vortrag. Berlin 1921, Franz Vahlen. 24 ©. 

Wleinek, Clara: Die Wertung der e Vortrag. Berlin 1921, 
Verlag des Verbandes der weiblichen Handels⸗ und Bureauangeſtellten, 
E. V. (Schriften des Verbandes, Heft 2.) 20 S. 

Schulz, H.: Die Reichsverſicherungsordnung in ihrer jetzigen Faſſung und 
die zu ihrer Ausführung oder Anderung 1 Vorſchriften. Berlin 
1921, Reimar Hobbing. 523 S. 

Silbermann, J.: Gewerkſchaft und Wirtſchaftspolitik. Vortrag. Berlin 1921, 
Verlag des Verbandes der weiblichen un und Bureauangeſtellten. 
(Schriften des Verbandes, Heft 3.) 12 S. | 

31. Bericht und Rechnung über das öffentliche Arbeitsnachweis⸗ 
bureau (mit Dienſtbotenheim) des Kantons Baſel⸗Stadt und Statiſtik 
der Vermittlungstätigkeit im Jahre 1920. 34 S., 1 graph. Darſtellung. 

Neunter Bericht des ſtändigen . Einigungsamtes des Kantons 
Baſel⸗Stadt vom Jahre 1920. Sonderabdruck aus dem Verwaltungs⸗ 
bericht des Regierungsrates des Kantons Baſel⸗Stadt, 10 S. 


14. Genoſſenſchaftsweſen 85 
Hildebrand, Karl: Die Finanzierung eingetragener Genoſſenſchaften. Berlin 
und Leipzig 1921, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. Einzelwirt⸗ 
nr DL: herausg. von Friedrich Leitner, Heft 4.) 
u. 5 | 


15. Kolonialpolitik 


16. Finanzen | 
Hofmann, Wilhelm: Kriegsgewinnverſchleierung bei Aktiengeſellſchaften. 
Zu ihrer Technik und Bolifik Leipzig 1920, G. A. Gloeckner. (Betriebs⸗ 
| FR a men Forſchungen, herausg. von F. Schmidt, 
eft 7. ; f 


Knof, Edwin: Die ſteuerliche Reviſion der Unternehmungen des Handels 
und der Induſtrie. Leipzig 1921, G. A. Gloeckner. (Betriebs⸗ und 


Finanzwirtſchaftliche Forſchungen, Herausg. von F. Schmidt, Heft 12.) 
IV u. 90 S. 


Mehring, Otto Frhr. von: Gedanken zur Reichsfinanzreform im Jahre 
1921. Jena 1921, Guſtav Fiſcher. VI u. 94 S. 

Pißel, L.: Das Geſetz über die Einkommenſteuer vom Arbeitslohn vom 
11. Juli 1921. Berlin 1921, Reimar Hobbing. (Bücherei des Arbeits⸗ 
rechts, herausg. von F. Syrup und O. Weigert, Bd. 24.) 122 S. 

Will, Nudolf: Die ſchwebenden Schulden der europäiſchen Großſtaaten. 
Tübingen 1921, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). VII u. 124 S. 

| . | 20 * 
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17. Verſicherungsweſen 


Keskinäinen Henkivakuntusyhtiö Suomi. Gegenſeitige Lebensverſicherungs⸗ 
eſellſchaft Suomi. Verwaltungsbericht über das 30. Geſchäftsjahr 1920. 
Helſingfors 1921, Thteiskirjapaino Osakeyhtiö. 22 ©. 


18. Statiſtik 


Elſas, Moritz: 
köpfigen Familie für den 1. September 1921 für Frankfurt a. M., Berlin 
und die wichtigſten Induſtrieſtädte des Reiches. Frankfurt a. M. 1921, 
Reitz & Köhler Verlag, Heinrich Tiedemann (Jahrg. III, Tab. 1). 11 S. 

Hofmann, Emil: Snberaiffern im Inland und im Ausland. Eine kritiſche 
Studie. Karlsruhe i. B. 1921, G. Braun. II u. 127 S. 


Kahn, Ernſt: Die Indexzahlen der Frankfurter See Preiſe, Löhne, 


Valuten, Börſenkurſe, Staatsfinanzen, Notenweſen, Produktionszahlen, 
Außenhandel. Auguſt 1921. Fünfte, völlig veränderte Auflage. Frank- 
furt a. M., Frankfurter Sozietätsdruckerei G. m. b. H. 64 S. 


Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Köln. X. Jahrg. Köln 1921, Druck 


von Du Mont Schauberg. XII u. 138 S 

Statiſtiſche Mitteilungen über den Hamburgiſchen Staat. Herausg.: 
Sköllin. Nr. 12: Die Teuerung in Hamburg. Unterſuchungen 
über die Lebenshaltung der Samburgifc 

a 


Hamburg 1921, Otto Meißners Verlag. 51 


Statiſtik des Deutſchen Reichs, Bd. 293: Lohn⸗ und Gehaltserhebung 


vom Februar 1920. Bearbeitet im Statiſtiſchen Reichsamt. Berlin 
1921, Puttkammer & Mühlbrecht. 56 u. 438 S. 


Sveriges Officiella Statistik; Social-Statistik. Olycksfall i arbete är 1917; 
av K. . Stockholm 1921, K. L. Beckmans Boktryckeri. 


VI u. 67 


—, K. Socialstyrelsen. Statens Förlikningsmäns för Medling i arbets- 


ne verksamhet är 1920. Stockholm 1921, P. A. Norstedt & Söner. 
1 ? 
Stiek, Franz: Grundriß der Statiſtik. München und Leipzig 1921, Duncker 
ze Humblot. VII u. 470 ©. 5 
19. Verſchiedenes 


Muckle, Friedrich: Friedrich Nietzſche und der Zuſammenbruch der Kultur. 
München und Leipzig 1921, Duncker & Humblot. VIII u. 353 S. 


20. Neue Zeitſchriften 


Arbeit und Beruf. Monatsſchrift für Fragen des Arbeitsmarktes, der 


Berufsberatung und verwandter Gebiete. Herausg. vom Branden⸗ 
burgiſchen Landesarbeitsamt. Schriftleitung: Paul Dermitzel, Orde- 
mann, Schindler, A. v. Winterfeld. 1. Heft, 25. Okt. 1921. 40 S. 


Neue Seit rift für Arbeitsrecht. Herausg. von H. Derſch, W. Kaskel, 
r 


itzler, Fr. Syrup. annheim, Berlin und Leipzig, J. Bens⸗ 


eimer. Heft 12, Mat Juni 1921. 112 Sp. 


Zeitſchrift für Agrar. und Waſſerrecht. Herausg. im Preuß. Minifterium 
12 dee e 91 und en G hertoticheiic 10 Heft. 


erlin, Paul Parey. 1. Heft (1921). 80 S. 


ener, Richard Reiſch, Othmar Spann, Friedrich Wieſer. 


en len für Volkswirtſchaft und Sozialpolitik. Herausg. von Ernſt 
ekretär der Schriftleitung Franz k. Weiß. Neue Folge der „Zeit⸗ 


chrift für Volkswirtſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung“. Wien und 
eipzig, Franz Deuticke. N. F. I. Bd., Heft 1-3. 195 S. 


nderziffern über die Koſten der Lebenshaltung einer vier⸗ 


en N nach dem Kriege. 


Duncker & Humblot, München und Leipzig 


74 Vor kurzem erſchien: 


Unterſuchungen zur Theorie und Einteilung der Realwiſſenſchaften. Von 
Erich Becher, ord. Profeſſor der Philoſophie an der Univerſität München. 
Cex.-S . XII und 335 Seiten. Preis: Geheftet 75 Mark, gebunden 96 Mark. 


Das Werk ragt weit über die Bedeutung einer fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Spezialarbeit hinaus; es ſetzt klar und verſtändlich 
die Prinzipien des menſchlichen Denkens überhaupt auseinander 
und bietet für jede Wiſſenſchaft grundlegende neue Einſichten. 


N ! Von Georg Friedrich 
Staatliche Theorie des Geldes. nav. Bitte, durch 
geſehene und vermehrte Auflage. Gr.⸗8S. VI und 462 Seiten. Preis: 
Geheftet SO Mark, in Halbleinen gebunden 75 Mark. 


Mar weber ſchreibt in dem kürzlich erſchienenen werk „wirtſchaft und Seſellſchaft“ 
über Knapp: „Das Buch iſt formell und inhaltlich eines der größten Meiſterſtücke deutſcher 
ſchriftſtelleriſcher Runft und wiſſenſchaftlicher Denkſchärfe. .. und nennt an anderer Stelle 
die Staatliche Theorie „ſchlechthin für immer grundlegend“. 


Sriedrich Nietzſ. che und der Zufammenbrud) 
Don muckle. Gr.⸗8“. IV u. 353 Seiten. 

der Kultur. 1 5 ee Mart Ense 75 mark. = 
Ein Meiſterwerk der Einfühlungskraft und Darſtellungskunſt. 


Aus dem Inhalt: Die Perſönlichkeit. — Zeimatloſigkeit und Sehnſucht nach der 
Seimat. — Das Leben als Experiment. — Der Wanderer und Abenteurer. — Spieler und 
Narr. — Miepbiftopbeles. — Der Kranke, Asket und Chriſt. — Der Romantiker. — Nach⸗ 
mittag. — Abend⸗ und Serbſtglück. — Der Seilige. — Tanz. — Titanismus. — Apollo. — Der 
Prophet. — Die Tragödie. — Nietzſche und der deutſche Geiſt. — Chopin. 


Von Friedrich 


Das Aulturideal des Sozialismus. nackte as 
289 Seiten, Preis: Geheftet 24 Mark, gebunden 36 Mark. 


Aus dem Inhalt: Der Triumph der Ziviliſation. — Das Suchen der Zeit. — Die Ver⸗ 
beigungen des Sozialismus: J. Karl Marr; 2. Ein Blick in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft. — 
Die Rettung der deutſchen Seele. 


„Muckles Buch iſt ein wertvolles volkspädagogiſ ches Werk, das glänzende hiſtoriſche Exkurſe 
enthält und hoben, adligen Sinn für die Tradition zeigt. Es iſt durchweht vom Seiſte der 
Sumanität, geboren aus Seher- und Künſtlertum. Muckles werk iſt eines der beſten Bücher 
der Gegenwart, das die Zeit erklärt und der Zeit belfen will.“ Die Silfe. 


Das Perſönliche im modernen Unternehmer⸗ 


f Von Prof. Dr. Kurt Wiedenfeld, Miniſterialdirektor. Zweite 
um. Auflage. 1921. Preis: J8 Mark. 


Eine geiſtvolle, ſtoffreiche, anregende Studie, die als großzügige Pſychologie des inter- 
nationalen Unternehmertums bezeichnet werden kann. In der neuen Auflage befaßt ſich der 
Verfaſſer vor allem mit den neueſten Theorien und praktiſchen Beſtrebungen auf dem Gebiete 
der Sozialiſierung. Das werk bildet gewiſſermaßen eine Neuentdeckung des Unternehmers, 
hauptſächlich ſeiner wichtigen Funktionen bei den künftigen Wiederaufbauarbeiten. 
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Duncker & Humblot, Verlag in München und Leipzig 
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Soeben erschien: ER 


Prof. Max Weber 
Wissenschaft als Beruf 


Zweite Auflage 
Preis: 7 Mark 50 Pf. 


Vom gleichen Verfasser erschien 1919: 


Politik als Beruf 


Preis: 7 Mark 50 Pf. 


Diese beiden Vorträge sind mit Recht als das wissenschaft- 
liche und ethische Testament Max Webers bezeichnet worden. 

In ihnen spricht Max Weber so persönlich und lebendig, wie er 
es sonst nie getan hat. Er will jungen Akademikern verdeut- 
lichen, was es heißt, sich für geistige Arbeit im Staate und in 
der Wissenschaft „berufen“ zu fühlen. Er lehrt Standhaftigkeit 
gegen den unsachlichen Erfolg und unbestechliche Selbstkritik. 
Er zeigt die Unentrinnbarkeit der Resignation in der Wissenschaft, 
die Unvermeidlichkeit des Verkehrs mit dem „Bösen“ in der 

Politik, und er läßt erkennen, wie nur der, der sich in fanatischer 

Wahrheitsliebe dieser Unvollkommenheit bewußt wird, im Forschen 

und politischen Handeln Großes leisten kann. 

Ein heftiger literarischer Streit ist um Max Webers „Wissen- 
schaft als Beruf“ entbrannt. Sein Hauptgegner Erich von Kahler 
aber senkt vor Max Weber, bevor er zum Hieb antritt, den Degen 
und nennt unsere Schrift die dichteste Aussprache über die geistige 
Grundstellung eines Gelehrten älterer Ordnung, welcher einer der 
ganz wenigen Großen ist, die die alte Institution noch zu den 
Ihren zählen kann: „Wir tuen seiner Zunft, so wie sie sich heute 
in ihrer überwiegenden Mehrheit darstellt, vielleicht zu viel Ehre 
an, indem wir diesen feurigen und leidenschaftlichen, lauteren und 
tiefen Geist als ihren Vertreter annehmen.“ i 
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Inhaltsverzeichnis 


für den fünfundvierzigſten Jahrgang, 1921 


r = besprochen; E = in einem Aufſatz behandelt; A = ſiehe 
eee | 


— ER 


Allgemeiner Teil 


Amtliche Veröffentlichungen, 


Die Ergebniſſe der Wohnungs- 
zählung vom 1. Dezember 1910 in 
den Gemeinden Aarau, Baden, Ennet⸗ 
baden und Brugg, hrsg. vom Kanto⸗ 
nalen er Bureau. Rudolf 

Gopfepungen Geschicht 
orſchungen zur inneren Geſchichte 
Ilerrreſche hrsg. von Prof. Alfred 
Dopſch, Heft 14: A Mayer. Theodor. 

Greifswalder Staatswiſſenſchaft⸗ 
2. Abhandlungen. 

: A Waſſermann. 
Nr. 5. A Geck. 
Nr. 6: 4 Beutler. 

Heidelberger Abhandlungen zur mitt⸗ 
leren und neueren Geſchichte 43. A 
Ritter. 

Kölner wirtſchafts⸗ und e 
ſchaftliche Studien, Heft 1: A Leiſt. 
Mitteilungen der Geſellſchaft ür Kieler 

Stadtgeſchichte Nr. 30: A 

Iffentlich⸗ rechtliche Abhandlungen 
(Triepel Kaufmann —Smend) Bd. I, 
„Heft 1: A Schulte. 

L reisaufgabe der juriſtiſchen Fakultät 
der kgl. Friedrichs⸗Univerſität in 
Chriſtiania. S. 928. 

Preisausſchreiben der wirtſchafts⸗ 
und „ . 

Prei ausschreiben b 5 Eh 298 ia 
reisausſchreiben der meigeif en 
Statiſtiſchen Geſellſchaft. 

Preisausſchreiben der Nödingerſchen 
8 2985 an der Univerſität Tübingen. 


ähnſen. 


Sammelwerke und Ähnliches 


Probleme der Weltwirtſchaft 
(Harms). | 
Bd. 22, I-II. A Boſſe. 
Bd. 33. A Schmidt. 


Ni ene vom 11. Auguſt 
1919 Handausgabe von F. Poetzſch. 

H. Herrfahrdt r. 
Schöffenſpruchſammlung, Leipziger, 
bearbeitet von Guido Kiſch. Sächſi⸗ 
ſche Forſchungsinſtitute in Leipzig, 
Torſchungsinſtitut für Rechtsgeſchichte: 


a zur Geſchichte der Rezeption, 


I: Paul Rehme r. 
Schriften des Inſtituts für oſtdeutſche 


Wirtſchaft an der Univerſität Königs⸗ 


berg i. Pfr. 
A4 Mayer, Eduard Wilhelm. 
A Stein, Robert. 


Schriften des Schweizeriſchen 71175 
bandes z. F. des gemeinnützigen 
nungsbaues. A Saitzew. 

Schriften des Vereins für Sozial⸗ 
politik, Bd. 157, Teil II. A Dietzel. 

Schriftenreihe der 
akademie Berlin, Nr. 4. 4 Berg⸗ 
ſträſſer. 


Verfaſſung des D. R. vom 11. Auguſt 


1919, von G. Anſchütz. H. Herr⸗ 
fahrd t r. 

Verfaſſung des D. R. vom 11. Auguſt 
1919. ae von F. Gieſe, 
H. Herrfahrdt r. | 
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Amonn, Alfred: Die Hauptprobleme 
der Sozialiſierung. Gehrig r. 


gefeichtliche Yuffaffung W. Som- 


and Ernſt: Lorenz von "Stein und Bergſträſſer: Geschichte der politiſchen 


die Frage der deutſchen ae 
Einigung: E 1031—1050 
Below, Georg von: Die wirtſchafts⸗ 


Schmollers Jahrbuch XLV 4 — Regiſter. 


Parteien. Schriftenreihe der = 
e Berlin, Nr. 4. 

O. Hintze r. 
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Beutler, Albert: Die Entwicklung Geck, Alexander: Die Truſtabwehr⸗ 
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Greifswalder ſtaatswiſſenſchaftliche 
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Binding, Karl: Zum Werden und 
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Boſſe, Ewald: Norwegens Volks⸗ 
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ſchaft“ (Harms). Eli F. Heckſcher r. 


Chriſt, Werner: Schiffshypotheken⸗ 
banken. Papendieck r. 

Cohn, Rudolf: Die Reichsaufſicht 
über die Länder nach der Reichs⸗ 
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H. Herrfahrdt r. 

Crohn Wolfgang, H. F.: Die bal⸗ 
tiſchen Randſtaaten und ihre handels⸗ 
politiſche Bedeutung. E 207 — 235. 


Damiris, C. J.: Le systeme moné- 
taıre grec et le change. E. Schwied⸗ 


land r. 
Dietzel, Heinrich: Engliſche und 


= preußiſche Zteuerveranlagung. Schrif⸗ 


ten des Vereins für Sozialpolitik, 


Bd. 157, Teil II. W. Lotz r. 


bewegung im deutſchen Zigaretten⸗ 
gewerbe. Greifswalder ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlungen, Heft 5. 
Rudolf Schmidt r. | 

Geſtaldio: Die Sozialiſierung des 
Kohlenbergbaus. Ein Vortrag. E 
185 —206. 

Göppert, Heinrich: Die Sozialiſie⸗ 
rungsbeſtrebungen in Deutſchland nach 
der Revolution. E 313-3847. 


Goldſchmidt, Robert: Geſchichte der 
badiſchen Verfaſſungsurkunde 1818 — 
1918. J. Hashagen r. 

Gras, Norman S. B.: The early 
English customs systems. Georg 
Brodnitz r. 

— The evolution of the English corn 
market. Georg Brodnitz r. 

Grotjahn: Geburtenrückgang und Ge⸗ 
burtenregelung. P. Mombert r. | 

Günther, Ernſt: Die Tarife der deut⸗ 
105 Sozialverſicherung. E 1067— 


Hähnſen, Fritz: Geſchichte der Kieler 
e Mitteilungen der 
eſellſchaft für Kieler Stadtgeſchichte, 
Nr. 30. G. v. Below r. 
Häpke, Rudolf: Das Ernährungs⸗ 
problem in der Geſchichte. E 507 — 531. 


Hatſchek, Julius: Britiſches und 
römiſches Weltreich. O. Hintze r. 
— Inſtitutionen des deutichen und preu⸗ 

ßiſchen Verwaltungsrechts. Bühler r. 
Heller, Hermann: Hegel und der 
nationale Machtſtaatsgedanke in 
Deutſchland. O. Hintze r. 
Herrfahrdt, H.: Das Problem der 
berufsſtändiſchen Vertretung. Philipp 


Zorn r. 
Herzfeld, Marianne von: Zur 
Orienthandelspolitik Oſterceichs unter 
Maria Thereſia in der Zeit von 1740 
—1771. Franz Schweinitzhaupt r. 
San, Ernſt: Die Kulturabgabe. 
723 738. | 


Jahn, Georg: Verſtaatlichung und 
. Bergejellichaftung. Gehrig er. 
Jaſpers, Karl: Max Weber. O. Hintze r. 


Doeberl, M.: Ein Jahrhundert bay⸗ Jöhlinger, Otto: Erklärung. ©. 614. 


riſchen Verfaſſungslebens. 
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Eucken, Walter: Die Stickſtoffver⸗ 
ſorgung der Welt. Th. Brinkmann r. 

— Zur Würdigung St. Simons. E 
1051 —1066. 


J. Has⸗ 


Kaskel, Walter: Das neue Arbeits⸗ 
recht. Joh. Feig r. 

Kienitz, R. v.: Technik und Rechts⸗ 
kunde in der Eiſenbahnverwaltung. 
Sonderabdruck aus dem Archiv für 
Eifenbahnweſen. A. v. der Leyen r. 
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Kiellen, Rudolf: Die Kaoalitions⸗ 
politik im Zeitalter 1871 — 1914 
1 u. II. E 1—65 und 421 —482. 

— Die Großmächte und die Weltkriſe. 
O. Hintze r. 

— Grundriß zu einem Syſtem der Po⸗ 
litik. O. Hintze r. 

Knapp, Theodor: Neue Beiträge zur 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte des 
württembergiſchen Bauernſtandes. 
Guſtav Aubin r. 

Koppers, Wilhelm: Die Anfänge 
des menſchlichen Geſellſchaftslebens 
im Spiegel der neueren Völkerkunde. 
Ed. Hahn r. 3 

Kumpmann, Karl: Die Arbeits⸗ 
loſigkeit und ihre Bekämpfung. R. 
Freund r. ö 


Leiſt, Ernſt: Die Einwirkungen des 
Weltkrieges und ſeiner Folgen auf die 
deutſche Spiritusproduktion. Kölner 
wirtſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftliche 

Studien, Heft 1. G. Briefs r. 

Leifing, Theodor: Geſchichte als 
Sinngebung des Sinnloſen. H. L. 
Stoltenberg r. N 

Levy, Hermann: Soziologiiche Stu⸗ 
dien über das engliſche Volk. Georg 
Brodnitz r. 

Leyen, Alfred von der: Die Eiſen⸗ 
bahnpolitik der Vereinigten Staaten 
von Amerika bis zum Ende des Welt⸗ 
krieges. E 121— 164. 

Lotz, Walther: Die Brüffeler inter⸗ 


nationale Finanzkonferenz von 1920. 
II. E 165 — 184. 5 
Matſchoß, C.: Preußens Gewerbe⸗ 


förderung und ihre großen Männer. 
B Kuste r. 

Mayer, Eduard Wilhelm: Das 
Retabliſſement Oſt⸗ und Weſtpreußens 
unter der Mitwirkung und Leitung 
Theodor von Schöns. Schriften des 
Inſtituts für oſtdeutſche Wirtſchaſt 
in Königsberg i. Pr. Auguſt Sfal- 
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Mayer, Theodor: Die Verwaltungs⸗ 

organiſation Maximilians I. Ihr Ur⸗ 
ſprung und ihre Bedeutung. For⸗ 
ſchungen zur inneren Geſchichte Oſter⸗ 
reichs, hrsg. von Prof. Alfred Dopſch, 
Heft 14. O. Hintze r. 

Meerwarth, Rudolf: Über die Be- 
deutung der Teuerungsziffern. E 
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Meißner: Argentiniens Handelsbe⸗ 
ziehungen zu den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Pfannenſchmidt r. 
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Mendelsſohn⸗ Bartholdy, Albr. v.: 
Der Volkswille. J. Hashagen r. 
Mertens: 1882-1911. Dreißig Jahre 
ruſſiſcher Eiſenbahnpolitik und deren 

wirtſchaftliche Rückwirkung. A. v. der 


Leyen r. 
Mitſcherlich, Waldemar: Der 
Nationalismus Weſteuropas. Kurt 
Breyſig r. 


Nawiasky, Hans: Die Grundgedanken 

der Reichsverfaſſung. H. Herrfahrdt r. 
Neudörfer, Otto: Grundlagen des 

Genoſſenſchaftsweſens. Rob. Deumer r. 
Neumann, Annemarie: Vie Ent⸗ 
wicklung der ſozialiſtiſchen Frauen⸗ 
bewegung. E 815—877. 8 
Neurath, Otto: Die Sozialijierung 
Sachſens. Gehrig r. 


Palyi, Melchior: Der Streit um die 
Staatliche Theorie des Geldes. I u. II. 
E 533—578 und 649 —694. | 
rion, W.: Die Finanzierung und 
Bilanz wirtſchaftlicher Betriebe unter 
dem Einfluß der Geldentwertung. 
Leitner r. 


Nitter, G.: Die preußiſchen Konſer⸗ 
vativen und Bismarcks Politik 1858 
1871. Heidelberger Abhandlungen 
zur mittleren und neueren Geſchichte 43. 
J. Hashagen r. u 

Noffenſtein, Gaſton: Das ſozio⸗ 
90 Problem der Gleichheit. E 


Rofenzweig Franz: Hegel und der 
Staat. O. Hintze r. 


Saigew, Manuel: Die Bekämpfung 
der Wohnungsnot. Schriften des 
Schweiz. Verbandes z. F. des gemein⸗ 
ö nen Wohnungsbaues. Rud. Eber⸗ 

adt r. | 
Salin, Edgar: Zu Methode und Auf- 
ger an Wirtſchaftsgeſchichte. E 483 


Schmidt, Ernſt Wilhelm: Die agra⸗ 
riſche Exportwirtſchaft Argentiniens. 
„Probleme der Weltwirtſchaft“(Harms), 
Bd. 33. Pfannenſchmidt r. f 
Schmidt⸗Dorotié, Carl: Politiſche 
Romantik. F Rachfahl r. 

— Die Diktatur. Heinrich Herrfahrdt r. 
Schmoller, Guſtav: Zwanzig Jahre 
deutſcher Politik. O. Hintze r. 
Schöne, Walter: Die Leipziger Stu⸗ 
denten wohnungen. Margarete Eſch r. 
Schrepfer, Karl: Das Handwerk in 
der neuen Wirtſchaft. Th. Hampke r. 
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Brit : Fürſtentum und Einheit?» | Tecklenburg, 


in der deutſchen Geſchichte. 

Glan rechtliche Abhandlungen 

Hart . 5. Oerrfuhr Smend), Bd. I, 
Het 1. H. Herrfahrdt r. 

S umacher, Hermann: Die Wäh- 
rungsfrage als weltwirtſchaftliches 
Problem. E 937 5 56. 

Schw 


ann, M.: F. Brügelmann 
Söhne 1820 — 192 Denkſchrift. B. 
Kuske r. 


Sieveking, H., und Hirſch, J.: 
55 der Sozialökonomik. V. Teil: 


Handel. 85 Schilder r. 
Spahn, M.;: Deutſche Lebensfragen. 
J. Hashagen r. 


Stein, Robert: Die Umwandlung 
der Aare lung eben durch 
die Re . . Jahrhunderts. 
Erſter Band: Die Linie Verfa ſſung 
Oſtpreußens am Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts. Schriften des 9 für 
Oſtdeutſche DEE an der Uni⸗ 
verſität Königsberg. 5. Heft. Auguſt 
Skalweit r. 

Steinmetz, S. R.: ne Nationali- 
teiten in Europa. I. Bd. Ludwig 
Bernhard r. 

Stichel: Argentinien. Pfannenſchmidter. 

Stieda, Wilhelm: Zur Erinnerung 
an Guſtav Schmoller u. ſeine Straß⸗ 
burger Zeit. E 1155—1 193. 

Stier⸗Somlo, Fritz: Die Verfaſſung 
des Deutſchen Reiches vom 11. Auguſt 


1919. 9 ee hedt r. 

Stucken, Rudolf: Theorie der Lohn⸗ 
ſteigerung. I u. II. E 695— 722 u. 
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Adolf: Die mathema⸗ 
tiſche Dur arbeitung des Proportional⸗ 
wahlſyſtems. E 579 —590. 

Tönnies, Ferdinand: Gemeinſchaft 
und Geſellſchaft. Carl Brinkmann r. 

Townsend, Mary Evelyn: Origins 
of Modern German Colonisation. 
Heinrich Schnee r. 

Troeltſch, Ernſt: Die Revolution in 
der Wiſſenſchaft. E 1001—1030. 


Tyszka, C. v.: Grundzüge der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft. W. Gerloff r. 


Waſſermann, Nobert von: Volks⸗ 
wirtſchaftliche Betrachtungen zur 
Steigerung der Tuberkuloſeſterblichkeit 
während des Krieges. Greifswalder 
ſtaatswiſſenſchaftliche Abhandlungen, 
Nr. 4. P. Mombert r. 

Weber, Marianne: Frauenfragen 
und Frauengedanken. Edith Schu⸗ 
macher, geb. Zitelmann r. 

Wieland, Karl: Handelsrecht, Bd. I.: 
Das kaufmänniſche Unternehmen und 
die Handelsgeſellſchaften. Konrad 
Coſack r 

Wilcken, Alrich: Alexander der Große 
840 1255 helleniſtiſche Wirtſchaft. E 

Wüſtendörfer, Hans: Tatſachen und 
Normen des Seeſchiffbaues. Kurt 
Gieſe r. 


Zitelmann, Ernſt: Die Vorbildung 
der 5 und Juriſten. E 305 
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Alexander der Große und die helle⸗ 
niſtiſche Wirtſchaft. 105 933 
Alexander der Große 3 — Die 
i Alexanders 351 — Der 
Merkantilismus der Ptolemäer 369. 
a) Geld⸗ und Naturalwirtſchaſt im 
Lagidenreich 382. b) Die Monopole 
395. () Die Handelsbilanz 405. — 
Die Rückwirkungen au: 1 Mutter⸗ 
land und den Weſten 414 


Alexandergeld: ſiehe Alexander der 
Große. 


Algeciras: fiehe Koalitionspolitik. 

Arbeiterfrage: ſiehe Eiſenbahnpolitik. 

Arbeiterinnenſchutz: ſiehe Frauen⸗ 
bewegung. 


Außenhandel: ſiehe Baltiſche Rand⸗ 
ſtaaten. 


Balkanbund: ſiehe Koalitionspolitik. 
Balkankriſe: ſiehe Koalitionspolitik. 
Baltiſche Randſtaaten: Die balti⸗ 
ſchen Randſtaaten und ihre handels— 
politiſche Bedeutung. E 207-235. 
A. Land, Bevölkerung, Politiſche Ver— 
hältniſſe 207 - 213. — B. Währungs⸗ 
Racer 213-215. — C. Die früheren 
eziehungen zu Deutſchland und die 
jetzigen politiſchen und handelspoli⸗ 
tiſchen. Beziehungen 215 — 220. 
D. Außenhandel 220—228.— E. Wirt⸗ 
ſchaftliche Entwicklungs möglichkeiten 
228— 235. 
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Vankgeſchäfte: ſiehe Alexander der Elektrizitätswirtſchaft: ſiehe Sozia⸗ 
Große. liſierungsbeſtrebungen. 
Betriebsräte, Die ſozialpolitiſche Be⸗ Elſter: fiche Geld. | 
deutung der Betriebsräte: fiehe Preis⸗Ernä rungsproblem: Das Ernäh⸗ 
ausſchreiben Tübingen. 5 rungsproblem in der Geſchichte E 
»Vildungskriſis: Die Revolution in 507—531. Die bisherige Berückſich⸗ 
der iſſenſchaft. E 1001 — 1030. tigung des Ernährungsproblems in 
Der Umſchlag der Philoſophie und der Literatur 507., — Das Alter⸗ 
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Salz' 1025. — Die ſymptomatiſche Der Nahrungsmangel 516. Rolle der 


Bedeutung dieſer Schriften 1028. — | Viehzucht 517. — Das Mittel: 
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Revolution der Wiſſenſchaft 1028. Erna eines Bauernhofes 518. Die 
Björks: ſiehe Koalitionspolitik. eee ee ee 
B u 2 3 * 1 
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8 geit 527-581. Die Manblungen 
Dreibund: fiehe Koalitionspolitik. e 5 ner Der 
tr ne fiehe Koalitions⸗ Eſſener Gutachten: fiehe Sozialifie- 
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a ehe Finanzkonferenz: Die Brüffeler inter- 
Eigentum: ſiehe Sozialiſierungsbeſtre nationale Finanzkonferenz von 1920. 


bungen. ; : 
j . ; E 165 — 184 (Fortſetzung.) Vorbe⸗ 
a ahl: ſiehe Proportivnalwahl | ne 165. — * e 
Eiſenbahnpolitik: Die Eiſenbahn⸗ eTormprogramm 1,1. — I. Kredie⸗ 
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—647 und 985 — 1000. 1. Elſters 
dreifacher Geldbegriff 621. — 2. Sein 
währungspolitiſcher Standpunkt 628. 
— 3. Die Gründe der Abwärts⸗ 
. > Markkurſes nach Singer 
630. Seine Auffaſſung vom 
cn 8 Geldes und vom Geldwert 
— 5. Das Problem der „Lytro⸗ 
geneſe⸗ bei Singer 637. — 6. Seine 
Betrachtungen über die Epochen der 
Währungspolitik 642. — 7. Schmidts 
Verſuch einer gemeinverſtändlichen 
Darſtellung der nominaliſtiſchen Geld⸗ 
lehre 645. — 8. Kaullas Anſichten 
über die Entſtehung des Metallgeldes 
957. — 9. Seine „Kompenſations⸗ 
1 964. — 10. Cohns Auf- 
faſſung von der volkswirtfchaſtlichen 
Bedeutung und den Mängeln des 
Geldes 967. — 11. Seine Ausfüh⸗ 
rungen über die Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit 125 ses 3 05 ng des 
Geldes 972. — 12. eld als 
Urſache der mit 15 kapitalen 
Wirtſchaftsordnung verbundenen Wi⸗ 
derſprüche nach Engel 981. — 13. Ker⸗ 
ſchagls Beitrag zur Geſchichte der 
Geldiheorien 991. — 14. Die geld⸗ 
theoretiſche Literatur 595 e be⸗ 
ſprochen von Döring 9 
fiehe 


en ‚ ee 


Geld. 
Geldtheorie, juriſtiſche: ſiehe Geld. 
George⸗Schule: ſiehe Bildungskriſis. 
Gewinnbeteiligung der Arbeiter: 
ſiehe Alexander der Große. 
Gleichheit: Das |: een Problem 
der Gleichheit. E 67— I. Eins 
leitung 67. — II. Zur Sa 
logie des Problems 85. — III 
ſoziologiſchen Konſequenzen 104. 
Gleitende Lohnſkalen: Preisaus⸗ 
ſchreiben der F Statiſti⸗ 
PA Geſellſchaſt 615 
Greſham: ſiehe Geld. 


& 


ſtaa ten. 

Handelsreformprogramm: ſiehe 
Finanzkonferenz. 

d'Hondt: ſiehe Proportionalwahl⸗ 
ſyſtem. 

Kapitalismus: fiehe Wirtſchafts⸗ 
geſchichte 


Kapitalzins: ſiehe Lohnſteigerung. 


i ſiehe Kultur⸗ 


Koalitionspolitir: Die Koalitions⸗ 
politik im Zeitalter 1871— 1914. E 
1-65 und 421 —482. Einleitung 1—5. 
Erſtes Kapitel: Dreikaiſer⸗ 
verband 1873 — 1887. 5— 21. Die 
1 Konſtellation im Jahre 
18 Der Dreikaiſerverband von 
1878. 9 Die Kriſis von 1876. 11. 
Das deutſch⸗ öſterreichiſche Bündnis 
vom 7. Oktober 1879. 13. Die Drei⸗ 
Kaiſer⸗Verbände vom 18. Juni 1881 
27. März 1884. 16. Die Kriſis von 
1837 und die Auflöſung. 20. — 
Zweites Kapitel: Dreibund 1882 — 
1887 (1890). 21—44. Italiens poli⸗ 
tiſches Problem 22. Der Dreibund 
vom 20. Mai 1882. 24. Der Aus⸗ 
ban: Serbien 1881, Rumänien 1883. 
28. Das rumäniſche Problem 29. 
Der Dreibund vom 20. Februar 1887. 
32. Die Mittelmeerabkommen vom 
12. Februar und 24. März 1887. 36. 
Die „Rückverficherung“ vom 18. Juni 
1837. 37. Der Briefwechſel zwiſchen. 
Bismarck und Salisbury im November 
1887. 39. Der Balkan dreibund vom 
Dezember 1887. 40. Bismarcks dop- 
peltes Spiel 41. Spaniens Entente 
mit dem Dreibund 1887 und Italiens 
Beitritt zu Rumänien 1888. 42. Die 
Konſtellation im Jahre 1890. 43. — 
Drittes Kapitel: Zweibund 1891 
1897. 44—65. Revanche und Pan⸗ 
ſlawismus 45. Die erſte deutſch⸗ 
franzöſiſche Annäherung 1881—1885. 
46. Die Kriſis von 1887. 47. Die 
Scheidung zwiſchen e und 
Rußland im Jahre 1890. 48. Die 
Erneuerung des Dreibundes am 6. Mai 
1891. 52. Kronſtadt und die Entente 
vom 27. Auguſt 1891. 54. Die Ent⸗ 
wicklung des Zweibundes 1892 und 
1894 (1897). 57. Rußlands „Deſer⸗ 
tion“ nach Aſien 60. Die zweite 
ya: Teanadfilce Annäherung a 
62. Die erſten Riſſe 
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Dreibund 64. — Viertes Kapitel: „ : ſiehe Ernährungs⸗ 


Der Stromwechſel 1898 —1902. 
42 1438. 
cienne“ 422. Die erſten Wolken 423. 


roblem 


„Amitié anglo tripli- | Liſtſche Typenlehre: ſiehe Wirtſchafts⸗ 


eſchichte. 


Englands Angebote an 1 Lohnfondstheorie: ſiehe Lohnſteige⸗ 


1898, 1899 und 1901. 426. Das 


rung 


engliſch⸗ japaniſche Bündnis vom Ja⸗ eopulampfegence: ſiehe Lohnſteige⸗ 


nuar 1902. 430. Deutſchlands 
tum 431. Verſöhnung zwiſchen Ita⸗ 
lien und Frankreich 434. Der vierte 
Dreibundvertrag vom Juni 1902. 435. 
Zentrifugale Kräfte im Zweibund von 
1879 und von 1891. 436. — Fünftes 
Kapitel: Dreiverband 1904 — 1907. 
438 —459. Die Vorbereitungen 438. 
Die engliſch franzöſiſche Entente April 
1901. 443. Zwiſchenſpiele: Kohlen⸗ 
frage 1904, Marokko und Björkö 1905, 
Algecicas 1906. 447. Die Statusquo⸗ 
Eutenten von 1907. 451. Die engliſch⸗ 
ruſſiſche Entente Auguſt 1907. 455. 
Die vedeutung der Umgruppierungen. 


rr⸗ 


im N e 457. — Sechſtes 
Kapitel: Entſpannung und neue 
Spannung 1908 — 1914. 459480. 


Die Balkankriſe 19081909. 459. 
Non b. wech Entente Oktober 
1909. 461. Deutſchlands Gegenzüge 
in Skandinavien; 
1905. 462. Entſpannung gegenüber 
Frankreich, Februar 1909. 466. Ent- 
h gegenüber Rußland 1910 / 
467. Die Marokkokriſis 1911. 
468. Verſuche zur Entſpannung gegen⸗ 
über England 1912. 469. Der Balkan⸗ 
bund 1912. 473. Die engliſch⸗fran⸗ 
deb Entente, November 1912, und 
er fünſte Dreibund, Dezember 1912, 
474. Verhandlungen Deutſchland⸗ 
England und die engliſch⸗ ee 
Marinekonvention 1914. 477. „Io 
the bitter end“ 479. — Schlußwort 
480 — 482. 
Kohlenbergbau! Die Sozialifierung 
des Kohlenbergbaues. E 185—206. 
Die Scszialiſierungsbewegung 185. 
Das Kohlenwirtſchaftsgeſetz und ſeine 
Wirkungen 188. Die Stellungnahme 
der Sozialiſierungskommiſſion 190. 
Kritit 194. Gegenwärtiger Stand 
der Sozialiſierungsfrage 205. 
Kommunalſozialismus: ſiehe Sozi⸗ 
aliſierungsbeſtrebungen. 
Kompenſationstheorie: ſiehe Geld. 
Konjunkturverlauf: ſiehe Lohnſteige 


Dftjeeabtommen 


teimlombination: ſiehe Koalitions⸗ 
politi 
Kulturabgabe, Die: E 723788. 


Lohnſteigerung: Theorie der Lohn⸗ 
ſteigerung. E 695—722 und 1111 
—1154. Einleitung: Aufgabe und 
Methode der Unterſuchung 
695— 701. — Erſtes Kapitel: Einige 
weſentliche Theoriender Lohn⸗ 
ſteigerung außer Böhm⸗Ba⸗ 
werk 701722. 1. Die Lohnfonds⸗ 
theorie (Mill, Spiethoff) 701. 2. Die 
Lohnkampftheorie 704. a) bei An⸗ 
nahme eines unveränderlichen Volks⸗ 
einkommens (Thornton) 705, b) bei 
Annahme eines veränderlichen Volks⸗ 
einkommens (Brentano) 708. 3. The⸗ 
orie der Reduktion des Lohnes durch 
Abnahme der Arbeitsverwendung und 
Zunahme der Kapitalverwendung 
Se 119. — Zweites Kapitel: 

Die Zins⸗ und Lohntheorie 
Böhm ⸗Bawerks 1111-1122. 
1. Einige Grundtatſachen des kapita⸗ 
liſtiſchen 1 Full 1111. 


2. Der Urſprung des Kapitalzinſes 
1115. 3. Die öhe von Zins und 
Lohn 1117. — Drittes Kapitel: Po⸗ 


ſitive Theorie der Lohnſteige⸗ 
rung 1121 —1142. 1. Die Steige⸗ 
rung des Nominallohns 1122. 2. Die 
Steigerung des Reallohns 1139. — 
a. Kapitel: Lohnſteigerung 
R 1142 
—1152. — Schluß 1 
Lorenz von Stein: 19555 Wirtſchaft⸗ 
liche Einigung. 
Lytrogeneſe: : Hehe Geld. 


Machtkauſalität: ſiehe Gleichheit. 

Magazinierung: ſiehe Ernährungs⸗ 
problem. 

Marokko: ſiehe Koalitionspolitik. 

* fiehe Alexander der 


Nährwertberechnung: Teue⸗ 


e 
rungsziffern. b 
Ratisnalifierung: ſiehe Wirtſchafts⸗ 


ichte. 
Normaltoft: ſiehe Teuerungsziffern. 


Ditenwirtſ chaft: ſiehe Wirtſchaftsge⸗ 
geſchichte. 
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apierwir : ſiehe Geld. 
Peri che Reiche post: ſiehe Alexander 


der Große. i 
Planwirtſchaft: ſiehe Sozialiſierungs⸗ 
beſtrebungen. 
Proportionalwahlſyſtem: Die ma⸗ 
thematiſche Durcharbeitung des Pro⸗ 
portionalwahlſyſtems. E 579 590. 
A. Aufgaben der Mathematik: 
IJ. Das Verfahren der Ver⸗ 
gleichszahl 579. Urſprung, We⸗ 
ſensgleichheit mit dem d'Hondtſchen 
580. Verbot der gemeinſamen Kan⸗ 
didaten, Mangel innerer Begründung 
582. n im finniſchen und 
ſchwediſchen Wahlgeſetz 583. II. Das 
Quorum, bewegliches bei d' 
Hondt 585. Beſeitigung eines Nach⸗ 
teils 586. III. Die Einerwahl, 
Erſatz der Stichwahl 587. — 
B. Selbſtändige Anregung von 
ſeiten der Mathematik 587. — 
C. Allgemeine Abgrenzung 


Sachverzeichnis 


1252 


795. a) Regierung und Handels⸗ 
ſchiffahrt 778. b) Transportzeiten 780. 
c) Beamtenſchaft 783. d) Chartern 
und Frachtraten 786. e) Vergünſti⸗ 
gungen 791. f) Haftpflicht 793. — 
Drittes Kapitel: Betrieb des See⸗ 
transports 795 —810. a) Ver⸗ 
ladebetrieb in Shanghai 795. b) See⸗ 
reiſe nach Tientſin 799. c) Löſch⸗ 
betrieb in Tientſin 804. — Viertes 
Kapitel: Die China Merchants 
Company 810— 813. 


St. Simon: Zur Würdigung St. Si⸗ 


mons. E 1051 — 1066. I. Die Stel⸗ 
lung St. Simons in der Dogmen⸗ 
geſchichte 1051 — 1055. — II. Die 
Grundgedanken St. Simons 1055— 
1063. a) Seine Geſchichtsphiloſophie 
1055. b) Seine Beurteilung von 
Gegenwart und Zukunft 1059. — 
e eie St. Simons 1064 — 


Singer : ſiehe Geld. 


der Aufgaben der Mathematik Soziabilität: fiehe Gleichheit. 
und der Rechtswiſſenſchaftund Sozialiſierung: ſiehe Kohlenbergbau. 
Politik 588. Sozialiſierungsbeſtrebungen: Die 


Nechtsgleichheit: ſiehe Gleichheit. 

Reichs are ſiehe Kohlenbergbau. 

Reichskohlenverband: ſiehe Kohlen⸗ 
bergbau. | 


Schiffahrtsgeſchichte, 
ſiehe Seetransportweſen. 
Schmoller: Zur Erinnerung an Gu⸗ 
ſtav Schmoller und feine Straßburger 
Zeit. E 1155—1193. — 1. Schmol⸗ 
lers Berliner Vortrag im Jahre 1874 
und ſeine Polemik mit Heinrich von 
Treitichte 1155. — 2. Schmollers 
Straßburger Rektoratsreden und ſein 


oſtaſiatiſ che: 


gemeinſames Arbeiten mit Wilhelm 


* 


Lexis und Georg Friedrich Knapp 
1162. — 3. Schmollers Befürwortung 
meiner Habilitation 1170. — 4. Das 
Straßburger Tucher⸗ und Weberbuch 
und das ſtaatswiſſenſchaftliche Semi: 
nar 1174. — 5. Die Entwicklung der 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien und 
die ſtaatswiſſenſchaftliche, Geſellſchaft 
1184. — 6. Schmollers Überſiedlung 
nach Berlin 1189. 

ſiehe 


Schwefelwirtſchaft: 
ſierungsbeſtrebungen. 

Seetransportweſen: Das Seetrans⸗ 
portweſen der Chineſiſchen Regierung. 
E 773—813. Einleitung 773. — 
Erſtes Kapitel: Geſchichtliches 775 


— 778. — Zweites Kapitel: Organi⸗ 
ſation der Seetransporte 778 


griffes. 


Soziali⸗ 


Sozialiſierungsbeſtrebungen in Deutſch⸗ 
land nach der Revolution. E 313— 
347. I. Maßnahmen, die mit 
Unrecht als Sozialiſierungen 
bezeichnet werden 313—323. Vor⸗ 
bemerkung: Unterſchied zwiſchen heut 
und früher 313. 1. Staats⸗ und 
Kommunalſozialismus 315. 2. Die 
„Sozialiſierung“ des Eigentumsbe⸗ 
Insbeſondere die „Soziali⸗ 
ſierung der Torfmoore in Bayern und 
Württemberg“ 317. 3. Die „Soziali⸗ 
ſierung“ der wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmung 318. 4. Die Regelung der 
Textilwirtſchaft, „Sozialiſierung“ der 
Eiſen⸗, Teer⸗ und Schwefelwirtſchaft 
321. — II. Sozialiſierungen 
im eigentlichen Sinne 323—347. 
Vorbemerkung: Perioden und Ge⸗ 
danken 323. 1. Die erſte Periode 326. 
2. Die Periode der Aktivität, Plan⸗ 
wirtſchaft 327. Die „Sozialiſierung“ 
der Elektrizitätswirtſchaft 334. 3. Die 
dritte Periode: a) Die Vorſchläge der 
Sozialiſierungskommiſſion 336. b) Das 
ie Gutachten 343. — Schluß 
4 


Sozialverſicherung: Die Tarife in 


der deutſchen Sozialverſicherung. E 
1067—1109. Der Tarif entſcheidend 
für die Wirkungsweiſe der Sozial⸗ 
verſicherungsgeſetze 1067. — Kritik 
der bisherigen Tarife 1068-1096. 
Der Tarif der Invaliden⸗ und Alters⸗ 


Tariffrage: ſiehe Eiſenbahnpolitik. 
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verſicherung 1068 —1075; der Tarif Währungsfrage: Die Währungsfrage 
der Angeſtelltenverſi berung 1076— als weltwirtſchaftliches Problem. E 
1079; der Notſtandstarif von 1920 937-956. — 1. Der Zufammenhang 
1079 — 1082; der neue Invalidenver⸗ des Außenwerts und Binnenwerts des 
ſicherungetarif vom Juli 1921 1082 Geldes mit der Organiſation des 
— 1090; die von der Regierung bzw. Weltmarkts 937—940. — II. Die 

vom Reichsrat vorgeſchlagenen Tarife ſtörenden Eingriffe des Krieges in An⸗ 
für die Angeftelltenverficherung 1090| gebot und Nachfrage auf dem Welt⸗ 
1096. Vorſchläge für einen markt 940—941. — III. Die Organi⸗ 
richtig konstruierten Gozlalverfiche⸗ ſation des internationalen Zahlungs⸗ 
e 1096 —1106.— Zuſammen⸗ weſens vor dem Kriege 942—944: 


faſſung 1107. 1. Die Bewegung der Schwankungen 


1 ſiehe Eiſenbahnpolitik. ae z 5 5 0 
Staatsſozialismus: fiehe Ssziali⸗ nenwerts 948; 3. Die Bewegung der 


ſierungsbeſtrebungen. Abweichungen des Außenwerts und 
Städtegründung: fiehe Wirtſchafts⸗ 9 voneinander 944. — 
ge chichte. IV. Die heutige Lage auf Grund der 
Städtegründungen: ſiehe Alexander Papierwährung 944 —951: 1. Der 
der Große. Fortfall aller Beſchränkungen: a) ins⸗ 


Steuerwirtſchaft: fiehe Alexander der befondere die ſelbſtändige Entwicklung 
Große. | des Außen⸗ und Biunenwerts des 
Geldes 945, b) der nachträgliche Aus⸗ 
f ) leich vor allem durch den Außen⸗ 
Teerwirtſchaft: ſiehe Sozialiſierungs⸗ handel 945; 2. Die Gleichgewichts⸗ 
beſtrebungen. ſtörungen in der internationalen Ver⸗ 
Teuerungsſtatiſtik: ſiehe Teuerungs⸗ teilung der Goldbeſtände 946: a) die 
ziffern Zuflußgebiete des Goldes 947, b) die 
Teuerungsziffern: Über die Bedeutung Abflußgeviete des Goldes 947 3. Der 
der Teuerungsziſſern. E 739—772. Einfluß der Veränderungen auf die 
Bedeutung und Zweck der Teuerungs⸗ Anſchauungen über das Gold und 
ziffern im allgemeinen 739. 1. Die das Geldweſen 948; 4. Die Alter⸗ 
Jaſtrow⸗ Calwerſche Teuerungsziffer native zwiſchen „Überfremdung“ des 
742. 2. Die Teuerungsziffer des Geldweſens und Wiedereinführung einer 
Reichsarbeilswiniſteriums 747. 3. Die Goldrechnung 949. — V. Störungen 
Berechnungen des Exiſtenzminimums im Gleichgewicht in den Wirtſchafis⸗ 
durch Kuczynski und Silbergleit 754. beziehungen der Völker 951— 956: 
4. Ergebniſſe der Teuerungsſtatiſtik 1. Der Mangel einer „Balance“ im 
für Berlin 759. 5. Der zukünftige europäiſch⸗ e Wirtſchafts⸗ 
Ausbau der amtlichen Teuerungs⸗ verkehr 951; 2. Die Paſſiviiät der 
ſtatiſtik 768. Handels⸗ und Zahlungsbilanz von 
Textilwirtſchaft: fiehe Sozialiſierungs⸗ Deutſchland 952; 3. Art und Be⸗ 
beſtrebungen. wertung der ſogenannten Reparations⸗ 
Torfmoore: ſiehe Sozialiſierungsbe⸗ zahlungen 953; 4. Würdigung der 
ſtrebungen. Geſamtlage 955. 
. Währungsfrage: fiehe Baltiſche Rand⸗ 
Aberfremdung: ſiehe Währungsfrage. ſtaaten. 
a auseire e: ſiehe Geld. 
Berelendungstheorte: fiehe Gleich⸗ Wahrungskef tik: ſiehe Geld. 
heit ährungsreformprogramm: ſiehe 
Vergleichszahl: ſiehe Proportional⸗ Finanzkonfere 5 
wahljyſtem. Währungsſtab e ſiehe Preis⸗ 
Vorbildung: Die Vorbildung der Volks⸗ ausſchreiben Köl 
wirte und Juriſten. E 305—311.— Wirtſchaftliche Einigung: Lorenz 


— 


J. Der Studiengegenſtand 305. — von Stein und die Frage der deutſchen 
II. Der gemeinſame Studienunterbau wirtſchaftlichen Einigung. E 1031— 
306. — III. Das zweimalige Uni⸗ 1050. Die „Allgemeine Zeitung“ als 


verſitätsſtudium 306. — IV. Zwiſchen. Wortführerin in der Zollvereinigungs⸗ 
praxis 308. — V. 7 bewegung 1032. — Um Hamburgs 
und Aeschlen 309. J Anſchluß an den e 1034. — 
21 ** 
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Kommerzielle und induſtrielle Inter⸗ 
eſſen 1040. — Der Kommiſſionsbericht 
der „Patriotiſchen Geſellſchaft“ 1042. 
— Der Hamburger Senat über das 
Differentialzollſyſtem 1044. — Neue 
Erörterungen über Freihandel und 
1900 1046. — Zuſammenfaſſung 


ie ſch aftsgeſchichte: Die wirtſchafts⸗ 
N W Auffaſſung W. Sombarts. 
—261. Die Art von Som- 

9 Polemit 237. — „Neuheit“ und 
und „Richtigkeit“ 238. — Sombarts 
alte und neue Theorie über den Ur⸗ 
ſprung des Kapitals 241. — Som⸗ 


bart über mittelalterliche Städte⸗ 
gründung 242. — Weſen der Wirt- 
ſchaftsſtufen 248. — Kapitalismus, 


die Organiſation der Wirtſchaft in 
Großbetrieben 253. — Sombarts un⸗ 
richtige Vorſtellung von der Oiken⸗ 
wirtſchaft 254. — Enger Zuſammen⸗ 
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hang aller nachgewieſenen Kennzeichen 
des Kapitalismus mit der Steigerung 
des großen Betriebes 254. Der 

kapiialiſtiſche „Geiſt“ 256. — Rapi- 
talismus und Sozialismus 258. 

Wirtſchaftsgeſchichte: Zu Methode 
und Aufgabe der Wirtſchaftsgeſchichte. 
E 483—505. I. Friedrich Liſts Lehre 
von den Wirtſchaftsſtufen und die 
Bedeutung der Typit 483492. 
II. Von den Aufgaben der Wirtſchafts⸗ 
geſchichte 492 —505. 

Wirtſchaftsſtufen: ſiehe Wirtſchafts⸗ 
geſchichte. 


Zettelwirtſchaft: ſiehe Finanzkonfe⸗ 
renz. 


Zinstheorie: ſiehe Lohnſteigerung. 
Zollfragen: ſiehe Wirtſchaftliche Eini⸗ 


gung. 
Zweibund: ſiehe Koalitionspolitik. 


et 


wer 


„ . X RE Ger EEE SR 
nn ee ET RR I ET TEE 
8 — —— 1 1 
1 D 255 E 4‘: 
. . 8 Sr 2 Pr * 
g 5 . . 
2 * 
2 . 


in-Library Use On 
tem cannot leave library 


UNIVERSITY OF FL 


te 


8 7020 


\ 
\ „5 7 
don u 
„ 
— 7 > 
7 e 7 
4 „ A 
„is. +, 0 
Lan * . ’ 
’ r Fan 
77 „ 
e 7 
— 7 
N 17 
f I 1 10 
. 7 f 2 2 
5 16 7 
; x £ 
„& 
3722 
5 . 
7 
2 
. 1 
1 
/ « 
— 7 
5 A 
v 
— 7 
5 x 
b . 7 
27 7 
E r 
— + . 
7 \ 
x x 
N f 1 
— — 2 
#7 / 
We . 
vi 7 * > 
7 \ 
. * 
N 2 
NP, . 
r 7 
1 
A . 
En 1 . f 
7 + 
. 7 
5 4 „ 
1 5 pP 
. 2 f 
+ 
. 
x A 
so... 
. 7 f 
. r 
N t 
3 - 
\ . 
3 5 
2 N ; 
Fr € 
N 
* * 
e N IE 
+ 5 2 
.. fi N 
N N 
vo‘ 
’ 74 x 
\ 
iv 
art 
0 
\ 
« 


